Editorial 
Gewerkschaftsbewegung am Ende? 
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In der Bundesrepublik ist einer der härtesten Tarifkonflikte der Nachkriegszeit angekündigt. 
Die Tarifforderung der IG Metall nach Einführung der 35-Stunden- Woche, die sich in länge- 
ren gewerkschaftsinternen Auseinandersetzungen durchgesetzt hat und von der Mehrheit 
der DGB-Gewerkschaften sowie dem internationalen Gewerkschaftsbund mitgetragen 
wird, enthält viele Momente, die Gewerkschaftskritiker an den üblichen Tarifforderungen 
vermissen: 

‚ — Sie vereinheitlicht Interessen der Arbeitsplatzbesitzer und der Arbeitslosen, stellt also ei- 
nen Schritt dar, die »Dualisierung« der Arbeitsmärkte, die zentrale »Segmentierungslinie« 
zwischen denen, die »drinnen« und denen, die »draußen« sind, offensiv in Frage zu stellen; 
— sie ist eine qualitative Forderung, die Reproduktionsinteressen und -erfordernisse der Be- 
schäftigten aufgreift, Rationalisierungseffekte in arbeitsfreie Zeit und nicht in zusätzliche 
Lohnprozente umzusetzen versucht; 

— sie ist vor allem in der gegenwärtigen ökonomischen und politischen Situation hoch kon- 
fliktorisch und politisierend und sperrig gegenüber Versuchen, einen korporatistischen In- 
teressenausgleich zu arrangieren. 

Man mag einige Abstriche vornehmen. So ist offenkundig, daß auch bei einer sofortigen 
Durchsetzung der 35-Stunden-Woche die Arbeitslosigkeit nicht vollständig beseitigt werden 
wird. Zunächst sind möglicherweise die Arbeitsplätze derjenigen, die »drinnen sind«, stärker 
gesichert. Auch scheint die gewerkschaftliche Basis für die Forderung (noch?) nicht hinrei- 
chend mobilisiert. 

Dennoch muß man feststellen: Es sind nicht die Gewerkschaften in Italien oder in England, 
die sich für den Kampf um die fortgeschrittenste gewerkschaftliche Forderungsposition rü- 
sten, sondern die »korporativen« Gewerkschaften der BRD. Wer hätte das Anfangder siebzi- 
ger Jahre gedacht? 

Vor diesem Hintergrund ist es um so erstaunlicher, wenn in einer Reihe von Beiträgen dieses 
Heftes Abschied genommen wird von Hoffnungen und Erwartungen in die Gewerkschaften 
als Akteure progresssiver sozialer Veränderungen und des Klassenkampfs, wenn die Gewerk- 
schaften im wesentlichen als konservative Gesellschaftskraft dargestellt werden. Wohlge- 
merkt, dieses Urteil bezieht sich nicht allein auf die Gewerkschaften im »Modell Deutsch- 
land«, sondern auf Gewerkschaften überhaupt, denn die Zeit der Importe von Vorbildern aus 
anderen Ländern scheint ohnehin vorüber. 

Der Wandel ist groß — man erinnere sich an die Diskussionen über »Klassenkämpfe in West- 
europa« Anfang der siebziger Jahre. Ist esein Wandel im Charakter oder in den Handlungsbe- 
dingungen der Gewerkschaften, oder ist esein Wandel in den Köpfen der Linksintellektuel- 
len? Bei der Konzeption dieser Ausgabe der PROKLA ging es uns darum, unter Erinnerung 
an die Diskussionen Anfang der siebziger Jahre eine Bestandsaufnahme der Entwicklungen 
und Konstellationen zu Beginn der achtziger Jahre vorzunehmen. Diesgibt die Gelegenheit, 
die vor zehn Jahren entwickelten Diagnosen und Prognosen zu Fragen des Klassenkampfs 
und der Gewerkschaften an Hand der zwischenzeitlichen Ereignisse und Entwicklungen zu 
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überprüfen. Und zwar vor dem Hintergrund wesentlicher ökonomischer und politischer 

Veränderungen: 

1. Die Weltwirtschaftskrise seit Anfang der achtziger Jahre mit Arbeitslosenquoten von 
über 10 % in den wichtigsten Ländern der westlichen Welt hat die Stellung der Gewerk- 
schaften als »Arbeitsmarktpartei« wesentlich geschwächt; 

2. DasPotential an betrieblichen Rationalisierungsmöglichkeiten, welches die in den siebzi- 
ger Jahren zur Anwendungsfähigkeit herangereiften Technologien auf Basis von Mikro- 
prozessoren bereitstellten, schafft vor dem Hintergrund der allgemeinen Arbeitsmarktsi- 
tuation der Kapitalseite arbeitspolitische Spielräume zur Verstärkung ihrer Kontrolle 
über den Arbeitsprozeß und schwächt die Gewerkschaften in ihrer Rolle als»betriebliche 
Interessenvertretungs; 

3. Veränderungen in der Regierungskonstellation haben in den meisten Ländern die Chance 
für die Gewerkschaften reduziert, über politischen Einfluß staatliche Ressourcen für Pro- 
blemlösungen mobilisieren zu können. Selbst wo, wie in Schweden und in Frankreich, 
inzwischen (wieder) sozialdemokratische Regierungen existieren, sind zunehmend Inter- 
essendivergenzen zwischen Partei und Gewerkschaften aufgetreten und die Grenzen ge- 
werkschaftsunterstützender Staatspolitik deutlich geworden. 
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Offensichtlich geworden ist, daß Typisierungen wie kooperativ-konfliktorisch, basierend 
auf gewerkschaftlichen Organisationsmerkmalen und Verhaltensweisen, für eine allgemeine 
Theorie der Gewerkschaften wenig hilfreich sind. Deutlich geworden ist ebenfalls, daß die als 
»Modell Deutschland« entwickelten Vorstellungen eines»korporatistischen Blocks« weniger 
stabil sind, als von den korporatismustheoretischen Gewerkschaftskritikern angenommen 
wurde(Auch wenn es nur als »empiristischer« Verweis verstanden werden mag: Die jüngsten 
Entwicklungen bei Arbed-Saarstahl dürften die These des weltmarktorientierten »Moderni- 
sierungskartells«, in das die Gewerkschaft als gestaltender Akteur eingeschlossen seien, in Fra- 
ge stellen.). Und nicht zu übersehen ist schließlich, daß Verschlechterungen in den Repro- 
duktionsbedingungen, daß Arbeitsintensivierung, Arbeitslosigkeit, Lohnabbau nicht etwa 
Radikalisierung, Zunahme an Klassenbewußtsein und Klassenkampfbereitschaft hervorge- 
bracht haben (vgl. dazu die Beiträge in PROKLA 53). 

Eine Reorientierung der (linken) Gewerkschaftstheorie scheint vonnöten. Diese Theorie 
muß realistischer sein als die teilweise emphatisch gefaßte Theorie von Anfang der siebziger 
Jahre, und sie muß zu vermeiden versuchen, die Entwicklungen der letzten Jahre nun erneut 
generalisieren und daraus die (scheinbar neue) Theorie der Gewerkschaften schmieden zu 
wollen. Realismus — bedeutet dies, alle Erwartungen aufzugeben, die Gewerkschaften könn- 
ten sich als Träger sozialistischer Transformationsprozesse in dieser Gesellschaft bewähren? 
Bedeutet das, die Gewerkschaften seien nichts anderes als partikulare Interessenvertretungen 
wie der Verband der Grundstücksbesitzer oder der Apotheker? 

Auch wenn wir glauben, daß entsprechende Überlegungen in einzelnen Beiträgen dieses Hef- 
tes produktive Anstöße für eine erneute gewerkschaftstheoretische Diskussion darstellen, 
können wir doch dem »neuen Realismus«, die Funktion der Gewerkschaften auf die reine In- 
teressenvertretung zu reduzieren, nicht immer folgen. 

An die Stelle gewerkschaftlicher Leitmodelle im Sinne sozialistischer Transformation (wie 
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Italien in den frühen siebziger Jahren) werden nun eher Modelle der gewerkschaftlichen 
Transformation im Sinne der Anpassung an kapitalistische Systemerfordernisse und -gege- 
benheiten der achtziger Jahre gesetzt. Gibt es in diesem Sinne eine — wie das Schlüsselwort 
lautet — »Amerikanisierung« der deutschen oder der europäischen Gewerkschaften? Und 
was bedeutet dabei »Amerikanisierung«? 

1. Eine Begriffsverwendung meint mit »Amerikanisierung« das Fehlen einer theoretischen 
und strategischen Orientierung, dieüber die unmittelbare Interessenvertretung hinaus auf die 
Gestaltung der Gesellschaftsordnung selbst zielt, und dies heißt negativ: Die Beschränkung 
auf partikulare Interessenvertretung einer Stammbelegschaft sowie die größtmögliche Aus- 
nutzung der Marktmacht dieser Belegschaftsgruppe in den Lohn- und Tarifverhandlungen. 
Eine Reduktion der Gewerkschaften auf »reine Interessenverbände« in diesem Sinne hat je 
doch die Voraussetzung, daß der »Organisationszweck« entsprechend eindeutig und die »In- 
teressen« der Mitglieder entsprechend explizit, bewußt und abgrenzbar existieren. Dies läßt 
sich jedoch bestreiten. Zunächst ist die Funktion der Gewerkschaften nicht auf dieökonomi- 
sche Interessenvertretung der Anbieter von Arbeitskraft auf den Märkten, also auf eine Kar- 
tellfunktion, begrenzt. Das Lohnarbeitsverhältnis selbst und seine Binnenstrukturen, der 
Arbeits- und Produktionsprozeß, die Politik am Arbeitsplatz und die damit verbundenen Inter- 
essen, Forderungen und Erfordernisse bilden ebenfalls Terrains gewerkschaftlicher Politik 
(vgl. dazu auch Jürgen Hoffmann in PROKLA 43). Und die Lohnarbeitsbeziehung generiert 
auf Seiten der abhängig Beschäftigten eben nicht nur solche Interessen, die sich — klar abge- 
grenzt und genau kalkuliert — im Rahmen von Verhandlungssystemen ausgleichen lassen. 
Der Interessenbegriff ist hier nur begrenzt anwendbar. Die Erfahrungen im Arbeits- und Pro- 
duktionsprozeß, die hier begründeten Wünsche, Erwartungen, Forderungen und Interessen 
bilden — wie diffus und klassenbewußt auch immer — nach wie vor ein Potential, das weitaus 
umfassender mobilisierbar ist, als das in reinen Interessenverbänden. Was hier hinsichtlich 
der Versuche, Perspektiven zu mobilisieren, von links aufgegeben wird, wird häufig dann 
von rechts aufgegriffen, neu interpretiert und politisch organisiert. Im übrigen sind bei den 
Lohnabhängigen Interessen, die aus dem Lohnarbeitsverhältnis und solche, die aus der »Le- 
benslage« resultieren (soziale Reproduktionsbedingungen, usw.) auf Dauer kaum so trenn- 
scharf abgrenzbar und unterschiedlichen Interessenorganisationen zuweisbar, reichen also 
über das Lohnarbeitsverhältnis hinaus. »Systeminteressen« und Interessen der »Lebenswelt« 
stehen mithin in keinem unauflösbaren Widerspruch. Wenn dennoch den Gewerkschaften 
aus der Perspektive der »neuen« sozialen Bewegungen ein großes Maß an Konservativismus 
zugesprochen wird, muß dies nicht verwundern. Anlässe für eine solche Qualifizierung gibt 
es zur Genüge. Zu erinnern ist an die große Pro-Atomenergie-Demonstration vor wenigen 
Jahren in Dortmund, bei der DGB-Gewerkschaften ihr ungebrochenes Vertrauen in die 
Kernenergie demonstrativ zum Ausdruck brachten und sich nicht zu schade waren, für diese 
Haltung auch noch das Arbeitsplatzsicherheitsargument zu reklamieren. Oder an den (kläg- 
lich gescheiterten) Versuch, eine eigene Unterschriftensammlung in den Betrieben zur 
NATO-Nachrüstung und zur Friedenspolitik durchzuführen, mit der man sich gegenüber 
der autonomen Friedensbewegung Distanz schaffen wollte. Weitere Beispiele könnten ange- 
führt werden. Doch wäre es falsch, diese Ereignisse zu generalisieren. So gilt es auch zu erken- 
nen, daß in die gewerkschaftlichen Positionen und Haltungen Bewegung geraten ist, daß sie 
sich immer wieder Anliegen der »neuen« sozialen Bewegungen »geöffnet« haben. Und mehr: 
Die »Träger« und Subjekte beider Bewegungen lassen sich längst nicht mehr in der Schärfe 
trennen, wie dies die Redeweise von den »neuen« sozialen Bewegungen nahelegt. Erwerbs- 
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und Lebensinteressen können zwar in jedem einzelnen Lohnabhängigen auseinanderfallen, 
doch wirken zugleich auch immer Triebkräfte, die eine Überschneidung beider Interessen 
hervorbringen können. Trotz aller Probleme und Schwierigkeiten, die es zwischen den »al- 
ten« und den »neuen« sozialen Bewegungen gibt, haben wir keinen Anlaß, die beide Bewe- 
gungen verbindenden Momente zu unterschlagen. 

2. In einem anderen Sinne wird der Begriff der »Amerikanisierung« der Gewerkschaften von 
Richard Hyman verwendet. Hyman versteht darunter in seinem Beitrag einen Prozeß der 
Ent-Gewerkschaftlichung, das Herausdrängen von Gewerkschaften aus bisher organisierten 
Betrieben bzw. das Verhindern gewerkschaftlicher Organisierung in bisher gewerkschafts- 
freien Betrieben. Wenn er dabei auch auf Erfahrungen bei British Leyland verweisen kann 
(im Zuge der betrieblichen Restrukturierung wurde die Stellung der shop stewards bisher er- 
folgreich zerschlagen), so waren es doch bislangeher die »fortschrittlichen Kapitale« der IBM, 
Kodak, Polaroid usw., die große Erfolge bei der Verhinderunggewerkschaftlicher Organisie- 
rungaufweisen können. Allerdings beruht diese Form der» Amerikanisierung« auf dem spek- 
takulären ökonomischen Erfolg dieser Unternehmen. In historischer Perspektive besteht 
aber kein Anlaß, diesen einzelkapitalistischen Systemen industrieller Beziehungen nun ein 
solches Maß an Anpassungsfähigkeit zuzusprechen, das es erlauben würde anzunehmen, sie 
seien gegenüber »Einbrüchen« sozialer oder ökonomischer Art ein für alle Mal abgesichert, 
also ultrastabil geworden. 

3. Diese Einschränkung der Bewertung gegenwärtig erfolgreicher Managementmodelle in- 
dustrieller Beziehungen gilt ebenso für das gewerkschaftliche Negativperspektivmodell der 
»Japanisierung«. Dieses Modell umfaßt nach dem üblichen Verständnis die Elemente a) der 
Dualisierung der innerbetrieblichen Arbeitsmärkte durch Formalisierung des Stammbeleg- 
schaftsstatus und Schaffung einer abgrenzbaren Randbelegschaft, b) der Aufbau bzw. die 
Stärkung unternehmens- und betriebsnaher gewerkschaftlicher Interessenvertretungen, die 
auf den ökonomischen Erfolg und die Konkurrenzstärke des Unternehmens als Vorausset- 
zungen für gewerkschaftliche Forderungen orientiert sind; (in diesem Sinne faßt Ajellberg in 
seinem Beitrag über die schwedische Entwicklung i.d. Heft Japanisierung als die Strategie der 
Unternehmerseite, das zentrale System der Tarifverhandlungen als Voraussetzung der soli- 
darischen Lohnpolitik in Schweden zu unterlaufen); c) die Institutionalisierung direkter Ma- 
nagement-Belegschaftsbeziehungen unter Umgehung gewerkschaftlicher Vertretungsform 
in der Form von arbeitsplatznahen Gesprächskreisen, wie Qualitätszirkeln usw.; (Groux und 
Levy stellen diese Strategie in ihrer Darstellung der französischen Entwicklung besonders 
heraus und führen auf diese Managementstrategie der »kollektiven Mobilisierung« von Be 
schäftigteninteressen durch das Management und für das Management anstelle der traditio- 
nellen Mobilisierung durch die Gewerkschaften die Schwäche der französischen Gewerk- 
schaftsbewegung in wichtigen Bereichen als einem wesentlichen Grund zurück). 
»Japanisierung« oder »Amerikanisierung« als Entwicklungsperspektiven der Kapital-Ar- 
beitsbeziehungen stellen häufig noch vornehmlich Extrapolationen von gegenwärtig propa- 
gierten Unternehmensphilosophien und -strategien dar. Zwar sind die Entwicklungsrich- 
tungen der Technik, die Schwerpunkte unternehmerischer Investitionen und die mit ihnen 
verfolgten Modelle von Arbeitsorganisation, Personalpolitik und Formen industrieller Be- 
ziehungen in der gewerkschaftstheoretischen Diskussion der Vergangenheit häufig zu wenig 
berücksichtigt worden. Es besteht jedoch kein Anlaß, nun die zukünftige Gewerkschaftsent- 
wicklung allein aus den Entwicklungstendenzen und Entwicklungsplänen des Kapitals abzu- 
leiten. 
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Auch in historischer Perspektive der Gewerkschaftsgeschichte ist es äußerst fraglich, die Ge 
werkschaften einfach auf die integrative Funktion für das Kapitalverhältnis zu reduzieren. 
Meistens waren sie wohl mehr oder weniger defensive Klasseninstitutionen, die gezwungen 
waren, Kompromisse einzugehen, aber um Kompromisse zu erzielen, waren sie zugleich 
auch immer mehr als diese Kompromisse. In der Anfangsphase der Gewerkschaften zu Be- 
ginn des Industriekapitalismus waren genössenschaftliche Traditionen sehr eng mit der Ge- 
werkschaftsentwicklung verknüpft. In der Entwicklungsphase des Industriekapitalismus hat 
es nicht nur in Frankreich und England, sondern auch in Deutschland während und nach 
dem 1. Weltkrieg starke syndikalistische Strömungen gegeben, waren in dieser Periopde teil- 
weise gerade die ehemaligen ‘reformistischen’ Gewerkschaften Träger sozialrevolutionärer 
Bewegungen. Lohnforderungen waren nie die einzige Zielsetzung der Gewerkschaften. Im 
Kontext sich reproduzierender Kapitalverhältnisse waren die Gewerkschaften wohl auch re 
produktives Element der kapitalistischen Produktionsweise, aber sie waren dies nie aus- 
schließlich, gingen in unterschiedlich starkem Maße darüber hinaus, und es wäre entspre 
chend falsch, sie auf die bloß reproduktive Funktion für das Kapitalverhältnis zu reduzieren. 


MI. 


Die Situation der Gewerkschaften hat sich gegenüber den Siebzigern geändert. Einige der Än- 
derungen werden dauerhaft sein: Die Schrumpfung von Branchen der klassischen Industriali- 
sierungsphase (der Montanindustrie, Werften, usw.) reduziert das Gewicht der bisherigen 
Gewerkschaftsbastionen, zwingt sie zu. verstärkten Organisationsbemühungen auch in den 
Bereichen der »fortschrittlichen Kapitale« (der IBM, Siemensetc.) möglicherweise mit aggres- 
siveren Strategien, als sie es bisher von etablierten Positionen aus in Stammindustrien nötig 
hatten. 
Der Einsatz neuer Techniken, die damit verbundene Ausdünnung der Betriebe und die ver- 
änderten Arbeitsbedingungen und Arbeitsorganisationen verändern die Kontrolle über den 
Arbeitsprozeß (vgl. dazu die Beiträge in der nächsten Ausgabe der PROKLA). 
Die ökonomischen Rahmenbedingungen gewerkschaftlichen Handelns können auch von 
gewerkschaftsfreundlichen Regierungen nicht nach Belieben verbessert werden. Zwar unter- 
scheiden sich die wirtschaftspolitischen Strategien in den einzelnen Ländern voneinander, 
doch sind im Verlauf der achtziger Jahre alle Regierungen der entwickelten kapitalistischen 
Länder auf eine Politik der Austerität zur Verbesserung der Handlungsbedingungen des Ka- 
pitals eingeschwenkt. 
Den vielen Fragen und Problemen, die sich, stellen, stehen nur wenige Antworten gegenüber. 
Dieses Mißverhältnis läßt sich nicht zuletzt am Beispiel der Forderung der IG Metall nach 
Einführung der 35-Stunden-Woche demonstrieren. Wenn wir eingangs darauf verwiesen ha- 
ben, daf$ diese Forderung einen qualitativen, vereinheitlichenden Charakter hat und sie zu- 
dem hoch konfliktorisch und politisierend wirke, so wollten wir damit weder die Probleme 
ihrer Durchsetzung negieren noch etwa behaupten, damit allein sei die Krise der Gewerk- 
schaften zu überwinden. Inwieweit sich die vielerorts gesetzten Erwartungen erfüllen, dürfte 
nicht zuletzt davon abhängen, inwieweit es den Gewerkschaften bei der betrieblichen Um- 
setzung wird gelingen können, leistungsverdichtenden Maßnahmen der Unternehmerseite 
entgegenzuwirken. Käme es nämlich im Zuge der Arbeitszeitverkürzung zu einer nicht-kon- 
trollierten Steigerung der Arbeitsproduktivität, dann würden die potentiellen Arbeitsplatz- 
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wirkungen vermindert. Nicht zu vernachlässigen sind ebenfalls die Kaufkraftwirkungen ei- 

ner Arbeitszeitverkürzung ohne vollen Lohnausgleich. In diesem Fall bestünde zumindest 

die Möglichkeit, daß die Verminderung der effektiven Kaufkraft über den Nachfragemecha- 
nismus auch den Arbeitsmarkt tangiert. Beide Entwicklungen könnten dazu führen, daß das 
mit der Forderung nach der 35-Stunden- Woche angestrebte Ziel einer Vereinheitlichung der 

Interessen von »Arbeitsplatzbesitzern« und Arbeitslosen zumindest nur unvollständig reali- 

siert würde. 

Zu bedenken ist ferner die Uneinigkeit der DGB-Gewerkschaften in der Frage des Typus 

von Arbeitszeitverkürzung. Während die IG Metall, die Gewerkschaft Druck und Papier, die 

HBV, die GHK und die Deutsche Postgewerkschaft sich einheitlich für das Ziel der 35-Stun- 

den-Woche ausgesprochen haben, orientieren demgegenüber die Gewerkschaft Bergbau, die 

IG Chemie, die NGG, die BSE und die Gewerkschaft der Polizei vorrangig auf Strategien der 

Frühverrentung. Die unterschiedlichen Arbeitszeitverkürzungsstrategien scheinen darüber- 

hinaus differente Formen gewerkschaftlicher Interessenvertretungspolitik zu beinhalten: 

Die Strategie der Frühverrentung demonstriert in der Konsequenz eine eher kooperative 

Haltung, die letztlich auch mit den Plänen der konservativen Regierung auf einen Nenner zu 

bringen sein dürfte; die Forderung nach der 35-Stunden- Woche stellt demgegenüber — bei al- 

len Einschränkungen, die zu machen sind— eher eine offensive Antwort auf die Krise des Ar- 
beitsmarktes dar. 

Doch nicht nur inter- und intragewerkschaftliche Differenzen bestimmen die Auseinander- 

setzungen auf dem Terrain der Arbeitszeit. Häufig wird übersehen, daß esden Unternehmern 

als Anbieter von Arbeitsplätzen — insbesondere in den letzten Jahren sich verschärfender Be- 
schäftigungskrise — gelungen ist, trotz des tariflich fixierten 8-Stunden-Normalarbeitstages 
erhebliche Fiexibilitätsspielräume bezüglich Dauer und Lage der Arbeitszeit zu schaffen: 

a) Die erhebliche Spanne zwischen tariflicher und effektiver Arbeitszeit als Folge von 
Überstunden und Mehrarbeit wurde auch in den zurückliegenden Jahren der Beschäfti- 
gungskrise kaum abgebaut. Überstunden einerseits, Kurzarbeit andererseits (wobei die 
Einkommenseinbußen durch das Sozialleistungsystem aufgefangen werden) halten den 
Beschäftigtenstand zugunsten der Unternehmen relativ konstant. 

b) Ein trotz aller gesundheits- und freizeitpolitischer Gefahren und Warnungen sukzessiv 
ausgeweitetes Flexibilitätspotential stellt die Schicht- und Nachtarbeit dar. Vor allem die 
voll-kontinuierliche Schichtarbeit ist in den letzten Jahren ausgeweitet worden, um, be- 
zogen auf das unternehmerische Rentabilitätskalkül, die vorhandenen, konstantes Kapi- 
tal bindenden Kapazitäten rund um die Uhr auszulasten und die menschliche Arbeit(s- 
zeit) an die »Erfordernisse« der Produktion anzupassen. 

c) Teilzeitarbeit, überwiegend in der Form der halben Vollzeitstelle ist eine weitere häufige 
Variante der Flexibilisierung der Arbeitszeit. Trotz der Beschäftigungskrise haben Teil- 
zeitarbeitsverhältnisse, die sich nach wie vor fast ausschließlich auf Frauen beziehen, signi- 
fikant zugenommen. Dies betrifft sowohl die versicherungsfreien »geringfügigen« Be- 
schäftigungsverhältnisse (d.h. unter 20 Stunden) als auch neuartige Formen der Teilzeit, 
die zugleich eine Variation von Dauer und Lage der Arbeitszeit vorsehen. 

Diese Formen der Flexibilisierung der Arbeitszeit verkörpern eine unternehmerische Of- 

fensive, der die Gewerkschaften oft genug bloß defensiv gegenüberstehen. Die Ausweitung 

solcher Teilzeitbeschäftigungsverhältnisse gerade in einer Phase langandauernder Massenar- 
beitslosigkeit, in der den Unternehmen ein ausreichendes Arbeitskräftepotential zur Verfü- 
gung steht, ist weder zufällig erfolgt noch ein Ausdruck des Eingehens auf die Wünsche der 
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Beschäftigten, sondern in erster Linie Mittel zur Optimierung der Ausbeutungsbedingungen 
oder Folge der betrieblichen Nutzungsstrategie von Arbeitskraft. Die Ausgestaltung von 
Dauer und Lage der Arbeitszeit richtet sich dabei im Rahmen des (technologischen) Standes 
der Produktion und der Dienstleistungserstellung nach der Maxime einer Optimierung der 
Kosten-Ertrags-Relation. Bestehende Vollzeitarbeitsplätze werden in diesem Kontext meist 
dann aufgeteilt bzw. in einen Arbeitsplatz mit geringerer alstariflich fixierter Arbeitszeit und 
variabler Lage umgewandelt, wenn dies einen finanziellen Vorteil verspricht. Arbeitsplätze 
mit einfachen Anforderungsprofilen und zerlegten, standardisierten Arbeitsvorgängen und 
verstetigten, vorhersehbaren Arbeitsanfällen (und dies sind in der Realität größtenteils Frau- 
enarbeitsplätze) lassen dies am ehesten erwarten. Denn hier können Lage und Dauer der Ar- 
beitszeit mit dem tatsächlichen Arbeitsanfall abgestimmt und die Nutzungsrisiken der Ar- 
beitszeit den Frauen aufgebürdet werden. 

Das Kampffeld der Arbeitszeit ist also vielfältig bestellt. Der Kampf um die 35-Stunden-Wo- 
che markiert hierbei eine offensive gewerkschaftliche Strategie der Umverteilung von Arbeit 
für mehr Beschäftigte durch weniger Arbeit für den einzelnen — und steht dabei in Wider- 
spruch zu den rentabilitätsorientierten Flexibilisierungsstrategien der Kapitalseite. In diesem 
Sinne ist es auch ein Kampf um gesellschaftliche Entwicklungsperspektiven, der mit darüber 
“ entscheidet, in welchem Tempo und in welchem Maße die kapitalgeleitete Restrukturierung 
der Gesellschaft in den nächsten Jahren weitergeführt werden kann. 

Doch ist die Auseinandersetzung um die Arbeitszeit nur ein Kampffeld der Gewerkschaften. 
Die anderen von uns skizzierten gesellschaftlichen Entwicklungen bringen ebenfalls Anstö- 
ße für Form-, Funktions- und Organisationsveränderungen der Gewerkschaften hervor, die 
unter Umständen in eine andere Richtung verweisen können. Eine realistische Gewerk- 
schaftstheorie wird sich darum bemühen müssen, diese Veränderungsdynamik analytisch 
und strategisch zu fassen zu kriegen. In diesem Sinne hoffen wir, daß die Debatte über die Zu- 
kunft der Gewerkschaften mit den Beiträgen dieses Heftes erst beginnt ... 
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Lesarten über die Arbeitskonflikte der siebziger Jahre 
und Mutmaßungen über die Zukunft der Gewerkschaften 


Widerstandslos, im großen und ganzen, 
haben sie sich selber verschluckt, 

die siebziger Jahre, 

ohne Gewähr für Nachgeborene, 

Türken und Arbeitslose. 

Daß irgendwer ihrer mit Nachsicht gedächte, 
wäre zuviel verlangt 


H.M. Enzensberger, Die Furie des Verschwindens 


Gebranntes Kind ... 


Wer heute (Ende 1983) — nach zehnjähriger Erfahrung mit einer neuen Weltwirtschaftskrise 
und mit Massenarbeitslosigkeit, deren Ausmaß in den sechziger Jahren für gesellschaftlich 
untragbar gehalten wurde, in Erwartung einer großen sozialpolitischen Auseinandersetzung 
um die 35-Stunden-Woche, nach einer halben Dekade relativ sozialen Friedens (der letzte 
große gewerkschaftliche Streik, übrigens ebenfalls um die 35-Stunden-Woche, fand um die 
Jahreswende 1978/79 statt) — eine politische Bilanz der gewerkschaftlichen Entwicklungder 
letzten 15 Jahre und ihrer Rezeption durch die Linke zu ziehen versucht und — damit nicht 
genug — dem noch seine Spekulationen über die Zukunftsperspektiven der Gewerkschaften 
in den achtziger und neunziger Jahren anfügt, der darf hoffentlich mit Nachsicht für seine 
möglichen Fehlurteile und Fehlprognosen rechnen. 


Prognosen — Erwartungen — Illusionen 


Der französische Mai 1968, der deutsche September 1969 und der italienische Herbst 1969 er- 
öffneten der linken — vorwiegend studentischen — Protestbewegung in Westeuropa eine un- 
erwartete Perspektive: Die Arbeiterklasse der spätkapitalistischen Metropolen schien nicht 
so hoffnungslos saturiert und integriert zu sein, wie prominente marxistische Theoretiker, al- 
len voran Herbert Marcuse, diagnostiziert hatten. Die schier endlose Rekonstruktionsperio- 
de des Nachkriegskapitalismus schien nun doch ein Ende zu finden. Der Klassenkampf ante 
portas. Ob »Prokla«, »Projekt Klassenanalyse«, »express« (ganz zu schweigen von den ge- 
werkschaftsorientierten Marburger »Entwicklungshelfern« und anderen mittlerweile einge 
gangenen Zeitschriften und Projekten) — für sie war die Zuspitzung der Klassenauseinander- 
setzung nur noch eine Frage des Modus. Daß der schlafende Riese namens PROLETARIAT 
erwache, war nicht strittig, sondern der Kausalnexus: ob ursächlich bedingt durch die fallen- 
den Profitraten, die zyklischen Krisen, die voluntaristischen Kraftakte innergewerkschaftli- 
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cher Oppositionsgruppen oder die führende Rolle der »distinkten Arbeiterpartei«. Die veri- 
table Adventsstimmung unter linken Intellektuellen und anderen uneigennützigen Freunden 
des Proletariats ließ jedoch solche — teilweise an katholische Konzils-Auseinandersetzungen 
erinnernden — theoretischen Kontroversen zumindest zeitweilig in den Hintergrund treten. 
Schon die erste Nachkriegsrezession 1966/67 und ihre politischen Turbulenzen hatte die 
Linke im SDS und anderswo zu waghalsigen Prognosen verleitet. Elmar Altvater (möge er 
mir die Reminiszenz verzeihen) konstatierte in der »neuen kritik«, der Zeitschrift des SDS, 
die »weitgehende Ausschöpfung des Wachstumspotentials der westdeutschen Volkswirt- 
schaft« und identifizierte mit Janossy als bedeutendsten »wachstumslimitierenden Faktor« 
die »Qualifikationsstruktur der Arbeitskraft«. Keine Frage, daß »neue Antworten der Arbei- 
terklasse« auf der Tagesordnung standen (Altvater 1967, S. 25). 

Auf dem 16. Soziologentag im April 1968 in Frankfurt beeindruckte eine Frankfurter Sozio- 
logengruppe mit der folgenden — ebenfalls der Rezession 1966/67 geschuldeten — Einsicht 
das Auditorium: 


»Schon eine geringe Arbeitslosenquote von wenigen Prozent führt zu schwer kontrollierbaren Wähler- 
reaktionen mit dysfunktionalen politischen Konsequenzen. Angesichts der Systemkonkurrenz zwi- 
schen kapitalistischen und sozialistischen Ländern würde die Existenz einer Reservearmee von Arbeits- 
losen die Legitimitätsbasis des politischen Systems aushöhlen« (Bergmann et al. 1968, S. 74). 


Die Septemberstreiks von 1969 ließen dann ganz andere Blütenträume reifen. Das Soziölogi- 
sche Forschungsinstitut in Göttingen (SOF]) verkündete in seiner Septemberstreik-Studie 
den prospektiven »Anfang der Rekonstruktionsperiode der Arbeiterklasse« (Untertitel von 
Schumann et al. 1971). Die Frankfurter Gewerkschaftsstudie gründete nicht zuletzt auf die 
»wilden« Streiks 1969 und 1973 ihre These von der»Krise der kooperativen Gewerkschaftspo- 
litik« und ihre Erwartung einer Wende zur konfliktorischen, wenn nicht gar klassenkämpfe- 
rischen Politik (Bergmann/Jacobi/Müller-Jentsch 1975, S. 316 ff.). Etwa um die gleiche Zeit 
wiegte uns die »Prokla« mit der Prognose in Sicherheit, daß »die materielle Bewegung« (ge- 
meint waren die von der Akkumulationsbewegung ausgehenden Konsequenzen für die Ar- 
beiterbewegung) »den reformistischen und systemintegrationistischen Vorstellungen und 
Ideologien ihre Basis« entzieht (Redaktionskollektiv Gewerkschaften 1972, $. 189). 

Wie wuchernde Metastasen setzte sich in diesen Jahren der Begriff »Klassenkampf« in Titel 
und Untertiteln von Büchern, Reihen und Aufsätzen fest: Sexualität und Klassenkampf — 
Gewerkschaften und Klassenkampf — Schule und Klassenkampf — Universität und Klassen- 
kampf — Sozialdemokratie und Klassenkampf — Arbeitsrecht und Klassenkampf — Staats- 
diener im Klassenkampf — Arbeiterbildung und Klassenkampf usw. Aus Arbeitskämpfen 
wurden Klassenkämpfe und Klassenbewegungen, aus Sozialstrukturanalysen Klassenanaly- 
sen; und »klassenspezifisch« reüssierte zum gebräuchlichsten Adjektiv linker Schreibe. 
Selbst die mit der 1974 einsetzenden Wirtschaftskrise sich aufdrängenden negativen Erfah- 
rungen läuteten noch nicht das »Ende der Ilusionen« auf seiten der Linken ein. Die Berliner 
PKA- bzw. Bischoff-Gruppe interpretierte 1977 ihre eigenen Befunde über das »illusionäre«, 
d.h. zu konservativen und autoritären Krisenlösungen tendierende Bewußtsein von Arbeit- 
nehmern, wie folgt: 


»Heißt dies nun, daß der These von einer Phase der Stabilisierung von bürgerlichen Wertorientierun- 
gen zugestimmt werden kann? Nach unserer Auffassung ist die Aktivierung von bestimmten Wert- 
orientierungen lediglich vorübergehender Natur. Anhand einer ganzen Reihe von Indikatoren läßt 
sich zeigen, daß vor allem bei an- und ungelernten Arbeitern, sowie bei Facharbeitern, dieses Hervor- 
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treten bestimmter Einstellungen selbst nur Zwischen- und Durchgangsform für eine realistischere Ein- 
schätzung der bestehenden Sozialstruktur ist. Sollte die jetzige Opposition (die CDU/CSU — WMIJ), 
wie aus vielen Äußerungen ihrer Sprecher zu entnehmen ist, den Versuch unternehmen, eine für die 
Arbeitnehmer nachteilige Einkommensverteilung durchzusetzen, so wird dies in Kürze eine erhebliche 
Verschärfung des sozialen Klimas bringen« (Bierbaum et al. 1977, S. 188 £.). 


In diesen Äußerungen bekundet sich jene Schlußfolgerung, die Bischoff und andere zur glei- 
chen Zeit in ihrer »Marxistischen Gewerkschaftstheorie« folgendermaßen formuliert haben: 
In der ökonomischen Krise tritt »der tatsächliche Charakter des Lohnsystems (...) deutlicher 
hervor und damit auch die Grenze der unmittelbaren Assoziation. Sie wird infolge des stets 
wachsenden Drucks auf die unmittelbaren Produzenten gezwungen sein, verstärkt radikale 
Forderungen ihrer Mitglieder zu berücksichtigen. In diesen Forderungen wird eine mehr 
oder minder klare Vorstellung über den Charakter der bürgerlichen Produktionsweise und 
die Notwendigkeit ihrer Veränderung zum Ausdruck kommen« (Autorenkollektiv 1976, S. 
81). Leider sind diese Vorstellungen bislang»minder klar« geblieben. Was indessen Detlev Al- 
bers in einer jüngeren Veröffentlichung nicht davon abhält zu erwarten, daß die Arbeiter- 
klasse in ihrem»dunklen Drange« doch noch zu einer— wie lange schon erwarteten? — »Poli- 
tisierung« des Kampfes gegen die Krisenauswirkungen finden wird (Albers 1982, 5. 25). 


Die 70er Jahre — das Jahrzehnt der Gewerkschaften?* 


Es waren nicht nur Hirngespinste, die Hoffnungen und Illusionen der Linken nährten. Wo- 

rauf stützten sich aber ihre Erwartungen, daß eine qualitativ neue Stufe der Klassenauseinan- 

dersetzungen erreicht sei? Es waren im wesentlichen die folgenden, summarisch für die ge- 
samte Dekade zusammengefaßten Phänomene: 

— eine deutliche Zunahme inoffizieller spontaner Streiks auf betrieblicher Ebene, vor allem 
die beiden Wellen wilder Streiks in den Jahren 1969 und 1973; 

— ein gegenüber den 60er Jahren deutlich angestiegenes Konfliktnivean: der offiziellen Ar- 
beitskampfstatistik zufolge verdoppelte sich in den 70er Jahren die Zahl der an Arbeits- 
kämpfen beteiligten Arbeitnehmer, während die Zahl der durch Arbeitskämpfe verlore- 
nen Arbeitstage sich fast vervierfachte (vgl. Tab. 1 im Anhang); 

— die militante Lohnpolitik der frühen 70er Jahre, die die stabilitäts- und wachstumskonfor- 
men ÖOrientierungsmarken, die derSachverständigenrat gesetzt hatte, deutlichüberschritt 
umd imEndeffekt die staatlicheEinkommenspolitik (»Konzertierte Aktion«) unwirksam 
machte; 

— diebei den im dreijährigen Turnusstattfindenden Betriebsratswahlen im verstärkten Maße 
auftretenden Konflikte zwischen politischen Fraktionen um die Vertretung der Beleg- 
schaften in den Berriebsräten, diesich vorallemin Form oppositioneller Listen bemerkbar 
machten; 

— die Verlagerung qualitativer oder nicht-monetärer Interessen von der betrieblichen auf die 
tarifpolitische Ebene, wo sie Aufnahme in den gewerkschaftlichen Forderungskatalogen 
fanden und zum Gegenstand ausgedehnter Arbeitskämpfe wurden; 


* In diesem und dem folgenden Abschnitt resümiere ich Ergebnisse, die detaillierter bei Müller- 


Jentsch 1979 und Brandt et al. 1982 dargestellt werden. 
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— die durch die aktive Tarifpolitik der Gewerkschaften ausgelösten unternehmerischen 
Maßnahmen zur Gegenoffensive, die sich in einer vermehrten Anwendung des Kampf- 
mittels der Flächenaussperrung bemerkbar machten; 

— der seit Ende der 60er Jahre kontinuierliche Anstieg (mit Ausnahme des Jahres 1975) 
nicht nur der gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen, sondern auch des gewerkschaftlichen 
Organisationsgrades, wodurch der stagnative Trend in der Mitgliederentwicklung der 
60er Jahre eine positive Veränderung fand (vgl. Tab. 3 im Anhang). 

Die skizzierten Ereignisse waren der Stoff, aus dem die Linke ihre Generalthese von der »zu- 

nehmenden Verschärfung der Klassenauseinandersetzungen« schmiedete. Solide abgesichert 

durch politökonomische »hardware« — Akkumulationsbedingungen und Profitratenfall —, 
ließen sich zur Stützung dieser These drei miteinander zusammenhängende Tendenzen aus- 
machen: 

1. Rekonstruktion der Arbeiterklasse, 

2. Ende der Sozialpartnerschaft und 

3. Krise des westdeutschen Modells der industriellen Beziehungen. 

Die Wellen »wilder« Streiks, die Politisierung der Betriebsratswahlen in einigen bedeutenden 

Großbetrieben, der Anstieg der Organisationsbereitschaft waren nur die spektakulärsten In- 

dizien, die man für die erste Tendenz, den Rekonstruktionsprozeß der Arbeiterklasse, ins 

Feld führen konnte. Umfrageergebnisse wiesen in die gleiche Richtung: ein Meinungsfor- 

schungsinstitut folgerte Anfang der siebziger Jahre aus seinen Ergebnissen eine »wachsende 

Bereitschaft zum Klassenkampf«. Arbeitswissenschaftler und Industriesoziologen entdeck- 

ten die sogenannte»Motivationskrise«, die baldzum Modethema wurde und die Debatte über 

die »Humanisierung der Arbeit« stimulierte. Das von der ersten Frankfurter Gewerkschafts- 
studie ermittelte»dynamische Lohnbewußtsein« verwies auf gestiegene materielle Ansprüche 
und verfestigte Erwartungen der Lohnabhängigen. Es war dies, im Verständnis der Autoren, 
ein ambivalenter Befund: einerseits konnte es als Angleichungan systemkonforme Denk wei- 
sen interpretiert werden, andererseits barg es ein Interessenpotential, das — wenn auch zu- 
nächst nur auf Lohnmilitanz abzielend— für antikapitalistische Ziele zu politisieren war (vgl. 
den frühen Aufsatz von Bergmann 1972, in dem diese These erstmals formuliert wurde). Ins- 
gesamt spricht vieles dafür, daß in den frühen siebziger Jahren tatsächlich ein »Bewußtseins- 
schub« einsetzte, der zu einer prononcierteren Interessenorientierung der Lohnabhängigen 
führte als in den Jahren davor. Dafür sprach auch das Faktum, daß bislanggesellschaftlich mar- 
ginalisierte Gruppen aus ihrem Schattendasein heraustraten. Die Frauenbewegung gewann 

Konturen und beeinflußte auch Verhalten und Denken berufstätiger und gewerkschaftlich 

organisierter Frauen. Selbst Gruppen von Arbeitsemigrantentraten— z.B. inder inoffiziellen 

Streikbewegung 1973 — erstmals als handelnde Kollektive auf. 

Die zweite Tendenz, das Ende der Sozialpartnerschaft, war gewissermaßen die logische Kon- 

sequenz der ersten; denn eine interessenbewußte Arbeiterschaft ließ sich schwerlich mit dem 

abspeisen, was der »verteilungsneutrale« Konzessionsspielraum — quantifiziert durch die 

Sachverständigen und abgesegnet durch die »Konzertierte Aktion« — ihr zuwies. Als folge- 

richtig konnten daher auch die heftigen Kontroversen in den Gewerkschaften über deren 

Kooperation in der »Konzertierten Aktion« wahrgenommen werden. Freilich war die Inef- 

fektivität dieses Gremiums in der Beeinflussung der Lohnentwicklung notorisch geworden, 

lange bevor die Gewerkschaften, verärgert über die Mitbestimmungsklage der Arbeitgeber, 
es 1977 offiziell verließen. Infolge des erfahrenen Legitimationsverlustes durch die beiden 

Wellen »wilder« Streiks und aufgrund der anwachsenden oppositionellen Strömungen unter 
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ihren Funktionären hatten sich einige Gewerkschaften Anfang der 70er Jahre zu einer mili- 
tanteren Lohnpolitik und zur Rückkehr regionaler Tarifpolitik gezwungen gesehen. Mit den 
vermehrten — offiziellen wie inoffiziellen — Lohnkonflikten verloren die Arbeitskämpfe in 
der Bundesrepublik ihren Ausnahmecharakter. Große Lohnstreiks fanden 1971 in der che- 
mischen und metallverarbeitenden Industrie, 1974 im öffentlichen Dienst und bei der Post 
sowie in der Metallindustrie, 1976 in der Druckindustrie, 1978 in den Seehäfen und abermals 
der Metallindustrie (diesmal im Zusammenhang mit qualitativen Forderungen) statt. Folge- 
und Begleiterscheinungen der Wende zur Lohnmilitanz und zur Regionalisierung der Tarif- 
politik waren ein für die Geschichte der Bundesrepublik einmaliger Umverteilungserfolg (die- 
bereinigte Lohnquote stieg von 1969 bis 1975 um rund 5 Prozentpunkte) und die von einzel- 
nen kampfstarken Regionen (prototypisch der Bezirk Stuttgart der IG Metall) inaugurierte 
qualitative Tarifpolitik. In den siebziger Jahren fanden fünf größere Streiksüber nicht-mone- 
täre Forderungen statt: 
— 1973: neuntägiger Streik in der Metallindustrie Baden-Württembergs über den Lohnrah- 
mentarifvertrag II; 
— 1978: dreiwöchiger Arbeitskampf (Streik und Aussperrung) in der Druckindustrie über 
die Einführung computerisierter Textsysteme; 
— 1978: dreiwöchiger Arbeitskampf (Streik und Aussperrung) in der Metallindustrie 
Baden-Württembergs über Abgruppierungsschutz; 
— 1978/79: sechswöchiger Arbeitskampf (Streik und Aussperrung) in der Stahlindustrie 
über die Einführung der 35-Stunden- Woche; 
— 1980: einwöchiger Streik bei der Bundespost über Arbeitszeitverkürzung für Schichtar- 
beiter. 
Mit diesen, die ökonomischen und politischen Eliten sicherlich beunruhigenden Entwick- 
lungen gewann auch die dritte Tendenz, die Krise des westdeutschen Modells der industriel- 
len Beziehungen, Evidenz und Plausibilität. Anscheinend war das »Schönwetter-Modell« 
den neuen Herausforderungen nicht gewachsen, konnte nicht mehr die gewohnten Stabili- 
täts- und Effektivitätsleistungen erbringen. Für diese Ansicht sprachen 1. die Umverteilung 
durch Lohnpolitik, 2. die Verlagerung qualitativer Interessen von der betrieblichen auf dieta- 
rifliche Konfliktebene, 3. der generelle Anstieg des Konfliktniveaus, 4. die Verletzung der 
Rechtsnormen durch »wilde« Streiks und Warnstreiks, schließlich 5. die akute Repräsenta- 
tionsschwäche, sprich der Verlust an Kompromiß- und Verpflichtungsfähigkeit der gewerk- 
schaftlichen Führungsapparate. 
Diese Lesart der Konfliktgeschichte der siebziger Jahre verliert mit wachsender zeitlicher 
Entfernung von den konfliktorischen Auseinandersetzungen, mit zunehmender Gewöh- 
nung an den Krisenalltag und der Erkenntnis, daß die sporadische Gegenwehr der Arbeiter- 
schaft in keinem Verhältnis zu den mannigfachen Interessenverletzungen steht, mehr und 
mehr ihre Evidenz. 


Die andere Lesart: Selbstregulative Anpassung 

Ließ sich noch in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre, unter dem frischen Eindruck der 
skizzierten Ereignisse und Aktivitäten, die These von der Verschärfung der Klassenauseinan- 
dersetzung, von der Niveauanhebung des Klassenkampfes in Westdeutschland vertreten, so 


bietet sich heute— Anfang der achtziger Jahre— eine alternative Interpretation an. Diese er- 
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kennt zwar an, daß die in den siebziger Jahren eingetretenen Veränderungen in den ökono- 
mischen, politischen und sozialstrukturellen Bedingungen das System der industriellen Be- 
ziehungen mit neuen Problemen konfrontierten, ja es erschütterten und die eingespielten 
Kompromißformeln und Verhandlungsrituale in Frage stellten. Aber diese Erschütterung lö- 
ste keine institutionelle Krise, sondern Prozesse dynamischer Anpassung aus, die die Kon- 
fliktverarbeitungsfähigkeit des Systems erhöhten. 

Um diese alternative Erklärung zu erläutern, ist es angebracht, zunächst jene Kriterien und 
Mechanismen zu explizieren, denen das westdeutsche System der industriellen Beziehungen 
seine Stabilität und Fffektivität verdankt. Neben den materiellen Entschädigungen, die 
durch das System der industriellen Beziehungen verteilt werden, sind es die folgenden Struk- 
turprinzipien, die seine hohe Konfliktverarbeitungsfähigkeit bedingen: 

1. Die auf die Frühzeit der Weimarer Republik zurückgehende duale Vertretungsstruktur se- 
pariert das sektorale Tarifvertragssystem von der betrieblichen Interessenvertretung, wo- 
durch der Interessenkonflikt zwischen Kapital und Arbeit in zwei verschiedenen »Arenen« 
ausgetragen und damit eine mögliche Kumulation von Konfliktpotentialen verhindert wird. 
In der Sprache der Systemtheorie liegt hier eine funktionale Differenzierung vor, die auf der 
Verschiedenartigkeit der jeweiligen Interessen, Akteure und Regelungsverfahren beruht und 
die Einkapselung und das »Kleinarbeiten« von Konflikten erleichtert. 

2. Bedeutsam ist ferner die umfassende Verrechtlichung. Generell gilt dies für die rechtliche 
Verankerung des dualen Systems in der Rechtsform von Tarifautonomie und Betriebsver- 
fassung und im besonderen für die detaillierte rechtliche Normierung der Konfliktaustra- 
gungsformen (Arbeitskampfrecht) und der betrieblichen Arbeitsbeziehungen. Die letzteren 
Bereiche gehören zu den sensiblen Konfliktzonen zwischen Kapital und Arbeit; sie rechtlich 
einzufrieden, trägt zur Kanalisierung und Entpolitisierung unvermeidlicher sozialer Ausein- 
andersetzungen bei und fördert überdies die Professionalisierung des Konfliktmanagements 
(die hohen rechtlichen und finanziellen Risiken machen Arbeitsrechtsexperten unentbehr- 
lich). 

3. Charakteristisch ist des weiteren die Repräsentativität der Organe kollektiver Interessen- 
vertretung (Gewerkschaften und Betriebsrat). Ihr Anspruch, Forderungen zwar im Namen 
der Mitglieder bzw. der Belegschaft zu erheben, aber gleichzeitig relativ unabhängig von de- 
ren Zustimmung zu bleiben, besitzt öffentlich-rechtliche Legitimation. Damit sind wichtige 
Voraussetzungen für die Kompromiß- und Verpflichtungsfähigkeit von Gewerkschaften 
und Betriebsräten gegeben. 

4. Die starke Zentralisierung des Tarifverhandlungssystems und ihrer (repräsentativen) Trä- 
gerorganisationen ist ein weiteres Strukturmerkmal. Einheitsgewerkschaftliche Industrie- 
verbände, wie sie für dieBundesrepublik typisch sind, vermögen aufgrund fehlender (oder ge- 
nauer: geringer) Organisations- und Überbietungskonkurrenz die Mitgliederinteressen auf 
einem hohen Niveau zu aggregieren. Zu zentralen Organisationsformen tendierten schon 
früh auch die Unternehmer. Nolens volens förderten sich beide Seiten wechselseitig in der 
Konzentration und Zentralisation ihrer Organisation, mit dem Ergebnis einer Angleichung 
im vertikalen Organisationsaufbau und einer Symmetrie der Verhandlungsebenen. Dem ent- 
spricht ein zentralisiertes Verhandlungssystem mit großflächigen Tarifgebieten. Für die Ge- 
werkschaften impliziert das die Konzentration auf aggregierbare, d.h. quantitative Interessen 
und die Entlastung von der Vertretung qualitativer und betriebs- bzw. berufsspezifischer In- 
teressen. Für die Unternehmer haben industrieweite Vereinbarungen den Vorteil branchen- 
einheitlicher Standardisierung der Lohnkosten und Arbeitszeiten, im Sinne von Mindestbe- 
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dingungen, die ihnen hinreichende Spielräume für betriebliche Lohn- und Personalpolitik 
lassen. 

Sollten dieFreignisse der siebziger Jahre eine Krise des Systems der industriellen Beziehungen 
ausgelöst haben, müßte sie ablesbar sein an der Veränderung, Umfunktionierung oder 
Außerkraftsetzung jener Strukturprinzipien, die die politische Stabilität und ökonomische 
Effektivität der industriellen Beziehungen garantieren. Fin Nachweis dieser Art wird 
schwerlich zu erbringen sein. Beide Seiten haben — nach dem Muster von »challenge and re 
sponse« — auf die veränderten Rahmenbedingungen und den Zwang zur kampfweisen Aus- 
tragung von Interessengegensätzen mit flexiblen Anpassungsstrategien reagiert; unterstützt 
wurden sie dabei mit flankierenden Maßnahmen seitens der Arbeitsrechtssprechung. Ohne 
Zweifel haben die Mitte der siebziger Jahre einsetzende Wirtschaftskrise und das Auftreten 
langjähriger Massenarbeitslosigkeit diese Anpassungsprozesse erleichtert, beschleunigt oder 
gar erzwungen. Anhand von vier Teilprozessen soll dies im Detail nachvollzogen werden. 


1. Regionalisierung der gewerkschaftlichen vs. Zentralisierung der 
unternehmerischen Tarifpolitik. 


In Reaktion auf die durch die wilden Streiks der späten sechziger und frühen siebziger Jahre 
ausgelöste Legitimationskrise der Gewerkschaften gingen einige von ihnen (insbesondere die 
Lohnführergewerkschaft IG Metall) zur Regionalisierung der Tarifpolitik über. Die Bezirke 
erhielten damit größere Autonomiespielräume, die es ihnen erlaubten, neue tarifpolitische 
Konzeptionen und Initiativen zu entwickeln. Die Arbeitgeberverbände ergriffen daraufhin 
Gegenmaßnahmen zur stärkeren Zentralisierung. So antwortete die Dachorganisation der 
Metallunternehmer (Gesamt-Metall) auf die gewerkschaftliche Regionalisierung der Tarif- 
politik mit der Bildung einer »Kernkommission«, in der führende Vertreter des Dachverban- 
des und seiner größeren Landesverbände saßen und die an allen regionalen Tarifverhandlun- 
gen teilnahmen und somit eine einheitliche Linie durchsetzen konnten. 

Generell ist in den siebziger Jahren eine zunehmende Zentralisierung und Koordination der 
Tarifpolitik auf Arbeitgeberseite festzustellen. Seither nimmt die Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) erheblich aktivere Koordinationsaufgaben in der 
Tarifpolitik wahr, als ihr Gegenpart, der DGB. Während der DGB allenfalls Informations- 
und andere Hilfsdienste für die Einzelgewerkschaften leistet, ohne deren Tarifhoheit zu tan- 
gieren, verfügt dieBDA über wirksame Instrumente, um ihre angeschlossenen Mitgliederver- 
bände von präjudizierenden Tarifabschlüssen abzuhalten. Zu nennen sind hier vor allem der 
Tarifpolitische Ausschuß, in dem die führenden Tarifexperten der großen Branchenverbän- 
de Sitz und Stimme haben, sowie die im »Tabu-Katalog« niedergelegten Sperrvorschriften, 
die vorschreiben, daß vor der tarifvertraglichen Regelung bestimmter Gegenstände (z.B. Ver- 
kürzung der Wochenarbeitszeit unter 40 Stunden; die Erweiterung der Mitbestimmungs- 
rechte über die des Betriebsverfassungsgesetzes hinaus) die vorherige Konsultion der Ver- 
bandsspitze einzuholen ist. | 

In der zweiten Hälfte der siebziger Jahre verstärkten sich auch auf Gewerkschaftsseite die 
Zentralisierungstendenzen, wie wiederum am deutlichsten an der Lohnführergewerkschaft 
IG Metall zu beobachten ist. Der Vorstand der IG Metall festigte seine tarifpolitischen Koor- 
dinationsaufgaben in doppelter Weise: einmal durch die Erarbeitung taktischer und strategi- 
scher Leitlinien und die — für Bezirksleiter— verbindliche Vorgabe von Forderungsstruktur 
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und Forderungsplafonds; ein andermal, indem er in zentraler Absprache mit Gesamt-Metall 
den ersten regional erzielten Tarifabschluß zum »Modell« für die übrigen Tarifgebiete dekla- 
rierte. Diese mittlerweile zur Regel gewordene Praxis des Modellabschlusses läßt heute die 
frühere Regionalisierung der Tarifpolitik als ein bloßes Zwischenspiel erscheinen. 


2. Gewerkschaftliche Militanz vs. unternehmerische Gegenmobilisierung. 


Die gegenüber den sechziger Jahren erheblich höhere Streikbereitschaft und Streikpraxis der 
Gewerkschaften äußerte sich in den frühen siebziger Jahren in Form einer militanten Lohn- 
politik, in den späten siebziger Jahren in Form einer kämpferischen qualitativen Tarifpolitik 
(vgl. Tab. 1 und 2 im Anhang). 

Die »neue ökonomische Militanz« (ein zur damaligen Zeit gebräuchlicher Terminus) stand 
im Zusammenhang mit den deutlich angestiegenen Inflationsraten und dem gestiegenen An- 
spruchsniveau (»dynamisches Lohnbewußtsein«) der Lohnabhängigen einerseits und den 
von staatlicher Seite ausgehenden Versuchen zur Einbindung gewerkschaftlicher Lohnpoli- 
tik in einkommenspolitische Arrangements andererseits — eine Konstellation, die Anfang 
der siebziger Jahre für Westeuropa typisch war und in vielen Ländern schließlich zur »Lohn- 
explosion« führte, wobei dieser häufig eine Rebellion der Mitglieder gegen die von den Ge- 
werkschaftsapparaten eingegangenen einkommenspolitischen Bindungen vorausgegangen 
war. So auch in der Bundesrepublik. Die Septemberstreiks waren der Anfang vom Ende der 
in der Konzertierten Aktion seit Anfang 1967 institutionalisierten Einkommenspolitik. Der 
spontanen Streikbewegung folgte 1970/71 eine Phase aktiver, zum Teil kämpferischer Lohn- 
politik mit ausgedehnten Streiks in der chemischen und der Metallindustrie, mit dem Effekt 
der höchsten (nominellen und realen) Lohnsteigerung seit Bestehen der Bundesrepublik. Ei- 
ne erneut von den Gewerkschaften vollzogene Anpassung an die lohnpolitischen Orientie- 
rungsdaten der Konzertierten Aktion in den Jahren 1972/73 hatte — bedingt durch höhere 
Inflationsraten als bei den Lohnverhandlungen zugrundegelegt worden waren — eine neue 
Welle »wilder« Streiks um Teuerungszulagen zur Folge, diesmal mit wesentlich schärferen 
gewerkschaftskritischen Akzenten. Die nachfolgende Lohnrunde 1974 zeichnete sich wie- 
derum durch große Arbeitskämpfe aus (Streiks im Öffentlichen Dienst und in der Metallin- 
dustrie). Der 1976 um Zehntelprozente erbittert geführte Lohnkampf in der Druckindustrie 
fiel bereits in die Anfangsphase der neuen Weltwirtschaftskrise, die generell zur Abflachung 
der lohnpolitischen Militanz beitrug. Hatte die Konzertierte Aktion in der ersten Hälfte der 
siebziger Jahre ihren Einfluß auf die Entwicklung der Löhne mehr und mehr eingebüßt; in 
der zweiten Hälfte der siebziger Jahre verlor sie schlicht ihre Notwendigkeit. 

Unter dem Eindruck anhaltender Massenarbeitslosigkeit und forcierter Rationalisierungen 
zerfielen die in der Prosperitätsphase aufgebauten lohnpolitischen Anspruchsmuster zugun- 
sten einer Orientierung an der Sicherung der Beschäftigung und des materiell Erreichten. 
Forderungen nach Besitzstandssicherung in bezug auf Einkommen, Arbeitsplatz, Qualifika- 
tion und Lohnniveau gaben nunmehr einer »qualitativen Tarifpolitik« die Priorität. 

Wie bereits erwähnt, fanden in den siebziger Jahren über nicht-monetäre Forderungen fünf 
größere offizielle Streiks start, davon allein vier in den späten siebziger Jahren. Den auf den er- 
sten Blick recht unterschiedlichen Zielen lagen vergleichbare Ursachen und Intentionen zu- 
grunde. Sie waren Folgeerscheinungen der seit Ende der sechziger Jahre forciert durchgeführ- 
ten technologischen und arbeitsorganisatorischen Rationalisierungen. Offensichtlich waren 
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davon anfangs hauptsächlich An- und Ungelernte bzw. Randbelegschaften betroffen und erst 
im weiteren Verlauf der Wirtschaftskrise auch traditionelle Facharbeitergruppen undStamm- 
belegschaften bedroht (vgl. Kern/Schauer 1978); letztere zählen bekanntlich zumKern derge- 
werkschaftlichen Mitgliederschaft. Wenn auch die Streiks in der Metallindustrie (1973, 1978), 
der Druckindustrie (1978), der Stahlindustrie (1978/79) und bei der Bundespost (1980) defen- 
sive Ziele hatten (u.a. Verhinderung oder Erschwerung von dequalifizierenden oder lohnab- 
gruppierenden Maßnahmen; Verzögerung des Beschäftigungsabbaus; kompensatorische Er- 
holpausen und Freischichten angesichts zunehmenden Leistungsdrucks), so trugen diese 
doch Elemente einer »sozialen Kontrolle der Rationalisierung« in sich und implizierten die 
Beschränkungder den Unternehmern zur Verfügungstehenden Rationalisierungspotentiale, 
anstatt — wie bislang üblich — lediglich monetäre Kompensationen für anstehende oder 
durchgeführte Rationalisierungen einzuklagen. 

Waren die Arbeitgeberverbände bereits durch die Lohnpolitik der frühen siebziger Jahre, die 
die etablierte Einkommensdistribution in Frage stellte, aufgestört worden, so mußte sie erst 
recht die »qualitative Tarifpolitik« beunruhigen, da sie in die Unternehmer- Autonomie der 
Produktions- und Investitionsentscheidungen einzugreifen drohte. Tatsächlich gingen die 
Arbeitgeberverbände zur Gegenmobilisierung über und konnten dabei ihre organisatori- 
schen und finanziellen Voraussetzungen zur Begrenzung von Gewerkschaftsmacht erheb- 
lich verbessern. Unter zentraler Koordination der BDA haben sie in den konfliktträchtigen 
Industrien (Metall, Druck, Stahl) vom Kampfmittel der Aussperrung großzügig Gebrauch 
gemacht; fünf Flächenaussperrungen (zwei gegen Lohnforderungen und drei gegen nicht- 
monetäre Forderungen) gegenüber nur einer in den sechziger Jahren. Mit dem häufigeren 
Gebrauch des Kampfmittels der Aussperrung haben sich die Arbeitgeberverbände effektive 
Aktionsparameter geschaffen, die durch hohe finanzielle Belastungen das Droh- und Durch- 
setzungspotential der Gewerkschaften zu beschneiden vermögen. In der Regel überstiegen 
die Kosten, die die Gewerkschaften für Aussperrungsunterstützungen zu zahlen hatten, um 
ein Mehrfaches die Unterstützungsleistungen an Streikende. Für die IG Metall beliefen sich 
die Streik- und Aussperrungsunterstützungen in den siebziger Jahren auf mehrere Hundert 
Millionen DM. Allein die relativ kleineIG Druck und Papier mußte für zwei Arbeitskämpfe 
mit Flächenaussperrungen fast 50 Millionen DM an ihre streikenden bzw. ausgesperrten Mit- 
glieder zahlen, wodurch sie zeitweilig an den Rand des Bankrotts geriet. 

Die hohe Selbstorganisation und geballte Sanktionsgewalt der westdeutschen Unternehmer 
haben direkte staatliche Interventionen in die Tarifbeziehungen, wie sie etwa in Großbritan- 
nien (wo die Unternehmer wesentlich schwächer organisiert sind) seit Jahren mit wechseln- 
den Erfolgen praktiziert werden, überflüssig gemacht und den frühen Ausfall der staatlichen 
Einkommenspolitik kompensieren können. 


3. »Neue Beweglichkeit« — Primat der Tarıfverhandlungen 


Die erheblichen Belastungen der gewerkschaftlichen Kassen durch die unternehmerische 
Aussperrungspraxis zwang die Gewerkschaften zu einem flexibleren und dosierteren Einsatz 
ihrer Kampfmittel. Mit Hilfe von Satzungsänderungen und durch Modifikationen des 
Schlichtungsverfahrens schufen sich die Gewerkschaften in den streikhäufigsten Industrien 
(Metall- und Druckindustrie) die Voraussetzungen für den legalen und kontrollierten Ein- 
satz begrenzter Kampfmittel. Zu den Satzungsänderungen gehören die Veranlassung von be- 
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grenzten Kampfmaßnahmen ohne vorhergehende Urabstimmung und ohne Streikunter- 
stützung. Die Veränderungen der Schlichtungsverfahren laufen einmal auf die Vereinfa- 
chung der Prozeduren (aus zweistufigen wurden einstufige Verfahren) und ein andermal auf 
die zeitliche Verkürzung hinaus (bindende Fristen für die Aufnahme der Schlichtungsver- 
handlungen). 

Die weitestgehenden Veränderungen erfuhr das Schlichtungsabkommen für die Metallindu- 
strie: a) Schlichtungsverfahren finden nur statt, wenn beide Parteien dies übereinstimmend 
wünschen (Einlassungszwang entfällt); b) für den Beginn des Schlichtungsverfahrens gibt es 
ebenso feste Fristen wie für die Dauer der Friedenspflicht, die auf 4 Wochen nach Ablauf des 
Tarifvertrags begrenzt ist. Die festen Fristen, die das neue Abkommen vorsieht, lassen ein 
zeitliches Zusammendrängen der Tarifverhandlungen geboten erscheinen und machen eine 
präzise Terminierung von Kampfmaßnahmen möglich. Die Verkürzung der Friedens- 
pflicht erlaubt überdies eine flexiblere Handhabung gewerkschaftlicher Kampfmaßnahmen. 
Nach dem alten Abkommen konnten offiziell erst nach gescheiterter Schlichtung Kampf- 
maßnahmen eingeleitet werden; danach war in der Regel nur noch die Machtauseinander- 
setzung mit umfangreichen Kampfmaßnahmen möglich. Die neuen Regelungen gestatten 
einen dosierten Einsatz sozialer Druckmittel. Bei langwierigen Verhandlungen können bei- 
spielsweise, nach Ablauf der vierwöchigen Friedenspflicht, Warnstreiks und demonstrative 
Arbeitsniederlegungen in ausgewählten Schlüsselbetrieben als legale Sanktionsmittel offi- 
ziell initiiert und im weiteren Verlauf eskaliert werden. Der Termindruck und der zeitlich 
präzise kalkulierbare Finsatz von Kampfmitteln lassen eine stärkere Koordination der regio- 
nalen Tarifverhandlungen unter zentraler Leitung als notwendig erscheinen, weil sich da- 
durch auf seiten der Gewerkschaften die Durchsetzungsfähigkeit und auf seiten der Arbeit- 
geber das Widerstandspotential erhöht. Soweit der flexible Einsatz von Kampfmaßnahmen 
dezentrale Mobilisierungen erforderlich macht, bleiben die Aktivitäten gleichwohl in einer 
zentralen strategischen Konzeption eingebettet. Der IG Metall-Vorstand hat nach dem Ab- 
schluß des neuen Schlichtungsabkommens eine Tarifstrategie der »neuen Beweglichkeit« in- 
auguriert, die auch mit der Formel »zentral koordinieren und dezentral mobilisieren« ge- 
kennzeichnet wurde. 

Die Vereinfachung und zeitliche Verkürzung der Schlichtungsverfahren haben intern die 
Zentralisierungstendenzen auf beiden Seiten verstärkt. Im Verhältnis zwischen den Tarif- 
kontrahenten führten die modifizierten Schlichtungsregelungen zu einer größeren Beweg- 
lichkeit, zur Erweiterung der verbandsautonomen Handlungsspielräume. Mit anderen 
Worten, in den Bereichen, in denen die konfliktorische Auseinandersetzung wahrscheinlı- 
cher geworden ist, haben die Verbände den Primat der Tarifverhandlungen gegenüber der 
Schlichtungsautomatik wiederhergestellt. 


4. Arbeitsrechtliche Absicherungen 


Es liegt durchaus in der Logik der verrechtlichten industriellen Beziehungen der Bundesrepu- 
blik, wenn das Arbeitsrecht — teils durch den Gesetzgeber, teils durch das Bundesarbeitsge- 
richt (BAG) — den veränderten Bedingungen und vermehrten Konflikten flexibel angepaßt 
wurde. Hatte der Gesetzgeber bereits Anfang der siebziger Jahre mit dem novellierten Be 
triebsverfassungsgesetz dem Bedeutungszuwachs und der Aufgabenerweiterung der Betriebs- 
räte Rechnung getragen, so sicherte das Bundesarbeitsgericht die modifizierte Arbeitskampf- 
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praxis der Tarifvertragsparteien mit zwei Grundsatzurteilen rechtlich ab, indem es Warn- 
streiks und Aussperrungen sanktionierte und zugleich kalkulierbarer für die jeweils andere 
Seite machte. 

Das Urteil vom Dezember 1976 legalisiert den gewerkschaftlichen Einsatz von (begrenzten) 
Warnstreiks nach Ablauf der Friedenspflicht, aber noch vor Ausschöpfung aller Verhand- 
lungs- und Schlichtungsmöglichkeiten. Dadurch wird die gewerkschaftliche Strategie desbe- 
grenzten Konflikts, die abgestufte und flexible Handhabung von Kampfmaßnahmen recht- 
lich abgestützt. Das BAG ließ sich von dem Gesichtspunkt leiten, daß durch legalisierte 
Warnstreiks die Testphase zur Erkundung von Konzessionsspielräumen verlängert und da- 
durch möglicherweise größere Arbeitskämpfe vermieden werden können. 

In dem Urteil vom Juni 1980 gestand das BAG den Arbeitgebern den — ihr von den Gewerk- 
schaften bestrittenen — Gebrauch des Kampfmittels der Aussperrung zu, freilich mit ähnlı- 
chen Auflagen wie beim Streikrecht. Auch Aussperrungen unterliegen dem Kriterien der 
Kampfparität und Verhältnismäßigkeit der Mittel. Zu diesem Zweck wurden — erstmals im 
deutschen Arbeitsrecht — quantitative Normen gesetzt. 


Bei einem gewerkschaftlichen Teilstreik, der weniger als 25 Prozent der Arbeitnehmer eines Tarifgebie- 
tes umfaßt, können die Arbeitgeber den Kampfrahmen auf 25 Prozent ausdehnen; werden mehr als 25 
Prozent zum Streik aufgerufen, dürfen die Arbeitnehmer bis zu 50 Prozent aussperren; streiken mehr 
als 50 Prozent, gilt eine darüber hinausgehende Aussperrung als nicht mehr verhältnismäßig. 


Das BAG begründet seine quantitativen Normen rein funktional. Da im Falle von Schwer- 
punktstreiks einzelne Unternehmer stellvertretend für den gesamten Arbeitgeberverband 
dem gewerkschaftlichen Angriff ausgesetzt sind, müsse den Arbeitgebern die Möglichkeit 
eingeräumt werden, durch (Teil-)Aussperrungen die Verbandssolidarität zu sichern. Dem 
von den Gewerkschaften geforderten Verbot der Aussperrung kam das BAG nicht nach (wo- 
mit esen passant das Aussperrungsverbot der Hessischen Verfassung zur Makulatur erklärte), 
da andernfalls die Kampfparität gestört würde. Durch die Aussperrung werde die Kompro- 
mißbereitschaft der Gewerkschaften erhöht und durch ihre quantitative Limitierung die Ri- 
siken der Eskalation und Kostenexplosion begrenzt. 

Mit den beiden Urteilen zum Arbeitskampfrecht hat das BAG den rechtlichen Rahmen für 
einen flexiblen und kalkulierbaren Einsatz von Kampfmitteln geschaffen. Es ließ sich dabei 
von der Prämisse leiten, daß der Interessenstreit der Tarifparteien zwar prinzipiell Kampf- 
maßnahmen auf beiden Seiten erforderlich machen könne, daß dieser jedoch auf einem mög- 
lichst niedrigen Konfliktniveau ausgetragen werden solle. 


Will man die analysierten selbstregulativen Prozesse und Anpassungen auf eine zusammen- 
fassende Formel bringen, dann diese: Unter dem Druck veränderter ökonomischer und po- 
litischer Bedingungen und dem Zwang zur kampfweisen Austragung von Interessengegen- 
sätzen wurden dem System der industriellen Beziehungen neue Korsettstangen eingezogen, 
ohne seine Strukturprinzipien in Frage zu stellen. 

Die funktionale Differenzierung der Konfliktregelung ist durch die Ausweitung der tarifpoli- 
tischen Gegenstände auf qualitative Forderungen, die in der Regel auf betrieblicher Ebene 
»kleingearbeitet« werden, nur partiell gefährdet worden. Ambitionierte Tarifkonzeptionen, 
wie sie etwa vom IG Metall-Bezirk Stuttgart und der IG Druck und Papier verfolgt worden 
waren, sind durch die unternehmerische Gegenmobilisierung weitgehend durchkreuzt wor- 
den. Die gewerkschaftliche Repräsentation der abhängig Beschäftigten schien zwar zeitweilig 
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durch eine organisatorische Legitimationskrise, ausgelöst durch die Septemberstreiks, ge- 
fährdet, konnte aber durch die »Flucht nach vorn« (militante Lohnpolitik; qualitative Tarif- 
politik) überspielt werden. Die Zentralisierung der Tarifverhandlungen schien in der ersten 
Hälfte der siebziger Jahre, durch die von einigen Gewerkschaften betriebene Regionalisie- 
rung der Tarifpolitik, zeitweilig gefährdet. Abgesehen davon, daß die Arbeitgeberverbände 
an der Zentralisierung festhielten, sie sogar noch verstärkten, blieb die Regionalisierung der 
gewerkschaftlichen Tarifpolitik ein kurzes Zwischenspiel; in der zweiten Hälfte der siebziger 
Jahre kehrten sie zur zentralen und koordinierten Tarifpolitik zurück. Die Verrechtlichung 
der Konfliktbeziehungen, zeitweise durch wilde Streiks und die von Gewerkschaftsseite be- 
strittene Legalität von Aussperrungen in Frage gestellt, erfuhr in den späten siebziger Jahren 
Modifikationen, die es erlaubten, daß zumindest ein Teil der neuen konfliktorischen Mo- 
mente im Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit rechtlich eingefangen wurde. 


Generell drängt sich die Schlußfolgerung auf, daß die manifesten Interessengegensätze zwi 
schen den Tarifkontrahenten an deren Kompromißfähigkeit erheblich höhere Anforderun- 
gen als in der Zeit wirtschaftlicher Prosperität gestellt haben. Wie oben dargelegt, trugen die 
Veränderungen in den Tarifvertragsbeziehungen dem insofern Rechnung, als sie die Kon- 
fliktverarbeitungskapazität des Tarifvertragssystems erhöhten — allerdings um den Preis der 
Tolerierung eines höheren Konfliktniveaus. Diese Aussage bedarf der Relativierung. Unter 
den spezifischen Nachkriegsbedingungen der Bundesrepublik war der Arbeitskampf zum 
Ausnahmefall, für die öffentliche Meinung fast schon zum Ausnahmezustand geworden. Der 
Anstieg des Konfliktniveaus in den siebziger Jahren, der im internationalen Vergleich sich 
immer noch recht bescheiden ausnimmt, ist daher eher als eine Normalisierung der für eine 
dynamische kapitalistische Industriegesellschaft wie der westdeutschen bislang ungewöhn- 
lich friedfertigen Konfliktbeziehungen zwischen Kapital und Arbeit anzusehen. Dieser In- 
terpretation zufolge können die von den Tarifparteien vorgenommenen inner- und zwi- 
schenverbandlichen Modifikationen als eine Selbstkorrektur institutioneller Mechanismen 
der Konfliktverarbeitung angesichts erhöhter Konfliktpotentiale und die neuen arbeitsrecht- 
lichen Normen als deren Ratifizierung verstanden werden. 

Die vom Tarifvertragssystem ausgehenden stabilisierenden Effekte haben ihre Kehrseite; sie 
beruhen zum Teil auf Ausgrenzungen und Auslagerungen konfliktträchtiger Potentiale. 
Durch die Ungleichverteilung der Beschäftigungsrisiken, die sich bislang bei den wenig 
organisations- und konfliktfähigen Gruppen kumulieren, wird der Kernbereich der tarifver- 
traglichen Regelungen entlastet. Denn ein wachsender Teil der erwerbsfähigen Bevölkerung 
befindet sich nicht mehr in formeller Beschäftigung; für dieses Arbeitsmarktsegment ist das 
Tarifvertragssystem irrelevant geworden. Sowohl das Risiko, arbeitslos zu werden als auch 
das Risiko, besonders lange als Arbeitloser zu verweilen, trifft primär die »Problemgrup- 
pen« auf dem Arbeitsmarkt: Schwerbehinderte, Ältere, Frauen, Ausländer, Jugendliche etc. 
Da diese Gruppen in arbeitsmarktexterne Alternativrollen (wie Frührentner, Hausfrau, 
Rückkehrer, Schüler) gedrängt werden können (vgl. Offe/Hinrichs 1977), sind kollektive 
politische Reaktionen von ihnen schwerlich zu erwarten. Mit anderen Worten, die unglei- 
che Betroffenheit von Arbeitslosigkeit und die Verdrängung der »Problemgruppen« vom 
Arbeitsmarkt hat sicherlich zur Entschärfung der Beschäftigungskrise beigetragen. 
Hinzuzufügen ist, daß die Fragmentierung der Arbeitnehmerschaft generell zugenommen 
hat. Es lassen sich mindestens vier Segmente” unterscheiden, die in sich wiederum vielfältig 
zu differenzieren sind: 
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1. der stabile (»produktivistische«) Kern, 

2. die teilzeitarbeitenden Gruppen, 

3. die von Entlassung Bedrohten und unstetig Beschäftigten, 
4. die (dauerhaft) Arbeitslosen. 


Angesichts dieser Fragmentierung, die auch eine der Interessen und Orientierungen ist, steht 
die gewerkschaftliche Interessenvertretung vor erheblichen Problemen. Daß diese nicht nur 
vorübergehender Natur sind, sondern Spitze eines Eisberges, der auf die schwimmende Fe- 
stung Gewerkschaft zutreibt, soll in den folgenden Thesen — sicherlich zugespitzt und spe- 
kulativ — begründet werden. 


+ 


Mutmaßungen über die Zukunft der Gewerkschaften (5 Thesen) 


Die Frage nach der Zukunft der Gewerkschaften zielt auf eine spekulative Antwort, dieich in 
fünf Thesen argumentativ zu begründen versuche. 


Erste These 


Die Gewerkschaften befinden sich zur Zeit in einer prekären Situation, die historisch ohne 
Beispiel ist. Kritik an gewerkschaftlicher Politik und Praxis erscheint berechtigt und unbe- 
rechtigt zugleich — berechtigt, weil die Gewerkschaften sich viele Versäumnisse in Vergan- 
genheit und Gegenwart vorhalten lassen müssen; unberechtigt, weil tiefgreifende, jaepochale 
Veränderungen der sozioöokonomischen Rahmendaten die gewerkschaftlichen Handlungs- 
spielräume außerordentlich eingeengt haben. Die Verletzbarkeit der gewerkschaftlichen 
Organisationen durch Rezessionen und Depressionen ist zweifellos größer als man es frü- 
her, in den sechziger und siebziger Jahren, für möglich hielt. Der »stumme Zwang der öko- 
nomischen Verhältnisse« drängte die Gewerkschaften in den meisten kapitalistischen Län- 
dern — nach einer einzigartigen Aufschwungperiode — in die politische und ökonomische _ 
Defensive. Mit den tieferen Ausschlägen der Konjunkturzyklen scheint sich die alte, für die 
»klassische« Gewerkschaft typische Abhängigkeit vom ökonomischen Krisenzyklus wieder 
einzustellen. Dies gilt um so mehr für jene Länder, in denen konservative Regierungen mit 
neoliberaler Wirtschaftspolitik der Krise Herr zu werden versuchen. Gleichwohl gibt es für 
mich keinen Zweifel, daß Gewerkschaften eine Zukunft haben. Sie sind und bleiben in ih- 
rem Kern — was immer sie sonst noch darüber hinaus sein mögen — elementare Schutzorga- 
nisationen der abhängig Beschäftigten. Wo immer es entfremdete Lohnarbeit gibt, wird es — 
gleichgültig in welchem gesellschaftlichen System — auch Gewerkschaften geben. Sollten sie 
terroristisch unterdrückt, wirtschaftlich korrumpiert oder politisch gleichgeschaltet wer- 


* Die im informellen und alternativen Sektor Tätigen bleiben hier außer Betracht, da es uns um das 


Verhältnis zwischen Gewerkschaften und ihren (potentiellen) Mitgliedergruppen geht und dies ist in 
der Regel über das Kriterium der Lohnarbeit vermittelt. 


** Die folgenden Thesen habe ich im November 1983, anläßlich einer Diskussion mit deutschen und 
italienischen Gewerkschaftern und Sozialwissenschaftlern im Turiner-Goethe-Institut vorgetragen. Es 
sind Spekulationen über längerfristige Trends und erwartete, keineswegs gewünschte Entwicklungen. 
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den, wird es illegale, subversive Ersatzformen geben (eindrucksvollstes Lehrstück in dieser 
Hinsicht ist die polnische Solidarnosc). Ja selbst korrupte und gleichgeschaltete Gewerk- 
schaften können nicht umhin, zumindest die elementarsten Interessen der von ihnen formell 
Repräsentierten wahrzunehmen. Damit ist die Ausgangsfrage insofern beantwortet, daß die 
Gewerkschaften eine Zukunft haben, aber noch nicht: welche? 


Zweite These 


Wir erleben gegenwärtig einen fundamentalen Wandlungsprozeß des politischen und sozia- 
len Charakters der Gewerkschaften im kapitalistischen Westen. Es ist dies ein Wandlungs- 
prozeß, der hervorgerufen wird durch die — unvermeidliche — Erosion des sozialen Sub- 
strats und die Ausdünnungder politischen Substanz der Gewerkschaften. Dieser Prozeß war 
in seinen Grundzügen bereits in den sechziger Jahren erkennbar, wenn auch durch die Ent- 
wicklungen der späten sechziger und frühen siebziger Jahre überlagert und verdeckt. Der 
Kern dieses Wandlungsprozesses ist die Transformation von umfassenden, auf die Emanzipa- 
tion einer Klasse gerichteten Solidargemeinschaften zu partikularen Interessengruppierun- 
gen. Wenn die sozialistische Arbeiterbewegung (zu deren integralen Bestandteil die Gewerk- 
schaften zählten) mit berechtigtem Pathos den Anspruch formulieren konnte, daß die von 
ihr verfolgten Klasseninteressen zugleich den Interessen der menschlichen Gattung förder- 
lich seien, dann dürfte dieser Anspruch heute der Geschichte angehören. 
Den angesprochenen Wandlungsprozeß der Gewerkschaften will ich mit vier Argumenten 
belegen: 


(1) Die traditionelle gewerkschaftliche Mitgliederbasis, die Industriearbeiterschaft, ist in ei- 
nem fortschreitenden Schrumpfungsprozeß begriffen. Der Strukturwandel der gesellschaftli- 
chen Arbeit, die Umschichtung der Beschäftigungsschwerpunkte vom industriellen zum 
Dienstleistungssektor, ist ein unumkehrbarer säkularer Trend; Sozialwissenschaftler unter- 
schiedlicher politischer Couleur — von Daniel Bell bis Alain Touraine — sprechen bereits 
von einer nachindustriellen Gesellschaft. Insbesondere zwei Entwicklungen sind hier für die 
Gewerkschaften von Bedeutung. Die eine: der Anteil der Angestellten und Beamten an der 
Gesamtzahl der abhängig Beschäftigten wird auf absehbare Zeit weiter steigen. In vielen ent- 
wickelten Industrieländern liegt dieser Anteil bereitsüber 50 Prozent. In den nächsten 20 Jah- 
ren wird er wahrscheinlich über zwei Drittel ausmachen (Schätzungen für England bewegen 
sich zwischen 65 und 90 Prozent). Angestellte und Beamte sind jedoch wesentlich schwieri- 
ger gewerkschaftlich zu organisieren als Arbeiter (was natürlich für Standesorganisationen, 
die von Staat und Unternehmen anerkannt werden, nicht gilt). Die andere Entwicklung: alte 
und traditionell hochorganisierte Industriesektoren wie Bergbau, Eisen und Stahl, Maschi- 
nenbau, Druckindustrie befinden sich in einem Schrumpfungsprozeß. 

Als stichhaltiger Einwand gegen die These, daß die »Verangestelltung« der Arbeitnehmer- 
schaft das gewerkschaftlicheSubstrat (Örganisationsbereitschaft und Kampffähigkeit) schwä- 
che, könnte geltend gemacht werden, daß die fortschreitende Rationalisierung der Angestell- 
tentätigkeiten Marktlage und Arbeitssituation der Angestellten denen der Arbeiter angleiche, 
so daß bei jenen einähnliches Organisationsverhalten zu erwarten sei wie bei diesen. Ein zwei- 
fellos bedenkenswerter Einwand, dem freilich entgegenzuhalten ist, daß Angestelltentätig- 
keiten, die inhaltlich entleert, ohne Berufsstolz und mit leicht ersetzbaren Qualifikationen 
auszuführen sind undüberdies immaterielle Produkte erzeugen, kaum geeignet sind, gewerk- 
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schaftliches Bewußtsein und Kollektivverhalten zu fördern, wie es für die traditionelle Indu- 
striearbeiterschaft typisch war. 


(2) Das in der Vergangenheit die gewerkschaftliche Organisierung und den gewerkschaftli- 

chen Zusammenhalt förderliche proletarische Sozialmilien befindet sich in einer progressiven 

Auflösung. Mit dem Schwinden der traditionellen »Arbeiterkultur« verlieren die Gewerk- 

schaften an solidarisch-politischer Kohäsionskraft. DieDekomposition von Proletarität ver- 

dankt sich den folgenden sozialen Prozessen: 

— Verbesserung des Lebensstandards (u.a. starke Zunahme des Haus- und Wohnungseigen- 
tums unter Arbeitern); 

— soziale Mobilität: infolge des beruflichen Strukturwandels mit erhöhtem Bedarf an Ange- 
stellten, der Besetzung der unteren Beschäftigungspositionen durch ausländische Arbei- 
ter und der sozialdemokratischen Bildungsreform ist vielen Arbeiterkindern der stufen- 
weise soziale Aufstieg in nicht-manuelle Berufe geebnet worden; 

— Veränderungen in der Wohnsituation: an die Stelle der für das Arbeiterwohnen typischen 
»kommunikationsintensiven Enge« (Mooser 1983, S. 297) und der proletarischen Öffent- 
lichkeit, zu der Straße, Nachbarschaft, Wirtshaus und Verein gehörten, hat sich heute, 
mit größeren Wohnungen, mehr Freizeit und sozialstrukturell gemischten Siedlungen, 
Privatheit als dominanter Lebensstil auch für die Arbeiter durchgesetzt; 

— verändertes Freizeitverhalten mit Rückzug auf die Familie und Teilhabe am Konsum der 
klassenunspezifischen Massenkultur. 


(3) Der Mangel an politisch prägenden Klassenerfahrungen zehrt an der politischen Substanz 
der gewerkschaftlichen Massenorganisationen. Es waren nie allein die aus dem bloßen Lohn- 
arbeitsverhältnis resultierenden Benachteiligungen, die die Lohnarbeiter dazu brachten, sich 
als eine gemeinsame soziale Klasse zu verstehen. Vielmehr waren es die darüber hinausgehen- 
den gesellschaftlichen Niederhaltungs- und Unterdrückungsmechanismen wie z.B. Klassen- 
wahlrecht, Klassenjustiz und industrieller Absolutismus (»Herr-im-Hause-Standpunkt«), 
die den Industriearbeitern zu einer kollektiven, sozialen wie politischen Identität verhalfen. 
In vielen europäischen Ländern waren es zuletzt die Resistance gegen den Faschismus und die 
politischen Kämpfe gegen Reaktion und Restauration nach 1945, die der Gründergeneration 
der späten vierziger Jahre politisch prägende Kollektiverfahrungen vermittelte. Diese Gene- 
ration tritt nun ab; und die ihr folgende hat als gemeinsamen Erfahrungshintergrund Wieder- 
aufbau und Prosperität — in ihren sozialen Konsequenzen zweifellos sehr ambivalente Ereig- 
nisse. 

Es war die erfahrbare Existenz der »two nations — the rich and the poor« (Disraeli), d.h. die 
klare gesellschaftliche Trennungslinie zwischen Arbeiterklasse und Bürgertum, die aus den 
Organisationen der Arbeiterbewegung Gesinnungsgemeinschaften machten. Heute verläuft 
in den meisten kapitalistischen Ländern — am deutlichsten in Reagans USA und in Thatchers 
England — eine neue Trennungslinie zwischen den Leistungsfähigen und Tüchtigen auf der 
einen Seite und den Schwachen, Arbeitslosen, Marginalisierten auf der anderen Seite. Ange- 
sichts dieser Entwicklungen werden die Gewerkschaften mehr und mehr in die Rolle von In- 
teressenorganisationenfür den »produktivistischenKern« gedrängt. Bezeichnend dafür ist ihr 
ambivalentes Verhältnis zu den sich hier und dort bildenden Arbeitsloseninitiativen. 


(4) Eine neue in ihren Folgen noch nicht voll zu überschauende Herausforderung für die Ge- 
werkschaften zeichnet sich seit jüngstem in den Arbeıt und Berufrelativierenden Entwicklun- 
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gen ab. Deren einmals zentrale gesellschaftliche Bedeutung erfährt gegenwärtig quantitative 

und qualitative Relativierungen für die vor allem die folgenden Faktoren verantwortlich 

sind: 

— Die erhebliche Verkürzung der durchschnittlichen Arbeitszeit, als Resultat gestiegener 
Arbeitsproduktivität und gewerkschaftlicher Politik, sowie die Verkürzung des aktiven 
Berufslebens auf 30 bis 40 Jahre, infolge verlängerter Schul- und Ausbildungszeiten einer- 
seits und Frühverrentung andererseits, bei gleichzeitiger Erhöhung der durchschnittli- 
chen Lebenserwartung, relativieren die Arbeits- und Berufssphäre zugunsten anderer Le- 
bensbereiche. 

— Die von einem wachsenden Teil der Beschäftigten bevorzugten Teilzeitarbeiten und flexi- 
blen Arbeitszeiten sowie die sich abzeichnenden neuen Formen der (elektronischen) Heim- 
arbeit verringern die Chancen kollektiver Arbeitserfahrungen und Organisierungen. 

— Der bei den jüngeren Generationen häufig festgestellte »Wertewandel« kündet eine Ab- 
kehr von der traditionellen Orientierung auf das konventionelle Arbeits- und Leistungs- 
ethos an. Berücksichtigt man die relative Stabilität von im frühen Erwachsenenalter er- 
worbenen Orientierungen, dann ist mit einer zunehmenden Banalisierung von Arbeit 
und Beruf zu rechnen, sofern sie keine Chancen zur Selbstverwirklichung und individuel- 
len Entfaltung bieten. 


Gemeinsam ist diesen Entwicklungen die Relativierung und Entdramatisierung der Arbeits- 
und Berufssphäre; sie schwächen jenes gewerkschaftliche Substrat, das aus der verberuflich- 
ten Lohnarbeit und der Dominanz der Arbeitsrolle erwächst. 


Dritte These 


Wenn die skizzierten Tendenzen in ihrem Stellenwert für die Gewerkschaften richtig gedeu- 
tet wurden, stellt sich die Frage, wie die während der siebziger Jahre aufgetretenen Phänome- 
ne zu erklären sind, die es uns erlaubten, von einem Jahrzehnt der Gewerkschaften zu spre- 
chen. Hätte man nicht aufgrund der soeben skizzierten Entwicklungen einen weiteren 
Bedeutungs- und Funktionsverlust der Gewerkschaften erwarten müssen, wie er von Gal- 
braith (1967) Mitte der sechziger Jahre prognostiziert wurde? 

. Meine These ist, daß die Gewerkschaften in den siebziger Jahren von sozialen Entwicklun- . 
gen und Bewegungen profitierten, deren Urheber sie nicht waren. Die in den späten sechzi- 
ger Jahren in vielen westlichen Ländern erfolgte Zäsur in der Nachkriegsentwicklung bein- 
haltete die Aufkündigung des Nachkriegs-Konsens, das Ende der Bescheidenheit. Zugleich 
kündigte sich darin die Reformbedürftigkeit der Gesellschaft und die Notwendigkeit zur 
Modernisierung der Wirtschaft an. In der Bundesrepublik war es im wesentlichen die brisan- 
te Mischung aus Jugend- und Studentenprotestbewegung, aus Keynesianismus und sozialde- 
mokratischer Reformpolitik, aus Frauenbewegung und Bürgerinitiativen, die den Bruch mit 
dem sozialen Konsens der Adenauer-Ära herbeiführte und für die Gewerkschaften positive 
Folgen hatte. Keynesiäanismus und Reformpolitik erweiterten die Handlungsspielräume der 
Gewerkschaften. Von den sich neu formierenden sozialen Bewegungen profitierten sie di- 
rekt und indirekt. So nahm in den damaligen Jahren der Anteil der Jugendlichen und Frauen 
an den Gewerkschaftsmitgliedern überproportional zu; durch viele Kanäle (gewerkschaftli- 
che Bildungsarbeit, politische Arbeitskreise und Basisgruppen, aktive und begleitende Be- 
triebsarbeit von Intellektuellen, Kooperation zwischen gewerkschaftlich orientierten Stu- 
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dentengruppen und lokalen Gewerkschaftsorganisationen) fand ein — in seinen quantitati- 
ven Ausmaßen schwer einzuschätzender— Austausch zwischen »Apo« und Gewerkschaften 
statt, ein Austausch, der für die gewerkschaftliche Organisationsarbeit letztlich positiv zu Bu- 
che schlug. 


Vierte These 


Was die Gewerkschaften in den siebziger Jahren dazu gewonnen haben, droht ihnen in den 
achtziger Jahren wieder verloren zu gehen. Sie stehen offensichtlich am Beginn einer neuen 
Stagnations- und Schrumpfungsphase. Bemerkbar macht sich dies zuerst im Mitglieder- 
schwund. In den letzten Jahren haben die Gewerkschaften in den vier großen EG-Ländern 
(BRD, England, Frankreich, Italien) empfindliche Mitgliederverluste hinnehmen müssen. 
Am dramatischsten war der Verlust in England (2 Millionen in 2 Jahren); in der Bundesrepu- 
blik verlor der DGB 1982 über 100 000 Mitglieder, 1983 werden es wahrscheinlich mehr sein 
(vgl. dazu auch die Tab. 3 und 4 im Anhang). Alarmierend für die gewerkschaftliche Zukunft 
ist der schwindende Anteil der Jugendlichen an den Mitgliedern”, der befürchten läßt, daß 
die Gewerkschaften zu Organisationen älterer Arbeiter werden. Auch die Streikaktivitäten 
sind im letzten Jahrfünft in den genannten EG-Ländern drastisch zurückgegangen; selbst die 
»streikerprobten« Italiener und Briten bilden hierin keine Ausnahme (Shalev 1983). 

Die erstaunliche Renaissance sozialer Bewegungen (Alternativ und Okologiebewegung; 
Friedensbewegung; Frauenbewegung) speziell in der Bundesrepublik läßt die Frage aufkom- 
men, warum die Gewerkschaften von diesen »neuen sozialen Bewegungen« nicht in ähnli- 
cher Weise wie in den späten sechziger und frühen siebziger Jahren profitieren, warum durch 
sie die Gewerkschaften nicht revitalisiert werden. Daß der Funke nicht überspringt, liegt 
m.E. an der völliganderen historischen Situation und den spezifischen Inhalten der neuen so- 
zialen Bewegungen. In den späten sechziger Jahren waren zentrale Motive der sozialen Pro- 
testbewegung die Kritik am Kapitalismus (einer der populärsten Slogans lautete: »Kapitalis- 
mus führt zum Faschismus! Kapitalismus muß weg«) und die Kritik am US-Imperialismus. 
Die politische Entwicklung in SPD und Gewerkschaften zeigte, daß die marxistisch orien- 
tierte globale Gesellschaftskritik der Apo ohne größere Reibungsverluste und intellektuelle 
Opfer mit der sozialdemokratischen Reformpolitik und der aktiven, ja zeitweise militanten 
Tarifpolitik der Gewerkschaften koexistieren konnte. Im Grunde gingen beide Seiten vom 
gleichen Fortschritts- und Rationalitätsmodell aus, die einen mit revolutionären, die anderen 
mit gradualistischen Vorstellungen. 

Die neuen sozialen Bewegungen der achtziger Jahre zielen in ihrer Kritik jedoch auf Indu- 
strialismus und Militarismus gleich welcher gesellschaftlichen Provenienz. Sie sind technik- 
und wachstumskritisch und stellen die verberuflichte, arbeitsteilige Industriearbeit ebenso 
wie die Bindung des Einkommens an Beruf und Lohnarbeit prinzipiell in Frage. Für die Ge 
werkschaften jedoch waren und sind Lohnarbeit und Industrialismus konstitutiv, sie sind de- 
ren Kinder. Das von ihnen verkündete »Recht auf Arbeit« meinte immer »Lohnarbeit«. Und 
alle Gewerkschaften, ob reformistisch oder klassenkämpferisch, haben die Folgeschäden des 
Industrialismus — Umweltzerstörung, Wegrationalisierung von Arbeitsplätzen, Zerstörung 
sozialer Infrastrukturen in Wohnvierteln — als unvermeidliche Nebenfolgen hingenommen 


* Von 1979 bis 1982 fiel der Anteil der unter 25jährigen von 17,5 auf 15,2 Prozent. 
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und die daraus resultierenden Probleme heruntergespielt. Der Berufgalt und gilt als das wich- 
tigste Kapitel des Arbeiters, und der Arbeitsplatz hatte und hat immer noch Vorrang vor dem 
Charakter oder dem Produkt der Arbeit (was gleichermaßen für die Kernenergie wie für die 
Rüstungsproduktion gilt). Alternativ-, Ökologie- und Friedensbewegung sind in diesen Fra- 
gen prinzipiell anderer Ansicht, so daß es nicht verwunderlich ist, wenn zwischen ihnen und 
den Gewerkschaften ein spannungsreiches Verhältnis besteht und auch weiterhin vorherr- 
schen wird. 


Fünfte These 


Peter von Oertzen (1983) hat kürzlich in einer anregenden (und fairen) Analyse über die Grü- 
nen in der Bundesrepublik die Meinung vertreten, daß die Grünen Positionen besetzten, die 
zum großen Teil schon in den Gewerkschaften virulent seien. Die Evidenz für seine These fiel 
indessen kärglich aus. Virulent, so hieß es, seien die Vorstellungen der Grünen zumindest bei 
den jüngeren und fortschrittlicheren Kollegen und festgeschrieben seien sie durch Gewerk- 
schaftstagsbeschlüsse, an die man vor zehn Jahren noch nicht zu denken wagte. Nun kann 
man dies auch so interpretieren, daß hier einer kleinen, aber aktiven Minderheit in den Ge 
werkschaften papierene Konzessionen gemacht wurden — so wie den kapitalismuskritischen 
Gewerkschaftern in der Präambel des Grundsatzprogramms radikale Wendungen zugestan- 
den wurden, die in den Forderungskatalogen indessen keine Entsprechungen mehr fanden. 
v. Oertzen sieht in den Grünen ein hoffnungsvolles Potential, das ihn an anarchistische, syn- 
dikalistische und linkssozialistische Tendenzen und Positionen erinnert. Von ihnen ver- 
spricht er sich unter anderem 

— die Stärkung der Selbsttätigkeit der einzelnen Arbeitnehmer, 

— die Demokratisierung des Betriebes, 

— mehr Gewerkschaftsdemokratie und — last not least — 

— die Entbürokratisierung des Tarifwesens. 


So sympathisch mir diese Erwartungen und Hoffnungen auch sind — ich kann sie nicht 
(mehr) teilen. Die Gewerkschaften sind zum integralen Bestandteil des mit dem Industrialis- 
mus symbiotisch verbundenen bürokratischen Gehäuses geworden. Bei realistischer Abwä- 
gung der sozialen und politischen Risiken, die sie zu tragen hätten, wenn sie den industriellen 
Pakt der klassenübergreifenden Wachstumsallianz aufkündigten, kann nicht erwartet wer- 
den, daß sieestun. Alssymptomatisch für ihre Unfähigkeit, innovativedemokratische Poten- 
tiale aufzunehmen und zur Revitalisierung ihrer versteinerten Organisationspraxis zu nut- 
zen, erscheint mir ihr Umgang mit gewerkschaftsnahen Gruppen der Grünen und mit der 
Friedensbewegung. Die »plakat«-Gruppe bei Daimler-Benz (ihr Kopf, der Betriebsrat Willi 
Hoss, ist mittlerweile MdB der Grünen) hat wiederholt und überzeugend die demokratische 
Legitimation durch die Beschäftigten — zumeist IG-Metall-Mitglieder — erhalten; und den- 
nochgehtder Apparat durch x-Instanzen, um ihr diegewerkschaftliche Mitgliedschaft zu ver- 
wehren — auch dieseine Arroganz der Macht. Freilich lehrt dienüchterne Überlegung, daß ei- 
ne Gruppe wie die genannte eigentlich gar nicht in die große, disziplinierte Organisation der 
IG Metall paßt. Das wäre eine andere Gewerkschaft! — Zur Friedensbewegung haben die Ge- 
werkschaften ein instrumentellesund konkurrierendes Verhältnis, als triebe siedie Angst, das 
dort investierte Engagement könnteihnen verloren gehen. Auch in diesem Fall ist schwer vor- 
stellbar, daß in den Tarifkommissionen einmal Friedenskämpfer sitzen könnten, die Militär- 
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anlagen blockieren und tarifpolitische Schritte zur Rüstungskonversion diskutieren. Je un- 
wahrscheinlicher die Annäherungen zwischen traditioneller und neuer sozialer Bewegung 
desto wahrscheinlicher ist der Fortgang der gesellschaftlichen Spaltungstendenzen zwischen 
den relativ Privilegierten und den Habenichtsen. Daß das gesellschaftliche System dadurch 
labiler würde, ist eine ungesicherte Annahme. Schließlich haben wir als Demonstrationsfall 
Japan: er zeigt, daß eine Gesellschaft ihre Stabilität bewahren kann, selbst wenn nur noch 30 
bis 40 Prozent der abhängig Beschäftigten die Privilegien stabiler Beschäftigungsverhältnisse 
genießen, die Mehrheit aber sozial deklassiert ist. Die Erwartung, daß mit zunehmender Ge- 
sellschaftsspaltung die sozialen Konflikte und Kämpfe zunehmen, heißt, die alte linke Hoff- 
nung auf die von der Wirtschaftskrise erwartete Verschärfung der Klassenkämpfe an eine 
neue objektive Tendenz zu heften. 


Nachbemerkung 


Die Gewerkschaften haben eine Zukunft — sofern wir eine haben. Es ist die Zukunft von In- 
teressenverbänden, auf die abhängig Beschäftigte ebensowenig verzichten können wie Auto- 
fahrer auf den ADAC (oder ACE). Mehr noch, ihr Organisationsinteresse an pluralistischen 
Handlungsspielräumen macht sie, wenn nicht gerade zum Garanten, so doch zum Parteigän- 
ger demokratischer Verhältnisse. Das ist nicht wenig. Politische Hoffnungen, die — darüber 
hinaus — sich auf die Gewerkschaften als »proletarische Klassenorganisationen« und »Schu- 
len des Sozialismus« richteten, haben ihre Entzauberung erfahren. Die gegenwärtige Situa- 
tion, in der die Apokalypse greifbarer ist als die» Assoziation freier Menschen, läßt Optimis- 
mus allenfalls noch in der politischen Praxis zu, nicht mehr in der sozialwissenschaftlichen 
Analyse. Möglich ist, daß wir uns in einer Situation befinden, vergleichbar mit der vor Marx 
— als noch viele »wirkliche Bewegungen« ihren adäquaten theoretischen Ausdruck suchten. 


Tabelle 1: Arbeitskämpfe (Streiks und Aussperrungen), 
1919-1932 und 1951-1980 


Beteiligte Verlorene 
Dekade Arbeitnehmer Arbeitstage 
j — im jährlichen Durchschnitt — 


1951-60 133.397 948.868 
1961-70 98.313 321.176 
1971-80 184.367 1.168.300 
(Zum Vergleich: Weimarer Republik) 
1919-32 948.700 13.852.100 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 1,, Reihe 4.3, 
früher: Fachserie A, Reihe 6; Statistisches 
Jahrbuch für das Deutsche Reich 1934; 
eigene Berechnungen 
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Tab. 2 

Die großen Arbeitskonflikte, 1969-1980 

Jahr Arbeitskampf Wirtschaftszweig Dauer Gegenstand. ns 

1969 Spontane Streik- Stahl, Bergbau, Metall, 140.000 18 Tage Lohn _ 
welle Textil, (Festbetrags- 

(Septemberstreik) Öffentlicher Dienst forderungen) 

1971 Streik Chemische Industrie 30-50.000 4Wochen Lohn/Gehalt 2,5 Mio. DM 
Streik und Metallverarbeitung 145.000 $ 3 Wochen Lohn/Gehalt 80 Mio. DM 
Aussperrung (Baden-Württemberg) 305.000 A i 

1972 Politisch motivierte 100.000 3 Tage Protestaktionen _ 
Arbeitsnieder- gegen Mißtrau- 
legungen ensvotum 
(Aprilaktionen) Brandt 

1973 Spontane Streik- Stahl, Bergbau, Metall, 275.000 Mai-Okt.  Teuerungs- —_ 
wellen Öffentlicher Dienst zulagen 
Streik Metallverarbeitung 55.000 9 Tage Lohnrahmen- 

(Baden-Württemberg) tarifvertrag II 
1974 Streik Öffentlicher Dienst, 193.000 3 Tage Lohn/Gehalt 11,3 Mio. DM 
Bundespost 
Streik Metallverarbeitung 31.000 3 Wochen Lohn/Gehalt 15,3 Mio. DM 
(Unterwesergebiet) 
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1976 Streik und 
Aussperrung 
1978 Streik 
Streik und 
Aussperrung 


Streik und 

Aussperrung 
1978/79 Streik und 

Aussperrung 
1980 Streik 


Druckindustrie 


Seehäfen 
Druckindustrie 


Metallverarbeitung 
(Baden- Württemberg) 
Stahlindustrie 
(Nordrhein-Westf.) 
Bundespost 


1) Die Zahl der Streikenden (S) nach amtlichen Angaben. 


67.000 $ 
58.000 A 
19.000 

19.000 S 
55.000 A 


85.000 S 
177.000 A 
60.000 5 
40.000 A 
25.000 


3 Wochen 


5 Tage 
3 Wochen 


3 Wochen 
6 Wochen 


5 Tage 


Lohn 


Lohn/Gehalt 
Tarifvertrag 
über rechnerge- 
steuerte Text- 
systeme 

Lohn/ Abgrup- 
pierungsschutz 
35-Stunden- 
Woche 
Arbeitszeitver- 
kürzung für 
Schichtarbeiter 


33 Mio. DM 


4,7 Mio. DM 
12,5 Mio. DM 


115 Mio. DM 


60 Mio. DM 


Tab.3 


Deutscher Gewerkschaftsbund: Entwicklung der Mitgliederzahlen 
und des Organisationsgrades, 1970-1982 


Abhängige 


Jahr Gewerkschafts- jährl. Zu- Organisations- 
Erwerbspersonen! mitglieder wachs in % grad in %2 
1970 22.395.000 6.713.000 3,6 30,0 
1971 22.791.000 6.869.000 2,3 30,1 
1972 22.879.000 6.986.000 1,7 30,5 
1973 23.179.000 7.168.000 2,6 30,9 
1974 23.222.000 7.406.000 3,3 31,9 
1975 23.088.000 7.365.000 -0,6 31,9 
1976 22.999.000 7.400.000 0,5 32,2 
1977 23.059.000 7.471.000 1,0 32,4 
1978 23.257.000 7.752.000 3,8 33,3 
1979 23.535.000 7.844.000 1,2 33,3 
1980 23.849.000 7.883.000 0,5 33,1 
1981 24.110.000 7.985.000 1,0 33,0 
1982 24.218.000? 7.849.000 -1,4 32,4 


1 Abhängig Beschäftigte plus Arbeitslose 
2 Quotient aus Gewerkschaftsmitgliedern und abhängigen Erwerbspersonen; leicht 
überhöht, da bei den Gewerkschaftsmitgliedern auch die Rentner mitgezählt werden, 


die in der Zahl der abhängigen Erwerbspersonen nicht enthalten sind. 


3 1. Halbjahr 1982 
Quelle: Sachverständigengutachten 1982/83 er 


DGB, Mitgliederstatistik; eigene Berechnungen. 


Tab.4 


Deutscher Gewerkschaftsbund: Wachstumsindices und Anteile 
der einzelnen Mitgliedergruppen, 1950-1980 


Wachstumsindices Anteile in % 
1960 1970 1980 1980 

1950 = 100 1960 = 100 1970 = 100 1950 = 100 1950 1980 
Mitglieder insges. 117,0 105,2 117,4 144,6 100,0 100,0 
Arbeiter insges. 113,4 98,9 105,6 118,6 83,2 68,2 
Männer 113,3 102,3 102,4 118,7 70,2 57,6 
Frauen 114,5 80,7 127,7 118,0 13,0 10,6 
Angestellte insges. 126,3 134,1 171,3 290,2 105 21,0 
Männer 116,6 138,6 152,4 245,8 7,7 13,1 
Frauen 153,5 124,9 214,9 412,0 2,8 79 
Klassenauseinandersetzungen 31 


Beamte insges. 149,0 124,4 133,0 246,4 6,3 10,8 


Männer 148,1 120,0 128,4 228,1 5,8 9,1 
Frauen 158,9 169,3 166,0 446,5 0,5 1,7 
Männer insges. 116,0 107,6 110,6 137,9 83,6 79,1 
Frauen insges. 122,6 93,9 155,4 178,9 16,4 20,3 


Quelle: DGB, Mitgliederstatistik; eigene Berechnungen 
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Franz Steinkühler 
“An Schwierigkeiten mangelt es uns wahrlich nicht ...”* 


Ich möchte auf ein paar Thesen von Walther Müller-Jentsch nachfragend eingehen. Wenn 
ich Walter Müller-Jentsch richtig verstanden habe, vertrat er in seiner These die Auffassung, 
daß die Gewerkschaften zunehmend nur noch Partikularinteressen vertreten, daß die Klas- 
senerfahrungen im Betrieb nicht mehr so erfahrbar sind und daß Angestellte schlechter orga- 
nisierbar seien. Ich würde gern wissen, ob Walther Müller-Jentsch damit von den gleichen 
Erfahrungen ausgeht, von denen wir im Betrieb ausgehen müssen. Wir erleben in den Betrie- 
ben im Augenblick zunehmend, daß die Meinungsfreiheit an den Werkstoren aufhört, daß 
nicht nur einfache Mitglieder, sondern auch durch das Gesetz geschützte Funktionäre ge- 
maßregelt werden, die offen ihre Meinung zu politischen Fragen sagen. Zum Beispiel Anti- 
Strauß-Aufkleber zu tragen, führt zu Entlassung; in der Pause Flugblätter zu verteilen für die 
Friedenskundgebung, führt zur schriftlichen Abmahnung von Betriebsräten; die Jagd auf 
Kranke nimmt Formen an, die fast unbeschreibbar sind — also ich kann nur sagen, mir man- 
gelt es nicht an Klassenerfahrungen im Betrieb, und meinen Kollegen auch nicht. 

Zur Frage des Partikularismus sagte Walther Müller-Jentsch, daß der Kampf für die 35-Stun- 
den-Woche letztlich ein Kampf für die Arbeitsplatzinhaber ist. Vielleicht habe ich ihn falsch 
verstanden, aber mir ist diese T'hese sehr schwer verständlich. Ich will deshalb, um weitere 
Mißverständnisse zu vermeiden, meine abweichende Position etwas erläutern. Wenn man 
selbst optimistische Prognosen zugrundelegt, muß man davon ausgehen, daß bedingt a) 
durch die demographische Entwicklung und b) durch den auch in Zukunft nicht vermeidba- 
ren Produktivitätsüberschuß die Arbeitslosigkeit bis Mitte der achtziger Jahre in der BRD 
sehr leicht die Größenordnung von viereinhalb Millionen annehmen kann. Wir wissen aus 
historischen Erfahrungen, daß es eine Grenze gibt, die zwar nicht auf den Mann genau bezif- 
ferbar ist, bei der die Quantität der Arbeitslosigkeit in eine neue Qualität überschlägt; daß es 
eine Grenze gibt, bei der die dann bestehende Arbeitslosigkeit weder sozialstaatlich und auch 
nicht rechtsstaatlich beherrschbar ist. Verkürzt dargestellt heißt das für uns, der Kampf um 
die 35-Stunden-Woche, der Kampf gegen die weiter zunehmende Arbeitslosigkeit ist alles an- 
dere als ein partikularer Kampf, sondern für uns ein Kampf von höchster gesamnitgesellschaftli- 
cher Bedeutung, weil er letzten Endes geführt wird um den Bestand des Sozialstaats in seiner 
heutigen Ausprägung, die uns nicht gefällt und die wir verändern wollen; weil er letzten En- 
des geführt wird um den Bestand des heutigen Rechtsstaates in seiner heutigen Ausprägung, 
die uns nicht gefällt und die wir weiter verändern wollen. Wenn wir diesen Kampf nicht ge- 
winnen, muß man davon ausgehen, daß uns die Basis für unsere weitergehenden Ziele 
schlichtweg durch Veränderung entzogen wird. Aufgrund unserer Erfahrunggehen wir auch 
davon aus, daß deutsche Unternehmer, solange es nur darum geht, aus dem Zuwachs Ein- 
kommen zu verteilen, durchaus kompromißbereit sind, daß sie aber kompromißlos bis zum 
letzten sein werden, wenn es um die Veränderung von gesellschaftlichen Einflußsphären 
geht. Der Kampf um die Verkürzung der Arbeitszeit ist ein Kampf um Einflußsphären. Damit 
an dieser Stelle kein Mißverständnis zurückbleibt: Selbst wenn wir die 35-Stunden-Woche 
mit einem Schlage mit vollem Lohnausgleich erreichen, wird damit die Arbeitslosigkeit nicht 
voll beseitigt sein und der Zuwachs von Arbeitslosigkeit damit nur um einen gewissen Zeit- 
raum verschoben. Aber die Erreichung des Ziels bildet die beste Ausgangsposition, um auf 
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den Staat einzuwirken, eine arbeitsorientierte Wirtschaftspolitik im Gegensatz zur jetzigen 
Praxis zu betreiben. 

Ich müßte noch auf einen anderen Punkt eingehen. Walther Müller-Jentsch vertrat die Auf- 
fassung, daß der Anteil der Angestellten und Beamten an der Gesamtzahl der abhängig Be 
schäftigten auf absehbare Zeit weiter ansteigen wird, und er sprach von Anteilen bis zu 90 %. 
Ich halte diese These für falsch. Ich gehe davon aus, daß es unauflösbare Beziehungen zwi- 
schen den Anteilen der produktiv und unproduktiv Beschäftigten gibt und daß bei einem 
Rückgang der produktiv Beschäftigten der Anteil der unproduktiv Beschäftigten nicht unbe- 
grenzt steigen wird. In der BRD stellen wir im Augenblick bereits fest — das halte ich nicht 
nur für eine konjunkturelle Erscheinung —, daß dieser Trend in manchen Bereichen bereits 
umgekehrt ist und gerade die Arbeitsplatzverluste durch neue Technologien in diesen Berei- 
chen überproportional zunehmen. Ich teile mit ihm auch nicht nicht die Auffassung, daß bei 
Zunahme des Angestelltenanteils an der Gesamtbeschäftigung der heute noch vorhandene 
Bewußtseinsstand bei den Angestellten, der sie schwerer organisierbar macht, dann unverän- 
dert bleibt, wenn sie plötzlich, gemessen an der Gesamtbeschäftigung, nicht mehr herausge- 
hobene Minderheit wie heute, sondern plötzlich ebensoleicht auswechselbare Mehrheit wie 
heute die Arbeiter sind. Und auch da haben wir positive Anzeichen: der Organisationsgrad 
der Angestellten steigt; wie im übrigen auch in der BRD, woanders kann ich das nicht mit Be 
stimmtheit sagen, trotz abnehmender Mitgliederzahl der gesamte Organisationsgrad nicht 
sinkt, sondern steigt. Das heißt also, der Verlust an Mitgliedern ist zurückzuführen auf den 
überproportionalen Verlust an Arbeitsplätzen. 

Ich bin auch nicht ganz sicher, ob man die Veränderungen des proletarischen Sozialmilieus, 
den Verlust der traditionellen Arbeiterkultur so uneingeschränkt als Ursache für dasSchwin- 
den der solidarisch-politischen Kohäsionskraft der Gewerkschaften darstellen darf. Die Ent- 
wicklung der Arbeiterbewegung in der BRD ist durchaus nicht einheitlich verlaufen. Dies 
würde deutlich, wenn ich den Versuch machen würde, dies am Beispiel von zwei Industrie- 
zentren, nämlich dem Ruhrgebiet und Baden- Württemberg, darzustellen. Ich denke, daß das 
Erleben der Arbeitsstruktur, das Erleben der Veränderung dieser Arbeitsstruktur, einen 
weitaus größeren Einfluß auf die Bewußtseinslage der Arbeitnehmerschaft hat, als die von 
Walther Müller-Jentsch dargestellte und durch die gewerkschaftliche Arbeit wohl auch mit 
erstrebte Auflösung des typischen proletarischen Sozialmilieus. Solche Arbeiterviertel, wie 
ich sie aus manchen Arbeiterstädten kenne, sind ja durchaus nichts Erstrebenswertes gewe- 
sen. Und ob sie doch positive Wirkungen hatten, dies stelle ich sehr in Frage. 

Eine letzte Bemerkung: Alarmierend sei für die gewerkschaftliche Zukunft der schwindende 
Anteil von Jugendlichen an der Mitgliedschaft. Ich finde viel alarmierender den schwinden- 
den Anteil der Jugendlichen in der Industrie. Dies ist nämlich Fakt: arbeitslos werden zuerst 
diejenigen, deren Arbeitskraft am wenigsten wertvoll ist; diejenigen, die ar leichtesten er- 
setzbar sind. Am wenigsten wertvoll ist die Arbeitskraft von Frauen und von Jugendlichen, 
deshalb sind die mit auch zuerst rausgeflogen. Und erst so allmählich bildet die Pyramide der 
Arbeitslosen die Pyramide der Beschäftigten nach — noch ist es nicht so weit. Im übrigen ist 
.diese Entwicklung auch zurückzuführen auf Tarifverträge, die wir erkämpft haben. In 
Baden-Württemberg speziell, darüber hinaus auch abgeschwächt in dem übrigen Bundesge- 
biet, genießt der ältere Arbeitnehmer einen besonderen Kündigungsschutz. Es ist in der 
Struktur der Arbeitslosen nachweisbar, daß in Baden- Württemberg prozentual wenigerälte- 
re Arbeitnehmer arbeitslos sind als im übrigen Bundesgebiet. Eine Folge des 1978 im Streik 
durchgesetzten, besonders eng greifenden Kündigungsschutz für ältere Arbeitnehmer. Au- 
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ßerdem spielt hier auch die Sozialgesetzgebung eine Rolle, die den Betriebsrat bei jeder Ent- 
lassung zwingt, soziale Auswahl zu betreiben. Und eine letzte Bemerkung: Walther Müller- 
Jentsch, wenn ich ihn recht verstanden habe, sagt wohl, daß das von den Gewerkschaften 
geforderte Recht auf Arbeit immer Lohnarbeit meint. Ich kann mich erinnern, daß in den 
Diskussionen und Programmen bei uns oft der Begriff “befreite Arbeit” vorkommt. Und 
als Frage möchte ich offen lassen, befreite Arbeit, aber von was, wenn damit immer Lohnar- 
beit gemeint ist. 


Ich habe es nicht als meine Aufgabe betrachtet, einseitigein Krisenszenario der deutschen Ge- 
werkschaften zu formulieren. Dabei ging ich allerdings nicht davon aus, daß dies zu den 
Schlußfolgerungen verführen könnte, daß wir keine Schwierigkeiten hätten. 

Natürlich gibt es auch in deutschen Gewerkschaften eineKrise der ganzen Vertretungsmacht, 
die dargestellt werden müßte: Angefangen im Betrieb, unmittelbar an der Basis bis hin zu den 
Tarifverhandlungen. Der Tatbestand zum Beispiel, daß wir, seit wir die Krise haben, in den 
Betrieben feststellen müssen — gegen unseren Willen, gegen unsere Handlungsmöglichkeit—, 
daß die Basis zurück weicht, können wir nurregistrieren und nicht verändern. Ein Tatbestand, 
der sich darin ausdrückt, daß die Betriebsversammlungen nicht zunehmen, sondern abneh- 
men; daß wir nicht bei vier Betriebsversammlungen pro Jahr sind, sondern bei 1,3 Betriebsver- 
sammlungen im Durchschnitt; daß dies unglaubliche politische Folgen hat. Die Arbeitneh- 
mer sind ja der Einflußsphäre des Arbeitgebers ausgesetzt, solange sie in der Fabrik sind, und 
natürlich auch in der Freizeit über die Medien. Die einzige Chance, wo Gewerkschaften ihr 
Gesicht zeigen können, die einzige Chance, wo Gewerkschaften Handlungsalternativen ge- 
ben können, wo sie Perspektiven zeigen können, sind doch diese Betriebsversammlungen. 
Die Chancen werden kaum genutzt. Es fehlt uns nicht an Deutlichkeit gegenüber den Funk- 
tionären, wenn wir feststellen, daß eben jeder Betriebsrat wissen muß, daß der Verzicht auf Be- 
triebsversammlungen gleichzusetzen ist mit der ideologischen Auslieferung der Arbeitneh- 
mer an den Gegner. Trotzdem ist dies Fakt. Daraus zu konstruieren, daß die Gewerkschaften 
versagen: Ich kann nur sagen, dies kann nur jemand tun, der nicht mittendrin steht. Dies ist 
von außen möglicherweise sehr leicht festzustellen. 

Natürlich gibt es in den deutschen Gewerkschaften heftige Diskussionen, welche Form der 
Arbeitszeitverkürzung die wirksamste ist, ob das die Verkürzung der Wochenarbeitszeit ist 
— und selbst da gibt es innerhalb der IG Metall Fraktionen, wie ich hier nicht weiter ausfüh- 
ren muß — oder die Verkürzung der Lebensarbeitszeit ist. 

Die einen, zu denen Baden-Württemberg und die Hessen gehören, vertreten die Forderung 
— resultierend aus ihren historischen Erfahrungen (in Baden- Württemberg wird seit 1973 in 
manchen Bereichen eine andere Tarifpolitik gemacht als im übrigen Bundesgebiet) —, daß, 
. umdie Arbeitszeitverkürzung wirksam werden zu lassen, der Versuch gemacht werden muß, 
unmittelbaren Einfluß der Arbeitnehmer auf die Arbeitsstruktur, auf die Arbeitsleistung 
und auf die Arbeitsgestaltung zu nehmen. Dazu gibt es im Augenblick in der IG Metall keine 
Mehrheit. 

Diejenigen, die der Meinung sind, Frühverrentung, die sogenannte Tarifrente, sei das Opti- 
male, die müssen sich fragen lassen, welche Auffassung sie von Arbeit haben, welchen Stellen- 
wert Arbeit in ihrer Argumentation im Leben eines Arbeitnehmers hat. Wenn Arbeit der 
Existenzwille der Menschen ist, dann habe ich Zweifel, ob es richtig ist, Arbeitnehmer mit 
58, in der Gesellschaft, in der nur jemand etwas gilt, der etwas leistet, in der niemand etwas 
gilt, der nichts mehr leistet, bereits zu Frührentnern zu machen. Mit der Folge, daß der Al- 
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tersdurchschnitt in der Fabrik sınkt und mit der daraus sich ergebenden Folge, daß die Lei- 
stungsverdichtung in den Betrieben steigt. Wir haben heute bereits in der BRD 56,4 % Früh- 
invalide unter den Rentnern ... Und das Durchschnittsausstiegsalter liegt nicht etwa bei 58 
Jahren, oder bei 56 Jahren, es liegt bei 54,6 Jahren. Weshalb also einen Tarifvertrag machen, 
der Arbeitnehmer mit 58 Jahren ausscheiden läßt? ... 

Vom Ansatz her halten wir das politisch für falsch. Am deutlichsten machen könnte ich das 
und wohl auch die Schwächung der Vertretungsmacht am aktuellen Fall: Arbed Saarstahl. Da 
bin ich gar nicht begeistert darüber, zu denen zu gehören, die hinterher recht gehabt haben. 
Vor einem Jahr habe ich gewarnt, lautstark, daß der Verzicht der Arbeitnehmer auf einen 
Teil des 13. Monatsgehalts der Anfangeiner fortwährenden Erpressung durch Regierungund 
Arbeitnehmer sei. Ich habe leider recht gehabt. Leider deshalb, weil ich damals nicht stark ge- 
nug war, zu überzeugen. Aber wer nicht unmittelbar dabei war, der macht sich das Urteil 
möglicherweise sehr leicht. Da haben nicht die Funktionäre gewackelt, die hauptamtlichen, 
da sind auch die Betriebsräte dort gestanden, da hat die Belegschaft unsere Funktionäre mas- 
siv unter Druck gesetzt, und diese Führung im Betrieb wäre weggeputzt worden, wenn sie 
dem Verzicht nicht zugestimmt hätte. Und jetzt haben wir den Fall, daß eine Zusage für all 
die, die damals mit 90 % aus dem Betrieb hinausgedrängt wurden, gekündigt und dann auch 
noch auf 82 % reduziert wird. Die 5 500, die jetzt rausgeschmissen werden sollen, und zwar 
die zwischen 50 und 55, werden auf 82 % gesetzt. Die Bundesregierung stellt als Conditio, das 
heißt als Bedingung, ohne die nichts geht, daß die Firma gleichzeitig erklärt, aus dem Arbeit- 
geberverband auszutreten. Mit dem Erfolg, daß alle Tarifverträge in Nachwirkung geraten; 
mit der Folge, daß diese Tarifverträge durch jede andere Vereinbarung, auch durch Einzelar- 
beitsverträge ersetzt werden können. Und wer weiß, zu welchen Repressionen Arbeitgeber 
in Verbindung mit den Medien im Saarland fähig sind, der weiß, wie groß die Gefahr ist, daß 
die Belegschaft über Einzelarbeitsverträge und über Betriebsvereinbarungen gezwungen 
wird, mit Löhnen unter den Tarifvereinbarungen einverstanden zu sein. Die Firma mußte 
sich weiterhin erklären, ebenfalls als Conditio sine qua non, also die Bundesregierung hat das 
diktiert, drei Jahre lang keine Lohnerhöhungen zu genehmigen. Der Betriebsrat ging in die 
Einigungsstelle. Das war sein letzter Ausweg, wohl wissend, daß da weniger rauskommt als 
der Status quo .. 

Wenn man ordemhlicher Gewerkschafter baten will, ideologisch sauber, ohne Sünde, dann 
passiert folgendes: Im Bewußtsein der Belegschaft hat dieser Einigungsstellenvorschlag dazu 
geführt, daß zunächst der Konkurs abgewendet scheint. In der Belegschaft sagen die Jungen 
den Alten, sie sollen gehen, damit sie Arbeit haben. Die Alten sind die 50-jährigen. Wenn wir 
nein zu diesem Ergebnis sagen, verlieren wir im Bewußtsein dieser Belegschaft an Rückhalt. ° 
AusFrankfurt kann ich das relativ leicht entscheiden, ich bin nicht in Saarbrücken. ... DerBe- 
triebsrat dort, der unsere Interessen vertritt und der nichts ohne Rücksprache mit uns tut, ob 
der ausweichen kann, das weiß ich nicht. 

Wenn wir jetzt nicht nein sagen, dann wird der Konflikt spätestens in vier Monaten, wenn 
wir Lohnforderungen stellen müssen, erneut auftauchen. Wenn wir uns dann dem Diktat der 
Bundesregierung nicht beugen, ist damit die von der Firma abverlangte Bedingung nicht er- 
füllbar, keine Lohnerhöhung zu gewähren. Da kommt dann der Konkurs. Nur: Eine Beleg- 
schaft, die jetzt bereit ist, wissend, daß ihre Arbeitsplätze nur gesichert sind, wenn drei Jahre 
keine Lohnerhöhung gewährt wird, wird die in vier Monaten mit uns für Lohnerhöhungen 
kämpfen? Ich könnte hier noch etwas deutlicher werden, um zu zeigen: An Schwierigkeiten 
mangelt es uns wahrlich nicht. 
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Walther Müller-Jentsch vermißt ein Konzept für Betriebsübernahmen. Ich habe leider auch 
keines. Ich habe angedeutet in meinem Referat, daß die Diskussionen über Betriebsübernah- 
men, die im Moment bei uns anfängt, Akte der Verzweiflung sind. Mehr nicht. Undimallge- 
meinen hat die Diskussion angefangen bei zugrundegerichteten Unternehmen. Bei Gott kei- 
ne guten Startchancen, um ein Modell zu schaffen, um ein Alternativmodell zu schaffen. Den 
Arbeitnehmern zu empfehlen, ihr saurer erspartes gutes Geld dem schlechten Geld hinter- 
herzuwerfen. Genau darauf liefs hinaus. Eine bessere Antwort habe ich im Moment nicht. 
Ich wäre dankbar, wenn wir bessere Antworten geboten kriegen würden, von denen, die mit 
uns ein Konzept vermissen. 

Da wird beklagt, daß wir zu Betriebsbesetzungen nichts sagen. Ich kann sagen, meine stärk- 
ste Erfahrung, die mich auch persönlich sehr getroffen hat, war die Betriebsbesetzung bei Vi- 
deocolor, die ich selbst mitzuverantworten habe und die ohne unsere Unterstützung nicht 
gelaufen wäre. Was sich da an Dramatik abgespielt hat, das wird nur der nachvollziehen 
können, der, wie ich, mehrerer Nächte in dieser Bude verbracht hat, zusammen mit anderen 
Kollegen. Wir haben unsere Kampfziele bei Videocolor nicht erreicht. Und die Belegschaft 
wußte damals, wie schwierig es werden würde. Wir haben gesagt, daß die Gefahr droht, daß 
sie fristlos entlassen werden; daß sie acht Wochen Arbeitslosensperre kriegen; daß die hoch- 
organisierte ausländische Arbeiterschaft ausgewiesen werden kann nach deutschem Gesetz 
und daß die Polizei die Bude räumt. Wir haben gesagt, es besteht nur ein Funken Hoffnung, 
daß wir gewinnen, und wenn sie den Funken Hoffnung nutzen wollen, dann machen wir 
mit. Und wir haben ihn genutzt. Wir haben dort zwar das Kampfziel nicht erreicht, aber 
moralisch wurde in dieser Belegschaft auch kein Schaden angerichtet. Das ist sehr viel wert. 
Das ist fast unbezahlbar. Nur, ich bin auf Grund meiner Erfahrung nicht in der Lage, Be- 
triebsbesetzungen zu empfehlen. Denn da gibt es doch einfach Unterschiede in der Wir- 
kung. Betriebsbesetzungen werden doch nur dann aktuell, wenn der Unternehmer die Bude 
sowieso zumachen will. Welche Funktion hat die Betriebsbesetzung in einem Betrieb, wenn 
der Unternehmer abschreiben will? Eine Betriebsbesetzung bei Daimler-Benz, einem Un- 
ternehmen, wo der Unternehmer gutes Geld verdient, hätte eine ganz andere Funktion. Al- 
so, was sollen Betriebsbesetzungen in der von Walther Müller-Jentsch beschriebenen Form? 
Er redet ja wohl von Betriebsbesetzungen in Betrieben, die kurz vor dem Kollaps stehen 
oder bereits drin sind. Ich habe darauf keine Antwort. In dem laufenden Diskussionsprozeß 
sind wir Suchende, die noch nicht gefunden haben. 

Zur technologischen Entwicklung ließe sich viel sagen. Heute morgen wurde schon über un- 
sere Untersuchung (Gemeint ist die vom Vorstand der IG Metall, Abt. Automation und 
Technologie, im Oktober 1983 veröffentlichte Studie: »Maschinen wollen sie — nur Men- 
schen nicht. Rationalisierung in der Metallwirtschaft«; d. Redaktion.) gesprochen. Ich kann 
bloß sagen: Die Auswertung dieser Untersuchung ließe sich überschreiben mit dem Titel 
“Das vorprogrammierte Chaos”. Ich will nur ein paar Anhaltspunkte dafür nennen, die al- 
lerdings auch deutlich machen, daß der Kampf um Arbeitszeitverkürzung kein Kampf für 
diejenigen ist, die noch einen Arbeitsplatz haben, sondern weit weit darüberhinaus geht. 
Durch den Einsatz von computergesteuerten Maschinen, also NC und CNC-Maschinen, 
sind im Maschinenbau, der Elektroindustrie und im Fahrzeugbau bis 1990 über 100 000 Ar- 
beitsplätze gefährdet. Und die Sättigungsgrenze für den Einsatz dieser Maschinen liegt unge- 
fähr bei 200 000 CNC-Maschinen, also bei 15 % aller Werkzeugmaschinen. Wenn diese 
Grenze erreicht sein wird, sind davon etwa 500 000 Arbeitsplätze gefährdet. Durch den Ein- 
satz von Industrierobotern drohen im Maschinenbau, in der Elektroindustrie und im Fahr- 
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zeugbau ca. 160 000 Arbeitsplätze wegzufallen. Und jetzt rede ich von Industrierobotern, so 
wiesieim Augenblick existieren, von diesen primitiven Handhabungsautomaten. Wenn die 
seIndustrieroboter erst einmal sehen und fühlen können, das dauert höchstens noch drei Jah- 
re, dann sind die im Einsatz, dann sind davon 300 000 Arbeitsplätze gefährdet. Durch den 
Einsatz von automatisierter Textverarbeitung, durch den Einsatz von Kommunikations- 
und Informationstechnologien sind im sogenannten nichtproduktiven Bereich insgesamt 2,4 
bis 2,7 Mio. Arbeitsplätze gefährdet. Und zwar unmittelbar. Und durch computergestütztes 
Konstruieren, CAD, jetzt rede ich noch nicht von der heute möglichen Verknüpfung mit 
CAM, ich rede nur isoliert von CAD, werden 300 000 bis 400 000 Arbeitsplätze bedroht sein. 
Schlußfolgerung daraus, wenn ich alles zusammenzähle: Allein durch den Einsatz dieser neu- 
en Technologien werden bis 1990 Arbeitsplatzverluste saldiert von 3 bis3,5 Mio. zu erwarten 
sein. Ein Indiz dafür, daß die Entwicklung in Arbeitszeitverkürzung mit gewerkschaftlicher 
Vertretungsmacht allein überhaupt nicht in den Griff zu kriegen ist; dann ist das Ende ge 
werkschaftlicher Vertretungsmacht und Tarifpolitik erreicht. Ich denke, es ist keine über- 
schwellige Formulierung, wenn ich sage, wenn politisch nichts anderes bewegt werden kann, 
wenn diese Entwicklung allein von den Gewerkschaften aufgehalten werden soll, und wenn 
wir dann noch so viele mit uns sympathisierende Außenstehende haben werden: Diesen 
Kampf werden Gewerkschaften nie und nimmer bestehen können. Und diese Entwicklung 
wird weder sozial- noch rechtsstaatlich unter Kontrolle zu kriegen sein. Ich habe keine Ah- 
nung, was dann kommt. Ich habe dazu einige Vorstellungen, aber die sind alles andere als er- 
freulich. 

Und ein letztes Wort zu den Arbeitsloseninitiativen. Nicht nur in Baden- Württemberg, son- 
dern insgesamt bemühen wir uns seit vier Jahren, Arbeitsloseninitiativen zu gründen. Ich bin 
bereit, hier einzugestehen: aus anderen Motiven, als allgemein erwartet wird, nicht aus huma- 
nitären Gründen, sondern aus politischen Gründen. Und zwar deshalb, weil ich die Gefahr 
sehe, daß der Zeitpunkt nicht mehr weit weg ist, wo diese Arbeitsloseninitiativen bundesweit 
instrumentalisiert werden gegen die Gewerkschaften. Das haben wir vor ’33 hier auch schon 
gehabt. Der Diskussionsstand in den Gewerkschaften ist heute noch, Arbeitsloseninitiativen 
selbst zu gründen. Ich würde darüber hinausgehen, und sagen, daß die Strukturen der Ge 
werkschaften nicht geeignet sind, adäquate Aktionsplattformen für Arbeitsloseninitiativen 
zu bilden. Dagibt es dazu geeignetere Organisationen. Ich würde nicht die Kirchen dafür vor- 
sehen, sondern die Arbeiterwohlfahrt, um ein Beispiel zu nennen. Aber ich sage deutlich: 
Um die Arbeitsloseninitiativen — ein böses Funktionärswort, das ich jetzt sage— politisch in 
den Griff kriegen zu können, und um zu verhindern, daß sie gegen die Interessenvertretungs- 
politik der Arbeitsplatzinhaber eingesetzt werden können. 

Der Vorwurf kommt, daß sich die Interessenvertretung der Gewerkschaften mehr auf die 
richtet, die Arbeit haben. Ich kann nur sagen, all das, was wir tun wollen und können, auch 
für die Arbeitslosen, können wir politisch eben nur durchsetzen, mit denen, die Arbeit ha- 
ben. Vor’33 hat vor allem dieRGO den vergeblichen Versuch gemacht, mit Arbeitslosen zu 
streiken und ist böse auf die Fresse gefallen. Ich hoffe, die Gewerkschaften kommen nicht auf 
die Idee, mit Arbeitslosen gegen die Arbeitgeber kämpfen zu wollen. Das kann man eben nur 
mit denen, die Arbeit haben. Aber das heißt doch bei Gott nicht, und das darf doch nicht so 
interpretiert werden, daß Gewerkschaften ihre Interessenvertretung vordergründig auf die 
richten, die Arbeit haben. Ich glaube, das wäre eine schlimme Verkennung unserer een 
zung, aber auch eine schlimme Verkennung unserer Möglichkeiten. 

Eine letzte Bemerkung. Wenn ich mir noch einmal so vergegenwärtige, daß da so Beh re- 
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kapitulierend festgestellt wird, daß die alten Industriearbeiterwohnviertel — die wir abschaf- 
fen wollen — trotz allem dazu beigetragen haben, daß da mehr Arbeiterbewußtsein erzeugt 
wurde, dann hoffe ich doch, daß wir nicht in die Lage kommen, wo der Erfolg unserer Arbeit 
die Interessenvertretung gleichzeitig immer unmöglicher macht. Der Erfolg unserer Arbeit 
bekommt uns also schlecht — zu Tode siegen wollen wir uns bei Gott nicht. 


* Der vorliegende Text ist eine autorisierte Tonbandabschrift eines Diskussionsbeitrages von Franz 


Steinkühler vom November 1983; gehalten anläßlich einer vom Frankfurter Institut f. Sozialforschung, 
mit Unterstützung des Turiner Goethe-Instituts und der Stiftung Volkswagen durchgeführten Konfe- 
renz zu Problemen deutscher und italienischer Gewerkschaften (»Prospettive del movimento sindaca- 
les). Seine Ausführungen beziehen sich im wesentlichen auf die von Walther Müller-Jentsch vorgestell- 
ten Thesen zur Zukunft der Gewerkschaften, die in diesem Heft der PROKLA abgedruckt sind. — Wir 
danken den Veranstaltern für die Genehmigung des Abdrucks. 
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Richard Hyman 
Die Krankheit der britischen Gewerkschaftsbewegung: 
Gibt es ein Heilmittel? 


Die folgende kurze Einschätzung der gegenwärtigen Krise der britischen Gewerkschaftsbe- 
wegung ist absichtlich mehr analytisch als beschreibend gehalten; in diesem Rahmen kön- 
nen detailliertere Befunde des Wesens der britischen Gewerkschaften und der Prozesse in 
den.industriellen Beziehungen nicht dargestellt werden.' Jedoch ist es wichtig, zu Beginn die 
Komplexität und Verschiedenartigkeit der britischen Gewerkschaftsbewegung und die un- 
gleichen Wirkungen der gegenwärtigen Krise zu betonen. Im Widerstreben der britischen 
Autoren, welche sich mit den industriellen Beziehungen beschäftigen, sich auf eine Theore- 
tisierung auf hohem Niveau einzulassen, kommt nicht nur die Tradition des britischen 
Empirismus zum Ausdruck, sondern ebenso die Schwierigkeit, nur eine Verallgemeinerung 
zu machen, zu der nicht auch Ausnahmen gefunden werden können. Die folgenden allge- 
meinen Argumente haben deshalb einen vorläufigen und schematischen Charakter: Für ei- 
ne weitergehendere Darstellung müßten viele nähere Bestimmungen entwickelt werden. 
Dieser Aufsatz beginnt mit einer kurzen Skizzierung der unterschiedlichen Traditionen der 
britischen Gewerkschaftsbewegung, wobei ihre historischen Wurzeln und die Implikatio- 
nen einer veränderten materiellen Umgebung angedeutet werden sollen. Danach werden die 
industriellen, politischen und ideologischen Dimensionen der derzeitigen Schwäche der Ge 
werkschaften analysiert. Besonders bedeutsame Zeichen ihrer gegenwärtigen Demoralisie- 
rung stellen die Entfremdung eines Großteils der Mitgliedschaft von der offiziellen Organi- 
sation und die entsolidarisierenden Wirkungen von fragmentierten Forderungen und 
Kämpfen dar. Es wird hier der Standpunkt vertreten, daß die Ursachen dieser Probleme in 
der-Schwäche der Bürokratie, in der Fetischisierung des Staates und in einem Vakuum poli- 
tischer Zielsetzungen wurzeln. 


Ursprünge der gegenwärtigen Krise 


Diebritische Gewerkschaftsbewegung ist auf einem tiefen Widerspruch zwischen Praxis und 
Theorie gegründet. Das Klassenbewußisein in Großbritannien hat lange Zeit ein ausgepräg- 
tes Bewußtsein über die besondere Identität und Interessen der Arbeiterschaft eingeschlos- 
sen, das allerdings nicht auf ein Konzept der Arbeiterklasse als Agent der sozialen Transfor- 
mation bezogen war. Die meisten großen Gewerkschaften sind in der Tat der Labour Party 
angegliedert, und ihre Redner befleißigen sich auf Konferenzen sozialistischer Rhetorik; die 
aktuelle Praxis der Gewerkschaften wird jedoch vom täglichen Kontakt mit dem Kapital be 
stimmt. Als Verhandlungspartner des Kapitals bringen Gewerkschaftsrepräsentanten auf al- 
len Ebenen eine Form von ‘geschäftsmäßigem Gewerkschaftstums’ (»business unionism«) 
zum Ausdruck. Dies gilt jedoch nicht im amerikanischen Sinn: Denn während sie häufig 
auch eine militante Lohnpolitik verfolgen, beanspruchen die Gewerkschaften (und beson- 
ders ihre nicht ‘offiziell’ agierenden Mitglieder) gleichzeitig eine weitgehende Kontrolleüber 
den Arbeitsprozeß, indem sie dem Management das Recht auf uneingeschränkten Gebrauch 
der Arbeitskraft streitig machen. Die Durchsetzung einer reichen Vielfalt von ‘custom and 
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practice’ (»Gewohnheitsrechten«) (was oft als‘restriktive Praktiken’ denunziert wurde) wird 
von manchen Kommentatoren als Ursache desärmlichen Ergebnisses des britischen Kapitals 
hinsichtlich Produktivität und internationer Konkurrenzfähigkeit gesehen (vgl. Kilpatrick/- 
Lawson 1980; Hyman/Elger 1982). Sicherlich ist es richtig, daß die britischen Gewerkschaf- 
ten weit weniger als viele ihrer europäischen Pendants durch sozialdemokratische Ideologien 
der makroökonomischen Rationalität und sozialen Harmonie umschrieben werden können. 
In diesem Sinn bat die Tatsache, daß die Gewerkschaften das Recht, über Lohnfragen und Ar- 
beitsplatzkontrolle zu entscheiden, geltend machten, wahrscheinlich die Profitabilität des 
britischen Kapitals beeinflußt: ein antikapitalistisches Ergebnis einer Politik, die nicht von 
antikapitalistischen Grundsätzen geleitet wurde. 

‘Freie Tarifverhandlungen’ war der grundlegende Slogan der modernen britischen Gewerk- 
schaftsbewegung. In diesem Slogan ist das Argument eingeschlossen, daß der Staat und das 
Gesetz soweit wie möglich aus dem Verhältnis zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeber 
ausgeschlossen werden sollten; daß dieSphäre der ‘Politik’ und die industriellen Beziehungen 
voneinander getrennt werden können und sollten. Sicherlich, die Gewerkschaften haben es 
seit mindestens einem Jahrhundert für notwendig betrachtet, sich in der Parlamentspolitik 
zu engagieren; und für die Existenz der Labour Party, auf deren Politik sie oft wesentlichen 
Einfluß ausüben, ist ihre Finanzierung ausschlaggebend. Aber.die Entscheidung des Gewerk- 
schaftskongresses (TUC) im Jahr 1899, die politische Aktivität auf eine getrennte Organisa- 
tion zu delegieren, brachte die herrschende Sichtweise zum Ausdruck, daß eine zu direkte 
Verwicklung in die ‘Politik’ die Gewerkschaften von ihren eigentlichen Aufgaben ablenken 
würde. Der Versuch, eine klare Arbeitsteilung zwischen Partei und Gewerkschaft durchzu- 
setzen — die Parteiführer sollten nicht politisch im Bereich der ‘industriellen Beziehungen’ 
tätig werden, und die Gewerkschaftsführer ihrerseits sollten nicht versuchen, die Parteipoli- 
tik in allgemeineren ‘politischen’ Fragen zu bestimmen — ist ein ständiges Thema. Diese Tei- 
lung spiegelt sich auch in den Beziehungen zwischen der Partei und oppositionellen gewerk- 
schaftlichen Tendenzen wider. Gegenüber den Aktivitäten des linken Flügels der Labour 
Party hat die von der gewerkschaftlichen Basis ausgehende Militanz gewöhnlich andere Pro- 
bleme zum Gegenstand und andere Individuen und Gruppen eingeschlossen. Und selbst in 
den Fällen, in denen Individuen in beiden Arenen tätig sind — einige linke Betriebsräte z.B. "- 
—, sind die zwei Kampfformen selten miteinander verbunden. Diese Zergliederung der Op- 
position verstärkt natürlich die Kontrolle der Führerschaft, sowohl in der Partei als auch in 
den Gewerkschaften. 

Diese ausgeprägte Tradition hat ihre Wurzeln in der im neunzehnten Jahrhundert erfolgrei- 
chen Entwicklung des Kapitalismus und der Gewerkschaftsbewegung. Als Produkt des frü- 
hen Entstehens des industriellen Kapitalismus in England entwickelten sich auch die Ge- 
werkschaften sehr früh. Wegen der Dominanz des britischen Kapitals am Weltmarkt gab es 
für die Unternehmer und Gewerkschaften einen entsprechenden Spielraum, sich in Fragen 
des Lohns und der Arbeitsbedingungen zu einigen. Das britische Kapital war wegen seiner 
‘spontanen’ Entwicklung typischerweise durch kleine Unternehmen ohne entwickelte Ma- 
nagementstrukturen charakterisiert; die Verantwortung für die Organisation der Produk- 
tion war weitgehend den verschiedenen Arbeitsgruppen, die ihrerseits oft aus gelernten 
Handwerkern bestanden, überlassen. Deshalb war die Verpflichtung der Arbeiter zu ‘custom 
and practice’ auf der anderen Seite durch eine Art ‘unwissenschaftlicher Betriebsführung’ der 
britischen Unternehmer bedingt. Die Fragmentierung und Dezentralisierung der Gewerk- 
schaften wurde durch die relativ geringe Kapitalkonzentration befördert. Schließlich ist von 


Die Krankheit der britischen Gewerkschaftsbewegung 4 


entscheidender Bedeutung, daß sich der britische Kapitalismus in einer Zeit entwickelte, als 
der Staat seinerseits sehr schwach war, und sein zentrales Ziel darin bestand, die staatlicheEin- 
flußnahme auf die Ökonomie zu minimieren (was der Doktrin des “Jaissez faire’ entsprach). 
Richter und Politiker des 19. Jahrhunderts, die oft von der alten Aristokratie abstammten, 
hatten nicht automatisch für die bürgerlichen Industriellen Sympathie; die Vorliebe der Letz- 
teren für private Vereinbarungen mit Arbeitern und ihren Gewerkschaften bestimmte die 
Ausgestaltung des modernen Arbeitsrechts mit. In der “Rechtsenthaltsamkeit’, wie es oft be- 
zeichnet wird, spiegelt sich die Ideologie der “industriellen Selbstregulierung’ wider. 

Es ist überflüssig zu erwähnen, daß sich der Hintergrund radikal verändert hat. Industrielle 
Veralterung, geringe Produktivität und der Verlust imperialer Märkte haben zusammen eine- 
Krise der Wettbewerbsfähigkeit herbeigeführt, die den Spielraum für partnerschaftliche Ver- 
handlungsführungen vernichtete. Seit 1950 hat das britische Kapital einen dramatischen Pro- 
zeß der Konzentration und Zentralisation durchgemacht; in vielen Industriezweigen kommt 
der Hauptteil der Produktion von zwei oder drei großen (oft multinationalen) Konzernen. 
Die Mangementorganisation wurde zunehmend effektiviert, neue Techniken der Arbeits- 
kontrolle wurden ausgearbeitet und die Strategien der Verhandlungsführung mit den Ge- 
werkschaften sind nun zentralisiert und ausgeklügelt. Schließlich hat der Staat in den indu- 
striellen Beziehungen einen zentralen Stellenwert eingenommen. Im Rahmen zunehmender 
staatlicher Interventionen in den ökonomischen Prozeß (was durch dieSchaffungdes‘Natio- 
nalEconomic Development Council’ im Jahr 1962 symbolisiert wird) gab es beinahe fortlau- 
fend Versuche, offener oder verdeckter Art, den Anstieg der Löhne zu begrenzen. Der Staat 
wurde seinerseits selbst ein bedeutender Arbeitgeber: Nationale und lokale Verwaltung, das 
Gesundheitssystem, nationalisierte Industrien und ähnliche Organisationen stellen ungefähr 
40 % der gesamten Beschäftigung in Großbritannien und die Hälfte aller Gewerkschaftsmit- 
glieder; selbst ohne eine offizielle “Einkommenspolitik’ bestimmt der Staat den Rahmen für 
die Einkommensverhandlungen. Und seit 1971 sind die industriellen Beziehungen immer 
stärker verrechtlicht worden. 

In dieser veränderten Umgebung stellen die Traditionen der britischen Gewerkschaften eine 
offensichtliche Quelle der Schwäche dar. Der Mangel eines umfassenden Verständnisses von 
der Rolle der Gewerkschaften in der Gesellschaft, das Fehlen strategischer Vorstellungen, 
welche der Alltagspolitik eine Perspektive hätten geben können, haben eine grundlegende 
Kampfunfähigkeit zur Konsequenz. Und in der Tat bewirkten die widrigen materiellen Be- 
dingungen eine weitere Verstärkung des Gruppenegoismus und der partikularistischen Zer- 
gliederung; die Intensität des alltäglichen Drucks beschnitt jede Möglichkeit, längerfristige 
Perspektiven zu entwickeln. 


Dimensionen der Krise 


Die Krise, der sich die britische Gewerkschaftbewegung gegenübersieht, ist sicherlich die ern- 
steste seit 1926; einige würden sogar sagen, seit 1830. Ihre Ursachen sind ökonomischer, poli- 
tischer sowie ideologischer Art; und weil diese Dimensionen offensichtlich zusammenhän- 
gen, ist es unmöglich, sie getrennt zu analysieren. 

Während einer Dekade hat sich in Großbritannien die Arbeitslosenrate von einer der niedrig- 
sten in Europa zu einer der höchsten entwickelt. Seit Mitte 1982 beläuft sich die offizielle 
Zahl an registrierten Arbeitslosen auf über drei Millionen, was 13 % der erwerbstätigen Be- 
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völkerung entspricht. Es ist aber wichtig hinzuzufügen, daß die offiziellen Statistiken immer 
stärker manipuliert wurden und daß die wahre Zahl der Arbeitslosen weit höher liegt; nach 
Angaben des TUC gibt es mehr als vier Millionen Arbeitslose. Die ‘Entindustrialisierung’, 
ein Prozeß, der seit Mitte der 60er Jahre ersichtlich ist (vgl. Blackaby 1978), hat sich unter der 
Thatcher-Regierung verstärkt; etwa ein Viertel aller Arbeitsplätze im verarbeitenden Ge 
werbe wurden seit den Wahlen von 1979 vernichtet. Zur gleichen Zeit wurde die Beschäfti- 
gungsentwicklung im öffentlichen Sektor — dessen Wachstum bis vor kurzem weitgehend 
die industrielle Kontraktion kompensierte — durch eine Reihe von Kürzungen und ‘cash Iı- 
- mits’? begrenzt, welche unter der Labour-Regierung in die Wege geleitet, jedoch dann von 
den Konservativen stringenter durchgeführt wurden. So wird sich der Anstieg der Arbeits- 
losigkeit wahrscheinlich wenigstens solange fortsetzen, wie die monetaristische Politik die 
dominierende Regierungsstrategie bleibt. Wenn man die Implikationen der Mikroprozessor- 
technologie in Betracht zieht, sind die Arbeitsmarktaussichten tatsächlich als sehr ernst ein- 
zustufen. 
Der Einfluß auf die Gewerkschaftsmitgliedschaft ist schon heute beträchtlich. Während die 
se in den zehn Jahren von 1969-79 um drei Millionen auf 13.5 Millionen gestiegen ist, fiel sie 
wieder um fast zwei Millionen in den drei darauffolgenden Jahren; und dieser Prozeß hält an. 
Einzelne Organisationen haben besonders stark gelitten; die größte Gewerkschaft, die 
“Transport und General Workers’ Union, ist von 2,1 auf 1,6 Millionen Mitglieder? ge- 
schrumpft. Die Entwicklung der Struktur und des Niveaus der Beschäftigung betonen das 
Problem der Organisierung. Die gewerkschaftliche Organisierung war traditionell in der 
verarbeitenden Industrie und im Transportsektor — Bereiche, die jetzt geschrumpft sind — 
am stärksten; dagegen konnte insbesondere in der letzten Zeit der Sektor der öffentlichen 
Dienste, der jetzt aber gekürzt wurde, noch immer ein Wachstum aufweisen. Die wenigen 
Bereiche, die eine Ausdehnung der Beschäftigung aufweisen, sind die hochtechnisierten Un- 
ternehmen, die sich oft außerhalb der Zentren gewerkschaftlicher Organisierung befinden 
und nur wenige Arbeiter beschäftigen (sowie im Bank- und Geldsektor, der sich gegenüber 
gewerkschaftlicher Organisierung als resistent erwiesen hat). Die ungünstige Entwicklung 
der Mitgliedschaft hat unvermeidbare finanzielle Folgen. Britische Gewerkschaften arbeiten 
traditionell mit knappen Budgets auf Basis niedriger Mitgliedsbeiträge. Die sinkenden Ein- 
kommen haben manche Organisation an den Rand des Bankrotts gebracht. 
Wie vorherzusehen war, haben die Unternehmer aus der gewerkschaftlichen Schwäche ihren 
Vorteil gezogen. Die Realeinkommen, die während der 70er Jahre um etwa 20 % gestiegen 
waren, stagnierten in den 80ern bzw. fielen sogar in einzelnen Jahren. Bedeutsamer jedoch 
ist, mit welcher Entschlossenheit die Unternehmer die Reorganisation der Produktion ohne 
Rücksicht auf gewerkschaftlichen Widerstand verfolgten. Die niedrige Produktivität und die 
sich verschlechternde Wettbewerbsfähigkeit haben Unternehmen im verarbeitenden Ge- 
werbe in der Verfolgung radikaler Rationalisierungsprogramme ermutigt: dies bedeutet ei- 
nen flexzibleren Gebrauch der Arbeitskraft, eine Intensivierung der Arbeit, eine strengere 
Disziplin, und deshalb einen systematischen Angriff auf das verankerte Prinzip des “custom 
and practice’. Die Rationalisierung führte zu Entlassungen und Firmenschließungen; dies 
insbesondere in den Unternehmen, die während der Welle der Firmenzusammenschlüsse in 
den 60er und frühen siebziger Jahren eine Reihe von unterschiedlichen Betrieben erwarben. 
Die Schließungsdrohung hat den Unternehmern eine machtvolle Sanktionsmöglichkeit in 
die Hand gegeben, die Reorganisierung und Umsetzung auch angesichts gewerkschaftlichen 
Widerstand (u.a. von Seiten der Vertrauensleute) durchzusetzen: Die Arbeiter wurden vor 


Die Krankheit der britischen Gewerkschaftsbewegung 43 


die einfache Wahl gestellt, entweder mit dem Management zusammenzuarbeiten oder ihre 
Jobs zu verlieren. Die Fähigkeit der Unternehmer, sich auf diese Weise über die Köpfe der 
Gewerkschaftsvertreter hinwegan die Arbeiter zu wenden, wurde am dramatischsten imFall 
von British Leyland vorgeführt; auch hier war offensichtlich, daß eine shop steward-Organı- 
sation, die sich auf die Autonomie jeder einzelnen Firma gründet, gegenüber einem zentrali- 
sierten Mangement, das versucht, einen Unternehmensteil gegen den anderen auszuspielen, 
extrem verletzlich war. 

Die Rücksichtslosigkeit des Managements von British Leyland — oder der British Steel Cor- 
poration, die die Beschäftigung in zwei Jahren um die Hälfte verminderte — ist ein extremes 
Beispiel. Ironischerweise hat wahrscheinlich die Tatsache, daß diese Unternehmen staatsei- 
gen sind, eine harte Strategie befördert, um von der Thatcher-Regierung eine ständige finan- 
zielle Unterstützung zu bekommen. Aber dieses “macho management’ wurde in den briti- 
schen industriellen Beziehungen eine weitverbreitete Erscheinung: ein aggressives Pochen 
auf ‘das Recht des Managements zur Führung’ sowie eine starke Einschränkungder Verhand- 
lungsgegenstände. Mit dieser Weigerung, über das zu verhandeln, was als “Vorrecht des Ma- 
nagements’ bezeichnet wird, war eine bemerkenswerte Ausdehnung des Mechanismus ge- 
meinsamer Beratungen verbunden, der ein Jahrzehnt vorher in Großbritannien als praktisch 
ausgestorben betrachtet wurde.’ Einige Kommentatoren sehen eine Tendenz in Richtung des 
‘Amerikanischen Modells’ oder des “Japanischen Modells’: das erstere schließt die Geltend- 
machung der Managementrechte und den Ausschluß jeglicher bedeutsameren Rolle der Ge- 
werkschaften ein; das letztere wird identifiziert mit der Ausnutzung der Arbeitsplatzeinbin- 
dung für eine ‘Partizipation’ und Beratung (ebenso die Schaffung sog. “Qualitätszirkel’ von 
einigen Unternehmen). Im allgemeinen aber hat die Unternehmerstrategie keinen Frontal- 
angriff auf die Gewerkschaftsorganisation oder selbst auf die Vertretung durch die shop ste- 
wards eingeleitet (obwohl es eine beträchtliche Einschränkung der Vertretungsrechte sowie 
eine Verminderung der Zahl zugelassener Vertrauensleute gab, die ganztags vom Unterneh- 
men bezahlt werden mußten) (vgl. Terry 1983). Noch erscheint es wahrscheinlich, daß die 
andauernde Akzeptanz einer solchen Vertretung von Seiten der Unternehmen durch das ho- 
he Maß gewerkschaftlicher Nachgiebigkeit gegenüber der allgemeinen Tendenz der Manage- 
mentstrategie bestimmt wird. Es ist klar, daß die meisten Gewerkschaftsoffiziellen — die Be- 
triebsräte eingeschlossen — wenig Spielraum für einen wirkungsvollen Widerstand sehen; 
unfähig (zumindest im derzeitigen ökonomischen Klima), ihre traditionelle Rolle von 
kampflustigen Verhandlungspartnern aufrechtzuerhalten, sehen die meisten die Teilhabe am 
schwachen Mechanismus der Beratungaals das einzige Mittel, ihre repräsentative Funktion zu 
erhalten. 

Diese Nachgiebigkeit kann man aus den letzten Trends der Streikaktivität ersehen. In den 
70er Jahren hielt die offizielle Statistik im Jahresdurchschnitt 2600 Streiks fest, wobei diese 
Zahl in keinem Jahr unter 2000 fiel. In den 80er Jahren halbierte sich das Streikvorkommen 
beinahe, wobei es 1983 wahrscheinlich auf das niedrigste Niveau seit 1940 fällt. Die Zahl der 
über einen Tag andauernden Streiks (kürzere Arbeitsniederlegungen sind normalerweise 
symbolische Proteste) fiel sogar schneller als die Gesamtzahl. Betrachtet man dies im Zusam- 
menhang mit der Unversöhnlichkeit der Unternehmer, was dieLöhne anbetrifft und mit der 
Offensive in bezug auf die Arbeitsverfahren, kann dies nur alseine Erosion des Kampfwillens 
verstanden werden. Man kann tatsächlich einen ‘Demonstrationseffekt’, das Gegenteil von 
dem, was vor 12 Jahren geschah, wahrnehmen. Damals konnten durch erfolgreiche Kämpfe 
Gruppen mit wenig oder keiner militanten Tradition kräftige Lohnerhöhungen erreichen, 
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was andere dazu anregte, ihrem Beispiel zu folgen. Heute werden sogar gut organisierten Tei- 
len der Arbeiterklasse (Stahlarbeiter, Automobilarbeiter) Niederlagen versetzt, und die be- 
grenzten Errungenschaften von langen und kostspieligen Streiks von teilweise erfolgreichen 
Gruppen (wie 1979 beim nationalen Metallarbeiter-Kontlikt, bei der ARBSRAndEISetZUng| im 
Gesundheitsdienst im Jahr 1982) hat andere davor abgeschreckt, zu folgen. 

Die politische Schwäche der Gewerkschaften ist z.T. Folge ihrer Schwäche im industriellen Be- 
reich. Mit der Ausarbeitung der Wirtschaftsplanung der Regierung und den damit verbundenen 
Politiken der Einkommenskontrolle am Anfang der 60er Jahre, wurden die traditionellen 
Trennungslinien zwischen der ‘Politik’ und den ‘industriellen Beziehungen’ unterminiert; die 
Beziehungen zwischen den Gewerkschaften und dem Staat wurden immer offenkundiger. Die 
relativ häufigen Streiks und die dem Management von den betrieblichen Gewerkschaftsvertre- 
tern aufgezwungenen Einschränkungen der Kontrolle des Produktionsablaufs sowie die kumu- 
lative Wirkung von fragmentierten, militanten Kämpfen in Lohnfragen, dies zusammen wurde 
von der Regierung als Hindernis für eine nationale ökonomische Funktions- und Konkurrenz- 
fähigkeit betrachtet.*In den 60er und 70er Jahren bestand die bevorzugte Methode in der Koop- 
tation von Gewerkschaftsrepräsentanten in die Formulierung der Politiken zur Kontrolle der 
Einkommen, der Steigerung der Produktivität und der Restrukturierung der Tarifverhand- 
lungsverfahren. (Eine kurzzeitige Ausnahme bildeten nur die ersten Jahre der Heath-Regie- 
rung). Es wurden sinnvolle Versuche unternommen, die zentralisierte Autorität des TUC (tra- 
ditionell einer der schwächsten Gewerkschaftszusammenschlüsse in der Welt) zu stärken, und 
die interne Kontrolle einzelner Gewerkschaftsführer zu vergrößern; und als Teil dieses Prozes- 
ses wurde eine ganze Reihe von tripartistischen Institutionen geschaffen, in denen Vertreter des 
Staates, der Gewerkschaften und der Unternehmer beteiligt waren. Ob dieser Prozeß am besten 
als ‘Korporatismus’ verstanden werden kann, wie oft argumentiert wird, ist eine strittige Frage, 
die hier nicht verfolgt zu werden braucht. Es ist jedoch klar, daß die Versuche der Regierung (ob 
Labour oder Konservative), die Gewerkschaften in die Ausarbeitung der Wirtschaftspolitik 
miteinzubinden, deren politischen Status stärkte. Wie nie zuvor wurden die nationalen Ge- 
werkschaftsvertreter von Ministern zu Rate gezogen; wurden ihnen in zunehmendem Maße 
Sitze in öffentlichen Organisationen zugeteilt, und sie schienen einen bedeutenden Einfluß auf 
die Richtung der staatlichen Politik auszuüben — auch wenn dieser in Wirklichkeit sehr gering 
war. 

Darüberhinaus ist klar, daß diese Entwicklungen nicht auf einer korporatistischen Ideologie, 
sondern auf den pragmatischen Erfordernissen der Regierung beruhte, sich mit der Macht der 
Gewerkschaften und ihrer Mitglieder, die nationale Wirtschaftspolitik — wenn auch unge 
wollt — zum Scheitern zu bringen, zu arrangieren. Dieses zerstörerische Potential wurde 
durch die gegenwärtige ökonomische Schwäche der Gewerkschaft beträchtlich reduziert. 
Darüberhinaus hat der Prozeß der ‘Reformierung’ der industriellen Beziehungen, in den die 
britischen Gewerkschaften einbezogen wurden — i.F.v. vereinfachten Lohnsystemen, Pro- 
duktivitätsaushandelungen, formalisierten Disziplinar- und Beschwerdeprozeduren —, die 
Arbeitsbeziehungen in Großbritannien weit besser berechenbar und handhabbar gemacht, 
als dies ein Jahrzehnt vorher der Fall war. Der Identifikationsverfall der Mitglieder mit ihren 
Gewerkschaften — ein Problem, das unten noch näher diskutiert wird — hat auch die Posi- 
tion der TUC-Führung als Vermittler zwischen dem Staat und der Arbeiterklasse beein- 
trächtigt. Die materielle Basis ‘*korporativer’ Strategien ging so verloren — z.T. deshalb, weil 
diese Strategien zur Erreichung der ökonomischen Ziele des Staates in der Vergangenheit 
sehr effektiv waren. 
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Diese veränderte materielle Situation hat die Thatcher-Regierung in ihrer Verpflichtung auf 
die ‘freie Marktwirtschaft’ begünstigt. Der Thatcherismus ist grundsätzlich gegen den Tri- 
partismus als Eingriff in das effektive Funktionieren des Marktes gerichtet. Seine ökonomi- 
schen Argumente stellen eine Herausforderung für den gesamten Nachkriegskonsens dar, 
auf dem die tripartistischen ökonomischen Institutionen beruhten. Einfach gesagt,? beste 
hen diese Argumente darin, daß die keynesianische Verpflichtung auf das Vollbeschäfti- 
gungsziel das Funktionieren der Arbeitsmarktkonkurrenz beseitigte; den Gewerkschaften 
erlaubte, inflationäre Lohnansprüche durchzusetzen und die effiziente Leitung und Kon- 
trolle der Arbeit beeinträchtigte. Die zerstörerische Macht der Gewerkschaften wurde wei- 
ter durch ihren privilegierten gesetzlichen Status und durch die Tatsache, daß viele von ih- 
nen inoffizielle Absprachen mit den Monopolen im öffentlichen Bereich trafen, verstärkt; 
das Funktionieren des Arbeitsmarkts wurde außerdem durch die staatlichen Sozialleistun- 
gen beeinträchtigt. Die anti-gewerkschaftliche Haltung des Thatcherismus ist zwar in eine 
eingefleischte ideologische Feindseligkeit eingebettet, doch spiegelt sich darin auch eine ab- 
gerundete ökonomische Analyse wider. Die Abfolge gewerkschaftsfeindlicher Gesetze, der 
Angriff auf Sozialleistungen, die Privatisierung staatlicher Industrie- und Dienstleistungsbe- 
triebe, die bewußte Herbeiführung der Massenarbeitslosigkeit, beruhen alle auf logischen 
Überlegungen, deren Grundlage der leidenschaftliche Glaube in die Wirksamkeit des Kon- 
kurrenzkapitalismus bildet. 

Viele sehen die Absicht dieser Offensive in der ‘Entgewerkschaftlichung? der industriellen 
Beziehungen in Großbritannien nach dem amerikanischen Modell: dies ist, wie man gesehen 
hat, ein radikaleres Ziel als das der meisten Unternehmer. Aber zumindest besteht das Ziel 
darin, die in der britischen Politik herrschende Annahme (die spätestens auf den “Report of 
the Royal Commission on Labour’ im Jahr 1894 zurückgeht), daß kollektive Vertretung und 
Aushandelung von vornherein wünschenswert sind, umzustürzen. Durch die Art und Wei- 
se, wie die Gewerkschaften das Arbeiterinteresse im Gegensatz zu dem des Kapitals und des 
Staates bestimmen, stehen sie notwendigerweise im Widerspruch zu einer Politik, die die in- 
dividuelle Initiative am freien Markt in den Himmel hebt, während aber auf der anderen Seite 
im ‘nationalen Interesse’ universelle Opfer gefordert werden. Eine solche Politik wendet sich 
natürlich an Arbeiter als individuelle Bürger und nicht als Mitglieder einer kollektiven Orga- 
nisation. Die Tradition des Tripartismus, einer engen, auf Beratung beruhenden Beziehung 
mit den Gewerkschaftsführern, ist mit einer solchen Politik unvereinbar. Ein Angriff auf die 
politische Legitimität der gewerkschaftlichen Organisation bedeutet deshalb die Verstär- 
kung der Politik des Thatcherismus. Gleichzeitig werden Angriffe auf die Gewerkschaften 
als für Wahlen erfolgversprechend betrachtet (aus Gründen, die unten untersucht werden), 
und man kann auch auf die Kaufleute und Ladenbesitzer sowie die kleinen Geschäftsleute, die 
die soziale Basis des Thatcherismus bilden, einen guten Eindruck machen. Dies bedeutet 
dann, daß die Gewerkschaften das Subjekt eines machtvollen und vereinheitlichten politi- 
schen Angriffs bilden; dies gilt zumindest für die Amtszeit der derzeitigen Regierung. Die 
politische Schwäche der Gewerkschaften ist auch mit der derzeitigen (schlimmen) Lage der 
Labour Party verbunden. Der Anteil von Labour an den gesamten abgegebenen Wählerstim- 
men ist von 48 % 1966 auf 43 % 1970, 39 % 1974, 37 % 1979 bis auf 28 % im Jahr 1983 gefal- 
len. Nur ein Fünftel der gesamten Wahlberechtigten stimmte im Juni 1983 noch für Labour. 
Unter den Gewerkschaftern, die gewählt haben, unterstützten weniger als 40 % die Labour 
Party; die Hälfte der Gewerkschaftsmitglieder, die gleichzeitig der Partei angehören, gin- 
gen überhaupt nicht zur Urne oder wählten andere Kandidaten. Thatchers Wahlerfolg ba- 
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sierte auf etwas mehr als 40 % der abgegebenen Stimmen, aber er spiegelte die Tatsache wider, 
daß Labour beinahe als zweite Partei von der Liberal/SDP Allianz abgelöst wurde: Letztere 
erhielt gleiche Unterstützung von allen sozialen Klassen, den Arbeitslosen eingeschlossen. 
Der Zusammenbruch von Labour ist aus drei Hauptgründen für die Gewerkschaften schäd- 
lich. Zunächst wurden ihre offiziellen politischen Perspektiven im letzten Jahrzehnt mehr 
und mehr mit der Partei identifiziert. Als Folge des konservativen Wahlsieges von 1970 wur- 
de ein gemeinsames Kommitee, welches die Führungen der Partei und des TUC verband, ein- 
gerichtet; aus diesem Gremium stammten die Grundelemente des ‘Sozialvertrags’ (Social 
Contract) zwischen den Gewerkschaften und der Regierung der Jahre 1974-79. Die Erfah- 
rung der ersten Periode von Thatchers Amtszeit verstärkten das Bündnis mit den Führern 
der meisten großen Gewerkschaften, die eigentlich nicht der Partei angehörten, trotzdem 
aber ihre Mitglieder zur Wahl von Labour ermutigten. Das Ergebnis von 1983 stellt deshalb 
ihre Glaubwürdigkeit als Repräsentanten in Frage. Zweitens bestand die weitverbreitete Re- 
aktion auf die gewerkschaftsfeindlichen Gesetze von 1980 und 1982 in der Hoffnung, daß ei- 
ne neue Labour Regierung (wie 1974) diese wieder aufheben würde. Es ist jetzt abzusehen, 
daß die Gewerkschaften (zumindest) für den größten Teil der 80er Jahre mit dieser Gesetzge- 
bung (und was noch zusätzlich auf sie zukommen wird) werden leben müssen; der Wille zur 
Gegenwehr ist abgebröckelt (wovon die im September 1983 vom TUC getroffene Entschei- 
dung zeugt, Gespräche mit der Regierung über ihre derzeitigen gesetzgeberischen Vorschläge 
zu suchen).° Drittens hat die “Alternative ökonomische Strategie’ des TUC, die eine Rück- 
kehr zu keynesianischer Nachfragesteuerung, die Wiederherstellung der seit 1979 gekürzten 
Sozialleistungen und eine Erhöhung des Staatseigentums und der Kontrolle der Industrue 
beinhaltet, eindeutig einen Labour-Wahlsieg zur Voraussetzung. Auch wenn Gewerk- 
schaftsführer wirklich daran glaubten, daß der Neo-Keynesianismus eine Lösung der Krise 
bot (was zweifelhaft ist), konnten sie die meisten Arbeiter nicht davon überzeugen, daß er ei- 
ne effektive ökonomische Alternative zum Thatcherismus darstellte. Die vom TUC (seit 
1968) — in der Hoffnung, die Regierungspolitik zu beeinflussen — ausgearbeiteten ökonomi- 
schen Einschätzungen und Programme sind nun offensichtlich nutzlos geworden. 

Es gibt mindestens vier Gründe für das politische Desaster der Allianz zwischen TUC und 
Labour. Der erste besteht in der Tatsache, daß sich die letzten Labour-Regierungen als unfä- 
hig erwiesen haben, auch nur bescheidene keynesianische soziale Reformen in einer schwäch- 
lichen britischen Wirtschaft, die von der internationalen Krise erfaßt wurde, durchzusetzen. 
Insbesondere ebnete der ‘weiche’ Monetarismus, der die Politik nach 1975 dominierte, dem 
Thatcherismus den Weg, und seine Wirkungen (reale Lohnsenkungen, Angriffe auf den 
Wohlfahrtsstaat und das beginnende Anschwellen der Arbeitslosigkeit) desillusionierten vie- 
le Unterstützer von Labour. Das Versprechen, es das nächste Mal besser zu machen, konnte 
schlicht nicht geglaubt werden. 

Der zweite Grund bestand in der mangelnden Attraktivität, die dem Gesellschaftsbild anhaf- 
tete, mit welchem die Politik von Labour identifiziert wurde: ein kostspieliger, bürokrati- 
scher Staatssozialismus. Die meisten britischen Sozialisten und Aktivisten der Gewerk- 
schaftsbewegung verkünden stolz die Tugenden der ‘öffentlichen Unternehmen’ und des 
‘Sozialstaats’; aber ihre Zuversicht paßt nicht zuder Haltung und den Erfahrungen der mei- 
sten Mitglieder der Arbeiterklasse. Im allgemeinen betrachten sie den Wohlfahrtsstaat nicht 
als den Ihren (mit Ausnahme des Gesundheitsdienstes, der hoch eingeschätzt wird). Die mei- 
sten staatlichen Dienstleistungen werden als unangemessen angesehen, eingezwängt in büro- 
kratische Reglementierungen und einer unerklärlichen Langsamkeit unterworfen; ihre Ver- 
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walter erscheinen als mißgönnerisch, herablassend und darauf aus, andere zu erniedrigen. 
Ebenso werden die nationalen Industrien von vielen Kunden und Beschäftigten als langsam, 
ineffizient, unzugänglich und teuer angesehen. Im allgemeinen wird das staatliche Beamten- 
tum alsarrogant, unfähigund unverantwortlich wahrgenommen; und die Aufrechterhaltung 
dieses bürokratischen Apparatesals für den Geldbeutel der Bevölkerung nicht hinzunehmen- 
deBürde. Derartige Wahrnehmungen sind natürlich durch die Propaganda feindseliger Politi- 
ker und Medien beeinflußt; aber sie zeigen auch das Ausmaß, in dem umfassende staatliche 
Aktivität als wahrhaft bedrückend erfahren wird. Thatchers Reden von individueller Wahl, 
persönlicher Freiheit und ‘Demokratie des Marktes’ bezog sich eindeutig(wenn auch in per- 
vertierter Art) auf wahre Mißstände; die alten Labour-Formeln von mehr staatlichen Inter- 
ventionen wurden dadurch zurückgewiesen. 

Der dritte Grund des politischen Abstiegs erklärt sich aus der Natur des Verhältnisses zwi- 
schen Partei und Gewerkschaft. Dieüber die Gewerkschaften der Labour Party angeschlosse- 
nen Mitgliedschaften belaufen sich auf über 6 Millionen, etwa zehn mal mehr als die Zahl der 
individuellen Mitgliederin der Wählerschaft.” Von den Gewerkschaften kommt der Großteil 
der Parteieinnahmen, und sie dominieren politische Entscheidungen ebenso wie die Wahl des 
nationalen Exekutivkommittees. Seit 1981 stellen sie auch 40% der Wahlstimmen für diePar- 
teiführung (die vorher von den Parlamentsmitgliedern der Partei allein gewählt wurde). Die 
Verwendung der gemeinsamen Wahlstimme einer Gewerkschaft (die im Falle der größten 
über eine Million Einzelstimmen umfaßt) wird traditionellerweise durch die Konferenzdele- 
gation oder das Exekutivkommittee bestimmt, in jedem Fall aber stark vom Generalsekreta- 
riat beeinflußt. Es war seitetwaeinem Jahrhundert eine Tatsache, daß die Blockstimmen’ der 
Hauptgewerkschaften durch die privaten Entscheidungen kleiner Cliquen in verrauchten 
Hinterzimmern bestimmten Politikstrategien oder Kandidaten zugewiesen werden können; 
dies wurde jedoch plötzlich ein Thema öffentlicher Auseinandersetzungen. Das ist z.T. des- 
halb der Fall, weildas Votum der Gewerkschaften weit weniger überwältigend klarabgegeben 
wird, als in der Vergangenheit unter rechten Führungen (dies ist die Hauptbeschwerde der 
SDP-Abtrünnigen der Labour-Party). Z.T. weil das neue Verfahren für die Wahl der Partei- 
führung (und der ziemlich ungeschickte Versuch in einigen Gewerkschaften, eine stärkere 
Teilnahme der Mitgliedschaft zu erlauben) die undemokratischen Seiten der üblichen Über- 
einkommen dem kritischen Auge der Öffentlichkeit ausgesetzt hat. Das— wenn auchüberbe- 
tonte—schwere Erbe der "Tammany Hall’-Politik, kombiniert mit der noch wunderlicheren 
Behauptung, daß während der Jahre des ‘Sozialvertrags’ die Regierung von einer Handvoll 
Gewerkschaftsbossen kontrolliert wurde, konnte den Anspruch von Labour, eine demokra- 
tische Kraft in der britischen Gesellschaft zu sein, wirksam diskreditieren. 

Der vierte Punkt, der es verdient betont zu werden, ist die Entwicklung der internen Politik 
in der Labour Party seit den späten 60er Jahren. Die Partei stellte immer eine breite Koalition 
dar: Zunächst zwischen Sozialisten und liberalen Gewerkschaftern, dann zwischen ‘Linken’ 
und ‘Rechten’, wobei jede Seite vorgab, sozualistisch zu sein. Die parlamentarische Führung 
gehörte traditionellerweise dem rechten Flügel an und wurde in politischen Kontroversen 
von der ‘Blockstimme’ der Gewerkschaften unterstützt; doch war sie zur Unterstützung der 
Wählerorganisationen und Mobilisierung der Stimmen in Wahlzeiten auch immer von radı- 
kalen Basisaktivisten abhängig. In diesem Spannungsverhältnis hat Labour immer zwischen 
Radikalismus in der Opposition und Konservatismus in der Regierung geschwankt, wobei 
das Gerede von sozialen Transformationen (bemerkenswerterweise in der berühmten ‘Klau- 
sel 4’ der Parteisatzung) mit einem in höchstem Maße begrenzten und vorsichtigen Reformis- 
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mus in der Praxis verbunden wurde. Aber seit der Wilson Regierung (1964-70) haben sich 
die Formen beträchtlich verändert. Die Regierung (die bezeichnenderweise weit weniger 
Mitglieder mit einem gewerkschaftlichen Hintergrund hatte als frühere Kabinette) stieß mit 
den Gewerkschaftsführern wegen ihrer Einkommenspolitik und den Gesetzgebungsvor- 
schlägen für die industriellen Beziehungen zusammen. Innerhalb einiger großer Gewerk- 
schaften führten gleichzeitig interne Reformen zu demokratischeren Formen der Entscher- 
dungsfindung. Beide Entwicklungen hatten zur Folge, daß die Parteiführer sich nicht änger 
auf die automatische Unterstützung durch die gewerkschaftlichen Blockstimmen verlassen 
konnten. Zur gleichen Zeit nahm die Wählerschaft einen anderen Charakter an, was v.a. 
verbunden war mit einem beträchtlichen Rückgang der Partizipation traditioneller Aktivi- 
sten, die in den alten Arbeitergemeinden und in den organisierten Sektoren der manuellen 
Arbeit verwurzelt waren. Dieses Vakuum wurde immer mehr von unbeständigeren und oft 
linken Schichten professioneller und nicht-manuell tätiger Arbeiter gefüllt, was die Mög- 
lichkeit einer Einflußnahme organisierter linksgerichteter Gruppen vergrößerte. Insgesamt _ 
bestand das Ergebnis in einer wachsenden Präsenz des linken Flügels in der Partei: ein erneu- 
ter Vorsprung der ‘traditionellen Linken’ (was in der Wahl von Foot zum Parteiführer im 
Jahr 1980 und von Kinnock zu seinem Nachfolger 1983 zum Ausdruck kam); eine Einfluß- 
nahme der ‘harten Linken’ (am bemerkenswertesten ist hier die Tatsache, daß Benn 1981 
beinahe zum deputy-leader gewählt wurde); und der Vormarsch der ‘radikalen Linken’ (ins- 
besondere der militanten Richtung) in einigen Gebieten. Diese Herausforderung für die tra- 
ditionelle Hegemonie der Rechten erklärt natürlich die Entscheidung einiger ihrer Führer, 
sich abzuspalten und die SDP zu gründen. Entscheidend ist jedoch der introspektive Cha- 
rakter der letzten innerparteilichen Auseinandersetzungen: die Siege der Linken (so wie sie 
sich darstellen) wurden innerhalb der schrumpfenden Reihen von Parteiaktivisten erkämpft. 
Weil die Labour-Linke eine so schmale Basis innerhalb der Arbeiterklasse hat, sind ihre Er- 
folge in den die Politik prägenden Strukturen der Partei ständig gefährdet; und sie werden 
von gegnerischen Kommentatoren darüberhinaus schnell falsch dargestellt. Deshalb war das 
allgemein kultivierte Bild von Labour das einer Partei, die durch interne Streitigkeiten aus- 
einandergerissen wurde; Gefangene einer militanten Linken, die in der Lage ist, nicht-reprä- 
sentative Zusammenkünfte durch manipulative Praktiken zu dominieren. Diese Sichtweise, 
obwohl sie verzerrt ist, scheint doch viele traditionelle Unterstützer von Labour beeinflußt 
zu haben. 

Diese Punkte hängen direkt mit dem Problem der ideologischen Schwäche der britischen Ge- 
werkschaften zusammen. Seit über einem Jahrzehnt haben Meinungsumfragen regelmäßig 
ergeben, daß drei Viertel der Bevölkerung, einschließlich der Mehrheit der Gewerkschafts- 
mitglieder selbst, die Gewerkschaften als “zu mächtig’ ansehen; und nur 5 % glauben, daß sie 
nicht mächtig genug sind. Untersuchungen während der Wahlen von 1983 zeigten an, daß 
72 % strengere Gesetze zur Kontrolle von Gewerkschaftsaktivitäten unterstützen. Wenn es 
auch falsch sein mag, einfachen Antworten auf oberflächliche Fragen von Meinungsfor- 
schern zu viel Glauben zu schenkenk — zumal wenn sie voraussagen, wie die Arbeiter im 
konkreten Fall eines Angriffs auf ihre materiellen Interessen reagieren werden — sind solche 
Befunde doch zutiefst beunruhigend. Historisch gesehen, war die Gewerkschaftsbewegung 
tief in die Kultur und die öffentlichen Beziehungen vieler Teile der Arbeiterklasse eingebet- 
tet: die Stärke der Gewerkschaften basierte primär auf einem ausgeprägten Sinn von kollek- 
tiver Identität, die sich in Massenveranstaltungen, Umzügen, Transparenten und sozialen 
Aktivitäten ausdrückte und durch sie verstärkte. Heute sind solche Demonstrationen ge- 
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werkschaftlicher Verantwortung ausgetrocknet, während das Bewußtsein der Arbeiter von 
der Klassensolidarität (oder zumindest beruflicher oder industrieller Solidarität) immer mehr 
durch die Empfänglichkeit gegenüber Individualismus und durch Haltungen des ‘nationalen 
Interesses’ ersetzt werden; genau dies macht — wie gezeigt — die ideologische Anziehungs- 
kraft des Thatcherismus aus. , 
Diese Veränderungen spiegeln z.T. weit umfangreichere kulturelle Transformationen wider: 
die abnehmende Bedeutung traditioneller Gemeinschaften der Arbeiterklasse mit ihren dicht 
geknüpften, aber häufig bedrückenden und in sich gerichteten Netzen sozialer Beziehungen; 
und die Auswirkungen der neuen Medien auf die‘Massenkultur’, die sich im Besitz von Kapı- 
talisten bzw. ihren Interessenvertretern befinden und von ihnen kontrolliert werden. Außer- 
dem sind die, schon erwähnten, Verschiebungen in der Zusammensetzung der Beschäftigung 
und Gewerkschaftsmitgliedschaft wichtig. Die Arbeitsorganisation und -kultur der manuel- 
len Arbeit in den Bergwerken und Mühlen, auf den Docks und beim Eisenbahnbau, auf den 
Schiffswerften und in den Maschinenfabriken, waren der Entwicklung eines spontanen Soli- 
daritätsbewußtseins relativ förderlich. Geschäfte und Büros, Schulen und Krankenhäuser 
stellen demgegenüber ein ganz anderes Arbeitsmilieu dar, in welchem die Arbeitsprozesse oft 
isoliert und fragmentiert sind. Büroangestellte und Stenotypistinnen, Krankenschwestern 
und Lehrer, Überwacher und Techniker, haben meistens ganz unterschiedliche Interessen 
und Anliegen; und ihre Verhaltensweisen werden kaum durch eine Rückbindung auf dieFt- 
hik und die Traditionen der Arbeiterbewegung geprägt.° Historisch gesehen hängt das “Her- 
anziehen von Gewerkschaftlern’ immer von einer bewußten Anstrengung im ideologischen 
Kampf ab; dies trifft heute sogar in noch stärkerem Maße zu. 

Aber die britischen Gewerkschaften haben in den letzten Jahrzehnten in starkem Maße auf 
einen solchen Kampf verzichtet. Tatsächlich haben es viele für möglich gehalten, die Mit- 
gliedschaft auszudehnen, ohne daß es dafür notwendig wäre, die aktive Teilnahme der Neu- 
linge zu gewinnen. Es ist eine bemerkenswerte Tatsache, daß die Zahl der Gewerkschaftsmit- 
glieder in den 70er Jahren trotz der besonders ungünstigen ökonomischen Entwicklung und 
dem Klima der öffentlichen Feindseligkeit ständig und beträchtlich anwuchs. Ein Haupt- 
grund für diese Entwicklung ist darin zu sehen, daß die Gewerkschaftsmitgliedschaft in 
wachsendem Ausmaß zur Bedingung für eine Beschäftigung geworden ist. Eine Untersu- 
chung in der verarbeitenden Industrie hat für 1977-78 gezeigt, daß 37 % der nicht-leitenden 
Beschäftigten in gewerkschaftspflichtigen Betrieben (»closed shop«) tätig waren; eine weitere 
Untersuchung hat 1980 ergeben, daß dies für 27 % aller Beschäftigten zutrifft (vgl. Brown 
1981, 54; Danniel/Millward 1983, 60). Der gewerkschaftspflichtige Betrieb ist eine traditio- 
nelle Erscheinung in den industriellen Beziehungen Großbritanniens; aber als gesellschaftli- 
che Institution spiegelt sich in ihm die starke gewerkschaftliche Orientierung der großen 
Mehrheit der beteiligten Arbeiter wider. Indem sie die kollektive Organisation als eine Bedin- 
gung für ihr eigenes Lebensniveau und ihre Sicherheit verstanden, lehnten sie es ab, mit 
Nicht-Gewerkschaftsmitgliedern zusammenzuarbeiten und setzten dieses Prinzip oft ohne 
die offizielle Anerkennung — weder des Managements noch der Gewerkschaft — durch. Im 
Gegensatz dazu wurden in den siebziger Jahren ‘Abkommen über Gewerkschaftsmitglied- 
schaften’ oft ohne Bezug zu den betroffenen Arbeitern und in Beschäftigungsbereichen ohne 
ausgeprägte Gewerkschaftstraditionen ausgearbeitet. Viele Unternehmer waren zufrieden, 
solche Abkommen durchzusetzen, um die Aushandelungsstrukturen zu vereinfachen, Riva- 
litäten zwischen den Gewerkschaften zu verhindern und um die Gewerkschaftsvertreter zur 
Überwachung von Abkommen mit disziplinarischen Sanktionsmöglichkeiten auszustatten. 
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Die gewerkschaftliche Rekrutierung durch solche Mechanismen erzeugte bloße Kartei- 
leichen?. Arbeiter, deren Eintritt in die Gewerkschaft eine routinemäßige Folge der Arbeits- 
aufnahme ist, und deren wöchentlicher Beitrag automatisch durch den Unternehmer vom 
Lohn abgezogen wird, wenden normalerweise nichts gegen ihre Migliedschaft ein. Aber sie 
verhalten sich gegenüber den Gewerkschaften in einer passiven Art und Weise, nämlich als 
vereinzelte Individuen: nicht als Teil einer lebendigen kollektiven Organisation. Es über- 
rascht nicht, daß ‘die Gewerkschaft’ sich so als eine distanzierte, unpersönliche Macht dar- 
stellt und sich in ihr nicht die eigene Identität und Interessen der Individuen ausdrücken. Die 
Entfremdung der Mitglieder von ihren eigenen Gewerkschaften ist sicherlich schon durch 
die ‘Reform’ der industriellen Beziehungen in den 70er Jahren deutlich geworden. Ein be 
zeichnendes (wenn auch lange nicht allgemeines) Merkmal der britischen Gewerkschaftsbe- 
wegung in den 60er Jahren war eine kraftvolle Form von Vertragsabschlüsen über Löhne 
und Arbeitsbedingungen auf dezentraler Ebene, deren Grundlage ein ständiger und enger 
Kontakt der Vertrauensleute mit ihrer Basis bildete. Diese Situation wurde verändert (a) 
durch die Formalisierung der Aushandelungsstrukturen auf Betriebsebene, die den Gestal- 
tungsbereich dezentraler Verträge begrenzte; (b) durch die zunehmende Hierarchisierung 
der Gewerkschaftsorganisationen am Arbeitsplatz; und (c) durch die zunehmende Einbezie- 
hung älterer Vertrauensleute in hochrangige Beraterbeziehungen mit Unternehmern. Eine 
stärker bürokratisierte Vertrauensleuteorganisation isolierte sich oft in gefährlichem Maße 
von den normalen Mitgliedern: eine Situation, diedas Management auszunutzen gewußt hat. 
Schließlich muß die gegenwärtige ideologische Schwäche der britischen Gewerkschaften in 
Zusammenhang mit dem traditionellen Gruppenegoismus der gewerkschaftlichen Praxis ge- 
sehen werden. Obwohl es falsch wäre, die Bedeutung der Appelle für eine gemeinsame Bewe- 
gungim Rahmen derRhethorik der britischen Gewerkschaftsbewegungleichtfertigabzutun, 
oder die Offensichtlichkeit von Momenten einer breitangelegen Solidarität zu ignorieren, ist 
die typische Trägerschaft der kollektiven Identität und des kollektiven Kampfes wahrschein- 
lich in Großbritannien wesentlich schmaler als in vielen anderen Ländern. Engstirnigkeit 
und Gruppenegoismus haben sich im Laufe von mehr als einer Generation durch die be- 
trächtliche Effektivität vereinzelter militanter Aktionen in den Jahren günstiger Arbeits- 
marktbedingungen deutlich verstärkt. Aber eine solche Fragmentierung der Kämpfe macht 
die Gewerkschaft heute angesichts koordinierterer und zentralisierterer Strategien des Kapi- 
tals und des Staates nicht nur unfähig; ihre ideologischen Auswirkungen sind auch schädlich. 
Obwohl das Argument, daß der Gruppenegoismus in den letzen Jahren beträchtlich gestie- 
gen ist, eine schmale Basis hat,!° haben sich dessen Implikationen sicherlich geändert, als eine 
ausgedehnte soziale und detaillierte Arbeitsteilung die gegenseitige Abhängigkeit der ver- 
schiedenen produktiven Aktivitäten intensivierte, und als ein größerer Bereich des alltäglı- 
chen Daseins von der Lohnarbeit anderer — im Rahmen der Warenproduktion von Dienst- 
leistungen oder der staatlichen ökonomischen Aktivität — abhängig wurde. 

Militanz in einzelnen Bereichen (oder sogar defensives Verhalten) hat nun typischerweise für 
die Arbeiter, die nicht direkt beteiligt sind, nachteilige Folgen. Lokale Streiks ziehen ge- 
wöhnlich großflächig angelege Aussperrungen, oft in Form einer bewußten Arbeitgebertak- 
tik zur Eskalation, nach sich. Und Auseinandersetzungen, in die der öffentliche Dienst einbe- 
zogen ist — eine für die industriellen Beziehungen für die 70er Jahre bedeutende Erscheinung 
—, hatten oft eine besondere Auswirkung auf Arbeiterhaushalte. Die offensichtliche Reak- 
tion vieler Arbeiter (und in der Tat auch vieler Gewerkschafter) besteht darin, sich selbst als 
Opfer von industriellen Streitigkeiten zu betrachten, und sielehnen deshalb Streiks—- ihre ei- 
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genen ausgenommen — ab. Die hysterischen Pressereaktionen und die Denunzierung der 
Streikenden durch das Fernsehen erzeugten ein Klima, in dem es für den Staat leicht war, in 
seiner Rolle als Verteidiger des ‘öffentlichen Interesses’ und der ‘Konsumentenrechte’ ihre 
ideologische Isolation noch zu verstärken. Weil eine überzeugende und grundsätzliche Ver- 
bindung zwischen ihren gruppenegoistischen Forderungen und Kämpfen und einer allgemei- 
neren Vorstellung von den Interessen und Projekten ihrer Klasse fehlt, sind die Gewerkschaf- 
ten in Großbritannien heute in starkem Maße gegenüber ideologischen Angriffen schutzlos. 


Jenseits der Krise? 


Während die direkten Ursprünge der Krise der britischen Gewerkschaften schon aufgezeigt 
wurden, können diese Überlegungen auch als allgemeinere Charakterisierung der Arbeiter- 
bewegung, denen eine beträchtliche theoretische Bedeutung zukommt, herangezogen wer- 
den. In den abschließenden Bemerkungen sollen einige der darin enthaltenen entscheidenden 
Punkte umrissen werden. 

Der erste ist das Problem der Bürokratie. Der Ausdruck “Gewerkschaftsbürokratie’ war seit 
der Roten Internationale der Gewerkschaften immer wieder ein beliebtes Schimpfwort von 
Seiten der Linken. Dieser Begriff, der sich auf eine besondere Schicht von Offiziellen, Füh- 
rern und Repräsentanten bezog, hat praktisch keinen theoretischen Gehalt: Dies gilt gerade 
für Großbritannien, wo so viele der ‘bürokratischen Funktionen’ in den Gewerkschaften 
von nicht-professionellen, unbezahlten Aktivisten ausgeführt werden (vgl. Hyman 1980). Es 
ist jedoch sinnvoll, Bürokratie als soziales Verhältnis zu fassen, das die Praxis der Gewerk- 
schaften auf allen Ebenen durchdringt: ein soziales Verhältnis, das die Grundlage der kollek- 
tiven Solidarität zerfrißt. 

Wie Offe und Wiesenthal (1980) überzeugend argumentierten, schließt die Logik kollektiven 
Handelns der Arbeiterorganisationen einen Prozeß der Mobilisierung und der Selbsttätigkeit 
mit ein, der die herrschenden ideologischen Mystifikationen von Arbeiterinteressen durch- 
brechen hilft und es zuläßt, die Vorrechte des Kapitals wirksam herauszufordern. Dadurch 
werden Kampfperspektiven vergrößert, Ambitionen verstärkt und verschiedene kollektive 
Interessen definiert. Aber Tarifverhandlungen, die von Verhandlungsspezialisten im Auftrag 
der breiten Mitgliedschaft geführt werden, festigen die Hierarchie, die funktionell auf Anpas- 
sung an und Kompromisse mit dem Kapital und seinen Vertretern gerichtet ist; die, mit 
Gramscis Worten, einer ‘industriellen Loyalität’ verpflichtet ist, die vielleicht Verbesserun- 
gen für die Arbeiter signalisiert, aber gleichzeitig die Legitimität und Sicherheit des Unter- 
nehmers fördert (vgl. Gramsci 1977). Die Repräsentation ist von der Mobilisierung abgekop- 
pelt. Durch die Bewahrung des Verhandlungsverhältnisses mit dem Unternehmer werden 
‘informelle’ Aspekte des Klassenkampfes einzudämmen versucht. Ohne auf die ‘ehernen Ge 
setze’ von Michels zurückzugreifen, kann man einen Widerspruch erkennen: Arbeiterorga- 
nisationen, die sich durch den Kampf definieren und begründen, tendieren auch dazu, diesen 
Kampf zu hemmen und zu mäßigen. 

Die Bürokratie als soziales Verhältnis offenbart sich nicht nur in einer Hierarchie der Kon- 
trolle (die teilweise durch verschiedene Regelungen und Traditionen der Gewerkschaftsde- 
mokratie abgemildert werden dürfte), sondern auch in einer Hierarchie der Aktivitäten. Wie 
oft betont wurde, sind für die Arbeit der Gewerkschaften in Großbritannien die weitgehend 
unbezahlten Aktivitäten starker Kader von unprofessionellen Funktionsträgern und Reprä- 
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sentanten lebensnotwendig. Weil der relativ kleine Stab an ganztätig beschäftigten Offiziel- 
len in vieler Hinsicht von der Arbeit solcher Aktivisten abhängig ist, wird ein lebendiger Pro- 
zeß interner Gewerkschaftsdemokratie erleichtert. Was jedoch immer deutlicher wird, ist die 
Abtrennung dieses internen politischen Prozesses von der Mehrheit der Gewerkschaftsmit- 
glieder. Die Routine der Tagesordnungen, Bezirkskommitteetreffen, Konferenzprozeduren, 
Anträgen, Zusatzanträgen und Resolutionen binden eine Minderheit von Enthusiasten ein, 
die sich gegenüber der breiten Mitgliedschaft durch Interesse und Verständnis auszeichnen. 
In dieser Hinsicht dürften die inoffiziellen Aktivisten — die sich oft als die authentische Stim- 
ine der Basis betrachten — ebensoweit (oder sogar weiter) von den Empfindungen ihrer Wäh- 
ler entfernt sein als die ganztätig beschäftigten Gewerkschaftsoffiziellen. Es ist genau diese 
Hierarchie in der Aktivität und Einbeziehung, sowie die Loslösung der formalen Mechanis- 
men derPolitik und der Entscheidungsfindung von der Erfahrung der meisten gewöhnlichen 
Mitglieder, die die derzeitigen gesetzgeberischen Vorschläge zur Ersetzung der traditionellen 
Formen gewerkschaftlicher Demokratie durch die Durchführung obligaterischer geheimer 
Wahlen begünstigt.!! 

Es wäre falsch, eine grobe Dichotomie zwischen “aktiver Minorität’ und ‘passiver Mehrheit’ 
zu postulieren: Es gibt viele Stufen der Aktivität und zu manchen Zeiten oder Situationen 
kann es einen hohen Grad an Einbeziehung der Mitglieder in kollektive Strukturen, aus de- 
nen die Gewerkschaftspraxis besteht, geben. Trotzdem scheint die interne Politik in den 
meisten Gewerkschaften und während der längsten Zeit als esoterischer Zeitvertreib für au- 
ßergewöhnliche Enthusiasten zu funktionieren. Und es ist nicht nur ihr Aktivismus, der die- 
jenigen, welche so eingebunden sind, unterscheidet. Typischerweise kommen Aktivisten 
und Offizielle unverhältnismäßig oft aus relativ gutgestellten Teilen der Arbeiterschaft: 
männlich, weiß höherqualifiziert, besser bezahlt und mit sichereren Jobs. Diese Charakteri- 
stika — die gewöhnlich noch verbunden sind mit einem größeren Selbstbewußtsein, einer 
Vertrautheit mit offiziellen Gepflogenheiten, einem Ruf als ‘gutem Kumpel’, einer Identifi- 
kation mit ihrer Arbeit und deshalb auch mit arbeitsbezogenen Institutionen — können als 
förderlich für die Einbindung in die Gewerkschaftsbewegung und für eine erfolgreiche ‘Kar- 
riere’ als Gewerkschaftsaktivist betrachtet werden. Deshalb spiegelt sich die Hierarchisie- 
rung der Arbeiterklasse innerhalb der Gewerkschaftsorganisation wider. Bei der Feststellung 
von Mißständen, der Auswahl von Forderungen, der Formulierung von Strategien und der 
Festlegung von Prioritäten, geht von den Perspektiven und Interessen der herrschenden 
Schichten ein verhältnismäßig großer Einfluß aus. Die daraus folgende Unterordnung (oder 
sogar der Ausschluß) der Belange von Frauen, Immigranten, Unqualifizierten, schlecht be- 
zahlten und prekär beschäftigten Arbeitern (die Arbeitslosen und nur zeitweise Beschäftig- 
ten gar nicht erwähnt) im Rahmen von Gewerkschaftsaktionen schwächt notwendigerweise 
die Identifizierung mit “der Gewerkschaft’. So ergibt sich, daß die bürokratisch-hierarchi- 
schen Tendenzen der organisatorischen Praxis der Gewerkschaften eine materielle Grundla- 
ge für den anti-gewerkschaftlichen Populismus der Konservat'ven liefern. 

Das Problem der Bürokratie hängt mit dem des Staates zusammen: Ein Feld, auf dem die ın 
der britischen Arbeiterbewegung bekannte “Verachtung der Theorie’ besonders sichtbar ist. 
Wie schon erwähnt, wurde die herrschende Vorstellung vom Sozialismus immer mit dem 
Staat identifiziert: Staatliches Eigentum der ‘Kommandohöhen’ der Wirtschaft, staatliche 
Sozualleistungen, staatliche Umverteilung der Einkommen sind die Stichworte. Die Konflik- 
te zwischen Linken und Rechten in der Labour Party drehten sich typischerweise immer dar- 
um, in welchem Maße staatliche Intervention wünschenswert ist und auf welchem Weg diese 
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zu erreichen ist, und nicht um das unterliegende Modell des Staatsozialismus. Es ist offen- 
sichtlich, daß die Anwendung dieses Modells in der Praxis (und viele würden hinzufügen, 
notwendigerweise) dazu tendierte, den hierarchischen und autoritären Charakter der kapi- 
talistischen Produktionsverhältnisse zu reproduzieren.!? Und diese Wesenszüge wurden in 
der Linken nur selten eindeutig in Frage gestellt, eben weil sie den bürokratisch-hierarchi- 
schen Tendenzen in der Arbeiterbewegung selbst entsprechen. Der Staatsbeamte könnte 
als Gegenstück zum Gewerkschaftsrepräsentanten betrachtet werden: den vorgeschriebe- 
nen Regelungen folgend, spezialisierte Erfahrung und Sachkenntnis umsetzend, ir Auftrag 
der Arbeiterklasse und zu derem Besten handelnd. Wenn die Realität doch ziemlich anders 
aussah, dann lag dies daran, daß einzelne Funktionäre besonders wenig Sympathie für das 
staatssozialistische Ideal aufbrachten und nicht an einem grundlegenden Riß im Modell 
selbst. 

Deshalb hat die Erfahrung mit dem Thatcherismus keine größere kritische Debatte über 
die qualitativen Implikationen der bürokratischen Staatsintervention als Strategie von So- 
zialisten hervorgerufen. Die vorherrschenden Antworten schlossen eine erneute Berufung 
auf traditionelle Labour-Politik ein: Die Verminderung der Arbeitslosigkeit durch eine 
Rückkehr zu keynesianischer Nachfragesteuerung (oder durch verschiedene ‘Keynes Plus’- 
Maßnahmenbündel); die Bekämpfung von Kürzungen durch eine Verteidigung des ‘Sozial- 
staats’ in den bestehenden Formen. Dieser Staatsfetischismus hat die Aufmerksamkeit für 
alternative Möglichkeiten der kollektiven Kontrolle sozialer Produktionsverhältnisse 
ebenso gehemmt wie die Einsicht in die Notwendigkeit des antikapitalistischen Kampfes 
innerhalb und gegen bestehende staatliche Institutionen, um so den Widerstand gegen Kür- 
zungen und Privatisierung zu ergänzen. 

Im Staatsfetischismus spiegelt sich ein allgemeineres Vakuum an politischen Vorstellungen 
wider. Das britische Modell des Sozialismus ist in seinen langfristigen Perspektiven beschei- 
den und banal, in seinen kurzfristigen Programmen hingegen oberflächlich radikal. Der 
Angriff auf die Gewerkschaften stellt die traditionellen Formen des institutionellen Aus- 
gleichs zwischen Kapital und Arbeit in Frage, und zeigt deshalb, daß eine explizit antikapi- 
talistische Reaktion notwendig ist; die vorherrschende Antwort ist jedoch der Ruf nach der 
Wiederherstellung von “freien Tarifverhandlungen’. Die steigende Arbeitslosigkeit ent- 
zieht der traditionellen Vorstellung von der ‘Arbeit’ die Grundlage, wonach ‘Arbeit’ in ei- 
ner 5-tägigen Unterordnung unter den Willen des Unternehmers, abgetrennt von anderen 
Sphären des gemeinschaftlichen und familiären Lebens, besteht; aber die vorherrschende 
Antwort ist die Wiederholung der Forderung des “Rechts auf Arbeit’. Der Niedergang des 
Keynesianismus und die Brutalitäten und Irrationalitäten des Monetarismus stellen die 
Chancen einer Krisenlösung in Frage, die es an einer grundsätzlichen Restrukturierung so- 
zialer und ökonomischer Verhältnisse fehlen läßt; aber die vorherrschende Antwort der 
Arbeiterbewegung besteht in der Präsentation einer Blaupause für eine “alternative ökono- 
mische Strategie’. Neue Vorstellungen sind gefährlich; insbesondere drohen sie etablierte 
bürokratische Srukturen zu zerreißen. Die offizielle Arbeiterbewegung verfügt immer 
noch über effektive Mechanismen, um solche Versuche in Schach zu halten, auch wenn sie 
keine Antwort auf die sie einkreisende reale Krise hat. Deshalb griff im Herbst 1983 der 
TUC den Slogan des Realismus auf, die Labour-Party den der Einheit. Beide stellen eine 
Bestätigung der traditionellen Politik dar. 

Es gibt in der Tat Ausnahmen. Die Idee alternativer Pläne (“workers’ alternative plans’) 
versuchte, die Verteidigung alter und die Schaffung neuer Arbeitsplätze mit dem Bedarf an 
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sozial nützlicher Produktion zu verbinden. Die Kritik von feministischer Seite betonte die 
Notwendigkeit, die Unterordnung der Frauen — die in der Arbeitsteilung zwischen den 
Geschlechtern und dem Verhältnis von Lohn- und Hausarbeit eingeschlossen ist — als Teil 
jeder gangbaren Krisenstrategie zurückzudrängen. Basisbezogene Aktionsgruppen haben 
— gelegentlich unterstützt durch linke kommunale Vertreter der Labour-Party — ver- 
sucht, kollektive Aktivitäten zu entwickeln, durch welche die Trennung zwischen Reprä- 
sentanten und Repräsentierten durchbrochen wurde. Und die Wiederauferstehung der 
Friedensbewegung hat wieder viele Formen von Kampagnen und Mobilisierungen auf die 
politische Tagesordnung gesetzt, die in der orthodoxen Arbeiterbewegung verkümmert 
waren. 

Jede glaubwürdige Antwort auf die Krise muß auf solche Beispiele bauen. Der Ausgangs- 
punkt muß die Anerkennung sein, daß es keine einfachen Lösungen geben kann: Die Ver- 
folgung von politischen Abkürzungen endet nur in Sackgassen. Aber wenn es für die 
Krankheit der britischen Gewerkschaftsbewegung ein Heilmittel gibt, muß es drei wesent- 
liche Elemente einschließen. Zunächst muß die britische ‘Arbeiterbewegung’ — heute mehr 
ein abgedroschener Beiname als eine lebendige Realität — über die derzeitigen Erfahrungen 
und Erwartungen der Arbeiter, ihre Hoffnungen und Befürchtungen, Beschwerden und 
Begeisterungen auf dem laufenden sein. Die Rechte hat — auf zynische und manipulative 
Weise — eine erschreckende Fähigkeit an den Tag gelegt, mit der Arbeiterklasse zu kom- 
munizieren. Weder die Gewerkschaften noch die politische Linke haben eine ähnliche Fä- 
higkeit gezeigt: Sie nahmen häufig an, sie seien die Arbeiterklasse, oder sie besitzen zumin- 
dest die alleinige Autorität, in ihrem Auftrag zu sprechen. Die Ideen der Menschlichkeit, 
Solidarität, der bewußten kollektiven Bestimmung des sozialen Daseins wurden zu Lehr- 
formeln, die nur wiederbelebt werden können, wenn sie durch eine gesellschaftliche Vision 
angeregt werden, die mit dem eigenen Verständnis der Leute über ihre Lage in Verbindung 
steht. 

Zweitens folgt daraus, daß jede Strategie zur Vereinheitlichung der momentanen unglei- 
chartigen und zersplitterten Kämpfe sich von den Wurzeln her entwickeln muß. Gruppen- 
egoismus ist, wie schon erwähnt, sowohl eine Quelle materieller als auch ideologischer 
Schwäche. Der dezentralisierte Charakter der britischen Gewerkschaftsbewegung und die 
traditionell starke Einbeziehung von unprofessionellen Aktivisten bilden ein lebendiges 
Gegenstück zu den aufgezeigten bürokratischen Tendenzen; deshalb ist die Zentralisierung 
auf Kosten der Basisdemokratie keine Lösung des Problems, sondern würde die Entfrem- 
dung der normalen Mitgliedschaft von den Institutionen der Arbeiterbewegung noch eher 
verstärken. Es ist wesentlich, die Aktivitäten aufeinander abzustimmen; spalterische Forde- 
rungen und Strategien zu vermeiden; partikulare Interessen auf breitere Klasseninteressen 
zu beziehen; sich besonders um solche Teile der Klasse zu kümmern, deren Unter- 
drückung durch das Kapital mit ihrer Unterordnung innerhalb der Gewerkschaft selbst 
verbunden ist. Aber eine solche Solidarität kann nicht künstlich auferlegt werden: sie muß 
sich aus einem Verantwortungsgefühl und der Überzeugung selbst entwickeln, was wieder- 
um einen internen Lernprozeß und eine Auseinandersetzung großen Ausmaßes und star- 
ker Intensität zur Voraussetzung hat. Ein solcher Prozeß würde eine radikale Neuerung 
darstellen: Dies ist aber eine Initiative, die nur von den verschiedenen, schon erwähnten 
Aktivistengruppen ausgehen kann, von denen tatsächlich viele um neuartige Antworten 
bemüht und für neue Bestimmungen einer sozialistischen Gewerkschaftspolitik empfäng- 


lich sind. 
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Drittens müßten die Aktivitäten der Gewerkschaften viel direkter mit breiteren sozialen Be 
wegungen und Kämpfen verbunden werden. Gewerkschafter — und die Mehrheit der sozia- 
listischen Linken — haben die kapitalistische Zersplitterung der sozialen Identität, wenn 
auch nicht aus Überzeugung, so doch infolge Versäumnissen, traditionell akzeptiert. Die 
‘Arbeit’ — die mit Lohnarbeit, und oft auch mit einem metallbearbeitenden, muskulösen 
Mann identifiziert wird — ist von der Wohnung, der Gemeinde und der Kultur getrennt, 
und genießt allererste Priorität. Demgemäß ist der Kampf der Gewerkschaft das organisie- 
rende Zentrum des Klassenkampfs; ‘periphere’ Aktivitäten sind bestenfalls eine Verstär- 
kung und schlechtestenfalls eine Ablenkung. Eine solche Vorstellung, die immer lähmend 
ist, wird jedoch selbstmörderisch, wenn so viele Arbeiter — und so viele, die höchstens am 
Rand in die Lohnarbeit einbezogen sind — Problemen und Bindungen außerhalb der Be- 
schäftigung eine hohe Priorität einräumen, und bereit sind, in solchen Zusammenhängen 
kollektiv zu handeln. Allgemeiner: Die materielle und ideologische Dominanz der kapitali- 
stischen Produktion wird nicht nur innerhalb des Arbeitsprozesses und des Arbeitsmarkts 
aufrechterhalten und reproduziert. Die vielfältigen, aber zusammenhängenden Quellen von 
Hegemonie und Unterordnung werden nur gegenüber einer nicht weniger stark integrier- 
ten Herausforderung nachgeben. 

Der Streitpunkt dreht sich deshalb um eine radikale Neudefinition der kollektiven Identität 
der Arbeiterbewegung und eine nicht weniger radikale Veränderung der Strategie und 
Struktur. Es gibt einige Elemente in der Tradition der Arbeiterbewegung, die eine solche 
Antwort anzeigen könnten, und viele erkennen heute die Notwendigkeit eines drastischen 
Bruchs mit orthodoxen Praktiken. Trotzdem wäre es bemerkenswert naiv, so optimistisch 
zu sein, daß diese Grundsätze von den erstarrten Institutionen der britischen Arbeiterbewe- 
gung aufgenommen werden. Was man jedoch als sicher annehmen kann, ist, daß kleine und 
lediglich kosmetische Anpassungen die Möglichkeit einer wirklichen Heilkur nur verrin- 
gern werden. 


Anmerkungen 


1 VonG.S. Bain (Hrsg.): Industrial relations in Britain, Oxford 1983, wurde jüngst eine Übersicht vor- 
gestellt, die eine Reihe der Aspeke — bezüglich Gewerkschaften, Arbeitgeber und Staat — vorstellt. 

2 Die sog. »cash limits« beinhalten die Auflage rigider Budgetbeschränkungen für staatliche 
Produktions- und Dienstleistungsabteilungen sowie die Einschränkung eines großen Teils des tra- 
ditionellen Spielraums für »Reserven«, die dazu dienen, Kostensteigerungen oder andere Unwäg- 
barkeiten auszugleichen. Ein Ergebnis dieses Mechanismus ist es, daß Lohnsteigerungen oberhalb 
der im jährlichen Budget vorgesehenen Rate nur erzielt werden können, wenn gleichzeitigdie Zahl 
der Beschäftigten reduziert wird. 

3 Der jüngste Beleg für diesen Trend findet sich in W.W. Daniel/N. Millward: Workplace industrial 
relations in Britain, London 1983. 

4 Vgl. bpsw. den »Report ofthe Royal Commission on Trade Unions and Employer Associations« 
(Donovan-Report), London, HMSO 1968. 

5 Der Thatcherismus ist natürlich komplexer und widersprüchlicher— und zwar sowohl in theoreti- 
scher wie in praktischer Hinsicht —, als es diese Zusammenfassung nahelegt. Eine umfassende Ein- 
schätzung findet sich bei $. Hal/M. Jaques: The politics of Thatcherism, London 1983. 

6 Zum Zeitpunktder Abfassung dieses Aufsatzes(Ende 1983) erleben wir die erstegroße Herausforde- 
rung der neuen Gesetze durch die Druckergewerkschaft National Graphic Association (NGA). 
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Durch die Alternative in Verlegenheit gebracht, entweder die Herausforderungdurch die “Regel des 
Gesetzes’ anzuerkennen oder die NGA zu verleugnen, haben die meisten Gewerkschaften und Par- 
teiführer mit Zweideutigkeiten reagiert. (Mitte Dezember 1983 hat der Vorstand des britischen Ge- 
werkschaftsdachverbandes TUC sich gegen die Unterstützung der »illegalen Kampfmaßnahmen« 
der NGA ausgesprochen und damit seine frühere Selbstverpflichtung, jede Gewerkschaft im Kampf 
gegen die neuen Tory-Gewerkschaftsgesetze zu unterstützen, aufgekündigt. — Anmerkung d.Ü.) 
Das Gewerkschaftsgesetz des Jahres 1913 sieht vor, daß die Gewerkschaften bei der Entscheidung 
über die Einrichtung eines ‘politischen Fonds’ eine Abstimmung durchführen müssen (dies ist eine 
Voraussetzung für die Angliederung an die Labour Party); die meisten der heute an Labour ange- 
gliederten Gewerkschaften haben damals diese Abstimmungen durchgeführt. Die Gesetzentwürfe 
sehen nun neue Abstimmungen darüber vor, die alle zehn Jahre wiederholt werden sollen. Das Ge- 
setz sieht darüberhinaus vor, daß Gewerkschaftsmitglieder, die mit den politischen Aktivitäten ih- 
rer Gewerkschaften nicht einverstanden sind, die Möglichkeit engeräumt wird, die Zahlungen in 
den ‘politischen Fonds’ zu suspendieren (‘contract out”). In der Praxis ist dies aber häufig schwierig 
umzusetzen. Die Regierung schlug ursprünglich vor, daß lediglich die Mitglieder die politische Ab- 
gabe bezahlen sollen, die ausdrücklich dazu bereit sind (“contracting in’). Augenscheinlich wird die 
se Regelung aber nicht mehr nachdrücklich verlangt. 

Eine allgemeine Diskussion dieses Problems findet sich bei R. Hyman/R. Price: The new working 
class?, London 1983; eine genauere Analyse der Bewußtseins- und Organisationsformen von Ge- 
sundheitarbeitern findet sich bei J. Neale: Memoirs ofa callous picket, London 1983. 

Dies ist einer der Gründe, warum die Einschränkungen des ‘closed shop’ in den Gesetzen von 1980 
und 1982 einen sehr viel größeren Einfluß haben werden, als die entsprechenden Vorkehrungen im 
Industrial Relations Act des Jahres 1971. 

Eine ausführliche Debatte dieses Komplexes findet sich bei E.J. Hobsbawm u.a.: The forward march 
of Labour halted?, London 1981. 

Das Prinzip individueller Abstimmung zielt offensichtlich darauf ab, das Prinzip der kollektiven 
Entschließung, das den traditionellen Übereinkommen der britischen Gewerkschaften eigen ist, zu 
untergraben. Gleichzeitig macht die Tatsache, daß eine Mehrheit der Gewerkschaftsmitglieder die 
Initiative der Konservativen zu unterstützen scheint, deutlich, daß für sie das Prinzip kollektiver 
Entschließung niemals eine eigenständige Realität verkörpert hat. 

Ein starkes Argument dafür wird vorgetragen von ‘London Edinburgh Weekend Return Group: /n 
and against the state, London 1980. 
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Anders Kjellberg 
Radikalisierung oder Japanisierung? Die Entwicklung des 
»schwedischen Modells« industrieller Beziehungen in den 
achtziger Jahren 


Ennde der sechziger Jahre hat in der schwedischen Gewerkschaftsbewegung eine Phase deutli- 
cher Radikalisierung begonnen. Der Kontrast zu den vorangegangenen zwei bis drei Jahr- 
zehnten war groß. Bis dahin orientierten die Gewerkschaften auf die Höhe der effektiven 
Produktion als Voraussetzungen für Lohnerhöhungen, ohne in einzelwirtschaftliche Pro- 
zesse zu intervenieren. Dies änderte sich Ende der sechziger Jahre mit Forderungen nach 
Mitbestimmung und Humanisierung des Arbeitslebens. Diese Forderungen jedoch waren 
primär an die staatliche Gesetzgebung gerichtet. In dem Versuch der Instrumentalisierung 
des Staates — und insoweit kann man von Radikalisierung sprechen — lag ein Bruch mit der 
bisherigen Praxis des »schwedischen Modells« industrieller Beziehungen, nämlich der Tradi- 
tion, daß Gewerkschaften und Arbeitgeber ihre Beziehungen über Abkommen selbst regeln, 
um staatliche Maßnahmen so zu verhindern oder zu erübrigen. Die verstärkte Einbeziehung 
des Staates resultierte in Gesetze über Mitbestimmung, Humanisierung des Arbeitslebens 
und Arbeitnehmerfonds, welche die Positionen der Beschäftigten — in unterschiedlichem 
Ausmaße — verbesserten. Bereits Mitte der siebziger Jahre und bereits bevor etwa das Mitbe- 
stimmungsgesetz in Kraft trat, veränderten sich wesentliche Rahmenbedingungen. Etwa 
gleichzeitig mit der Regierungsübernahme durch die bürgerlichen Parteien im September 
1976 verschlechterte sich die Wirtschaftslage drastisch und es kam zum Personalabbau in vie- 
len Unternehmen. 

Im folgenden soll nun — vor dem Hintergrund veränderter Kräfteverhältnisse in den Sozial- 
beziehungen — die Wirksamkeit und Wirkung der »staatlichen Strategie« der schwedischen 
Gewerkschaftsbewegung untersucht werden. Dafür sollen zunächst einige Angaben zum 
Kräfteverhältnis Arbeit und Kapital und zu wesentlichen Institutionen industrieller Bezie- 
hungen in Schweden dargestellt werden. 


1. Die Entwicklung des Kräfteverhältnisses Arbeit-Kapital 


Bürgertum und Arbeitgeber haben im Lauf der siebziger Jahre eine allgemeine Gegenoffensi- 
ve eingeleitet, die durch die veränderten wirtschaftlichen und politischen Konjunkturen auf 
internationaler Ebene ermöglicht wurde. Dies bedeutet allerdings nicht, daß Schweden im 
gleichen Maße wie andere Länder von der Entwicklung auf internationaler Ebene betroffen 
war. In einigen Punkten sind die negativen Auswirkungen für Schweden geringer als für an- 
dere Länder ausgefallen. So ist die offene Arbeitslosigkeit im internationalen Vergleich wei- 
terhin niedrig: 1,6 % in den Jahren 1975 und 1976, 2,2 % in 1978, 2,0 % 1980, 2,5 % 1981 und 
3,1% 1982.'So sind auch keine negativen Auswirkungen auf die organisatorische Stärke der 
Arbeiterklasse — gemessen am gewerkschaftlichen Organisationsgrad — festzustellen. Ganz 
im Gegenteil ist der gewerkschaftliche Organisationsgrad auch nach Mitte der siebziger Jahre 
stark angestiegen: für Arbeiter von 77 % im Jahre 1974 auf 85 % 1981 und für die Lohnabhän- 
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gigen insgesamt von ebenfalls 77 % ım Jahre 1974 auf 86 % 1981 (vgl. Tabelle 1). Teilweise läßt 
sich dieser Anstieg ım Örganisationsgrad dadurch erklären, daß in Schweden wie Dänemark 
und in der Praxis auch Belgien (wo die Auszahlung von Arbeitslosengeld an die Gewerkschaf- 
ten delegiert ist) die Arbeitslosenkassen in den Händen der Gewerkschaften liegen. 
Kennzeichnend für die schwedische Situation ist, daß der gewerkschaftliche Organisations- 
grad hier seit 1930 nie gesunken ist, und dies nicht einmal in für die Arbeiterbewegung ungün- 
stigen politischen Konjunkturen, wie etwa dem Kalten Krieg. Der Kontrast zur Entwicklung 
vor allern in Italien, Frankreich und den USA ist auffällig. In diesen Ländern sank der Organı- 
sationsgrad seit Ende der vierziger bzw. Anfang der fünfziger Jahre stark. Gemeinsam mit 
Dänemark, Norwegen, Österreich und Belgien bildet Schweden während der ganzen Nach- 
kriegszeit eine Ländergruppe mit hohem gewerkschaftlichem Organisationsgrad (vgl. Tabel- 
le1 im Anhang). Australien und Großbritannien stellen hier eine Zwischengruppe dar, wäh- 
rend die Bundesrepublik, die Niederlande, Italien, Frankreich und die USA zur unteren 
Gruppe gehören. 

Zum hohen gewerkschaftlichen Organisationsgrad in den skandinavischen Ländern hat bei- 
getragen, daß die Gewerkschaftsbewegung hier eine solche Stärke erreicht hat, daß sie den Ar- 
beitgebern wesentliche Konzessionen abringen konnte. Ausgangspunkt für diese Entwick- 
lung in Schweden war das Zentralabkommen von 1938 (Vertrag von Saltsjöbaden) zwischen 
dem Gewerkschaftsbund LO und dem Arbeitgeberverband SAF, das u.a. die Anerkennung 
des gewerkschaftlichen Organisationsrechts vorsah. Da auch die Arbeitgeberseite zentral or- 
ganisiert war, bekam dieses Abkommen weitreichende Bedeutung. Schon zu Beginn dieses 
Jahrhunderts gab es einige Vorläufer dieser Vereinbarung, nämlich die Metallvereinbarung 
des Jahres 1905 und der sog. “Dezember-Kompromiß’ zwischen LO und SAF des Jahres 1906, 
bei dem beide Parteien das Recht der Organisierung der Interessen anerkannten. Im übrigen 
istder hohe und zunehmende Grad der Organisierung durch die gut ausgebaute gewerkschaft- 
liche Vertretung auf Arbeitsplatzebene stabilisiert und gefördert worden. Die Stärke der Ar- 
beiterbewegung dokumentiert sich auch in dem Umstand, daß Arbeiterparteiregierungen 
selbst in der Periode des Kalten Krieges Bestand haben konnten. 

Von wesentlicher Bedeutung für das Kräfteverhältnis zwischen Kapital und Arbeit ist, daß 
die Arbeitgeberseite in den skandinavischen Ländern äußerst gut organisiert ist. Ihre wohl- 
disziplinierten Arbeitgeberverbände verfügen über gewaltige Streikfonds und besitzen ein 
weitreichendes Aussperrungsrecht.? Auch die Wirtschaftsstruktur Schwedens verleiht den 
Arbeitgebern wichtige Machtpositionen. Durch weitreichende Eigentumskonzentration 
kombiniert mit einer stark multinationalen Ausrichtung der Großunternehmen werden Re- 
gierungen gleich welcher politischen Ausrichtung gezwungen, auf die vorherrschenden 
Wirtschaftsinteressen Rücksicht zu nehmen. Zu erwähnen ist, daß bei Großunternehmen 
wie Volvo, Elektrolux, Ericsson, SKF, Sandvik und Atlas Copco der gesamte Absatz im Aus- 
land (Export plus Auslandsproduktion) zwischen Dreiviertel und Neunzehntel des Gesamt- 
umsatzes ausmacht.’ 

Ein anderer Umstand, der bei der Beurteilung des Stärkeverhältnisses in den Kapital- Arbeits- 
beziehungen beachtet werden muß, ist der Grad der Mitgliederaktivität und das Mobilisie- 
rungspotential der Gewerkschaften. Hier muß festgestellt werden, daß der Typus kooperati- 
ver Gewerkschaften, wie er ın Schweden in der Nachkriegszeit dominierte, aufgrund der 
niedrigen Konflikthäufigkeit geringere Anforderungen an die Solidarität der Mitglieder stellt 
alsein Gewerkschaftstypus, der stärker auf Konfrontation mit den Arbeitgebern angelegt ist. 
Bis zu den dreißiger Jahren dominierte im übrigen in Schweden der Konfrontationstyp. In 
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den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts befand sich Schweden unter den Ländern mit 
hoher Konflikthäufigkeit und lang anhaltenden Arbeitskonflikten.* 

Im Schweden der Nachkriegszeit ist es deshalb kaum überraschend, daß Probleme gewerk- 
schaftlicher Inaktivität der Mitglieder auftreten. In den letzten Jahren ist dieses Problem in 
den Gewerkschaften zunehmend diskutiert worden (u.a. in den Berichten für den LO-Kon- 
greß 1981).? Das Problem hat sich verschärft, weil die neuen Gesetze der siebziger Jahre für 
die Gewerkschaften größere Aufgaben mit sich brachten und bessere Kenntnisse erforderlich 
waren. Von LO's Mitgliedern betrachteten sich 1978 17 % als gewerkschaftlich aktiv, wobei 
11% gewerkschaftliche Funktionen wahrnahmen.® Die Rekrutierungsbasis der Funktionäre 
ist also nicht sonderlich groß. 

Von Bedeutung für das Kräfteverhältnis Arbeit-Kapital sind weiterhin die Beziehungen zwi- 
schen gewerkschaftlicher und politischer Aktivität. Im internationalen Vergleich hat in 
Schweden traditionell ein sehr gutes Verhältnis zwischen der Gewerkschaftsbewegung und 
der sozialdemokratischen Partei bestanden. Auf der parlamentarischen Ebene unterstütztdie 
kleine kommunistische Partei (ca. 5 % der Stimmen) die Sozialdemokratie. Zusammen bil- 
den sie den sog. sozialistischen Block. Diesem gegenüber steht der bürgerliche Block — so die 
allgemeine Bezeichnung — bestehend aus drei bürgerlichen Parteien. Im Verhältnis zur so- 
zialdemokratischen Partei, die 44 Jahre lang hintereinander die Regierungsgewalt besaß 
(1932 bis 1976) fungierte die Gewerkschaftsbewegung als Antriebsfaktor. Von zentraler Be- 
deutung war in dieser Hinsicht die Herausbildung der »solidarischen Lohnpolitik« in der 
Nachkriegszeit. 

Die schwedische Gewerkschaftsbewegung ist traditionell stärker als die Gewerkschaften an- 
derer Länder darum bemüht, große Lohnunterschiede zwischen den Berufs- und Tätigkeits- 
gruppen bzw. den Branchen und Sektoren der Volkswirtschaft zu vermeiden und einen In- 
teressenausgleich innerhalb der Lohnarbeiterschaft zu organisieren. Hierin unterscheidet sie 
sich markant von beispielsweise der deutschen oder der französischen Gewerkschaftsbewe- 
gung, die immer noch in erster Linie die Facharbeiter organisieren.’ Bereits um 1930 war die 
Angleichung der Löhne bei den Arbeitern der schwedischen Maschinenbau- und Metallver- 
arbeitungsindustrie verglichen mit anderen Ländern weit vorangeschritten.® Die solidarische 
Lohnpolitik der Nachkriegszeit hatte jedoch eine Kehrseite. Weil die Löhne unter dem Ge- 
sichtspunkt der Lohnangleichung in den wenig profitablen Niedriglohnbranchen wie der 
Teztil- und Konfektionsindustrie, relativ am stärksten erhöht werden mußten, legten viele 
Betriebe hier die Produktion still, und die Arbeiter mußten eine Anstellung in den expandie- 
renden Industriezweigen suchen, die ihrerseits davon profitierten, daß die Löhne dort relativ 
geringe Zuwachsraten hatten. Um die Mobilität der Arbeitskraft in geographischer und be- 
ruflicher Hinsicht zu erhöhen, und damit diesen Effekt der solidarischen Lohnpolitik zu ver- 
stärken, bildete sich die sog. aktive Arbeitsmarktpolitik als ein weiteres zentrales Element 
des »schwedischen Modeils« heraus. Deren Verwaltungsorgan wurde die AMS, deren Perso- 
nal — in Widerspruch zu den traditionellen Prinzipien der schwedischen Staatsverwaltung— 
zu einem großen Teil aus der Gewerkschaftsbewegung rekrutiert wurde.” 

Die solidarische Lohnpolitik verfolgte mehrere Ziele. In Kombination mit der aktiven Ar- 
beitsmarktpolitik sollte sie einerseits wirtschaftliches Wachstum stimulieren, u.a. durch Be- 
friedigung des Arbeitskräftebedarfes der Industrie. Andererseits fungierte sie als eine Art 
Einkommenspolitik in Eigenregie der Gewerkschaften. Dadurch hat die Gewerkschaftsbe- 
wegung es vermeiden können, in die »Fallen« einer Einkommenspolitik zu geraten, in die 
die englischen und holländischen Gewerkschaften zeitweilig geraten sind — mit negativen 
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Auswirkungen auf den Zusammenhalt der Arbeiterbewegung (Großbritannien) bzw. auf die 
Entwicklung der gewerkschaftlichen Mitgliederzahlen (Niederlande in den fünfziger und 
sechziger Jahren). !° Damit ist auch die Bedeutung der tarifautonomen Regelungen als charak- 
teristisches Moment des »schwedischen Modells« verstärkt worden. So kommt es auch nicht 
von ungefähr, daß die Konzeption der solidarischen Lohnpolitik und der aktiven Arbeits- 
marktpolitik von den Wirtschaftsexperten des zentralen Gewerkschaftsbundes, Gösta Rehn 
und Rudolf Meidner, entwickelt wurden. Indem die Gewerkschaften staatliche Einkom- 
menspolitik unnötig machten, vermieden sie es, in den Augen ihrer Mitglieder alsübertlüssig 
zu erscheinen, während gleichzeitig ihr Eintreten für wirtschaftliches Wachstum reale Lohn- 
erhöhungen erleichterten.!! 

Ende der sechziger Jahre kam es zu einer Kursänderung der Gewerkschaften. Innerhalb der 
LO war es vor allem die Metallarbeitergewerkschaft, die mit entsprechenden Initiativen her- 
vortrat. Als die bis 1978 (als die Kommunalarbeitergewerkschaft sie größenmäßig überholte) 
größte Organisation innerhalb von LO und als die für die für Schweden wirtschaftlich äu- 
ßerst wichtigen Metall- und Maschinenbauindustrie organisatorisch zuständige Gewerk- 
schaft war sie in besonderem Maße von den intensivierten Strukturrationalisierungen und 
Betriebsstillegungen der sechziger Jahr betroffen, wobei deutlich Lücken in ihren Hand- 
lungs- und Informationsrechten sichtbar geworden waren.'? Auch kamen jetzt Probleme be- 
lastender Arbeitsbedingungen klarer zum Vorschein. Die zuvor ungeteilt positive Einstel- 
lung zu wirtschaftlichem Wachstum und technischer Entwicklung, die einseitig unter dem 
Verteilungsgesichtspunkt als Voraussetzung für Lohnerhöhung und soziale Reformen gese- 
hen und deren negative Folgen auf der Ebene der Betriebeübersehen wurde, wurde nun über- 
prüft. Wirtschaftswachstum und technische Entwicklung wurden danach zwar auch weiter- 
hin als notwendig betrachtet. Neu war aber, daß man sich nun ernsthaft mit den negativen 
Folgen auseinandersetzte. Der große Streik in den Eisenerzbergwerken vonLKAB in Kiruna 
1969 diente als Signal." Das radikalisierte ideologisch-politische Klima am Ende der sechzi- 
ger Jahre barg zudem das Risiko für die Gewerkschaften, nicht nur im Verhältnis zu ihren 
Mitgliedern, sondern auch in der öffentlichen Debatte in eine defensive Position zu geraten. 
Die Notwendigkeit zu einer Positionsänderung gewerkschaftlicher Politik zeigte sich 
schließlich an der Welle wilder Streiks in der Maschinenbauindustrie, die 1970 auf den 
LKAB-Streik folgten. 

Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung änderte die Führung von LO ihren Kurs zugun- 
sten einer Politik der Mitbestimmung, der Humanisierung des Arbeitslebens und der Be- 
schäftigungssicherheit. 


2. Der Übergang zur Strategie der gewerkschaftsunterstützenden Gesetzgebung 


Eine Fortführung der Politik von Kooperationsabkommen zwischen den Zentralverbänden 
der Gewerkschaften und Arbeitgeber schien im Hinblick auf diese Reorientierung wenig er- 
folgversprechend. Stattdessen wurden in den siebziger Jahren eine Reihe von Gesetzen zur 
Regelung der Kapital- Arbeitsbeziehungen verabschiedet, u.a. das Kündigungsschutzgesetz 
(1974) und das Mitbestimmungsgesetz (1976). Das letzte in der Reihe dieser Gesetze stellt der 
Beschluß des Reichstages im Dezember 1983 dar, Arbeitnehmerfonds einzurichten. Diesem- 
sige Verabschieden von Gesetzen beinhaltet einen Bruch mit dem traditionellen Charakter- 
zug des schwedischen Modells, der darin bestand, daß die»Partner« des Arbeitsmarktes ihre 


62 Anders Kjellberg 


Beziehungen selbst durch Abkommen regeln, um Staatseingriffe zu verhindern in der Über- 
zeugung, daß die Zusammenarbeit zu den besseren Ergebnissen führe. 
Die veränderte Rolle des Staates sollte jedoch nicht überschätzt werden. !* Zum ersten haben 
sozialdemokratische Regierungen auch vor den siebziger Jahren zu der Gesetzgebung gegrif- 
fen, wenn es um Fragen ging, die im Prinzip auch durch Abkommen zwischen den Tarifpar- 
teien hätten geregelt werden können, wie z.B. die Regelung von Urlaubszeiten usw. Zum an- 
deren kommt den gewerkschaftlichen Organisationen auch nach den neuen Gesetzen eine 
bedeutsame Rolle zu, was ganz der schwedischen Tradition entspricht. Die Kontinuität der 
bisherigen, das »schwedische Modell« tragenden Einstellungen läßt sich insbesondere an der 
Konzeption des Mitbestimmungsgesetzes zeigen. Das Gesetz enthält an sich keine Vorschrif- 
ten, die ein Recht auf Mitbestimmung garantieren; es enthält nur Regeln in bezug auf ein ver- 
stärktes Verhandlungsrecht der Gewerkschaft. Daß das Gesetz auf diese Weise konstruiert 
wurde, geschah explizit auf gewerkschaftlichen Wunsch hin; die Gewerkschaftsbewegung 
wollte die Rolle der Verhandlungen aufrecht erhalten. So war im Gesetz vorgesehen, daß die 
gesetzlichen Regelungen durch Abkommen zur Mitbestimmung zwischen den Tarifparteien 
ergänzt und konkretisiert werden. Insoweit geht das Mitbestimmungsgesetz einen Schritt 
weiter als die Abkommen über Betriebsaussschüsse von 1946 und 1966, das es ersetzte, indem 
“nun das Moment der direkten Verhandlungen zwischen Gewerkschaft und Arbeitgebern be- 
tont wurde. Es ist denn auch wiederholt darauf hingewiesen worden, daß das Mitbestim- 
mungsgesetz insofern inkonsequent sei, als es zustande gekommen sei, weil die Gewerk- 
schaftsbewegung die bisherige Politik der Verhandlungen und Abkommen als unzureichend 
betrachtete, das Gesetz nun aber im Großen und Ganzen selbst nichts anderes sei als eine An- 
weisung der Tarifparteien für Verhandlungen und Abkommen. In dem Gesetz drückt sich 
mithin ein Idealismus aus, Machtverschiebungen im Verhältnis von Kapital und Arbeit im 
Einverständnis über Verträge ohne irgendwelche Druckmittel erreichen zu können. 


2.1. Erfahrungen mit der Umsetzung des Mitbestimmungsgesetzes 


Unter den veränderten wirtschaftlichen und politischen Bedingungen seit Ende der siebziger 
Jahre war es für die Arbeitnehmerseite schwer, Vorteile aus dem Mitbestimmungsgesetz zu 
ziehen. Erst im Frühjahr 1982 wurde diese Umsetzungsvereinbarung zwischen SAF auf der 
einen, LO und PTK (Verhandlungskartell der Angestellten in der Privatindustrie) auf der an- 
deren Seite abgeschlossen. Die Umsetzungsvereinbarung der maschinenbau- und metallver- 
arbeitenden Industrie, die am 1. Juli 1983 in Kraft trat, basiert im wesentlichen auf dieser zen- 
tralen Vereinbarung. 

Vor Inkrafttreten des Mitbestimmungsgesetzes am 1.1.1977 waren die Erwartungen auf ge- 
werkschaftlicher Seite hoch, daß dem Arbeitgeber jetzt das alleinige Recht auf»hire and fire« 
der Arbeitskraft sowie auf den innerbetrieblichen Arbeitseinsatz genommen würde. Die 
wirtschaftliche Krise und die verstärkte Verhandlungsposition der Arbeitgeber während der 
bürgerlichen Regierungsperiode und deren Weigerung, während dieser Zeit Umsetzungsab- 
kommen abzuschließen, machte derartige Hoffnungen zunichte. Die per Gesetz verordnete 
Verhandlungspflicht wird jetzt — auch in Gewerkschaftskreisen — als die »Hupe« bezeich- 
net, welche die Arbeitgeber benutzen, bevor sie ihre Beschäftigten z.B. durch Betriebsstille- 
gungen oder Personalabbau »überfahren«. Nicht selten hat sich der Einfluß der Gewerk- 
schaften darauf beschränkt, auszuwählen, wer zuerst entlassen werden soll. Paradoxerweise 
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hat dies das 1974 verabschiedete Gesetz über Kündigungsschutz praktisch außer Kraft ge- 
setzt. Im Gegensatz zu den Bestimmungen dieses Gesetzes über eine nach Seniorität anstei- 
gende Beschäftigungssicherheit hat die durch die Mitbestimmungsgesetzgebung konstituier- 
te Verhandlungssituation dazu geführt, daß jüngere Arbeiter ihre Arbeitsplätze behalten 
konnten, während diejenigen mit den längsten Anstellungszeiten zuerst gehen mußten. Nur 
in den Fällen, in denen die Unternehmensleitung unter Druck war und schnelle Entschei- 
dungen benötigte, hatte die Gewerkschaft gelegentlich die Möglichkeit, auf Entscheidungen 
über Betriebsstillegungen, Entlassungen, Produktionsverlagerungen u.ä. wesentlich Einfluß 
zu nehmen." In einer Reihe von staatlichen Unternehmen (z.B. Berol-Chemie) war der ge 
werkschaftliche Einfluß in dieser Hinsicht allerdings beträchtlich größer. 

Die zentrale Umsetzungsvereinbarung zwischen SAF und LO/PTK von 1982 berührt drei 
Gebiete: die Entwicklung der Arbeitsorganisation, die technische Entwicklung und Fragen 
‘der wirtschaftlichen Unternehmensführung, nicht jedoch Personalfragen. Das Abkommen 
regelt auch Fragen der Forschung, des Einsatzes von externen Arbeitnehmerberatern und der 
gewerkschaftlichen Arbeit in Konzernen. Bis jetzt ist nur in einem einzigen Unternehmen 
der Maschinenbau- und metallverarbeitenden Industrie eine lokale Umsetzungsvereinba- 
rung verabschiedet worden, nämlich bei Volvo, Schwedens größtem Unternehmen.” Die 
Neuigkeit im Verhältnis zum Zentralabkommen besteht hier darin, daß die Gewerkschaft 
bei der Einführung neuer Techniken in einem frühen Stadium eingeschaltet wird, sobald es 
um Fragen der Gestaltung der Arbeitsplätze geht. Außerdem hat sich das Unternehmen dazu 
verpflichtet, überzähliges Personal, das nicht versetzt werden kann, umzuschulen. Die Ver- 
handlungsführer der Gewerkschaft weisen jedoch darauf hin, daß auch dieses Abkommen 
nichts an den bestehenden Machtverhältnissen geändert hat. Im Falle der Nichteinigung hat 
nach wie vor der Arbeitgeber die Entscheidungsgewalt. Zentrale Probleme gegenwärtiger 
Arbeitspolitik, wie sie etwa mit der Einführung neuer Techniken verbunden sind, lassen sich 
— so auch die überwiegende Einschätzung der Teilnehmer einer Konferenz der Metallarbei- 
tergewerkschaft in Stockholm über neue Techniken — nicht lösen.?? 


2.2. Erfahrungen mit Mafsnahmen zur Humanisierung des Arbeitslebens 


In der Frage der Arbeitsbedingungen ließ sich die seit Ende der 60er Jahre veränderte Einstel- 
lung der Gewerkschaftsbewegung am deutlichsten beobachten. Ausgangspunkt war hier u.a. 
eine Untersuchungüber Arbeitsbedingungen, die LO 1968/69 durchführte. Diese zeigte, daß 
82 % der Gewerkschaftsmitglieder unter arbeitsbedingten Belastungsfaktoren litten und im- 
merhin 42 % derartigen Belastungen in besonders hohem Grade ausgesetzt waren.?! Einige 
Jahre später erschien ein Bericht, demzufolge etwa 30 % der Befragten an ihrem Arbeitsplatz 
von Streßbelastungen betroffen waren. Nach einer Untersuchung im Jahre 1980 litten 87 % 
unter arbeitsbedingten Belastungen, davon 49 % in hohem Grade. Dies bedeutet eine Steige- 
rung um 5 bis7 % seit der o.a. Untersuchung von 1968/69. Ein Teil der Erklärung für diesen 
Zuwachs mag darin liegen, daß u.a. die technische Entwicklung tatsächliche Verschlechte- 
rungen der Arbeitsumwelt mit sich gebracht hat. Vieles weist darauf hin, daß dies insbesonde- 
re in bezug auf chemische und psycho-soziale Faktoren der Fall ist. Auf dem Gebiet der Che- 
mie ist eine Reihe neuer Stoffe und Produkte eingeführt worden, die zudem auf immer mehr . 
Gebieten des Arbeitslebens Verwendung finden. 

Ein anderer Teil der Erklärung wird an den vermutlich besseren Kenntnissen, veränderten 
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Bewertungen und den zunehmenden Forderungen an die Arbeitsumwelt liegen, die u.a. auch 
in den neuen Gesetzen und Vereinbarungen ihren Niederschlag gefunden haben. 

Die höhere Priorität, die den Problemen der Arbeitsumwelt seit Ende der 60er Jahre beige- 
messen wurde, kam 1974 in einem veränderten Arbeitsschutzgesetz zum Ausdruck; dieses 
wurde 1978 durch ein umfassenderes Arbeitsumweltgesetz ersetzt. Zusätzliche Abkommen 
zwischen den Tarifparteien zum gleichen Problembereich wurden 1967 und 1981 getroffen. 
Ein für die Gewerkschaften wichtiger Erfolg bestand darin, daß die gewerkschaftlichen 
Schutzbeauftragten durch das Gesetz 1974 das Recht erhielten, vorläufig die Arbeit einstellen 
zu lassen, wenn eine »unmittelbare oder ernste Gefahr für das Leben oder die Gesundheit des 
Arbeitnehmers« vorliegt. In vielen Fällen hat bereits die Androhung der Arbeitseinstellung 
ausgereicht, um den Arbeitgeber zu Maßnahmen zu veranlassen. Es wurden regionale Ar- 
beitsschutzbeauftragte eingestellt, um die Arbeitsplätze in Kleinbetrieben zu überwachen. 
Außerdem erhielten die Schutzbeauftragten das Recht und die Pflicht, an der Planungsarbeit 
teilzunehmen. Durch das Arbeitsumweltabkommen von 1967 bekamen die Arbeitnehmer 
(Arbeiter und Angestellte) die Mehrheit in den betrieblichen Arbeitsschutzkommitees, de- 
ren Befugnisse zudem erweitert wurden. 

Bei der Entstehung des Arbeitsumweltgesetzes, das am 1. Juli 1978 in Kraft trat, folgte die bür- 
gerliche Regierung im Großen und Ganzen den Vorschlägen, die von einer damals noch von 
der sozialdemokratischen Regierung abgestellten staatlichen Untersuchungskommission zu 
Problemen der Arbeitsumwelt vorgelegt worden waren. Das Gesetz ist ein Rahmengesetz, 
das der staatlichen Aufsichtsinstanz für Arbeitsschutzfragen das Recht gibt, selbstständig ju- 
ristisch bindende Vorschriften zu erlassen, auch mit Straffolge. Zuvor waren die Anweisun- 
gen, die das Arbeitsschutzamnt erließ, nicht bindend, hatten also eher den Charakter von 
Ratschlägen; aber auch nun wurden bindende Vorschriften nur in solchen Fällen erlassen, in 
denen die Einhaltung leicht zu kontrollieren und zu erfüllen war.?? Das neue Gesetz beinhal- 
tete, daß das Arbeitsschutzamt und die Inspektionsbehörde vor Ort sowohl ratgebend wie 
kontrollierend tätig werden können. Man sah hierin keinen Gegensatz. In der Praxis haben 
sich Kooperation mit dem Arbeitgeber und Beratung allerdings gegenüber der Verwendung 
rechtlicher Sanktionsmittel durchgesetzt. Ohnehin kann der Arbeitgeber erst nachdem die 
örtliche Inspektion unter Strafandrohung in Form von Verboten oder Auflagen interveniert 
hat bestraft werden. 

Eine kürzlich von Lundberg vorgenommene Untersuchung über die Tätigkeit der Inspek- 
tionsbehörden zeigt, daß je nach Region sehr unterschiedliche Verhaltensweisen dominie- 
ten. Ein Teil von ihnen ist passiv und vermeidet so lange wie möglich Zwangsmaßnahmen, 
einanderer Teil vertritt eine härtere Linie und hat eher Polizeicharakter.?? In jenen Fällen, in 
denen sich die betrieblichen Schutzbeauftragten beim zentralen Arbeitsschutzamt darüber 
beschwerten, daß die örtlichen Inspektionsbehörden zu milde verfahren seien, konnten sie 
dort nur schwer Gehör finden.** Dagegen hatten die Arbeitgeber wesentlich größere Erfolge, 
sobald sie sich gegen Behördenbeschlüsse zur Wehr setzten. Im Ganzen gesehen dominiert 
stark das Prinzip der Freiwilligkeit, oder anders ausgedrückt: die legalistische Linie konnte 
sich u.a. wegen der Politik des Arbeitsschutzamtes, das Mittel der Verbote und Auflagen nur 
sparsam zu verwenden, kaum durchsetzen.?? Auf lokaler Gewerkschaftsebene fordert die LO 
mehr Vorschriften mit mehr Sanktionscharakter, um die Arbeitgeber stärker zu präventiven 
Maßnahmen zu veranlassen.” Kürzlich hat der Justizombudsmann der schwedischen Regie- 
rung, dessen Aufgabe darin besteht, die Staatsverwaltung zu überwachen, nach einer routine- 
mäßigen Inspektion eines Distrikts einen Bericht veröffentlicht, in dem kritisiert wird, daß 
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Verstöße gegen mit Strafe zu ahndenden Vorschriften nicht zur Anklageerhebung bei der 
Staatsanwaltschaft geführt hätten. ® Dieses Beispiel illustriert, daß nicht einmal die existieren- 
den Vorschriften effektiv sind, sondern die Tradition der Zusammenarbeit noch immer 
durchschlägt. 

Jede Analyse der Möglichkeiten der Beschäftigten, ihre arbeitsumweltbezogenen Forderun- 
gen durchzusetzen, bliebe unvollständig, wenn man nicht die betriebliche gewerkschaftliche 
Arbeitsschutzorganisation betrachtet.?? Im Unterschied zu den meisten kontinentaleuropäi- 
schen Ländern (besonders bis zum Ende der 60er Jahre) besaßen die schwedischen Gewerk- 
schaften seit langem eine ausgebaute Organisation auf Arbeitsplatzebene, die aus sog. Ge- 
werkschaftsclubs und gewerkschaftlichen Vertrauensleuten besteht.? 

Im Gegensatzetwazu den westdeutschen Betriebsräten sind diesreingewerkschaftliche Orga- 
ne. Die sog. Arbeitsschutzkommitees setzen sich demgegenüber aus Vertretern sowohl der 
Arbeitgeber- wie der Arbeitnehmerseite zusammen, stets mit Arbeitnehmermehrheit.?! Die 
Schutzbeauftragten fungieren als eine Art gewerkschaftliche Vertrauensleute in Fragen der 
Arbeitsumwelt. Vor allem in größeren Betrieben besteht eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen der Leitung der Gewerkschaftsclubs und den gewerkschaftlichen Vertretern in den Ar- 
beitsschutzkommitees. Nach der LO-Untersuchung von 1980 liegen in Betrieben mit aktiven 
Schutzkommitees auch die besten Arbeitsbedingungen vor. Hier führt das Handeln der Ge 
“ werkschaften auch zu den deutlichsten Ergebnissen.?? Nur 27 % der Schuzbeauftragten geben 
an, daß ihre Gewerkschaft sich an die örtliche Inspektionsbehöde gewandt habe.?? Im LO- 
Bericht wird als Grund dafür angegeben, »daß man von der Inspektionsbehörde nicht erwar- 
tet, daß diese irgendeinen Beitrag bei der Durchsetzung von Maßnahmen leisten könne«.”* 
Die Erfahrungen im Bereich von Maßnahmen zur Humanisierung der Arbeit lassen also die 
Schlußfolgerung zu, daß lokale gewerkschaftliche Aktivitäten sich trotz der oben beschriebe- 
nen Gesetze als effizienter erwiesen haben als staatliche Inspektionen. Zum anderen hat die 
staatliche Gesetzgebung dazu geführt, daß die Stellung der gewerkschaftlichen Schutzbeauf- 
tragten in den 70er Jahren erheblich gestärkt wurde. 


2.3. Die Gewerkschaftsforderung nach Arbeitnehmerfonds 


Die Gesetzgebung der 70er Jahre zur Arbeitsumwelt ist im Großen und Ganzen im Zeichen 
politischer Übereinstimmung im schwedischen Reichstag verabschiedet worden. Das gilt 
aber nicht für die Frage der Arbeitnehmerfonds. Dies hat zu einer weitgehenden Polarisie- 
rung sowohl auf politischer Ebene wie auf der Ebene der Arbeitsmarktparteien geführt. Zu- 
dem sind zeitweilig auch Gegensätze zwischen der sozialdemokratischen Partei und dem 
Gewerkschaftsbund deutlich geworden. Hierbei ist zu beachten, daß der Vorschlag der Ar- 
beitnehmerfonds ursprünglich von LO kam und vorangetrieben wurde, während die Partei 
mäßigend gewirkt hat. Sie tat dies aus politischer Rücksicht, u.a. aus der Furcht heraus, 
Randgruppenwähler zu verlieren und um sich Zusammenarbeitsmöglichkeit mit den bür- 
gerlichen Parteien und der Privatwirtschaft zu erhalten. 

Durch die vom Reichstag angenommene Vorlage von Dezember 1983 verwirklicht Schwe- 
den nun als erstes Land in Europa Arbeitnehmerfonds. Dies, obgleich die Debatte über wirt- 
schaftliche Demokratie durch die Abführung von Unternehmensgewinnen in Arbeitneh- 
merfonds in Schweden im Vergleich zu anderen Ländern erst relativ spät in Gang kam.?? Die 
erste Initiative ging vom LÖ-Kongreß 1971 aus, der eine Untersuchungskommission unter 
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Leitung des LO-Wirtschaftsexperten Meidner einsetzte. Den Hintergrund bildete das Pro- 
blem der »Übergewinne«, die als eine Folge der solidarischen Lohnpolitik in einigen Wirt- 
schaftsbereichen entstanden waren. Um die Lohnforderungen in expansiven Wirtschaftsbe- 
reichen, vor allem der metallverarbeitenden und Maschinenbauindustrie zurückzuhalten, 
waren kompensierende gewerkschaftliche Maßnahmen notwendig. Es war also kein Zufall, 
daß die Metallarbeitergewerkschaft hierzu die Initiative ergriff. Ein weiteres Motiv für die 
Forderung nach Arbeitnehmerfonds war, der in Schweden sehr weitgehenden privaten 
Machtkonzentration in der Wirtschaft entgegenzuwirken und die Vorstöße auf dem Gebiet 
der Mitbestimmung zu flankieren. 

1975 legte die Meidner-Kommission einen Vorschlag vor, der in etwas veränderter Form im 
folgenden Jahr vom LO-Kongreß angenommen wurde. Gemäß diesem Vorschlag sollte jähr- 
lich ein Teil der Gewinne der Großunternehmen in kollektive Arbeitnehmerfonds über- 
führt werden. Während des Wahlkampfes 1976, den die Sozialdemokraten nach 44-jähriger 
Regierungszeit verloren, spielte die Frage der Arbeitnehmerfonds eine herausragende Rolle. 
In der Folgezeit sind LO und Sozialdemokratie schrittweise in dieser Frage immer weiter zu- 
rückgewichen, während gleichzeitig die bürgerlichen Parteien und der Arbeitgeberverband 
SAF ihre Kampagne gegen die Fonds zunehmend intensivierten. Dadurch wurden Verständi- 
gungslösungen, wie sie die Sozialdemokraten anstreben, zunichte gemacht. Paradoxerweise 
erreichte die Anti-Fondskampagne von SAF vor der Wahl im September 1982, welche die So- 
zialdemokraten infolge der mißglückten Wirtschaftspolitik der bürgerlichen Regierung ge- 
wannen, und im Laufe des Jahres 1983 einen Höhepunkt, obwohl die vorgelegten Vorschläge 
in der Frage der Kontrolle über die Produktion weiter abgeschwächt worden waren. »Auf 
zum Kampf gegen den Fondssozialismus« lautete dennoch die Schlagzeile auf der ersten Seite 
der »SAF-Tidningen«, der Zeitschrift des Arbeitgeberverbandes (Nr. 22/1983). Darunter 
wurde die Erklärung des Arbeitgeberpräsidenten referiert, daß den Fonds »mit allen gesetzli- 
chen Mitteln entgegengearbeitet würde«, was einen eintägigen Unternehmerstreik und die 
Weigerung, die Arbeitgeberabgabe an den Staat zu bezahlen, einschließe. Die Unternehmer 
veranstalteten im Oktober 1983 in Stockholm eine der größten Demonstrationen der schwe- 
dischen Geschichte mit ca. 75 000 Teilnehmern. Dies steht in starkem Kontrast zu der küm- 
merlichen Mobilisierung von gewerkschaftlicher und sozialdemokratischer Seite. Anstatt 
Unterstützung für ihre Forderungen zu mobilisieren, ist man hier seit Mitte der 70er Jahre 
unaufhörlich zurückgewichen. 

Der Vorschlag, der schließlich als Gesetz angenommen wurde, beinhaltet, daß die Arbeitneh- 
mer auf einen Teil ihrer Lohnsteigerungen verzichten sollen, diedannn durch zentral gelenk- 
te Fonds für den Aktieneinkauf verwendet werden.?*! Die führende bürgerliche Tageszei- 
tung Dagens Nyheter kommentierte den endgültigen Fondsvorschlag auf ihrer Börsenseite 
wie folgt: »Ist man Kapitalist und Anhänger des Grundsatzes, daß die Macht über die Aktien- 
gesellschaften in Privathänden verbleiben müssen, braucht man sich nicht sonderlich zu 
beunruhigen. Der Vorschlag ist harmlos und stumpf. Er zeigt keine Krallen. Er enthält keine 
Machtansprüche mehr. Weder vor noch nach 1990 werden die jetzt vorgeschlagenen Arbeit- 
nehmerfonds denen die Macht nehmen, die sie heute besitzen.« (Dagens Nyheter vom 
16.10.1983) 

Nichtsdestoweniger bedeuten die Fonds sogar in der nun verwirklichten Form etwas Neues 
im Vergleich zu der traditionellen gewerkschaftlichen und sozialdemokratischen Politik 
Schwedens. Vorausgesetzt, die Fonds plazieren ihr Kapital gezielt und strategisch, können sie 
in Zukunft den Machtpositionen privater Besitzergruppen entgegenwirken. Diese Möglich- 
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keit erklärt auch den heftigen Widerstand von Seiten der SAF und anderer Wirtschaftsorga- 
nisationen. 


3. Das »schwedische Modell« im Umbruch 


Wir haben gesehen, daß die Strategie der »Instrumentalisierung des Staates« während der 70er 
Jahre zu keinen grundlegenden Veränderungen im traditionellen Modell schwedischer So- 
zialbeziehungen geführt hat, das auf Kooperation und Selbstregulierung beruht. Die gegen- 
wärtigen Entwicklungen sind demgegenüber durch zwei Trends bestimmt: Zum einen sind 
auf Arbeitgeberseite verstärkt Bestrebungen sichtbar, das Tarifvertragssystem zu »japanisie- 
ren« und diebisherige Tradition der Kooperation mit den Gewerkschaften zu unterminieren. 
Das»schwedische Modell« der Kooperation in den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeziehun- 
gen befindet sich also im Umbruch. Zum anderen sind angesichts der gesamten gegenwärtigen 
. Wirtschaftsprobleme verstärkt Gegensätze zwischen der LO und der sozialdemokratischen 
Regierung aufgetreten; die Fortentwicklung des »schwedischen Modells« ist geschwächt. 
Zu diesen beiden Trends nun die beiden folgenden Ausführungen: 


3.1. Bestrebungen der Arbeitgeber, das Tarifvertragssystem zu »japanisieren« 


Während der letzten drei bis vier Jahre ist der ArbeitgeberverbandSAF in die Offensive gegan- 
gen, nicht nur, um die Arbeitnehmerfonds zu bekämpfen, sondern auch um das Tarifvertrags- 
system selbst zu verändern und es mehr an die Anforderungen einzelner Industriezweige und 
Unternehmen anzupassen. Darüber hinaus kann man von einer allgemeinen ideologischen 
Offensive sprechen, die darauf zielt, die Stellung des Individuums gegenüber dem Kollektiv 
herauszustreichen. Typisch hierfür ist die Kampagne »Setz auf Dich selbst!«, deren wichtigste 
Zielgruppe arbeitslose Jugendliche sind. Die gleiche Ideologie liegt jenen individuellen Ge- 
winnbeteiligungsmodellen zugrunde, die eine Reihe von Unternehmen, u.a. Volvo, als Ge 
genvorschlag in die Arbeitnehmerfonds-Debatte eingeführt haben. 

In bezug auf das Tarifvertragssystem bestehen die Bestrebungen von SAF darin, die Bedeu- 
tung gewerkschaftlicher Interessenvertretung zu verringern und die Gewerkschaftseinheit 
zu unterminieren. Dies geht zum einen aus dem Verhalten vonSAF während der Tarifrunde 
hervor, in denen man nicht ohne Erfolg einen Keil zwischen die Arbeiter- und Angestellten- 
gewerkschaften treiben konnte, indem man dem PTK, dem Verhandlungsverbund der Ange- 
stellten der Privatindustrie, im Vergleich zur LO vorteilhaftere Tarifabkommen angeboten 
hat. Zum andern hat SAF seit der letzten Tarifrunde die Zielsetzung verfolgt, die zentralen 
Verhandlungen mit LO abzuschaffen. Die gegenwärtig laufende Tarifrunde über die Löhne 
des Jahres 1984 ist die erste seit 1955 (als die 1952 eingeführten zentralen Verhandlungen zeit- 
weilig durch freie Verhandlungen auf der Ebene der Einzelgewerkschaften ersetzt wurden), 
die ohne zentrale Verhandlungen stattfindet. Ursprünglich hatte SAF selbst zentrale Ver- 
handlungen durchgesetzt, mit der Absicht, dadurch die Zahl der Konflikte zu verringern, 
einheitliche Vertragsperioden zu erreichen und durch gleichartige Verträge die Arbeitgeber- 
konkurrenz um die Arbeitskräfte auf den Arbeitsmärkten zu dämpfen.” 

SAF als hochdisziplinierte und zentralisierte Organisation änderte im Frühjahr 1982 seine 
Satzung, um den Mitgliedsorganisationen größeren Spielraum zu geben. Bis zu diesem Zeit- 
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punkt hatte die Zentrale sich das Recht vorbehalten, Verträge, die die angeschlossenen Ver- 
bände eingehen wollten, gutzuheißen oder zu verwerfen. Innerhalb von SAF tonangebend 
für die neue, stärker dezentralisierte Strategie auf Arbeitgeberseite war der Metallarbeitgeber- 
verband. Bereits während der Tarifrunde 1983 scherte man aus den zentralen Verhandlungen 
aus und schloß ein separates Abkommen mit der Gegenseite, der Metallarbeitergewerk- 
schaft. Dies bedeutete den Anfang vom Ende der zentralen Verhandlungen. LO versucht 
zwar, in der gegenwärtigen Tarifrunde eine Koordinierung der Einzelgewerkschaften, doch 
steht dahin, inwieweit dies gelingt. 

Ein Ereignis, das zweifellos zu einer Überprüfung des bisherigen zentralisierten Verhand- 
lungsmodells durch die SAF beigetragen hat, war der große Arbeitskonflikt von 1980.” Die- 
ser bestand aus Punktstreiks (von Seiten der LO) und einer Großaussperrung (von Seiten der 
SAF). Im Organisationsbereich SAF-LO streikten rund 100 000 Arbeiter, darüberhinaus wa- 
ren 700 000 zehn Tage lang ausgesperrt. Bereits 1979/80 hatte das Präsidium von SAF Ver- 
handlungen auf Einzelverbandsebene erwogen, die Möglichkeit jedoch, ein schnelles Ab- 
kommen mit geringen Lohnerhöhungen zu erreichen, trug dazu bei, daß man am zentralen 
Modell festhielt.® Das Ergebnis war jedoch der besagte Großkonflikt und aus ihm resultie- 
rende recht ansehnliche Lohnerhöhungen (ca. 7 % gegenüber SAF’s Ausgangsangebot von 
0%). SAF sah sich dazu gezwungen, auf direktes Drängen des bürgerlichen Regierungschefs 
hin, den Tarifvorschlag der Schlichtungskommission zu akzeptieren. Der Unmut der Arbeit- 
geber richtete sich in erster Linie darauf, daß man meinte, die Organisationen der Angestell- 
ten des öffentlichen Dienstes hätten mit ihrer erfolgreichen Initiative in der Tarifrunde so- 
wohl den Konflikt als auch den für die SAF unvorteilhaften Tarifvertrag verursacht. 
Besonders der Arbeitgeberverband schwedischer Metallindustrieller hat in den letzten Jahren 
immer wieder hervorgehoben, daß die Exportindustrie und nicht der öffentliche Dienst bei 
den Löhnen richtungsweisend sein solle.?? Es wird zunehmend als ein Problem angesehen, 
daß Lohnangleichungen in anderen Sektoren automatisch erfolgen, wenn die Industriearbei- 
ter durch höhere Akkordleistungen ihre Löhne zu erhöhen vermögen. Dies geschieht durch 
eine Reihe von »Nachfolgeklauseln«, welche die Löhne für praktisch alle Arbeitnehmergrup- 
pen an die Lohnbewegungen der Industriearbeiter anpassen. Stattdessen, so die Metallarbeit- 
geber, solle der Produktivitätsgewinn in erster Linie jenen zukommen, die ihn verursachen. 
So wurden sowohl die zentralen Verhandlungen, die in der Praxis eine Koordinierung des ge- 
samten Arbeitsmarktes (das heißt nicht nur des Organisationsbereichs LO-SAF) mit sich ge- 
führt hatten, als auch die solidarische Lohnpolitik im LO-Bereich jetzt von den Metallindu- 
striellen als Hindernis einer produktivitätsorientierten Lohnpolitik bezeichnet. 

Stattdessen will man nun ein Verhandlungssystem, das vom Zahlungsvermögen der einzel- 
nen Branchen und Unternehmen, dem Qualifikationsgrad der Arbeit und der persönlichen 
Leistung ausgeht. Auch für Arbeiter soll im Rahmen des Tarifvertrages die Möglichkeit von 
individuellen Lohnzuwächsen geschaffen werden. Die Metallarbeitergewerkschaft hat von 
sich aus ebenfalls die lohnleitende Rolle der Industrie — im Gegensatz zum öffentlichen 
Dienst — betont und in Frage gestellt, daß andere Gruppen für den Lohnanstieg der Indu- 
striearbeiter eine automatische Angleichung erhalten.** Der Einzelvertragzwischen dem Ar- 
beitgeberverband schwedischer Metallindustrieller und der Metallarbeitergewerkschaft von 
1983 veranlaßte ersteren zu der Schlußfolgerung, »daß ein gemeinsames Interesse auf Bran- 
chenniveau darin vorhanden ist, eine solche “Japanisierung’ der Beziehungen zwischen den 
Partnern zu erreichen.«*! Die Metallindustriellen weisen in diesem Zusammenhang auch dar- 
auf hin, daß die neuen Techniken mit der immer weiter fortschreitenden Verwendung u.a. 
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von Datenverarbeitungsgeräten und Robotern die Voraussetzungen für neue Formen der 
Arbeitsorganisation schaffen, und daß deshalb Vertragsformen erforderlich seien, die dieser 
Entwicklung adäquat seien und »eine positive Zusammenarbeit am Arbeitsplatz« ermögli- 
chen. Unter diesem Aspekt darf man das Interesse von SAF und dem Verband schwedischer 
Metallindustrieller an den 1982 bis ’83 eingegangenen Umsetzungsvereinbarungen sehen. 
Der Wunsch nach neuen, produktivitätsfördernden Lohnsystemen hängt auch mit der ab- 
nehmenden Bedeutung der Akkordarbeit zusammen. 1964 hatten nur 2,5 % der Arbeiter in 
der Maschinenbau- und metallverarbeitenden Industrie einen festen Monats- oder Wochen- 
lohn gegenüber 9 bis 10 % aller Industriearbeiter 1973.*? Seither hat ihr Anteil ständig zuge- 
nommen. 

Ein anderes Motiv dafür, das System der Zentralverhandlungnen aufzugeben, besteht darin, 
damit das Risiko staatlicher Einkommenspolitik zu mindern.*? Den Hintergrund dafür bil- 
det die Tatsache, daß die Steuerpolitik und andere staatliche Maßnahmen mit der Zeit immer 
mehr in die Tarifverhandlungen einbezogen wurden. Überhaupt sind koordinierte Verhand- 
lungen immer komplizierter geworden, wobei das Paar LOündSAF an Bedeutung verlor zu- 
gunsten der Regierung, dem Verhandlungsverbund der Angestellten der Privatindustrie so- 
wie der Gewerkschaften der Angestellten des öffentlichen Dienstes. In dieser Situation hat 
SAF sich entschlossen, den Schwerpunkt des Verhandlungssystems nach unten zu verlagern. 
Durch die Schwächung der zentralen Ebene besteht die offensichtliche Gefahr einer zuneh- 
menden Spaltung unter den Arbeitnehmern und innerhalb des zentralen Gewerkschaftsbun- 
des. Unter anderem wird es schwierig, eine solidarische Lohnpolitik zu verwirklichen. 


3.2. Zunehmen der Gegensätze im Verhältnis von Gewerkschaftsbewegung 
und Sozialdemokratie 


Die gestiegenen Gegensätze zwischen LO und PTK und die Spannungen innerhalb von LO, 
die zuletzt in dem Separatabkommen der Metallarbeitergewerkschaft mit dem Metallarbeit- 
geberverband zum Ausdruck gekommen waren, müssen vor dem Hintergrund des während 
der 80er Jahre geschrumpften »Lohnspielraums« und der Rolle, welche die Veränderung der 
Steuerskalafür die Reallohnentwicklung (Schweden ist ein Land mit hohen Marginalsteuern) 
gespielt hat, gesehen werden. Die wachsenden Wirtschaftsprobleme in bezug auf die staatli- 
che Verschuldung und die Arbeitslosigkeit haben auch zu verstärkten Gegensätzen zwischen 
LO und der sozialdemokratischen Regierung geführt. Natürlich vertritt LO eine stärker 
nachfragestimulierende Wirtschaftspolitik und setzt sich in höherem Grad für die Beschäfti- 
gungslage der im öffentlichen Dienst Beschäftigten ein, als die für die Staatsfinanzen verant- 
wortliche Regierungspartei. j 

Die sozialdemokratische Partei betont die Anfälligkeit Schwedens für Veränderungen des in- 
ternationalen Wirtschaftssystems und befürwortet eine offensivere Strukturpolitik — unter 
Mitwirkung der Privatwirtschaft — gegenüber der bisherigen Strukturpolitik der bürgerli- 
chen Regierung, die den von der Krise erfaßten Industriezweigen massive Staatssubventionen 
hat zukommen lassen.** Andere »Rezepte« sind die Kürzung der öffentlichen Ausgaben und 
im Vergleich zu früher geringere Lohnsteigerungen. LO setzt demgegenüber die ganze Hoff- 
nung auf eine nachfragestimulierende Politik. 

Sowohl LO als auch die Sozialdemokratische Partei haben ein eigenes ökonomisches Hand- 
buch herausgegeben, und aus ihnen wird die unterschiedliche ökonomisch-politische Aus- 
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richtung sehr deutlich. Das LO-Buch Päkurs mot Framtiden des LO-Ökonomen Claes-Erik 
Odhner et al. gilt als Gegenveröffentlichung zum »Parteibuch« / Bräcklig Farkost des Sozial- 
demokraten Ahlqvist.*” Ahlqvists Buch ist eine Auftragsarbeit für die Parteileitung. Verse- 
hen mit einer umfassenden Leseanleitung wird dieses Handbuch gelesen und diskutiert in den 
Mitgliederorganisationen der Partei. Stig Malm, Sprecher der LO, hat das Diskussionsklima 
dort wie folgt charakterisiert: »Ahlqvist und Milton Friedman können einander die Hand 
reichen. Ihre ökonomischen Vorstellungen passen möglicherweise für Chile, aber nicht für 
Schweden.« (Dagens Nyheter vom 31.10.1983) 

Einer der Vorschläge Ahlqvists sieht nicht mehr und nicht weniger vor als die Aufgabe des 
Systems freier Tarifverhandlungen zugunsten eines Systems »effektiver Einkommenspoli- 
tik«.* Demzufolge soll von Seiten des Staates die Höhe des Lohnzuwachses festgelegt wer- 
den. Arbeitgebern, welche diese Höchstgrenze überschreiten, wird eine Strafsteuer auferlegt. 
Falls dieser Vorschlag verwirklicht werden sollte, könnten sich die Gewerkschaften ebenso- 
gut gleich auflösen, da sie dann ihrer wesentlichen Funktionen beraubt wären. 

Die unterschiedlichen wirtschaftspolitischen Auffassungen von LO und Partei drücken na- 
türlich ihre verschiedenen Stellung im Verhältnis zu Staat und Arbeiterklasse aus. Doch auch 
innerhalb der Partei sind die Meinungen geteilt. Viele Arbeiter sind Parteimitglieder auf 
Grund der kollektiven Mitgliedschaft, die von den meisten an der LO beteiligten Gewerk- 
schaften praktiziert wird. Wie Stichprobenuntersuchungen (vgl. LO-Zeitung Nr. 7, 1979 
undNr. 4, 1982) zeigen, liegt die beschlußfassende Macht in der Partei heute jedoch bei Ange- 
stellten, Beamten und Berufspolitikern. 

In dieser Situation scheint es kaum möglich, daß über die Achse Gewerkschaftsbewegung — 
Sozialdemokratie neue Ideen zur Bekämpfung der Wirtschaftskrise entwickelt werden, die 
Arbeitnehmerfonds einmal ausgenommen. Im Unterschied etwa zur Bundesrepublik glaubt 
man auf Seiten der Gewerkschaften zum Beispiel nicht, daß Arbeitszeitverkürzung oder Ar- 
beitsteilung (Job-sharing) ein Mittel sein könnte, die Arbeitslosigkeit zu mindern. ImPrinzip 
ist man positiv eingestellt gegenüber einer Verkürzung der Arbeitszeit, betrachtet es jedoch 
nicht als aktuell, in nächster Zeit die Arbeitswoche allgemein zu verkürzen.*” Man fürchtet, 
daß kürzere Arbeitszeit noch weiter gesenkte Reallöhne mit sich führen könnten. Es ist ty- 
pisch, daß die schwedische Metallarbeitergewerkschaft sich der Stimme enthielt, als der inter- 
nationale Metallarbeiterbund über die Arbeitszeitverkürzung abstimmte.* 

Was Mitbestimmungsfragen und Fragen der Arbeitsumwelt angeht, hat man seit Ende der 
sechziger Jahre sicherlich Fortschritte gemacht. Dennoch haben Umstrukturierungen und 
Entlassungen überdeutlich gemacht, daß der Besitz der Produktionsmitttel nach wie vor das 
entscheidende Machtinstrument darstellt. Weitere Fortschritte für die Arbeitnehmer setzen 
wesentliche Veränderungen in dieser Hinsicht voraus. Möglicherweise können die Arbeit- 
nehmerfonds den Beginn einer entsprechenden Entwicklung darstellen. Dazu ist aber im 
Vergleich zu heute ein wesentlich offensiveres Auftreten der Arbeiterbewegung vonnöten. 
Im Augenblick befinden sich stattdessen die Arbeitgeber auf dem Vormarsch. Ob»Japanisie- 
rung« oder »Radikalisierung« die kommenden Jahre bestimmt, bleibt offen. 


Übersetzung aus dem Schwedischen: Ulrich Jürgens, Claudius H. Riegler und Traugott Koch 
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Tabelle 1. Gewerkschaftlicher Organisationsgrad für Arbeiter und Lohnabhängige in zwölf Ländern. 
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1930 1940 1950 1960 1965 1970 1975 1980 
SCHWEDEN! 
Arbeiter (1) 45 66 76 78,76 ca. 78 80 89 
Arb. (ohne Agrarsektor) 55 73 79 80;78 
Arbeiter (2) 74 77 85 
Lohnabhängige (1) 41 58 67 68568 ca. 71 73 82 85 
Lohnabhängige (2) 73 77 86 
DÄNEMARK? 
Arbeiter (1) 44 56 65 69 69 71 80 
Arb. (ohne Agrarsektor) 67 73 78 77 74 72 81 
Arbeiter (2) 54 61 67 69 74 76 93 
Lohnabhängige (1) 37 46 53 62 62 62 67 
Lohnabhängige (2) 51 58 62 63 64 69 79 
NORWEGEN? 
Arbeiter 31 63%54 70 771 73 74 
Arb. (ohne Agrarsektor) 33 694,59 75 785,73 74 74 
Lohnabhängige (1) (23)  47%40 (52) 6466 64 61 65 
Lohnabhängige (2) 55 58 
ÖSTERREICH? 
Industriearbeiter 74 77 73 74 
Lohnabhängige 38 62 63 62 59 58 
BELGIEN’ 
Arbeiter (1) 33 56 74 68 74 
Lohnabhängige (1) 28;35 52 57 55 61 66 71 
Lohnabhängige (2) 29 61 60 65 69 75 
AUSTRALIEN® 
Lohnabhängige (1) 44 40 56 55 54 51 54 
Lohnabhängige (2) 53 48 58 58 56 50 56 55 
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GROSSBRITANNIEN 

Arbeiter 26 34 48 50 49 52;56° 58° 

Lohnabhängige 26 33 44 44 43 47 51? 54? 
DEUTSCHLAND/BRD” 

Arbeiter 44 35,381 35 34 3311,35 39 39 
Arb. (ohne Agrarsektor) 47 38,41" 35 3311,35 39 39 
Lohnabhängige 48 33,371 33 32 3111,32 33 33 
NIEDERLANDE"? 

Lohnabhängige (1) 30 31 40 39 37 37 38 

Lohnabhängige (2) 39 40 38 
ITALIEN” 

Lohnabhängige (1) 4414,34 3615 461° 53 

Lohnabhängige (2) 3215 41'° 47 

Lohnabhängige (3) 28" 31 37 377 
FRANKREICH" 

Lohnabhängige (1) 9 41%;212 461,322? 22 18? 23 25 

Lohnabhängige (2) 21?* 25 27 

USA 

Arbeiter ohne agrar. 

und Dienstleitungsber. 15 31 ca. 55 / 58 51% 51# 473 40% 
Lohnabhängige (1)?° 11 22 3153377 29° 28 29 28 

Lohnabhängige (22° 2 (0% 3427 31 28 / 30 29 25 


Anm.: Im Allgemein. Stichtag31.12. / markiert eine Diskontinuität. Quelle: Anders Kjellberg Facklig organisering i tolv länder (Gewerkschaftliche Orga- 
nisierung in zwölf Ländern), Arkiv Verlag, Lund 1983, S 36 ff 
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Arbeiter (1) und Lohnabhängige(1) nach der Volkszählung. Arbeitslose eingerechnet, pensionierte 
Gewerkschaftsmitglieder dagegen unberücksichtigt. Arbeiter (2) und Lohnabhängige (2) sind den 
Lebensstandarduntersuchungen entnommen und gelten für 1968, 1974 und 1981. 

Arbeiter (1) und Lohnabhängige (1) bzw. Arbeiter (2) und Lohnabhängige (2) bezieht sich auf ver- 
schiedene Berechnungsweisen. Arbeitslose eingerechnet. 

Nur LO-angeschlossene Lohnabhängige berücksichtigt für die Jahre 1930-50. Lohnabhängige (2) 
läßt pensionierte LO-Mitglieder aus. Arbeitslose mitgerechnet. 

Gilt 1939. 

Gilt 1954. 

Bei den Industriearbeitern (Bau- und Grubenarbeiter sowie Arbeitslose einbezogen) gilt die Zahl 
unter 1950 für 1952 und die unter 1960 für 1962. j 

Arbeiter (1) und Lohnabhängige(1) bezieht sich auf den FGTB und den CSC, während Lohnabhän- 
gige (2) auch den CGSLB umfaßt. Arbeiter(1) berücksichtigt nach 1950 nicht mehr die Arbeiter im 
Öffentl. Dienst. 

Die obere Zahlenreihe stammt von George Sayers Bain & Robert Price (siehe Profiles of Union 
Growth, Basil Blackwell, Oxford 1980), die untere aus der offiziellen Statistik. 

Gilt für United Kingdom, also einschl. Nordirland. Die Ziffer für Arbeiter 1975 gilt für 1974. 
Alle drei Zahlenreihen schließen Arbeitslose ein und lassen nach 1950 DGB-Pensionäre unberück- 
sichtigt. Nicht-agrare Arbeiter sind ohne Land- und Forstarbeiter gerechnet (1930 auch ohne Fı- 
scherei). In der Zahlenreihe für Lohnabhängige tritt zwischen 1970 und 1975 eine größere Verände- 
rung ein, als Soldaten ab 1971 zu den Lohnabhängigen gerechnet werden. 

Die zweite Zahl unter 1950 gilt für 1951 und die erste unter 1970 für 1969. 

Lohnabhängige (2) ist nach einer neuen Methode berechnet. Alle Zahlen umfassen Arbeitslose und 
schließen nach 1950 Pensionäre aus. Lohnabhängige (1) unter 1940 gilt für 1939. 

Lohnabhängige (1) schließt im Unterschied zu den beiden anderen Zahlenreihen Pensionäre ein. 
Lohnabhängige (3) umfaßt nur die Organisationen CGIL und CISL. Alle Ziffern schließen Arbeits- 
lose ein. 

Gilt 1947. 

Gilt. 1968. 

Gilt 1972. 

Gilt 1979. 

Die erste Zahlenreihe gilt 1930-40 für die Organisationen CGT + CGTU + CFTC und 1950-75 für 
CGT + CFTC/CFDT + FO + FEN. Die zweite Reihe umfaßt darüber hinaus CGC und 
CFTC(M). Seit 1960 sind CGT-Pensionäre weggelassen. Ab 1970 nur regulär bezahlende CFDT- 
Mitglieder. 

Gilt 1937. 

Gilt 1939. 

Gilt 1946. 

Gilt 1951. 

Gilt 1962. 

Gilt 1968. 

Die Ziffer unter 1965 gilt für 1964, unter 1975 für 1974 und unter 1980 für 1978. 

Beide Zahlenreihen umfassen nicht-agrar. Lohnabhängige, die erste nach NBER, die zweite nach 
BLS. Die ungenügende Zuverlässigkeit der BLS-Ziffer für 1940 wird durch die Klammer markiert. 
Ab 1970 schließen die BLS-Zahlen freistehende Berufsorganisationen aus dem Öffentlichen Dienst 
ein. 

Gilt 1953. 
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Abkürzungen: 


LO Landsorganisationen i Sverige (Schwedischer Gewerkschaftsbund) 

PTK Privattjänstemannakartellen (Verhandlungskartell der Privatangestellten) 

SACO-SR Akademikerorganisationen SACO-SR (Zentralverband der Akademiker) 

SAF Svenska Arbetsgivareföreningen (Zentralverband Schwedischer Arbeitgeber) 

TCO Tjänstemännens Centralorganisation (Zentralverband der Angestellten und 
Beamten) 

Anmerkungen 

1 Arbeitslose im Verhältnis zu der arbeitsfähigen Bevölkerung nach den Arbeitskraft-Untersuchun- 


gen (AKU). Siehe: Statistik drsbok 1984, Stockholm 1983, s 184. In absoluten Ziffern waren 1978 
94 000 Personen und 1982 137 000 Personen arbeitslos. Rechnet man Beschäftigte in Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen, Arbeitsmarktausbildung, geschützten Werkstätten (»Samhällsföretag«) 
und Angestellte mit Lohnsubvention dazu, dann wachsen die Zahlen auf 233 000 1978 und 278 000 
1982. 

Eine Übersicht über die Organisation der Arbeitgeber in verschiedenen Ländern gibt: Kjellberg 
Facklig organisering i tolv länder, Arkiv Verlag, Lund 1983, in Kap. 4. 

Veckans aflärer nr 27 1983 s 40 

Vergleiche Edward Shorter & Charles Tilly: Strikes in France Cambridge University Press, London 
1974, s 318-325 und 333. j 
Organisation % Demokrati. Rapport till LO 80 — Utredningens demokratigrupp, LO, Stockholm 
1981 und Vem är aktiv i facket? En undersökning fräan LO 80 — utredningen, LO, Stockholm 1981. 
Organisation & Demokrati ibid s 54 

Anders Kjellberg 1983, Abschnitt 5.4. und 7.1. 

Ibid s 169 

Bo Rorhstein »AMS som socialdemokratisk reformbyräakrati« Arkiv für studier i arbetarrörelsens 
historia nr 18 1980 

Kjellberg 1983 Abschnitt 7.5. 

Kjellberg 1983 Abschnitt 7.5. 

Anders Kjellberg »Fräan industriell demokrati till medbestämmande — fackliga utvecklingslinjer 
1917-1980« Arkıv für studier i arbetarrörelsens historia nr 21-22 1981 

Spontaneität und Massenaktion im » Wohlfahrtsstaat«. Die schwedischen Streiks im Winter 1969/70. 
Frankfurt 1970 

Kjellberg 1981 s75 f 

Metallarbetaren nr 41 1983 s 15 ff 

Olle Hammarström »Medbestämmande 1977-79 — en översikt« in: Tre dar med MBL, Publica, 
Stockholm 1980 

Horst Hart Vad betyder medbestämmandet för arbetsgivaren?, Sociologiska institutionen Göteborg 
1980 s 33 H 

LO-tidningen nr 14-16 1982 s 8 f 

In Form eines Unternehmensvertrags, abgeschlossen am 25.11.1983. Siehe Dagens Nyheter 
1.12.1983 

Metallarbetaren nr 41 1983 s 15 ff 

Für eine Übersicht der Studien von LO zum Themenkreis der Humanisierung des Arbeitslebens 
vergl.: Vad händer med arbetsmiljön? Rapport om LO-medlemmarnas och skyddsombudens erfarenhe- 
ter (von Erik Bilinder u.a.), LO, Stockholm 1981 s 9 ff, 19 ff und 174 ff 


Radikalisierung oder Japanisierung? 75 


22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 


30 
31 
32 
33 
34 


Lars Lundberg Fräan lag till arbetsmiljö, Liber Verlag, Malmö 1982 s 46 ff, 74 ff und 80 ff 
Ibid s 65 und 126 ff j 

Ibid s 122 ff 

Ibid s 130 ff, 146 und 152 

Siehe z.B. Lag & Avtal nr 9 23.11.1983 s 6 

Ibid s 12 

Ibids 11f 

Dies ist weder bei Lundberg noch bei Kelman, der die schwedischen und die US-amerikanischen 
Arbeitsschutzbehörden vergleichend untersucht hat, beachtet worden. 

Vergleiche Lundberg ibid und Steven Kelman Regulating America, Regulating Sweden: A Compara- 
tive Study of Occupational Safety and Health Policy, The MIT Press, Cambridge Mass. 1981. 
Kelman stellt der schwedischen, auf Zusammenarbeit ausgerichteten Behördentätigkeit die mehr 
legalistische und strafandrohende in den USA gegenüber. Während der behandelten Periode 1970- 
1976 tritt die amerikanische Behörde, OSHA (gegründet 1970), unter dem republikanischen Präsi- 
denten Nixon wesentlich bestimmter gegenüber den Arbeitgebern auf als ihre schwedische Ent- 
sprechung unter einer sozialdemokratischen Regierung. Auch die amerikanischen Grenzwerte 
u.a.m. waren vorteilhafter für die Arbeiter, verglichen mit Schweden. 

Kjellberg 1983 Kap 3 

Vad händer med arbetsmiljön? ibid s 140 ff 

Ibid s 156 ff 

Ibid s 152 f 

Ibid s 153 f 


34 a Die Parlamentsentscheidung vom 21. Dezember 1983 über die Arbeitnehmerfonds sieht vor, daß 
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zu Beginn des Jahres 1984 von der Regierung die Aufsichtsräte für fünf Regionalfonds ernannt wer- 
den. In ihnen werden die Vertreter der Arbeitnehmer die Majorität haben. Die Fonds werden jähr- 
lich bis einschließlich 1990 für 2 Mia. schwedische Kronen Aktien erwerben. Die Finanzmittel da- 
für kommen erstens aus einer » Arbeitgeberabgabe« — berechnet als Prozentsatz von der Lohnsum- 
me —, zum zweiten aus einer speziellen Gewinnsteuer. Auf Anfrage sind 50 % der Stimmrechte 
über ein Unternehmen, die bei dem Fonds liegen, an die örtliche Gewerkschaftsorganisation dieses 
Unternehmens zu übertragen. Der Kauf von Aktien durch einen Arbeitnehmerfonds darf 8 % der 
Stimmrechte der Aktionäre des Unternehmens nicht überschreiten, der von den Arbeitnehmer- 
fonds insgesamt erworbene Anteil darf 50 % nicht überschreiten. 

Zur Entwicklung der Diskussion über Arbeitnehmerfonds bis 1978 siehe Erik ÄAsard LO och 
löntagarfondsfräagan, Raben & Sjögren, Stockholm 1978. Siehe auch: Sandra L. Albrecht & Steven 
Deutsch »The Challenge of Economic Democracy: The Case of Sweden« Economic and industrial 
democracy vol 4 nr 3 1983 

Siehe das Interview mit dem Verhandlungschef von SAF, Lars-Gunnar Albäage, Dagens Nyheter 
8.11.1983 

Eine Dokumentation zum Großkonflikt 1980 findet sich in: Anders Broström (Red.) Storkonflik- 
ten 1980, Arbetslivscentrum, Stockholm 1981. Vergleiche auch die aus Arbeitgebersicht geschrie- 
bene Schrift von Olle Bolang Utslagen. Den svenska modellen efter 1980 dars storkonflikt, SNS, Stock- 
holm 1980. 

Interview mit dem Vorsitzenden von SAF, Olof Ljunggren, Dagens Nyheter 22.9.83 

Siehe die Leitartikel in: Verkstäderna nr 3, 4 und 9 1983. 

Vergleiche z.B. das Interview mit dem Vorsitzenden des Metallarbeiterverbandes Leif Blomberg in: 
LO-tidningen nr 19-20 1983 s 11. 

Verkstäderna nr 4 1983 s 7 

Thommy Svensson Fräan ackord till mäanadslön, Svenska Varv AB, Göteborg 1983, s 333 f 
Siehe den Vortrag des SAF-Vorsitzenden Olof Ljunggren 27.11.1982 in: Inför autal 83, SAF, Stock- 
holm 1983. 

Eine Studie von Bo Carlsson am Forschungsinstitut der Industrie zeigt schwedische Industrie- 
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Subventionen sowohl in Umfangals auch in ihrer Selektivität in internationaler Spitzenposition. In 
Prozent des Veredlungswertes der Industrie betrugen die Subventionen in Schweden 16.0 % (1979), 
in Finnland 10,9 % (1979), in Norwegen 7,6 % (1979), in Italien 7,1% (1978), in der Bundesrepublik 
Deutschland 4,0 % (1980) und in Großbritannien 3,6 % (1979-80). Siehe Bo Carlsson »Det svenska 
industristödet i internationell jämförelse« 

Ekonomisk debatt nr 7 1983. 

Beide Bücher sind erschienen im Tidens Verlag, Stockholm 1983 

Ahlgvist ibid., S. 160 f 

Vergleiche den Bericht Lönepolitik för 80-talet, LO, Stockholm 1981, S. 109 ff 

Bertil Edin vom internationalen Sekretariat der Gewerkschaft motiviert diesen Standpunkt auf fol- 
gende Weise: »Es gibt gegenwärtig andere Fragen, die für die Arbeitnehmer wichtiger sind. Sieben 
Jahre lang haben wir eine Senkung des Lebensstandards hinnehmen müssen. Weitere Reallohnver- 
luste können von den Arbeitnehmern schwer ertragen werden. (...) Die Statistik aus Ländern, die 
kürzere Arbeitszeit eingeführt haben, nämlich Frankreich, Belgien und England, zeigt keine Ände- 
rung der Arbeitslosenziffern. (...) Aber wir unterstützen den Kampf der Westdeutschen (Metallar- 
beiter) für kürzere Arbeitszeit. Können sie Probleme für die Deutschen lösen, dann stehen wir na- 
türlich hinter deren Forderungen.« (Metallarbetaren Nr. 48/1983, Seite 5) 
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Seit dem Regierungswechsel im März 1983 beginnt sich das politische System in der Bundes- 
republik auch offiziellan Werten zu orientieren, die man bislang allein in Übersee realisierbar 
sah. Was in Großbritannien und in den Vereinigten Staaten von Amerika seit einigen Jahren 
ohne nennenswerten Widerstand praktiziert wird, gewinnt nun unter deutschen Politikern 
an Attraktivität: Abbau staatlicher Leistungen und Vertrauen in das freie Spiel der unge- 
hemmten wirtschaftlichen Kräfte. Einstmals, beginnend in den USA der dreißiger Jahre, er- 
hofften Reformer des kapitalistischen Wirtschaftssystems, vielfältige staatliche Aktivitäten 
im Bereich wirtschaftlicher und sozialer Reproduktion würden den Krisenzyklus des Kapi- 
tals abbremsen oder gar aufheben. Nahezu fünfzig Jahre schienen sich die Hoffnungen von 
Keynesianern zu erfüllen. Das kapitalistische Wirtschaftssystem erwies sich als produktiv 
wie kein anderes, soziale Probleme legte es vermittels staatlicher Eingriffe in einer Weise bei, 
daß sich die Betroffenen damit arrangieren konnten. Doch seit Mitte der siebziger Jahre 
machte sich angesichts sinkender Wachstumsraten und steigender Arbeitslosenzahlen allent- 
halben Skepsis gegenüber staatlich angeleiteten Reformkonzepten breit. 

Spöttisch zunächst, dann ungläubig und schließlich ratlos beobachteten die Keynesianer, wie 
in Großbritannien und in den USA Politiker ans Werk gingen, mit einer seit den zwanziger 
Jahren beispiellosen Radikalität dem Sozialstaat Elemente zu demontieren, die man als eine 
Art politisches Grundrecht betrachtet hatte. Sei es im Bereich der Sozialversicherung, der 
Steuergesetzgebung, der Wirtschaftspolitik oder der industriellen Beziehungen, Margaret 
Thatcher und Ronald Reagan zeigen keine politischen Bedenken, das rückgängig zu machen, 
was mehreren Generationen von Politikern Grundlage für eine humanere Form der sozialen 
Reproduktion war. Solange gesellschaftliche Großorganisationen wie die Gewerkschaften 
von solchen staatlichen Aktivitäten nicht unmittelbar tangiert wurden, schien es zunächst 
verständlich, warum die betroffenen Gruppen von Arbeitnehmern den drastischen Ein- 
schränkungen ihrer Reproduktionsmöglichkeiten apathisch gegenüberstanden. Doch als der 
amerikanische Präsident im Herbst 1981 nahezu problemlos eine Gewerkschaft, die die Re 
gierung bestreikte, auflöste und ihre Führer verhaften ließ (Erd 1982), kamen Zweifel daran 
auf, ob dem Neokonservatismus von der Arbeiterbewegung einflußreicher Widerstand ent- 
gegengesetzt werden würde. 

Die Erfahrung einer geringen gewerkschaftlichen Gegenwehr, sowohl in Großbritannien 
wie auch in den USA, scheint die konservativen Kritiker des deutschen Wohlfahrtstaates er- 
mutigt zu haben, auch öffentlich den Abbau wichtiger Elemente der Sozialstaatlichkeit zu 
fordern. Vorschläge für Einschränkungen der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, des Kün- 
digungsschutzes und zur Privatisierung der Sozialversicherung bestimmen zunehmend die 
politische Diskussion (Frankfurter Rundschau vom 22.7.1983) und schaffen sozialpolitische 
Fronten, wie sie bislang in der Bundesrepublik unbekannt waren. Angesichts stagnierender 
wirtschaftlicher Entwicklung, permanent hoher Arbeitslosigkeit und steigender Haushalts- 
defizite werden die dem »Modell Deutschland« zugrunde liegenden Systeme sozialer Siche- 
rung und industrieller Beziehungen in Frage gestellt. Soll nun das »Modell Deutschland«, 
nachdem es in den sechziger und siebziger Jahren den in der Bundesrepublik operierenden 
Unternehmen eine Ausweitung ihres Weltmarktanteils gerade auf Kosten der in den USA tä- 
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tigen Konzerne ermöglichte, in den achtziger Jahren zugunsten eines»Modell USA« abgelöst 
werden? Steht am Ende der von Streeck (1982) für möglich gehaltenen Auflösung des Korpo- 
ratismus durch die Unternehmer eine Wiederbelebung pluralistischer Politikformen, deren 
Scheitern doch einst erst den Korporatismus hervorgebracht hatte? 

Auch in der neueren sozialwissenschaftlichen Diskussion sind erste Anzeichen für eine Re- 
zeption des sich andeutenden Wandels in den Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit fest- 
zustellen. Konzentrierte sich einstmals die Industriesoziologie, sofern sieüberhaupt Interesse 
an internationalen Beziehungen zeigte (von Beyme 1977, 11 ff.), auf Länder wie Großbritan- 
nien, Frankreich und Italien, so ist heute unschwer zu erkennen, daß aus der Entwicklung in 
diesen Ländern (ausgenommen England) für die in der Bundesrepublik möglichen Auseinan- 
dersetzungen wenig gelernt werden kann. Die Perspektive, unter der die internationale Ar- 
beiterbewegung Gegenstand komparativer Forschung ist, beginnt sich zu verschieben. Als 
Zentren einer aktiven Arbeiterklasse weckten die genannten Länder in den sechziger und 
siebziger Jahren das Interesse der Sozialwissenschaft, dort etwas über die Bedingungen der 
Herausbildung von Klassenbewußtsein zu erfahren. Heute hingegen steht im Zentrum des 
sozialwissenschaftlichen Interesses weit eher dieFrage danach, warum sich die Arbeiterschaft 
und ihre Organisationen in allen hochentwickelten kapitalistischen Ländern den von Unter- 
nehmern und Staat gesetzten restriktiven Reproduktionsbedingungen anpassen — ganz ent- 
gegen den Erwartungen von orthodoxen Marxisten, diein solchen Situationen das Auflodern 
von Klassenkämpfen annehmen. 

Die amerikanische Gewerkschaftsbewegung wird in der deutschen Industriesoziologie weit- 
gehend vernachlässigt, mit der Bezeichnung » Ausnahmesituation« ins Abseits wissenschaftli- 
cher Kontroversen gestellt. Es läßt sich jedoch mit guten Gründen umgekehrt fragen: Sind 
nicht die Gewerkschaften in den USA der Prototyp einer organisierten Arbeiterbewegung 
unter Bedingungen entwickelter Technologien und konstant hoher Arbeitslosenraten, von 
denen europäische Gewerkschaften die — mit sozialdemokratischer Ideologie und Program- 
matik umgebene — antiquierte Regel bilden? Konkreter: Lassen sich die Dilemmata von Ge- 
werkschaften im krisenhaften Kapitalismus nicht exakter etwa anhand der Tarifpolitik der 
amerikanischen Automobilarbeiter (United Automobile Workers, UAW) analysieren, die 
die Verschlechterung von tariflichen Regelungen vereinbart haben, als an der der deutschen, 
die ähnliche Ergebnisse erzielen, sie offiziell aber leugnen? Eines scheint sicher: Unterneh- 
mer und Staat, also diejenigen Institutionen, die weitgehend die Rahmenbedingungen der 
Gewerkschaften bestimmen, schauen zunehmend über den großen Teich und versuchen, das 
»Modell USA« mit gewissen Modifikationen in der Bundesrepublik attraktiv zu machen. 
Wie dieses Modell und seine Perspektive aussehen und welche Chancen bestehen, es in der 
Bundesrepublik zu übernehmen, werden aktuelle politische und wissenschaftliche Fragestel- 
lungen. 


1. Gegenwärtige Krisentendenzen in den amerikanischen Gewerkschaften 


Die amerikanischen Gewerkschaften stecken heute in einer Krise, die mit der Situation vor 
dem New Deal verglichen werden kann. Schaut man sich die Entwicklung des Organisations- 
grades der US-Gewerkschaften an, so kann man einen seit Jahrzehnten stattfindenden Rück- 
gang beobachten (1954 34,7 %, 1978 23,6 %, ausgenommen Landwirtschaft, US Dept. ofLa- 
bor 1980), der sich in den letzten Jahren auch absolut niedergeschlagen hat. Immer seltener 
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gewinnen Gewerkschaften Anerkennungswahlen (Wahlen, durch die die Belegschaft eines 
Betriebes die Gewerkschaft als ihre Vertretung bestätigt) (ca. 40 %), Abserzungswahlen häu- 
fen sich. Die Abwanderungsbewegung der Industrie in den »gewerkschaftsfreien« Süden des 
Landes verläuft ungebrochen weiter, und es gelingt den Unternehmern angesichts der wirt- 
schaftlichen Krise, der organisierten Arbeiterschaft eine Konzession nach der anderen abzu- 
ringen. Der Machtverlust der Gewerkschaften spiegelt sich auch in ihrem politischen Ein- 
flußbereich in Washington wider: Trotz Carters Unterstützung erlitt eine von der AFL-CIO 
eingebrachte Arbeitsgesetzvorlage, die die Rechtsposition der Gewerkschaften verbessern 
sollte, eine vernichtende Niederlage im Kongreß. Unter Reagan ist der politische Einfluß der 
Gewerkschaften auf Null gesunken. Selbst im traditionell gewerkschaftsfreundlichen Labor 
Department sind auf Spitzenebene den Gewerkschaften heute die Türen verschlossen. 

Die Ursachen für diese Entwicklung sollen im folgenden anhand von drei Thesen aufgespürt 
werden: 


— Der Verfall der amerikanischen industriellen Vormachtstellung, der durch die Öffnung 
des US-Binnenmarktes für ausländische Industrieerzeugnisse sowie durch den geringen 
Exporterfolg gekennzeichnet ist, hat nicht nur die Monopolstellung der US-Großindu- 
strie untergraben, sondern auch die der organisierten Arbeiterschaft. Während sich so auf 
der einen Seite der ökonomische Verteilungsspielraum verringerte, wurde auf der ande- 
ren Seite die Arbeiterschaft der internationalen Lohnkonkurrenz ausgesetzt. Die Krise 
der US-Gewerkschaften ist somit Resultat der Angleichungstendenzen auf dem Welt- 
markt, die den Ende der vierziger Jahre zustandegekommenen Klassenkompromiß suk- 
zessive aushöhlen. 


— Die spezifische Form der Austauschbeziehungen zwischen Kapital und Arbeit erweist 
sich in der Krise für die US-Gewerkschaften als ein Faktor, der ihre— durch Entwicklung- 
stendenzen des Weltmarktes bereits verringerte — bargaining power weiter einschränkt. 
Das amerikanische Kapital kann aufgrund der mangelnden Institutionalisierung der US- 
Gewerkschaften im und durch daspolitische System die verändertenökonomischenKon- 
stellationen unmittelbarer zu seinen Gunsten nutzen, als dies in der Bundesrepublik mög- 
lich ist. Die betriebszentrierte Organisationsstruktur der Gewerkschaften und damit das 
Fehlen von (normativ abgesicherten) flächendeckenden Tarifverträgen vermag die Aus- 
schaltung des Lohns als Element desKonkurrenzkampfes zwischen den einzelnen Kapita- 
lien nicht zu gewährleisten, und die Abhängigkeit gewerkschaftlicher Machtausübung 
von einem System starrer, klar definierter Arbeitsorganisationen (»shop regulations«) er- 
schwert die Einflußnahme der Gewerkschaften auf die Neuorganisierung der Arbeit im 
Produktionsprozeß. Die Krise der US-Gewerkschaften ist daher auch Resultat der Inflexi- 
bilität des tradierten institutionellen Rahmens, der sich den neuen ökonomischen Ver- 
hältnissen offenbar nicht anpassen kann. 


— Die skizzierten Veränderungen haben ebenfalls die konzeptionelle Basis des Nachkriegs- 
kompromisses zwischen Kapital und Arbeit in Frage gestellt. Kam den Gewerkschaften in 
der keynesianischen Wirtschaftstheorie eine volkswirtschaftlich positive Rolle zu, so gel- 
ten sie heute, in der die Reagansche Wirtschaftspolitik inspirierenden Neoklassik, als Stör- 
faktoren. Zudem isoliert das von vielen Gewerkschaften vertreteneKonzept des »business 
unionism« die US-Gewerkschaften von anderen sozialen Bewegungen und erweist sich 
angesichts massenhafter Betriebsstillegungen auch für die Gewerkschaftsmitglieder als 
Hemmnis. Die strukturell und konjunkturell bedingte Krise der US-Gewerkschaften 
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wird auf diese Weise von einer Legitimationskrise überlagert, die die Attraktivität für po- 
tentielle Mitglieder verringert. 


a. Wirtschaft und Gewerkschaften unter dem Druck des Weltmarktes 


Von der Öffnung des US-Binnenmarktes für die ausländische Konkurrenz sind Amerikas 
Industriegewerkschaften am stärksten betroffen. Trotz zum Teil bestehender Importre- 
striktionen liegt der Anteil des Auslandes auf so wichtigen Märkten wie Auto, Stahl, Reifen, 
Consumer electronics, Textil und Bekleidung bei über 20 %, ohne daß diese Importe in nen- 
nenswerter Weise von Exporten kompensiert werden würden. 1950 hingegen wurde der 
US-Markt noch zu 98 % mit inländischen Waren versorgt. Die verstärkte Konkurrenz aus- 
ländischer mit amerikanischen Firmen bedeutet insbesondere für die Branchen, die in den 
fünfziger Jahren aufgrund ihrer oligopolistischen Struktur Reallohnerhöhungen über die 
Preise an den Konsumenten weitergeben konnten, den Verlust des ehemals vorhandenen 
Verteilungsspielraums. Unter Strafe des Untergangs müssen sie nun versuchen, ihre Produk- 
tionskosten dem Weltmarktniveau anzupassen. Neben der Modernisierung ihres Produk- 
tionsapparates oder des Gegenteils, der Ausnutzung der alten Anlagen bis zu ihrer Erschöpfung 
zur Einsparung der Rapitalkosten (z.B. Stahlindustrie), versuchen diese Industrien vornehm- 
lich, die Lohnkosten zu senken und die Arbeit zu intensivieren. In der Tat lag der Stunden- 
lohn (incl. Sozialleistungen) eines amerikanischen Stahlarbeiters selbst 1981 noch ca. 50 Pro- 
zent (ein US Dollar = 2,18 DM, WSD, 1981) über dem eines bundesdeutschen und um 64 % 
über dem durchschnittlichen Stundenlohn im gesamten verarbeitenden Gewerbe — Zahlen, 
die für die Beschäftigten der Automobilindustrie vergleichbar sind. Diese Differenz ist nicht 
zuletzt Resultat einer mangelnden » Anpassung« der betroffenen Gewerkschaften an die ge- 
änderten Verhältnisse auf dem Weltmarkt im Verlaufe der siebziger Jahre. 

Aufgrund des Mengenbooms während des Vietnamkriegs machte sich die zunehmende Im- 
portkonkurrenz im Bereich der Beschäftigung in den sechziger Jahren noch nicht bemerk- 
bar. Seit Beginn der Rezession Mitte der siebziger und in den folgenden Jahren (bis 1979) sta- 
bilisierte sich das Beschäftigungsniveau in der Stahlindustrie, in der Automobilindustrie 
erreichte es sogar seine Rekordmarke. Diese Situation konnte beispielsweise die Gewerkschaft 
der Stahlarbeiter (USW) für beträchtliche Reallohnsteigerungen nutzen, für die siebziger Jah- 
re in Höhe von insgesamt 55 %. Erst das Zusammentreffen der weltweiten Rezession mit er- 
nem restriktiven inländischen Wirtschaftskurs und dem daraus resultierenden Beschäfti- 
gungseinbruch (1982 sind etwa60 % der Stahlarbeiter arbeitslos) schuf günstige Bedingungen 
für eine offensive Strategie der Unternehmer, die sich aufüberbetrieblicher und innerbetrieb- 
licher Ebene entwickelten. Auf der Tarifebene gelang es den Unternehmern, Tarifverträge 
vorzeitig zu kündigen und Lohnkürzungen durchzusetzen. Mit der Drohung, besonders un- 
rentable Betriebsteile zu schließen, konnten in einigen Werken den Belegschaften zusätzliche 
Konzessionen abgerungen werden. Innerbetrieblich betrieben die Konzerne eine zweigleisi- 
ge Personalpolitik. In einigen Abteilungen führten sie Projekte der »Humanisierung der Ar- 
beitswelt« (»quality of worklife«) ein, um die Beschäftigten am innerbetrieblichen Diskus- 
sionsprozeß teilhaben zu lassen und ihre Produktivität zu erhöhen, in anderen Betrieben 
setzten sie Veränderungen der Arbeitsorganisation, die eine Verschlechterung der Arbeitsbe- 
dingungen bedeuten, gegen den Willen der Gewerkschaften und ihr tarifvertragliches Recht 
auf Anhörung durch. Sie griffen damit auf allen drei Ebenen tarifliche Vereinbarungen mit 
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den Gewerkschaften an: den rechtlichen Bestandsschutz eines Tarifvertrages, die Koppelung 
von Lohnerhöhungen an den Produktivitätsfortschritt, den branchenumfassenden Gel- 
tungsbereich des Tarifvertrags (bei der UAW das sog. »patternbargaining«), die Einhaltung 
der rigiden Trennung unterschiedlicher Arbeitstätigkeiten und das Beschwerdewesen. 
DiesePolitik der Unternehmer ist aber nicht auf die Industriegewerkschaften begrenzt, daauch 
andere »unions« von der Weltmarktkonkurrenz betroffen werden. Die Anpassung der US- 
Ökonomiean den Weltmarkt verlangt auch nach einer effizienten und kostengünstigen Infra- 
struktur. Zu diesem Zweck ist noch unter Präsident Carter, gegen den Willen der betroffenen 
Unternehmer und Gewerkschaften, das Luftfahrt- und Transportwesen von staatlichen 
Zulassungs- und Preissetzungsbestimmungen »befreit« worden. Die staatliche »Regulierung« 
bestimmter, gesamtgesellschaftlich außerordentlich wichtiger Bereiche war im Verlaufe des 
New Deal in den dreißiger Jahren eingeführt worden, um sie dem unmittelbaren Druck des 
kapitalistischen Wettbewerbs zu entziehen. Denn ein ungehemmt nach kapitalistischer 
Marktrationalität strukturiertes Transportwesen steht in Gefahr gesamtgesellschaftliche 
Funktionen nur unbefriedigend zu erfüllen. Freilich erschwert der mangelnde Druck des 
Marktes die Anpassung von Wirtschaftszweigen an internationale Konkurrenzbedingungen. 
Mit der sog. »deregulation« wollte die amerikanische Regierung deshalb ein ökonomisch un- 
flexibles System wie die Transportindustrie den Weltmarktstandards anpassen. 

In den »de-regulated« Bereichen begann daraufhin ein vehementer Konkurrenzkampf, der 
insbesondere über die Lohnkosten ausgetragen wird. In zunehmendem Maße gelingt es 
nicht-gewerkschaftlich organisierten Firmen, sich auf dem Markt zu etablieren, so daß der 
Druck auf die Gewerkschaften (insbesondere auf die International Brotherhood of Team- 
sters, die in der Transportindustrie dominant ist), die Löhne nach unten hin anzupassen, stän- 
dig gestiegen ist. In einigen Fällen erreichten es traditionell gut organisierte Firmen, gewerk- 
schaftsfreie Tochtergesellschaften zu gründen (insbesondere im Transportwesen) oder im 
Schatten des Konkursrechts die Gewerkschaften zu drastischen Lohnkürzungen zu zwingen 
(z.B. Continental Airlines). Ähnliche Entwicklungen wird man im Fernsprechbereich beob-, 
achten können, der 1984 dereguliert wird. Die betroffene Gewerkschaft (Communication 
Workers of America), die als eine der wenigen »unions« in den siebziger Jahren ihre Mitglied- 
schaft vergrößert hat, wird aber — im Gegensatz zu den erwähnten deregulierten Bereichen 
— in den kommenden Jahren stärker mit den Auswirkungen moderner Technologie kon- 
frontiert sein. Bereits 1983 gelang es der Gewerkschaft nicht, trotz eines vollständig befolgten 
Streiks, das Telefonnetz stillzulegen, weil die hohe Computerisierung des Telefonwesens es 
dem Management gestattete, mit wenigen Angestellten das Kommunikationssystem auf- 
rechtzuerhalten. 

Im Gegensatz zu den klassischen Industriebereichen Auto und Stahl, die unmittelbar der 
Weltmarktkonkurrenz ausgesetzt sind und deren Gewerkschaften, die allesamt in den ver- 
gangenen Jahren einen drastischen Rückgang der Mitgliederzahlen erlebten, und auch im Ge- 
gensatz zu den deregulierten Bereichen des Kommunikationssystems, in denen ökonomische 
Umstrukturierungen zu widersprüchlichen Entwicklungen führen, scheint der traditionelle 
Handwerksbereich zu stehen. Wenn sich auch — um den bedeutendsten Sektor zu nennen — 
in der Bauindustrie kein unmittelbarer Zusammenhang zwischen Weltmarkt und Branchen- 
entwicklung konstatieren läßt, existiert er doch durchaus in mittelbarer Weise. Denn die 
Reagan- Administration, deren Politik wir als Versuch einer Anpassung der amerikanischen 
Industrie an Weltmarkt-Standards interpretieren, hat in den vergangenen Jahren ein Gesetz 
zunehmend außer Kraft gesetzt, das den Gewerkschaften im Baugewerbe organisatorische 
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Unterstützung gab. Indem sie sich nicht länger an die Vorschriften desDavis-Beacon-Act, ein 
Gesetz, das den Gewerkschaften bei öffentlichen Bauvorhaben ein Arbeitsmonopol gewähr- 
te, hielt, ist auch im Baugewerbe der Einfluß nicht-gewerkschaftlich organisierter Arbeit grö- 
ßer geworden. Das Credo der neuen Wirtschaftspolitik, die Produktivität des amerikani- 
schen Kapitalismus durch eine Entfesselung privater Wettbewerbsbeziehungen zu erhöhen, 
hat deshalb auch Auswirkungen auf den organisatorischen Bestand der klassischen Berufsge- 
werkschaften. 

Weitgehend unberührt von der beschriebenen Entwicklung blieben bislang die Gewerk- 
schaften im öffentlichen Dienst und im Dienstleistungssektor, also diejenigen Gewerkschaften, 
deren Zuständigkeitsbereiche am geringsten dem Einfluß des Weltmarktes ausgesetzt sind. 
Diese Gewerkschaften profitierten vor allem von der Ausdehnung des Beschäftigungsvolu- 
mens im Dienstleistungssektor und konnten auch in den letzten Jahren, trotz der Bemühun- 
gen der amtierenden Regierung, die Zahl der öffentlich Beschäftigten zu reduzieren, im öf- 
fentlichen Dienst einen Mitgliederzuwachs verzeichnen. 

Erwähnt sei schließlich, daß in den zukunftsträchtigen Wirtschaftszweigen, in denen amerika- 
nische Unternehmen auf dem Weltmarkt dominieren, die Gewerkschaften nur schwach 
vertreten sind. Hinter dem Vorbild des Marktführers IBM hat sich die amerikanische Com- 
puterindustrie zu einem Industriezweig entwickelt, der als Schrittmacher für eine Ent-Ge- 
werkschaftlichung auftritt. Kann man in der Automobil- und Stahlbranche davon ausge- 
hen, daß zwischen Gewerkschaften und Unternehmern ein zumindest rudimentärer Konsens 
darüber besteht, daß institutionalisierte Kooperationen für alle Beteiligten funktional sind, so 
zeigen die Computerindustrie sowie Weltmarktgrößen wie Du Pont (Chemie), Kodak und Po- 
laroid, daß offenbar ohne Gewerkschaften das Management erfolgreicher handeln kann. 
Die Gründe dafür sind vielfältig. Ohne sie detailliert darlegen zu wollen, sei nur erwähnt, daß 
sich die Zentren der Computerindustrie in solchen Regionen der USA angesiedelt haben (Te- 
xas, Süd-Kalifornien), die traditionell gewerkschaftlich unterrepräsentiert sind, und daß die 
Trennung ihrer Beschäftigten in zwei voneinander distinktiv unterschiedene Gruppen weit 
fortgeschritten ist. Dem in der Entwicklung tätigen Personal können sie, aufgrund des noch 
ungebremsten Wachstums dieses Industriezweiges, relativ stabile Beschäftigungsverhältnisse 
und hohe Gehälter garantieren. Zuweilen kann das Management erfolgreich damit drohen, 
es werde tariflichübliche Löhne und Gehälter einführen, wenn die Beschäftigten Interesse an 
gewerkschaftlicher Organisierung zeigen (Kochan u.a. 1983). Die Beschäftigten der Produk- 
tion hingegen werden mit dem gesetzlichen Mindestlohn abgefunden. Der Erfolg dieser ohne 
Gewerkschaften operierenden Konzerne auf dem Weltmarkt verstärkt in der Öffentlichkeit 
den Eindruck, daß die »unions« der Modernisierung der amerikanischen Volkswirtschaft im 
Wege stehen. 


b. Grenzen des Collective Bargaining Systems 


Die seit Ende der dreißiger Jahre in den USA etablierten institutionellen Beziehungen zwi- 
schen Kapital und Arbeit unterscheiden sich von den europäischen, vornehmlich den bundes- 
. republikanischen, durch ein außerordentlich hohes Maß an Dezentralisierung und Fragmen- 
tierung. Wegen des ausgeprägten Widerstandes des US-Kapitals gegen gesamtwirtschaftliche 
Konzeptionen, also gegen die Anerkennung einer gesamtgesellschaftlich positiven Funktion 
von Gewerkschaften, aberauch aufgrund der liberalen, anti-interventionistischen amerikani- 
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schen Staatstradition und der voluntaristischen Gewerkschaftskonzeption verfolgten die 
großen Industriegewerkschaften die Politik, die betriebliche Militanz ihrer Mitglieder aus- 
nützend, auf Betriebs- oder Branchenebene tarifvertraglichen Ersatz für die fehlende staatli- 
che soziale Absicherung der Arbeiterschaft zu vereinbaren. Dieser »piecemeal pursuit of pri- 
vate welfare states« (Davis 1982, 44) korreliert mit einer nur rudimentären Etablierung der 
US-Gewerkschaften im politischen System, so daß ihre Einflußnahme auf die Legislative 
ebensowenig wie die auf die Exekutive von institutionellen Bindungen geprägt war. Sind die 
Gewerkschaften im Kongreß mangels einer sozialdemokratischen Partei auf wechselnde 
Bündnisse angewiesen, so bestehen zur Administration im wesentlichen nur wenig stabile 
Kontakte, die von veränderten politischen Mehrheitsverhältnissen abhängig sind (z.B. Steel 
Tripartite Advisory Committee). 

Diese mangelnde Einbindung der US-Gewerkschaften in das politische System sowie ihre in- 
terne Fragmentierung in viele kleine autonome Machtzentren erlaubte den einzelnen Beleg- 
schaften unter günstigen Wirtschaftsbedingungen ihre Marktmacht optimal auszuspielen, 
ohne auf ein gesamtgesellschaftliches »Gemeinwohl« Rücksicht nehmen zu müssen. In der 
ökonomischen Krise jedoch wurde diese Stärke, die sich darin ausdrückte, daß in einigen Be- 
trieben und Branchen hohe Reallohnsteigerungen durchgesetzt werden konnten, zur Schwä- 
che. Die Unternehmer nutzen nun, von restriktiven institutionellen Bindungen wenig tan- 
giert, die neuen Kräfteverhältnisse am Arbeitsmarkt zu ihren Gunsten aus (vgl. Streeck 
1982), wobei ihnen die Zersplitterung der Gewerkschaftsbewegung und die daraus resultie- 
renden weitgefächerten Lohndifferenzen entgegenkommen. Besonders davon betroffen sind 
diejenigen Gewerkschaften, denen es nicht gelang, ihre Branche zu monopolisieren, da ange- 
sichts einer »non-union«-Konkurrenz das Beschäftigungsvolumen für die gewerkschaftlich 
organisierten Belegschaften eng an die Lohnhöhe gebunden ist. Diese Korrelation wird sich 
insofern zum Nachteil dieser Gewerkschaften auswirken, als die Lohnuntergrenze durch die 
»non-union«-Firmen noch weiter gesenkt werden kann, und die Attraktivität der Gewerk- 
schaft mit jeder weiteren Lohnkürzung sinkt. Waren hingegen Gewerkschaften (wie bei- 
spielsweise die UAW) in der Lage, ihr Monopol aufrechtzuerhalten (die »Southern Strategy« 
von General Motors, d.h. durch die Verlagerung der Produktion in die Südstaaten der UAW 
zu entkommen, schlug fehl), konnten sie auch trotz eines großen Beschäftigungseinbruchs 
die Unternehmeroffensive in Grenzen halten. 

Ein weiteres Kennzeichen der amerikanischen Arbeitsbeziehungen, das die Einflußmöglich- 
keiten der Gewerkschaften bestimmt, ist ihr selbst propagierter Ausschluß von den Investi- 
tionsentscheidungen des Managements. Dies hängt zum einen mit der geringen Institutiona- 
lisierung gewerkschaftlicher Handlungsmacht im politischen System zusammen, weshalb es 
den Gewerkschaften nicht möglich ist, über den Staat auf die Umstrukturierungsprozesse der 
jeweiligen Branche einzuwirken, zumal eine explizite Strukturpolitik von seiten des Staates 
nicht existiert. Gibt esausnahmsweise Versuche des Staates, in Absprache mit den Vertretern 
der betroffenen Industrie und der Gewerkschaft strukturpolitische Maßnahmen zu konzi- 
pieren, so findet dieses nur auf einer ad-hoc-Basis statt, so daß es den Gewerkschaften in der 
Regel nicht gelingt, von den Unternehmern divergierende Vorstellungen durchzusetzen. 
(Das Resultat solcher Bemühungen beschränkt sich auf protektionistische Maßnahmen.) 
Zum anderen stehen den US-Gewerkschaften auch keine betrieblichen Gremien zur Verfü- 
gung, die ihnen eine Mitbestimmung ermöglichen würden. Die Mehrzahl der Tarifverträge 
in. der Industrie enthält sog. »management rights provisionse, die explizit die Entscheidungen 
über Einstellungen, Entlassungen und Investitionen ausschließlich dem Management vorbe- 
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halten (Dept. of Labor, Bulletin 1425-5). Wo eine solche Klausel nicht im Tarifvertrag veran- 
kert ist, wird ein stillschweigendes Einverständnisüber die Vorrechte des Managements ange- 
nommen. 

Dieser Konsens zwischen Kapital und Arbeit über die autoritäre Strukturierung des Produk- 
tionsprozesses ist Folge sowohl dernahezueinstimmigen Weigerung desKapitals, den US-Ge- 
werkschaften Partizipationsmöglichkeiten zu gewähren, als auch der Ideologie der dominan- 
ten amerikanischen Gewerkschaften, des »business unionism«. Eine Kooperation zwischen 
Gewerkschaften und Kapital über Produktionsentscheidungen, nicht über Verteilungsfra- 
gen, gilt amerikanischen Arbeitnehmern als Verletzung gewerkschaftlicher Prinzipien 
(»don’t lie in bed with management«). Versuche einzelner Gewerkschaften, wie z.B. der 
UAW direkt nach dem 2. Weltkrieg, größeren Einfluß auf die jeweilige Firmenpolitik (insbe- 
sondere die Preispolitik) zu erlangen, wurden deshalb nach den ersten Mißerfolgen einge- 
stellt. Stattdessen sicherten sich die US-Gewerkschaften gegen Unternehmer-Willkür durch 
präzise und detaillierte Bestimmungen zur Arbeitsorganisation, den »shop regulations«, ab. 
Die wichtigsten Bestandteile dieser tarıfvertraglichen Vereinbarungen sind die Entlohnung 
nach der Arbeitsfunktion (nicht nach individueller Qualifikation) und das Senioritätsprin- 
zip, welches Entlassungen und Höhergruppierungen der Willkür der Vorarbeiter entzieht 
und stattdessen von der Dauer der Betriebszugehörigkeit abhängig macht (vgl. Lösche 1983, 
1184). 

Daneben bestehen mannigfaltige»work rules«, die — meist auf betrieblicher Ebene ausgehan- 
delt — vielfältige Aspekte der Arbeitsorganisation für Management und Belegschaft festlegen. 
Den Stahlarbeitern gelang es sogar, ihre historisch entstandenen Arbeitsbedingungen tarif- 
lich so lange festzuschreiben, wie die Technologie des Arbeitsprozesses unverändert bleibt 
(Betheil 1978,4). Eine der bedeutendsten allgemeinen »work rules« hat die exakte Abgren- 
zung zwischen den einzelnen Arbeitsaufgaben der jeweiligen Facharbeitergruppen zum Ge- 
genstand, die — im Verhältnis zur Bundesrepublik — in den USA stärker differenziert sind. 
(So darf ein Schlosser z.B. keine Tätigkeit eines Elektrikers ausüben.) 

Freilich sehen in der gegenwärtigen Krise einige Unternehmen solche Bestimmungen, die sie 
2. T. selbst eingeführt haben, zunehmend als bedrohlichen Konkurrenznachteil an. So führen 
etwa die Anwendung des Senioritätsprinzips bei Massenentlassungen zur Überalterung der 
Belegschaft und zu häufigen Umgruppierungen, die rigiden Tätigkeitseingrenzungen insbe- 
sondere der Facharbeiter zum ineffizienten Einsatz und die scharfe Abgrenzung der Produk- 
tionsarbeiter von den Vorarbeitern zu Hemmnissen für die Produktivität (General Motors 
schätzt die Einsparungen durch Veränderungen von »local work rules« auf 5 Dollar pro Ar- 
beitsstunde, Labor Notes, May 26, 1983). Wollen die Gewerkschaften den Unternehmerstra- 
tegien, die auf eine Beseitigung solcher »work rules« zielen (wie dies beispielsweise durch die 
Einführung von sog. Quality of Worklife-Programmen geschieht), Paroli bieten, so stehen 
sie vor dem Problem, daß dies zur Intensivierung der Arbeit beitragen kann, ohne daß die Ge- 
werkschaften dafür eine Kompensation, etwa in Form verstärkter Arbeitsplatzsicherheit er- 
halten würden. Insbesondere in der Stahlindustrie wird dieses Dilemma der Gewerkschaften 
im Umgang mit neuen Methoden der Arbeitsorganisation deutlich. Die Führung der United 
Steelworkers of America, die sich seit 1960 der weltmarktvermittelten Konkurrenzzwänge 
bewußt ist, konnte trotz energischen Bemühens nicht ihre Basis von der Notwendigkeit ei- 
ner kooperativen Beziehung zum Management überzeugen (Betheil 1978). Da den »frei«-ge- 
setzten Stahlarbeitern nicht in ausreichendem Maße ihrem Lohnniveau entsprechende Er- 
satzarbeitsplätze zur Verfügung standen, mußten alle Versuche zur Intensivierung der Arbeit 
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von der Gewerkschaftsbasis abgelehnt werden. Erst unter der Drohung von Betriebsschlie- 
Bungen zeigten sich einige Stahlbelegschaften bereit, an den Quality of Worklife-Program- 
men der Stahlindustrie teilzunehmen. Wie dieses Beispiel zeigt, erweisen sich die traditio- 
nellen Arbeitsbeziehungen in den USA als Hindernis für eine offensive Anpassung an die 
Konkurrenzstrukturen des Weltmarktes. Eine kooperative Politik setzt die Machtbasis der 
Gewerkschaften im Betrieb aufs Spiel, während eine antagonistische Politik, die an den ge 
wachsenen Strukturen festhält, Gefahr läuft, die Gewerkschaften noch stärker vom allge 
meinen Trend industrieller Modernisierung zu isolieren und somit dem Druck des Welt- 
marktes auszusetzen. 


c. Grenzen des gewerkschaftlichen Selbstverständnisses 


Im individualistischen, auf die produktive Konkurrenz von Individuen gerichtete Selbstver- 
ständnis der amerikanischen Gesellschaft hatten Gewerkschaften zunächst keinen Platz, so 
daß ihr kollektives Handeln als »Fremdkörper« im amerikanischen Leben angesehen und 
dementsprechend unterdrückt wurde. Erst im New Deal in den dreißiger Jahren gelang es 
ihnen mit staatlicher Unterstützung durch die Roosevelt-Regierung, ihre Existenz gegen- 
über der bürgerlichen Öffentlichkeit zu legitimieren, und zwar zum einen als organisatori- 
sche Plattform für eine breite soziale Bewegung und zum anderen als funktionales Element 
der kapitalistischen Gesellschaft. Theoretisch basierte die Anerkennung der Gewerkschaf- 
ten auf dem keynesianischen Modell, das der gewerkschaftlichen Interessenvertretung inso- 
fern eine positive Funktion attestiert, als diese durch eine Erhöhung der Massenkaufkraft 
der Unterkonsumptions-Krise entgegenwirken kann. Mit dem Scheitern einer keynesia- 
nisch orientierten Wirtschaftspolitik, das nicht zuletzt Resultat der Angleichungsprozesse 
auf dem Welt-markt ist, wird auch die funktionale Rolle der Gewerkschaften in Frage ge- 
stellt (Piore 1983). In einer angebotsorientierten Wirtschaftspolitik, die Konzerne durch 
Minderung der Produktionskosten konkurrenzfähig machen will, wird die Gewerkschaft 
zum Störfaktor, der eine Anpassung des Lohnniveaus an Marktverhältnisse nicht zuläßt. In 
der der angebotsorientierten Wirtschaftspolitik zugrunde liegenden neo-klassischen Wirt- 
schaftstheorie werden die Gewerkschaften als Monopolisten angesehen, die das Beschäfti- 
gungsvolumen künstlich niedrig halten. Die Gewerkschaften sehen sich damit dem Vor- 
wurf ausgesetzt, die Arbeitslosigkeit zu verschulden — eine in der amerikanischen Öffent- 
lichkeit, und zwar nicht nur in der bürgerlichen, häufig vertretene Ansicht. Die Ideologie 
der amerikanischen Gewerkschaften, der »business-unionism«, vermag (weil nicht dem 
»Gemeinwohl« verpflichtet) diesen Vorwurf nicht überzeugend zu entkräften. Die volle 
Ausschöpfung der ökonomischen Marktmacht ihrer Mitglieder unter Ausschluß anderer 
Beschäftigtengruppen rückt die lohnpolitischen Erfolge der Gewerkschaften ins Zentrum 
der öffentlich diskutierten Krisenerklärungen. 

Auf ihre politischen Aktivitäten bezogen stellt der »business-union«-Ansatz die Gewerk- 
schaften vor ähnliche Legitimationsschwierigkeiten (Piore 1980, 174). Verstehen sie sich 
nämlich als »special interest group« im politischen System, dann gehen sie nur lose Bündnisse 
mit anderen politischen Gruppen ein, die sie wieder aufkündigen, wenn es zu punktuellen In- 
teressenkollisionen kommt. Es gelang den US-Gewerkschaften deshalb nicht, sich als »Dach- 
organisationen« unterschiedlicher sozialer Bewegungen der Unterprivilegierten zu etablie- 
ren. Da.aber eine Industriegewerkschaft (im Unterschied zu Facharbeitergewerkschaften) in 
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ihrer organisatorischen Existenz von staatlichen Absicherungen abhängig ist, bleibt sie auf 
die Unterstützung vielfältiger gesellschaftlicher Gruppen besonders dann angewiesen, wenn 
ihre Kontrolle über den Arbeitsmarkt bedroht und ihre Legitimation von Seiten der Herr- 
schenden angezweifelt wird. 

Jedoch nicht nur im Verhältnis zu anderen gesellschaftlichen Gruppen gerät die frühere Stär- 
- ke der US-Gewerkschaften — nämlich pragmatisch, ohne gesamtgesellschaftliche Konzep- 
tion, allein die unmittelbaren Interessen ihrer Mitglieder zu vertreten — zur Schwäche, son- 
dern auch im Innenverhältnis. Im Bemühen, ihre Errungenschaften zu bewahren, können 
diese Gewerkschaften nur bedingt mit der Solidarität anderer unions rechnen. Ein Beispiel 
dafür ist die Zerschlagung der Gewerkschaft der Fluglotsen (PATCO) durch die Reagan-Ad- 
ministration im Jahre 1981, die ohne solidarische Unterstützung durch andere unions erfol- 
gen konnte. Zudem erweist sich die Beschränkung der gewerkschaftlichen Aktivitäten auf 
Erhöhung der Löhne und Verbesserung der Arbeitsbedingungen — so erfolgreich diese Stra- 
tegie auch unter Prosperitätsbedingungen war — angesichts massenhafter Betriebsschließun- 
gen als problematisch. Den Auseinandersetzungen um den »gerechten« Anteil am Mehrwert 
wird dann die objektive Basis entzogen, wenn aufgrund von Betriebsstillegungen kein Mehr- 
wert mehr produziert wird. Die Strategie des business unionism endet so in der Sackgasse und 
die Gewerkschaften geraten in eine Legitimations-Krise gegenüber der »Öffentlichkeit«, den 
»sozialen Bewegungen« und ihren Mitgliedern. 


2. Germanisierung der industriellen Beziehungen in den USA oder Amerikanisierung 
der Gewerkschaften in der BRD? 


Aus der Analyse der gegenwärtigen Krisentendenzen in den US-Gewerkschaften meinen wir 
die Schlußfolgerung ziehen zu können, daß die mangelnde Vergleichbarkeit des Systems in- 
dustrieller Beziehungen das besondere Unterscheidungsmerkmal zwischen den amerikani- 
schen und den deutschen Gewerkschaften darstellt. Wie wir sahen, unterscheidet sich das 
amerikanische bargaining system fundamental vom bundesrepublikanischen: Sind dessen 
zentralistische Strukturen eine optimale organisatorische Voraussetzung für eine gesamtge- 
sellschaftlich orientierte Gewerkschaftspolitik, die gesellschaftsverändernde Ideen nurmehr 
in der Programmatik mitschleppt, so verhindert oder zumindest erschwert die dezentrale 
Form der amerikanischen Gewerkschaften, daß diese als verläßliche Partner in einem ge- 
samtgesellschaftlichen Planungsprozeß agieren können. Die — im Gegensatz zur Bundesre- 
publik — grundsätzliche Anerkennung der kapitalistischen Form gesellschaftlicher Repro- 
duktion durch die amerikanischen Gewerkschaften ist damit paradoxerweise keine Garantie 
für ein gesamtgesellschaftlich »verantwortungsbewußtes« Handeln. Kurzum: Dort, wie in 
der Bundesrepublik, wo die Gewerkschaften sich programmatisch auf Gesellschaftsverände- 
rung festgelegt haben, nehmen sie bedeutende gesellschaftliche Integrationsfunktionen 
wahr, während sie sich in den USA als soziale Stabilisatoren verstehen, diese Rolle aber aus in- 
stitutionellen Gründen nicht spielen können (vgl. zum System industrieller Beziehungen in 
den USA Erd 1983, 197 ff.). 

Auswege aus der institutionellen Schwäche der amerikanischen Gewerkschaften sind nur 
schwer vorstellbar; sie müßten darauf zielen, das System industrieller Beziehungen konjunk- 
turunabhängig zu machen. Doch das bundesrepublikanische Modell der Austauschbeziehun- 
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gen zwischen Kapital und Arbeit, das solche konjunkturunabhängigen Züge aufweist, kann 
als Vorbild für eine Reform der amerikanischen Arbeitsbeziehungen nur schwer herangezo- 
gen werden. Nicht nur deshalb, weil die amerikanischen Gewerkschaften — selbst wenn sie 
Quality of Worklife-Programme unterstützen — jegliche Form betrieblicher und überbe 
trieblicher Mitbestimmung ablehnen, sondern vor allern aus dem Grund, weil in den USA 
die motivationale Basis für eine Zentralisierung gewerkschaftlicher Interessenvertretung 
fehlt. Zentralisierte Formen der Entscheidungsfindung und-durchsetzung setzen einerelativ 
homogene organisatorische Sozialstruktur voraus, die allererst gewährleisten kann, daß Ent- 
scheidungen auch von den Mitgliedern einer Organisation akzeptiert und getragen werden. 
Da die soziale Zusammensetzung der amerikanischen Arbeiterschaft jedoch ein hohes Maß 
an ethnischer Heterogenität aufweist, sind Gewerkschaften in den USA stets mit dem Pro- 
blem konfrontiert, die wenigen organisierten Arbeitnehmer auf generell akzeptierte Werte 
zu verpflichten. Eine stärkere Zentralisierung gewerkschaftlicher Willensbildungsorgane 
könnte an diesem gesellschaftlichen Grundtatbestand nichtsändern, so daß organisatorische 
Reformen an der Struktur der amerikanischen Gesellschaft scheitern würden. 

Von Seiten des amerikanischen Kapitals können Ansätze für eine stärkere institutionelle Ab- 
sicherung der Gewerkschaften nach deutschem Vorbild ebenfalls nicht erwartet werden, da 
die Mehrzahl der Unternehmen erfolgreich ohne Gewerkschaften arbeitet und die Minder- 
heit in der gegenwärtigen Krise die mangelnde institutionelle Etablierung der Gewerkschaf- 
ten zu ihrerSchwächung ausnutzen kann. Hoffnungen in Kreisen von amerikanischen Indu- 
strial Relations-Spezialisten, das Modell Japan oder Bundesrepublik zu übernehmen und auf 
diese Weise die Probleme des Systems industrieller Beziehungen in den USA zu lösen, dürf- 
ten sich deshalb als trügerisch erweisen. Ist stattdessen umgekehrt, wie man angesichts des 
hierzulande wachsenden Interesses am »Modell USA« vermuten könnte, eine Amerikanisie- 
rung der industriellen Beziehungen in der Bundesrepublik zu erwarten? 

Was in der deutschen Literatur unter »Amerikanisierung« der Gewerkschaftsbewegung ver- 
standen wird, ist uneinheitlich und trifft vor allem nicht die Spezifika der amerikanischen 
»unions«. »Die deutsche Gewerkschaftsbewegung versteht sich programmatisch als eine Be 
wegung, in der das Prinzip der Solidarität aller arbeitenden Frauen und Männer verwirklicht 
ist... Mit diesem Anspruch steht die deutsche Gewerkschaftsbewegung in einem scharfen Ge- 
gensatz zu solchen Formen gewerkschaftlicher Organisierung, in denen die Gewerkschaft 
selbst ein Ausdruck der Konkurrenz der Arbeiter untereinander ist, indem sie Teileder Arbei- 
terschaft... monopolistisch gegen andere Arbeiter abschließt... Die Gewerkschaften vertreten 
nur ihre Klientel, nämlich die Stammbelegschaften, im Gegensatz zu den mobilen und fluk- 
tuierenden Teilen der Belegschaft; sie spielen in der Konkurrenz mit dem Kapital diekonkur- 
rierenden Belegschaftsfraktionen gegeneinander aus und bestätigen so als Organisation die 
Konkurrenz der Arbeiter untereinander« (Hoffmann 1981, 418 f.). Was Hoffmann als pro- 
grammatische differentia spezifica der deutschen von den amerikanischen Gewerkschaften 
hervorhebt, erweist sich im Verlaufe seiner Analyse als praktisch bedeutungslos. Denn nach 
seiner Auffassung sind auch die deutschen Gewerkschaften in segmentierte Arbeitsmärkte 
eingespannt, deren Logik siesich nicht entziehen können. Allein eine organisationspolitische 
Vorrangstellung der Stammbelegschaften in den Gewerkschaften kann jedoch die»Amerika- 
nisierungs«-These deshalb nicht begründen, weil segmentierte Arbeitsmärkte mit den ent- 
sprechenden organisatorischen Konsequenzen in allen kapitalistischen Ländern zu beobach- 
tensind; abgesehen davon, daß der Zusammenhangzwischen Arbeitsmarktsegmentation und 
Organisationsstruktur nicht aufgehoben werden kann, weil er konstitutiv für jede Gewerk- 
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schaftsbewegung ist. Wenn die Überrepräsentation arbeitsmarktpolitisch starker Beleg- 
schaftsgruppen in den gewerkschaftlichen Entscheidungsgremien und in ihrer Forderungslo- 
gik kein Spezifikum der amerikanischen gegenüber den deutschen Gewerkschaften ist, ver- 
bleibt dann als Besonderheit allein das Fehlen gesellschafts-transformierender Ideologien in 
den USA? Eine Gruppe deutscher Wissenschaftler, die den Zusammenhang von Arbeits- 
markt und Gewerkschaftsorganisation systematisch untersucht, legt diesen Gedanken nahe, 
wenn auch sie unter»Amerikanisierung« ein veingeschränktes Solidaritätskonzept« versteht, 
»durch die die Interessen der Gewerkschaftsmitglieder auf Kosten von Nicht-Mitgliedern 
einseitig begünstigt werden« (Heinze u.a. 1981, 21). Im Gegensatz zu Hoffmann, der den Zu- 
sammenhang von Arbeitsmarkt und Organisationspolitik durch eine neue Gewerkschafts- 
politik für veränderbar hält, gehen Heinze u.a., wie wir meinen mit guten Gründen, von der 
Irreversibilität der Konkurrenzbeziehungen von Arbeitnehmern unter Bedingungen eines 
kapitalistischen Arbeitsmarktes aus (1981, 29, 33). Aber auch sie glauben, wenngleich vor- 
sichtig formuliert, Konstellationen angeben zu können, unter denen gewerkschaftliche Or- 
ganisationspolitik den arbeitsmarktpolitischen Segmentationstendenzen entgegenarbeiten 
kann (1981, 33 ff.). Die »Amerikanisierung« der deutschen Gewerkschaften wäre dann er- 
folgreich abgewendet. 

In der angelsächsischen Literatur wird die These vom grundsätzlichen Unterschied zwischen 
den amerikanischen und deutschen Gewerkschaften von denen vertreten, die der Frage nach- 
gehen, warum es in den USA keinen Korporatismus gibt. Zu kontinuierlichen Austauschbe- 
ziehungen zwischen Gewerkschaften, Unternehmern und Staat ist es in den USA, so die Ar- 
gumentation, deshalb nicht gekommen, weil das politische System von Beginn an dezentral, 
föderalistisch ausgestaltet war. Der Mangel eines starken Zentralstaats, der den konkurrieren- 
den Verbänden im Rahmen eines »political exchange« Organisationshilfen anbieten kann, 
korrespondierte mit dezentralen Strukturen auf Seiten der Organisationen von Arbeitneh- 
mern und Arbeitgebern, die nicht über ausreichende organisatorische Kompetenzen verfü- 
gen, Mitgliederinteressen in verbindlicher Weise vorzutragen und kollektive Vereinbarungen 
zu garantieren (Salisbury 1979; Wilson 1982). Auch wenn man diese Argumente anerkennt, 
kann man Einwände gegen die These vom nicht existenten Charakter korporatistischer 
Strukturen in den USA formulieren. Denn das System industrieller Beziehungen in den USA 
kennt Formen korporatistischer Interessenvermittlung auf einer mittleren und unteren Ebe- 
ne, die auch das Korporatismus-Konzept als ein — für spezifische Bereiche der industriellen 
Beziehungen in den USA — taugliches Instrumentarium erscheinen lassen. Als empirischer 
Hinweis dafür mag die Geschichte des National Labor Relations Board stehen, eine Institu- 
tion, in der Gewerkschaften, Unternehmer und Staat, informell repräsentiert, Konflikte zwi- 
schen Kapital und Arbeit, vorwiegend auf Betriebsebene, regulieren. 

Es würden freilich Unterschiede zwischen deutschen und amerikanischen Gewerkschaften 
übersehen werden, wenn man der Interpretation von Herding/Sabel (1979) folgt. Sie über- 
nehmen die Intermediaritäts-"These, derzufolge die Gewerkschaften einen potentiell prekä- 
ren Balanceakt zwischen Mitgliederinteressen und Systemzwängen vollbringen müssen und 
behaupten, daß amerikanische Gewerkschaften adäquat mit dem Begriff »kooperativ« analy- 
siert werden können. Die Spezifikader amerikanischen Gewerkschaften, ihreStaatsferneund 
ihre Betriebsnähe sowie ihr restringiertes Solidaritäts-Konzept, seien für einetheoretische Be- 
stimmung von zweitrangiger Bedeutung und tangierten deshalb nicht den analytischen Wert 
des Begriffs »kooperative Gewerkschaft«. Wenngleich wir Herding/Sabels Versuche, die 
amerikanischen Gewerkschaften vom Stigma negativer Einzigartigkeit zu befreien, für sinn- 
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voll halten, scheint uns der Kategoriegebrauch doch zweifelhaft zu sein. Denn der (geringe) 
Grad der Institutionalisierung industrieller Beziehungen in den USA unterscheidet sich in so 
relevantem Maße von dem in der Bundesrepublik, daß die Übernahme eines auf diese zuge- 
schnittenen theoretischen Begriffs für amerikanische Verhältnisse unangemessen erscheint. 
Unterschiede in Form und Intensität der Institutionalisierung beider Gewerkschaftsbewe- 
gungen sind, wie die Ausführungen zu den Krisentendenzen in den US-Gewerkschaften zei- 
gen, ursächlich dafür, daß im einen Fall die ökonomische Krise die weitere organisatorische 
Existenz der Gewerkschaften in Frage stellt (USA), während im anderen Fall die Form indu- 
strieller Beziehungen nicht in relevantem Umfang beeinträchtigt wird (BRD). 

Gegenüber den skizzierten Interpretationen, die entweder gravierende Unterschiede zwi- 
schen den deutschen und amerikanischen Gewerkschaften behaupten oder relevante Diffe- 
renzen verneinen, möchten wir die These begründen, daß die unterschiedliche Form und In- 
tensität institutioneller Beziehungen zwischen Kapital, Arbeit und Staat in beiden Ländern das 
zentrale Unterscheidungsmerkmal für die Praxis der beiden Gewerkschaftsbewegungen dar- 
stellt und nicht die programmatischen Abweichungen. Eine »Amerikanisierung« der deut- 
schen Gewerkschaften, so folgt daraus, könnte nur durch eine Änderung der institutionellen 
Beziehung zwischen Kapital und Arbeit erfolgen, wofür sich derzeit keine Anhaltspunkte 
finden lassen. Ohne dem weiter nachzugehen, wollen wir unsere Institutionalisierungs- 
These durch einige grundsätzliche theoretische Überlegungen fundieren, um einer Antwort 
auf die Frage näher zu kommen, warum sich beide Gewerkschaftsbewegungen in der Krise 
den vorgegebenen Strukturen anpassen statt Widerstand zu leisten. 


3. Thesen für eine Theorie der Gewerkschaften 


Nicht zum ersten Male in der Geschichte der Arbeiterbewegung betrachten ihre Sympathi- 
santen die Ohnmacht dieser Organisationen mit fassungslosem Erstaunen, als hätten Ge- 
werkschaften historisch jemals für längere Zeit Anlaß zu der Hoffnung gegeben, sie seien In- 
stitutionen gesellschaftlicher Veränderung, gar revolutionären Umsturzes. Vergegenwärtigt 
man sich die deutsche Geschichte, dann läßt sich unschwer zeigen, daß die Gewerkschaften 
vielmehr umgekehrt in zentralen gesellschaftlichen Umbruchsituationen konservative Kräf- 
te unterstützen: 1918/19 standen sie auf der Seite der Gegner einer Räterepublik, 1933 boten 
sie den Nationalsozialisten eine Zusammenarbeit an, nach 1945 suchten sie keinen Kontakt 
mit ihren ehemaligen radikalen Intellektuellen, die ins Ausland fliehen mußten, 1968 sprang 
der Funke der Studentenbewegung allenfalls auf ein paar einflußlose jugendliche Gewerk- 
schafter über und in der gegenwärtigen Friedensdiskussion unternimmt der DGB alles, um 
keine Koalition mit den vielfältigen Gruppen außerhalb der großen Parteien zustandekom- 
men zu lassen. 

In den USA ist der Congress of Industrial Organization (CIO) nicht selten als radikale Al- 
ternative zur systemkonformen American Federation of Labor (AFL) interpretiert worden, 
der schließlich aber doch an den Integrationskräften des sozialen und politischen Systems 
zerbrach und sich in die etablierten gesellschaftlichen Strukturen einfügte (Preis 1978). In 
euphemistischen Einschätzungen dieser Art ist indessen nicht die historische Bedeutung des 
CIO eingefangen, sondern eher der Wunsch eines politisch Hoffenden, der sich die (späte 
stens bei der Vereinigung mit der AFL 1955 endgültig erfolgte) Integration der klassenbe 
wußten Massen nur als Resultat einer breit angelegten Manipulation oder raffiniert ausge- 
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dachter institutioneller Integrationsmechanismen vorstellen kann. Stattdessen sei hier von 
der gegenteiligen These ausgegangen, daß in den USA sowohl die Mehrheit der (durchaus 
kampfbewußten) Arbeitnehmer in den Massengüterindustrien sowie ihre Gewerkschafts- 
führer in den dreißiger Jahren vor allem ein Ziel verfolgten, hinter dem alle politisch weiter- 
gehenden Vorstellungen zurückblieben: die Anerkennung von Gewerkschaften der bislang 
wenig oder überhaupt nicht organisierten Arbeitnehmer in den Großbetrieben der verarbei- 
tenden Industrie und die Organisierung dieser Gruppe von un- und angelernten Arbeitneh- 
mern in neuen Formen institutioneller Repräsentanz. Auch wenn die abhängig Beschäftigten 
in großem Umfang zu Arbeitskampfmitteln wie der Betriebsbesetzung griffen, geschah dies 
mit der Intention, die Anerkennung von Gewerkschaften durchzusetzen. Darüber hinausge- 
hende politische Ziele wie die Veränderung gesellschaftlicher Strukturen, waren zwar in eini- 
gen Auseinandersetzungen nicht ohne Bedeutung, erlangten jedoch zu keiner Zeit eine Rele- 
vanz, die eine Interpretation wie die oben angedeutete zuließe (vgl. dazu Lösche 1974). 
Warum die Linke immer wieder Hoffnungen in Institutionen setzt, die erklärtermaßen eine 
konservative Politik verfolgen, soll hier nicht erörtert werden, andeutungsweise jedoch wol- 
len wir darlegen, warum sich die Gewerkschaften in einer Weise verhalten, daß viele Anhän- 
ger heute vom »Ende der Arbeiterbewegung« sprechen (Lucas, 1983; wir werden die nachfol- 
genden Andeutungen in Kürze ausführlich theoretisch begründen). 

a. Gewerkschaften entstehen vor dem Hintergrund des gesellschaftlichen Verhältnisses 
von Lohnarbeit und Kapital, in dem kapitalistische Akkumulationsinteressen mit Lebensin- 
teressen der abhängig Beschäftigten kollidieren. Die strukturelle Disparität ökonomischer 
Machtpositionen ist der Grund dafür, daß kapitalistische Systeme ohne kollektive Organisa- 
tionsformen der abhängig Beschäftigten längerfristig nicht existieren können. Indes verleitet 
die Notwendigkeit und die Existenz kollektiver Institutionen zu dem Trugschluß, daß auch 
deren organisationsinterne Auseinandersetzungen der Logik kollektiv-solidarischen Han- 
delns folgen. Ein solcher Schluß ist wenig plausibel. Denn wenn es richtig ist, daß die kapita- 
listische Produktionsweise die Lohnabhängigen untereinander in eine strukturelle Konkur- 
renz um Arbeitsplätze versetzt, dann ist nicht zu erwarten, daß eine Organisation (wie die 
Gewerkschaften) gesellschaftlich konstitutive Strukturen aufheben kann. Einsichtiger ist es 
vielmehr, davon auszugehen, daß gewerkschaftliche Versuche, vermittels kollektiv-solidari- 
schen Handelns die strukturelle Schwäche der Arbeitnehmer zu kompensieren, von der 
Konkurrenz zwischen einzelnen abhängig Beschäftigten oder Gruppen von abhängig Be- 
schäftigten neutralisiert oder doch zumindest erschwert werden. 

Akzeptiert man den Ausgangspunkt unserer Argumentation, daß die Beziehungen zwischen 
einzelnen Arbeitnehmern durch die Form kapitalistischer Produktion konkurrent gestaltet 
sind, dannfolgt daraus, daß Perspektiven der individuellen Verbesserung der Lebenssituation 
kollektive Phantasien der Gesellschaftsveränderung dominieren. Solidarität, zwar in be- 
stimmten Situationen objektiv gefordert, ist ein allemal problematisch herstellbarer Konsens 
zwischen konkurrenten Individuen. Für Möglichkeiten kollektiv-solidarischen Handelns 
kommt deshalb alles darauf an, in welcher Weise arbeitsmarktpolitische Mechanismen der 
Ungleichheit institutionalisiert sind. Mit Deutschmann (1981) gehen wir davon aus, daß der 
kapitalistische Produktionsprozeß systembedingt unterschiedliche Arbeitsmarktformen 
herausbildet, die generierend und unterstützend auf die Konkurrenzbeziehungen der abhän- 
gigBeschäftigten einwirken (zum Problem der Konkurrenz luzide wie kein anderer: Hobbes 
1980). Die Segmentation des Arbeitsmarktes in Arbeitsbereiche unterschiedlicher Qualifika- 
tion und infolgedessen auch unterschiedlicher Arbeitsplatzsicherheit ist ein unverzichtbarer 
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Teil kapitalistischer Produktion, die zugleich die Sozialbeziehungen der Lohnabhängigen 
strukturiert. Gewerkschaften waren deshalb zu keiner Zeit und werden auch unter kapitali- 
stischen Bedingungen niemals Organisationen aller abhängig Beschäftigten sein, weil die ar- 
beitsmarktbedingte Fraktionierung der Arbeiterklasse Konstitutionsbedingung von Ge- 
werkschaften ist. 

Gewerkschaftliche Organisationsgründungen setzen eine hohe Identifikation mit der Ar- 
beit, intensive Kooperationsbeziehungen am Arbeitsplatz und relativ stabile Beschäftigungs- 
bedingungen voraus. Wessen berufliche Motivationsstruktur diffus ist, sei es wegen hoher 
Arbeitsplatzmobilität, geringer Qualifikation oder akzidentiell ausgebildeten Kommunika- 
tionsstrukturen während der Arbeit, der wird nur selten geneigt sein, sein Interesse organisa- 
torisch zu vertreten. Nicht zufällig sind es deshalb in der Geschichte der Arbeiterbewegung 
die Facharbeiter gewesen, die Organisationen gegründet haben, um auf diese Weise die Repro- 
duktionsbedingungen ihrer Arbeitskraft zu erhalten oder zu verbessern. Und nicht zufällig 
haben sie sorgfältig darauf geachtet, daß Beschäftigte mit minderem Arbeitsmarktstatus nicht 
in die Gewerkschaften aufgenommen wurden. Denn die Stärke der klassischen Berufsge- 
werkschaft bestand gerade darin, daß ein einheitliches Qualifikationsniveau es den Unter- 
nehmern erschwerte, Arbeitnehmer gegeneinander auszuspielen, die — vermittelt über ein 
hohes Maß arbeitsmarktpolitischer Gleichheit — Solidarität eher ausbilden konnten als eine 
heterogen strukturierte Arbeiterschaft. Die institutionelle Stärke der Berufsgewerkschaften 
zur Vertretung von Facharbeiterinteressen war auch der Grund dafür, daß selbst trotz verän- 
derter kapitalistischer Produktionsbedingungen, die großflächigere Organisationsformen 
nahelegten, die Herausbildung von Industriegewerkschaften (in der der Idee nach alle Arbeit- 
nehmergruppen repräsentiert sind) nur in den seltensten Fällen ohne militante Konflikte 
zwischen Facharbeitern einerseits, un- und angelernten Arbeitnehmern andererseits erfolgte. 
Zusammenfassend können wir festhalten, daß nicht-solidarisches Handeln zwischen einzel- 
nen Gruppen von Arbeitnehmern in Betrieb und Gewerkschaft die einfach zu erklärende Re- 
geldarstellt, welche die weitaus schwieriger zu beantwortende Frage nach der Ausnahme soli- 
darischen Verhaltens provoziert. 

b. Ohne Frage ist das Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit, der Logik kapitalistischer 
Mehrwertproduktion entspringend, antagonistisch ausgestaltet. Die interessante Frage je- 
doch ist, warum es diesen Institutionen gelingen kann, kooperative Beziehungen herauszu- 
bilden. Denn das Streben jeder gewerkschaftlichen Interessenvertretung ist auf die kontinu- 
ierliche Verbesserung der Reproduktionsbedingungen der abhängig Beschäftigten gerichtet, 
die in vertraglichen Formen erfolgt. Nicht selten bleibt dieses Problem ausgespart, indem — 
der Tradition marxistischer Theorie folgend — auf den Doppelcharakter der Gewerkschaf- 
ten verwiesen wird. Wir möchten die These belegen, daß trotz, oder gerade wegen sporadisch 
kämpferischer Auseinandersetzungen zwischen Kapital und Arbeit die Gewerkschaften als 
Institutionen des Arbeitsmarktes verstanden werden müssen; denen kein Doppelcharakter im- 
manent ist. 

Eine solche These geht von der Prämisse aus, daß zwischen Kapital und Arbeit trotz der 
grundsätzlich antagonistischen Beziehungsstruktur allgemeine Interessen bestehen, die eine 
stabile Kooperation in Vertragsform ermöglichen. Gemeinsam sind Kapital und Arbeit das 
Interesse an kontinuierlichem wirtschaftlichem Wachstum, das für die eine Seite Vorausset- 
zung der Kapitalakkumulation, für die andere Seite Bedingung erfolgreicher Interessenver- 
tretung ist. Konsens besteht zwischen den beiden Institutionen auch darüber, daß sich stabile 
Kooperationsbeziehungen vermittels rechtsförmiger Vereinbarungen optimal garantieren 
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lassen. Und schließlich — nur dann sind diese Überlegungen plausibel— haben Unternehmer 
und Gewerkschaften ein gemeinsames Interesse an der Erhaltung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise, die Kapitalseite aus unmittelbar einsichtigen Gründen, die Gewerkschaften, 
weil der Kapitalismus Grundlage ihrer organisatorischen Existenz ist und mit seiner Verän- 
derung auch ihr »Schicksal« ungewiß wird oder sie überflüssig werden. 

Wenn es stimmt, daß die Gewerkschaften ein aktives Interesse haben, die antagonistische 
Struktur zwischen Kapital und Arbeit durch Kooperationsbeziehungen zu überlagern und 
zu neutralisieren, warum soll es dann ausgeschlossen sein, daß die Kompromißform eine Do- 
minanz erlangt, die den gesellschaftlichen Antagonismus zwar nicht beseitigt, ihm aber die 
soziale Sprengkraft nimmt? Empirisches Indiz für diese Überlegung ist die Erfahrung mit ei- 
nem anderthalb Jahrhunderte existierenden Kapitalismus, der in ökonomisch und politisch 
brisanten Situationen allemal Unterstützung von Seiten der Gewerkschaften gefunden hat. 
Aus beiden Überlegungen heraus gewinnt gewerkschaftliche Konzessionsbereitschaft wäh- 
rend Rezessionsphasen an Plausibilität. Im Spannungsfeld von temporärer Solidarität und 
struktiureller Konkurrenz zwischen einzelnen Mitgliedergruppen können solidarische Kom- 
munikationsformen dann eher dominant werden, wenn für alle etwas zu verteilen ist. Sie 
schlagen indes in die Konkurrenz um die Erhaltung des Arbeitsplatzes und die Sicherung des 
Lebensstandards um, wenn eine Veränderungökonomischer Rahmenbedingungen die Mög- 
lichkeiten von Solidarität erschwert. Zugespitzt formuliert: Gewerkschaftlich organisierte 
(und nicht-organisierte) Arbeitnehmer verhalten sich tendenziell dann solidarisch gegenüber 
den Unternehmern, wenn dazu keine Notwendigkeit besteht, sie konkurrieren, wenn Soli- 
darität erfordert wäre. Von einer solchen Interpretation gewerkschaftlicher Politik aus ist es 
nur zu verständlich, daß diese in der Krise Konzessionen machen, die sie in der Prosperität in 
Forderungen verwandeln. Gewerkschaftliche Interessenvertretung, so lautet das schlichte 
Resümee, ist eine abhängige Variable kapitalistischer Akkumulation. Die Gewerkschaften, 
deren Ende derzeit lautstark verkündet wird, entstehen dann wieder auf, wenn es dieökono- 
mischen Bedingungen erlauben. Wir hoffen, daß sie dann nicht wieder von denen zu Organi- 
sationen gesellschaftlicher Transformation verklärt werden, die heute ihren Tod betrauern. ' 


4. Zukunftsperspektiven für die US-Gewerkschaften 


Die derzeitige Krise der US-Gewerkschaften löst unter den »Industrial Relations«-Forschern 
rege Spekulationen über die Zukunft des Systems industrieller Beziehungen in den USA aus. 
Vorherrschend ist der Glaube, daß sich das »collective bargaining« auch weiterhin bewäh- 
rend wird. Das System des »collective bargainıng« müsse sich zwar den veränderten Bedin- 
gungen anpassen, aber es sei gesellschaftlich zu tief verankert und zu funktional, als daß es zer- 
brechen würde. Diese Meinung wird freilich nicht von allen geteilt: Eine Minderheit kann 
sich die Zukunft durchaus ohne Gewerkschaften vorstellen (Industrial Relations, Winter 
1983). Wir wollen uns hier an diesen Spekulationen beteiligen, allerdings nur mit der beschei- 
deneren Frage nach den erneuten Wachstumschancen der US-Gewerkschaften. 

AmerikasIndustriegewerkschaften können für ihren traditionellen Schwerpunkt inden Mas- 
sengüterindustrien keinen Mitgliederzuwachserwarten, denn auch wenn es diesen Industrien 
gelänge, verlorene Marktanteile wiederzugewinnen, sind positive Beschäftigungseffekteange- 
sichts der neuen Produktionstechniken (deren Einführung Voraussetzung für Markterfolge 
ist) unwahrscheinlich. Von den 300.000 arbeitslosen Automobilarbeitern sollen selbst dann 
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nur etwa die Hälfte Aussicht auf Wiedereinstellung haben, wenn das Produktionsniveau des 
Rekordjahres 1979 erneut erreicht wird (Business Week vom 21.7.1982). Konsequenterweise 
versuchen diese Gewerkschaften den Mitgliederschwund in ihren Kernbereichen durch Or- 
ganisierungskampagnen im expandierenden Dienstleistungssektor zu kompensieren. Ihre 
derzeit noch geringen Erfolge sowie auch das eher mäßige Wachstum der Dienstleistungsge- 
werkschaften lassen hingegen Zweifel daran aufkommen, ob im Dienstleistungssektor die 
Zukunft der Gewerkschaften liegt. Sind Hoffnungen auf eine Wiederholung der gewerk- 
schaftlichen Entwicklung berechtigt, wie sie die USA in den dreißiger Jahren erlebte, als sich 
die Massenarbeiter der Großen Industrie organisierten? 

Damals wie heute verlängerten sich technologische Veränderungen in Organisationsprobleme 
von Gewerkschaften und damals wie heute bekam eine neue Gruppe abhängiger Beschäftig- 
ten, die gewerkschaftlich nicht organisiert war, zunehmend Bedeutung für den kapitalisti- 
schen Arbeitsprozeß. Doch nach diesen beiden Parallelen enden die Gemeinsamkeiten. Ver- 
langt der Einsatz tayloristischer Verfahren der Arbeitsgestaltung eine Vielzahl von un- und 
angelernten Arbeitskräften, die bis dahin in keine industriellen Produktionsformen inte- 
griert waren, so setzen heute neue Technologien Arbeitskräfte in großem Umfang frei und 
schließen sie längerfristig vom Arbeitsmarkt aus. Die verbleibenden Arbeitnehmer werden 
vielfach über ein höheres Qualifikationsniveau und eine gesicherte Arbeitsmarktposition 
verfügen als der klassische Industriearbeiter, so daß kein unmittelbarer Grund für eine über- 
regionale gewerkschaftliche Organisierung besteht. Geht man davon aus, daß mit der Ein- 
führung neuer Technologien die Spaltung des Arbeitsmarktes dergestalt vertieft wird, daß 
für einen Teil der Beschäftigten überhaupt keine Arbeitsplätze mehr zur Verfügung stehen, 
für andere hingegen stabile Beschäftigungsbedingungen existieren, dann liegt es nahe, daß 
gewerkschaftliche:Organisierung eher auf betrieblicher Ebene mit betriebsspezifischer Pro- 
grammatik erfolgt als auf regionaler oder gar nationaler (zur Entwicklungsperspektive auf 
dem Arbeitsmarkt siehe Gorz 1983). 

Daß es jedoch zu einer breiten betrieblichen Organisierung neuer Beschäftigtengruppen 
kommt, ist mehr als unwahrscheinlich. Denn im Gegensatz zu den dreißiger Jahren tritt 
heute eine Gruppe von Arbeitnehmern unorganisiert auf den Arbeitsmarkt (technische An- 
gestellte, Ingenieure, hochqualifizierte umgeschulte Facharbeiter), die historisch stets gerin- 
ges Interesse an Gewerkschaften gezeigt hat. In ihren Bemühungen, diese Gruppen von Ar- 
beitnehmern zu organisieren, stoßen die Gewerkschaften nicht nur deshalb auf große 
Schwierigkeiten, weil das individualistische Karriere-Bewußtsein von Angestellten und ver- 
gleichbaren Gruppen diese konterkariert, sondern auch weil die relativ stabile Arbeits- 
marktposition Gewerkschaften entbehrlich zu machen scheint. Die erfolgreichePolitik von 
Firmen wie IBM und Kodak, in denen eine von Unternehmerseite initiierte Interessenver- 
tretung für alle Beteiligten positive Resultate hervorbringt, ist Beleg dafür, daß technolo- 
gisch hochmodernisierte Betriebe offenbar auch ohne gewerkschaftliche Interessenvertre- 
tung ihre Probleme lösen können. Ob sich diese Erfahrungen freilich verallgemeinern lassen, 
ist derzeit nicht entscheidbar. 

Besteht bei der technischen Intelligenz geringes Interesse an Gewerkschaften, so kann bei der 
anderen Gruppe »neuer« Beschäftigter, dem unqualifizierten Verkaufs- und Dienstpersonal 
(z.B. bei McDonalds), zwar ein Interesse vorausgesetzt werden, das aber nur in geringem Ma- 
ße zur gewerkschaftlichen Organisierung führt. Denn infolge ihrer geringen Qualifikation 
wird sich — verstärkt durch die absehbare Ausbreitung der Arbeitslosigkeit — ihre Position 
auf dem Arbeitsmarkt dermaßen prekär gestalten, daß sie eine Anerkennung ihrer gewerk- 
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schaftlichen Vertretung nicht mit herkömmlichen Methoden (Streik, Anerkennungswahl) 
durchsetzen können. Eine Vereinheitlichung des Bewußtseins und damit auch des gewerk- 
schaftlichen Handelns dieser Beschäftigten wird wahrscheinlich an ihrer heterogenen Zu- 
sammensetzung, der dezentralen Arbeitsorganisation und dem nicht verallgemeinerbaren 
Charakter des Arbeitsprozesses im Dienstleistungsgewerbe scheitern. 

Offensichtlich scheint heute eines zu sein: Erstmals in der Geschichte des amerikanischen 
(wie überhaupt des) Kapitalismus ist mit der Einführung mikroelektronischer Technologien 
eine Situation entstanden, in der große Teile der Erwerbsbevölkerung vom Arbeitsmarkt 
verdrängt zu werden drohen, während den Verbleibenden relativ sichere Beschäftigungs- 
chancen zuwachsen. Die Gewerkschaften, die in ihren traditionellen Industriebereichen zu- 
nehmend Mitgliederverluste zu verzeichnen haben, können deshalb nicht in der Weise hoff- 
nungsfroh in die Zukunft blicken, daß ihnen — wie in den dreißiger Jahren — der technische 
Wandel ein Heer organisierungsfähiger Arbeitnehmer zuführt. Weitaus realistischer ist die 
Annahme, daß die organisatorische und damit auch die gewerk schaftspolitische Relevanz der 
amerikanischen »unions« weiter zurückgehen wird (Derber 1982). Unter diesen Bedingun- 
gen eine Politisierung oder Radikalisierung der amerikanischen Gewerkschaften zu erwar- 
ten, erfordert ein hohesMaß an Verdrängung gesellschaftlicher Wirklichkeit. Wenn der CIO 
in den dreißiger Jahren im wesentlichen auf seine gesellschaftliche Anerkennung, und nicht 
auf eine Veränderung drängte, dann werden die amerikanischen Gewerkschaften in den acht- 
ziger Jahren allenfalls hoffen können, daß sie von Unternehmern und Staat noch beachtet 
werden. 
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Marino Regini 
Der italienische Weg zu einem Sozialvertrag in den Achtzigern: 
»Late-comer« oder Linie der Realpolitik?' 


Seit Mitte der 70er Jahre gab es in Italien zwei Versuche, einen Sozialvertrag zwischen Ge 
werkschaften, Unternehmen und Regierung ins Leben zu rufen. Genauer gesagt handelte es 
sich darum, das traditionelle Konfliktmodell industrieller Beziehungen partiell durch eine 
Politik des Konsenses auf höchster Ebene zu ersetzen. Staatliches Handeln spielte dabei eine 
nicht unwichtige Rolle. 
Der erste Versuch, der allerdings nicht in einen expliziten Vertrag mündete, spielte sich in der 
Periode der »nationalen Solidarität« ab, während der die Regierung von einer Parlaments- 
mehrheit unterstützt wurde, der auch die PCI angehörte. Die PCI nahm zunächst in bezug 
auf das zwischen den Parteien ausgehandelte Regierungsprogramm eine abwartende Haltung 
ein — gewährte ihm jedoch anschließend volle Unterstützung (1977-1979). Der zweite Ver- 
such, der zum ersten Male in der jüngsten italienischen Geschichte zu einem trilateralen Ver- 
trag zwischen Regierung, Unternehmen und Gewerkschaften führte, wurde mit der Verein- 
barung über die Lohnkosten vom 22. Januar 1983 besiegelt. 

Auf den ersten Blick scheinen diese beiden Ereignisse einen Bruch in der bisherigen Entwick- 

lung darzustellen und den Skeptizismus derjenigen zu rechtfertigen, die die beiden Versuche, 

einen Sozialkontrakt durchzusetzen, für eine verspätete und illusionäre Entdeckung des neo- 
korporatistischen Modells halten. Und dies aus mindestens drei Motiven: 

1. Zunächst einmal fehlten in Italien alle notwendigen Voraussetzungen für ein korporativi- 
stisches Modell: Zentralisierte Entscheidungen, Vertretungsmonopole, eine Regierungs- 
partei, die die Arbeiterinteressen vertritt, und eine effiziente öffentliche Verwaltung. 

2. Zum zweiten fanden diese Versuche nicht in einer Phase ökonomischer Prosperität, son- 
dern in der Rezession statt, die in verteilungstheoretischer Hinsicht durch Knappheit der 
Ressourcen gekennzeichnet war. 

3. Und schließlich sind diese Versuche auf dem Hintergrund einer gesamteuropäischen Kri- 
se der Vertragsverhandlungen zu sehen, die nicht zuletzt auf die Schwächung der Ge- 
werkschaften bzw. auf den entschiedenen Willen der anderen Akteure zurückgeht (sei es 
der Regierung wie in Großbritannien oder der Unternehmer wie in der Bundesrepublik 
Deutschland), die Initiative zurückzugewinnen und sie nicht durch Verträge eingrenzen 
und beschränken zu lassen (Carrieri-Donolo, 1983; Streeck, 1983). 

Um die Tragweite und die Gründe dieser italienischen »Anomalie« abschätzen zu können, 

sollen zunächst die grundlegenden Unterschiede in den Erfahrungen der Jahre 1977-79 und 

jener des Jahres 1983 dargelegt werden. 


i. Die Periode der »nationalen Solidarität« (1977-1979) 

Nichtzuletzt aufgrund des Einflussesder PCIaufdie Regierungsowiegewisser gewerkschaftli- 
cher Autonomiebestrebungen wurde im Februar 1978 im Palazzo del’EUR inRomzwischen 
den drei Gewerkschaftsverbänden, der CGIL, der CISL und der UIL, ein programmatisches 


Dokument ausgearbeitet und verabschiedet, das eine Änderung der Gewerkschaftsstrategie 
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zum Inhalt hatte: Man verzichtete auf eine weiterhin expansive Lohnpolitik und setzte statt- 
dessen auf eine aktive Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik, auf dieEntwicklung desMez- 
zogiorno und auf das Vorantreiben der Steuer- und der Gesundheitsreform. Dies bedeutete 
nichts anderes, als daß die Gewerkschaft bereit war, auf ein unmittelbares Ausspielen ihrer 
Marktmacht in den gesicherten Beschäftigungsbereichen zu verzichten, zugunsten der von 
der ökonomischen Krise stärker Betroffenen und der auf öffentliche Fürsorgeunterstützung 
Angewiesenen. Hier handelte essich um eine jener großen europäischen Vereinbarungen der 
Nachkriegszeit, vergleichbar dem englischen Sozialvertrag(»Socialcontract«), derkurzzuvor 
abgeschlossen worden war (Regini, 1983). Der italienische Sozialvertrag hatte eine Kette von 
Verträgen und Aushandelungen im Bereich der Wirtschafts- und Sozialpolitik zur Folge und 
war der Ausgangspunkt für einige wichtige Gesetzeswerke. Dieses Experiment war jedoch 
nur vonkurzer Dauer, und man befand sich bereits im Jahre 1979 wieder in einer Situationder 
wechselseitigen politischen Blockade, die bis zum Vertrag des Januar 1983 anhielt. 


Was waren nun die Gründe für diese Stagnation? Meiner Meinung nach war es nicht der 
Mangel an organisatorischen Voraussetzungen (Zentralisierung, Konzentration, Vertre- 
tungsmonopol), der die Gewerkschaften an einer stabilen Zusammenarbeit mit den anderen 
Akteuren (Regierung und Unternehmer) hinderte. Trotz mancher Schwierigkeiten gelanges 
den Gewerkschaften tatsächlich, eine weitgehend gemäßigte Lohnpolitik zu betreiben, die 
unterschiedlichen gewerkschaftsinternen Strömungen zu kontrollieren und so zu einer Ab- 
schwächung der industriellen Konfliktaustragung beizutragen. Das Scheitern dieser Aushan- 
delungspolitik beruhte vielmehr darauf, daß die gewerkschaftlichen Vorleistungen nicht in 
jenem Umfange honoriert wurden, den sie sich von einer solchen »konzertierten Aktion« er- 
hofft hatten. 

Es wird häufig darauf verwiesen, daß das Durchhalten der 1978 im Palazzo dell’EUR be- 
schlossenen Linie der gemäßigten Lohnpolitik Schwierigkeiten bereitete. Ich bin jedoch der 
Meinung, daß diesen Problemen kein entscheidendes Gewicht beigemessen werden sollte. 
Die Vereinbarungen, die noch vor dem Treffen in Rom Anfang des Jahres 1977 mit dem Un- 
ternehmerverband und im Anschluß daran mit der Regierung getroffen wurden, signalisier- 
ten insgesamt die eindeutige Kooperationsbereitschaft der Gewerkschaften (Perulli, 1982). 
Und tatsächlich machten die Gewerkschaften ihren Verhandlungspartnern weitreichende 
Zugeständnisse sowohl hinsichtlich der-Rahmenbedingungen der Arbeit als auch der Nut- 
zung der Arbeitskräfte: Aufhebung von Feiertagen, Staffelung der Ferien, Flexibilisierung 
der Arbeit und Kontrolle der betrieblichen Fehlzeiten. Diese Maßnahmen stellten weitrei- 
chende und wichtige Konzessionen auf dem Gebiet der Lohn- und Produktivitätspolitik dar. 
Sie sollten künftig durch eine Gewerkschaftsbeteiligung an der Führung der Unternehmen 
und an der Steuerung der Wirtschaftspolitik honoriert werden. Nicht nur auf Branchen-, 
sondern auch auf Betriebsebene setzte sich alles in allem eine gemäßigte Haltung der Gewerk- 
schaften durch. Die Forderung nach dem Recht auf volle Information und nach Beteiligung 
an Investitionsentscheidungen trat auf Betriebsebene generell an die Stelle der Lohnpolitik 
und schließlich konnte man in jenen Jahren eine starke Abnahme betrieblicher und überbe- 
trieblicher Auseinandersetzungen verzeichnen (Cella, 1983). 

Obwohl diese Strategie der lohnpolitischen Mäßigung auf innergewerkschaftliche Opposi- 
tion stieß und sie sich in den verschiedenen Branchen und Regionen unterschiedlich auswirk- 
te (Golden, 1983), blieb die Absicht der Gewerkschaften, eine solche Politik der verstärkten 
Aushandelung zu verfolgen, im Kern unangefochten. 
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Die im Ausgleich für die moderate Forderungsstruktur erwarteten Vorteile bestanden in ei- 
ner Serie wichtiger Gesetzeund Maßnahmen, dieöffentlich, aber auch stillschweigend mit der 
Regierung ausgehandelt bzw. vereinbart wurden. In dieser Phase der mit den Gewerkschaften 
abgestimmten Wirtschaftspolitik entstand das Gesetz zur industriellen Restrukturierung 
(1977), das Gesetz zur Beschäftigung der Jugend (1977) sowie das Gesetz zur beruflichen Bil- 
dung (1978) und der Gesetzentwurf Scotti zur Reform der Pensionen (1978). Die Gewerk- 
schaften sahen in diesen Gesetzen und Maßnahmen neue Instrumente, die zur Aufrechterhal- 
tung und Stabilisierung der Beschäftigung sowie zur Stabilisierung der Einkommenspolitik 
dienen und gleichzeitigdieMöglichkeit einer wachsenden Kontrolleüber die Wirtschaftspoli- 
tik bieten sollten. 

Letztlich erwiesen sich jedoch die faktischen Verhandlungsergebnise für die Gewerkschaften 
als äußerst enttäuschend. Im Falle der Reform der Pensionen wurde die endgültige Verab- 
schiedung vor allem durch bestimmte Interessengruppen verhindert, die mit allen Mitteln 
Druck auf die Parteien ausübten, so daß der Gesetzentwurf im Parlament zu Fall gebracht 
wurde. Es gelang der Regierung nicht, den politischen Willen zur Durchsetzung der ausge 
handelten Ergebnisse aufzubringen. Die Gewerkschaften entdeckten schnell, daß es nicht 
ausreicht, einen Gesetzentwurf zu formulieren und vorzulegen, sondern daß erst kontinuier- 
licher politischer Druck die Vereinbarungen in die Praxistransformieren kann. Die anfänglı- 
chen Erwartungen wesentlicher Erfolge und Vorteile verwandelten sich so sehr schnell für 
die italienischen Gewerkschaften in Enttäuschung. Auch eine relativ arbeiterfreundlich ein- 
gestellte Regierung erwies sich letztenendes als nicht in der Lage, Ergebnisse der gemeinsa- 
men Aushandelungsprozesse zu garantieren, die den Erwartungen einigermaßen entspro- 
chen hätten. 

Die krisenbedingte Knappheit der Ressourcen — angesichts einer Vielzahl von Interessen- 
gruppen, die die Gewerkschaft zu repräsentieren versuchte—, eine ineffiziente staatliche Ad- 
ministration und die Unfähigkeit der Regierung, akzeptable Ergebnisse zu garantieren, ließen 
den Versuch eines politischen Zusammengehens von vornherein als illusionär erscheinen. 
Hinzu kam noch eine zunehmende Schwächung der Gewerkschaften, die einen Konsens in 
wachsendem Maße überflüssig werden ließ. 


2. Die Vereinbarung über die Arbeitskosten vom 22. Januar 1983 


Diese Vereinbarung geht auf völlig andere Rahmenbedingungen zurück und muß in ihren 
wesentlichen Elementen anders charakterisiert werden als der Versuch einer politischen Aus- 
handelung während der Periode der »nationalen Solidarität«. Der soziale Hintergrund des 
Vertrages vom 22. Januar 1983 ist durch die Verschlechterung der ökonomischen Situation, 
durch die Schwächung der Gewerkschaften und durch den Ausschluß der PCI aus der regie- 
rungsstützenden Parlamentsmehrheit hinreichend charakterisiert. Hinzu kam die Drohung 
der Unternehmer und der Regierung, auf uniliterale Entscheidungen zurückzugreifen, falls 
einstimmige Verhandlungsergebnisse nicht erreicht würden. 

Schon in einem von der RegierungSpadolini im Juli 1981 ausgearbeiteten Vorschlag zu einem 
antiinflationären Pakt deutete sich an, daß im Zentrum einer zukünftigen Politik der sozia- 
len Aushandelung eine politische Übereinkunft über die Begrenzung der Lohnsteigerungen 
stehen sollte. Die Gewerkschaften schienen im wesentlichen von der Notwendigkeit eines 
solchen zentralen Paktes zur Bekämpfung der Inflation überzeugt; hinsichtlich seiner Inhalte 
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waren sie jedoch grundsätzlich gespalten. Diese gewerkschaftsinternen Differenzen führten 
zu einer Ausarbeitung verschiedener Vorschläge, zu langen undermüdenden Verhandlungen 
zwischen den verschiedenen innergewerkschaftlichen Interessengruppen und schließlich zu 
unzähligen Weigerungen, sich mit der Regierung an einen Tisch zu setzen. Zum ersten Mal 
seit 1969 war die geringe »Produktivität« hinsichtlich der politischen Verhandlungen eher 
auf die internen Schwierigkeiten der Gewerkschaften zurückzuführen, sich auf eine gemein- 
same Linie festzulegen, als auf Gegensätzlichkeiten innerhalb der Regierung. Natürlich 
schwächten diese tiefgreifenden internen Differenzen die Verhandlungsposition der Ge- 
werkschaften, die bereits mit einer rezessionsbedingten Verschlechterung der Arbeitsmarkt- 
chancen der von ihnen vertretenen Arbeitskräfte zu kämpfen hatten. 

Andererseits war die Regierung weder in der Lage, eine Wendung hin zu einer politischen Zu- 
sammenarbeit zu vollziehen noch die Verhandlungen über die Arbeitskosten zu einem 
schnellen Ende zu führen. Die Taktik der Regierung, an vielen Verhandlungsorten die unila- 
teralen Gespräche zwischen Regierung und Gewerkschaften, zwischen Gewerkschaften und 
Unternehmern, zwischen Regierung und Unternehmern, zwischen dem Präsidenten des 
Konziliums und einzelnen gewerkschaftlichen Organisationen zu beschleunigen, zielte dar- 
auf ab, die unterschiedlichen Akteure zu Verhandlungszugeständnissen zu bewegen. Diese 
Taktik hatte allerdings auch schwerwiegende Mängel: Angesichts der Dringlichkeit notwen- 
diger Lösungen ging der Verhandlungsprozeß viel zu langsam voran und zeigte aufgrund der 
vielen Treffen bereits Abnutzungserscheinungen, noch bevor alle verfügbaren Möglichkei- 
ten ausgeschöpft waren. Schließlich führte die Androhung unilateraler Verhandlungen zwi- 
schen Unternehmern und einigen Mitgliedern der Regierung dazu, daß ein aussichtsreicher 
Abschluß weiter hinausgezögert wurde. Die erste unmittelbare und schwerwiegende einseiti- 
ge Maßnahme bestand in der Entscheidung des Unternehmerverbandes, die Vereinbarung 
über die »scala mobile« zu kündigen und sie über das Jahr 1983 hinaus nicht zu verlängern. 
Hinzu kam die noch vage, aber nichtsdestoweniger bedrohliche Ankündigung des Finanzmi- 
nisters, die Preise und Löhne einzufrieren, falls ein gemeinsamer Vertragsabschluß nicht er- 
reicht würde. Schließlich waren aus dieser verfahrenen Situation nur noch zwei Auswege 


denkbar: 


1. Zum einen konnte die starre Haltung der Sozialpartner sehr schnell zur konsequenten 
Verhinderungeines Übereinkommens, zum Abbruch einer Phase industrieller Beziehun- 
gen führen, die bisher immerhin ein Minimum an konsensuellen Lösungen garantiert hat- 
ten. Ein neues Gleichgewicht würde sich vermutlich nur auf dem Wege betrieblicher und 
überbetrieblicher Auseinandersetzungen und durch Ausspielen der Position der Stärke 
der jeweiligen Akteure herstellen. 

2. Andererseits war es durchaus denkbar, daß es zu einer Neudefinition der Ziele des sozia- 
len Aushandlungsprozesses kommen konnte. In diesem Falle hätten die Verhandlungs- 
partner eine Lösung akzeptieren müssen, die sich von den ursprünglichen Absichten sehr 
weit entfernte. Dadurch hätte ausgerechnet der schwächste Verhandlungspartner — die 
Gewerkschaft — eine Neuorientierung seiner Ziele und Interessen hinnehmen müssen; 
die Unternehmer hätten ihrerseits auf eine Neuordnung der Machtverhältnisse verzich- 
ten müssen, während die Regierung den Part des außenstehenden Vermittlers hätte aufge- 
ben müssen. 


Obwohl die erste Lösung für die meisten Beobachter unausweichlich schien, hat sich stattdes- 
sen in der Vereinbarung vom 22. Januar die zweite Variante durchgesetzt, deren wesentliche 
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Merkmale grundverschieden sind von jenen in den Jahren 1977 bis ‘79 vorgenommenen poli- 
tischen Aushandelungsprozessen. 
1. Zunächst einmal grenzt das neue Abkommen vom 22. Januar 1983 die Reichweite der In- 
teressenvertretung der Gewerkschaften ein. Für eine Änderung der »scala mobile« und für 
die Zugeständnisse hinsichtlich eines flexibleren Arbeitskräfteeinsatzes erreichen die Ge- 
werkschaften lediglich Vorteile für die in stabilen Bereichen beschäftigten Arbeiter. Für die 
in Krisenbereichen beschäftigten Arbeitskräfte, die Arbeitslosen, sowie für die generellen In- 
teressen der Beschäftigten als Nutznießer öffentlicher Dienstleistungen sieht der Vertrag 
vom 22. Januar nur ganz globale, unverbindliche und unbedeutende Verbesserungen vor: ei- 
ne leichte Reduzierung der Arbeitszeit für die auslaufenden Verträge; die Möglichkeit (aber 
nicht die Verpflichtung), »solidarische Verträge« auf Betriebsebene abzuschließen, die globa- 
le Verpflichtung der Regierung zur Schaffung stabiler Preise und Tarife, sowie zu Zugeständ- 
nissen im Bereich der Gesundheits- und Sozialpolitik. 
Auf diese Weise wird die Vielzahl der Interessengruppen, die die Gewerkschaft in den 70er 
Jahren vertreten hatte, erheblich verringert. In Ausübung dieser weitgespannten Funktion 
der Interessenvertretung hatte die Gewerkschaft in jener Periode eine geradezu oligopolisti- 
sche Position im Bereich der politischen Verhandlungen besessen (Regini 1983). Jetzt hinge- 
gen bringt die Einschränkung des gewerkschaftlichen Vertretungsbereichs im Gefolge der 
neuen Vereinbarungen eine Aufwertung des Parteienparlamentarismus mit sich, der immer 
mehr zum Hauptadressaten der in krisenhaften Betrieben und Sektoren beschäftigten Arbei- 
ter, der Pensionäre und der Beschäftigten mit prekären Arbeitsverhältnissen in unterent- 
wickelten Zonen des Landes wird. 
2. Zweitens findet eine Preisgabe langfristiger Ziele statt, z.B. die der wirtschaftlichen Re- 
 strukturierung und der regionalen Entwicklung, zugunsten kurzfristiger Verteilungsziele, 
deren Kosten unmittelbar von den daran Beteiligten bezahlt werden müssen. Für die Arbei- 
ter bestehen die Vorteile der Vereinbarung hauptsächlich in der Erhaltung des Reallohns 
durch die Neutralisierung der Steuerprogression und in der Erhöhung der Familienzulage. 
Für die Unternehmer dagegen bestehen die Vorteile neben der Außerkraftsetzung der »scala 
mobile« ın der Verstaatlichung der Soziallasten. Alle anderen Resultate hingegen — jene be- 
züglich einer aktiven Beschäftigungspolitik, der Steuerung des Arbeitsmarktes, der Tarifpoli- 
tik, des Gesundheitswesens und der sozialen Sicherheit (soweit es die Arbeiter betrifft) oder 
jene bezüglich der Nutzung der Arbeitskräfte und der Regulierung industrieller Konfliktaus- 
tragung (soweit es die Unternehmer betrifft) — sind von geringer Wirksamkeit und äußerst 
unbestimmt gehalten. 
3. Schließlich hat sich die Rolle der Regierung bzw. die Form der staatlichen Leistungen ver- 
ändert. Während die traditionelle Rolle des Staates darin bestand, autonome Vertragsab- 
schlüsse zwischen den Parteien zu garantieren und eine bloße Vermittlerrolle einzunehmen, 
setzt sich mit der Vereinbarung des Jahres 1983 ein wesentlich aktiveres Verhalten des Staates 
durch, das in geradezu eigenmächtiges Handeln umschlagen kann (Dal Co 1983); vor allem 
aber gehen die gestiegenen Kosten der ausgehandelten Ergebnisse nunmehr zu Lasten der öf- 
fentlichen Finanzen. 
Es ist abzusehen, daß sich gerade jetzt, in einer Periode der Verhandlungsschwäche der Ge 
werkschaften und der Unsicherheit bezüglich der zukünftigen wirtschaftlichen Entwick- 
lung, die Tendenz verstärken wird, langfristige Ziele zugunsten kurzfristiger und unmittel- 
bar erreichbarer Tageserfolge aufzugeben. Als Konsequenz ihrer geschwächten Marktmacht 
war die Gewerkschaft nicht nur gezwungen, die Vielzahl der angestrebten Ziele zu beschrän- 
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ken, sondern auch die eher peripheren Interessen in ihrem Vertretungsbereich zu opfern, 
und dies trotz aller lithurgischen Erklärungen. Schließlich ist auch auf das Nachlassen der 
schöpferischen Spannung hinzuweisen, die die Gewerkschaft bisher in ihrem Selbstverständ- 
nis als Vertreter von Interessen, die weit über diejenigen der Arbeiter hinausreichten, voran- 
getrieben hat. 

Wie lassen sich nun die Besonderheiten des Abkommens vom Januar 1983 mit der Periode 
der »nationalen Solidarität« vergleichen? Der Sozialvertrag der Jahre 1977-79 war ein ambiti- 
öser, wenn auch sehr vager Versuch, ein geregeltes Verfahren der politischen Aushandelung 
zu schaffen, ähnlich demjenigen, das in den nordeuropäischen Ländern in den 50er oder 60er 
Jahren entworfen worden ist. Zu seiner Stabilisierung hätte es Handlungsträger bedurft, die 
in der Lage gewesen wären, eine generalisierbare Logik des sozialen und politischen Aushan- 
delungsprozesses über die Zeit hinweg zu befolgen; es hätte eines dauerhaften Basiskonsenses 
zwischen den Sozialpartnern in bezug auf staatliches Handeln bedurft; und die Regierung ih- 
rerseits hätte in der Lage sein müssen, plausible Interessenselektionen vorzunehmen und ihre 
Interventionen kompatibel zu machen. Diese Bedingungen waren nicht gegeben, obwohl sie 
als implizite Annahmen in die Vertragsverhandlungen miteingingen. So geriet man schließ- 
lich in eine Phase des blockierten (Regini 1981) bzw. des fehlgeschlagenen Aushandelungs- 
prozesses (Santı 1982). Die Vereinbarung vom Januar ‘83 kann nun nicht als der Endpunkt 
einer Entwicklung angesehen werden, in den die vielen Verhandlungen in der Periode der 
»nationalen Solidarität« einmünden, sozusagen als Auflösung einer festgefahrenen Situation 
(Giugn: 1983; Carinci 1983). Der Unterschied zwischen den beiden Ereignissen betrifft nicht 
nur die veränderte gewerkschaftliche Strategie (Altieri u.a. 1983), sondern vor allem die 
Reichweite und Verbindlichkeit der Verhandlungsergebnisse. Der Vertrag des Jahres 1983 
unternimmt nicht einmal den Versuch, so etwas wie eine soziale Verbindlichkeit der Ver- 
handlungen herzustellen, die mit derjenigen der Jahre 1977-79 vergleichbar wäre; er legt auf- 
grund des ad hoc-Charakters seiner Ergebnisse weder das zukünftige Verhalten der Sozial- 
partner noch der Regierung fest, nicht zuletzt deshalb, weil sich die beteiligten Parteien von 
diesem Sozialpakt keine langfristigen Vorteile erwarten. 

Auch wenn man beim Vergleich beider Sozialkontrakte auf die geringere Reichweite des 
letzteren verweist, bedeutet das jedoch keine Schmälerung der Bedeutung der Vereinbarung 
des Jahres 1983 für die zukünftige Entwicklung der industriellen Beziehungen bzw. der zu- 
künftigen politischen Verhandlungen. Ich bin jedenfalls der Meinung, daß dieser Vertrag in 
der gegenwärtigen Krisensituation sowie in einem politischen System wie dem italienischen, 
wesentlich realistischer erscheint, als die in den Jahren 1977-79 unternommenen Aushande- 
lungsprozesse. 


3. Zukünftige Entwicklungstendenzen in der Rezession 


Leider gibt es nur wenige Interpretationsversuche der gegenwärtigen Entwicklungstenden- 
zen, die empirisch genügend fundiert wären, um daraus überzeugende Hypothesen für die 
zukünftigen politischen Verhandlungen in Europa ableiten zu können. In dem begrenzten 
Rahmen dieses Beitrags und zu dem ausschließlichen Zweck einer vergleichenden Bewertung 
der italienischen Situation möchte ich im folgenden einige typische Interpretationen der zu- 
künftigen Entwicklungstendenzen kurz skizzieren: 

1. Einige Autoren sehen das Ende der Möglichkeit gekommen, Wirtschaftspolitik mit Hilfe 
zentraler politischer Verhandlungen zu steuern, mit anderen Worten also das Ende einer 
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Konsenspolitik, deren Strategie darauf beruhte, die großen Interessengruppen miteinzube- 
ziehen. In einigen Analysen wird der Hauptgrund dieser Tendenz in der Schwächung.der Ge- 
werkschaften gesehen, die die Regierungen im Hinblick auf die Steuerung der Wirtschaft und 
die generelle Regierbarkeit des Staates unabhängiger macht (Carrieri-Donolo 1983). Andere 
beobachten vor allem die Wiedergeburt des ökonomischen Liberalismus: D.h. das Kapital 
tendiere dazu, sich die traditionellen unternehmerischen Vorrechte innerhalb der Betriebe 
und die politische Hegemonie in der Gesellschaft wieder anzueignen (Streeck 1983). Autoren 
wie De Rita (1983) schließlich betonen die sozio-ökonomischen Entwicklungsprozesse, die 
zu einer Aufsplitterung der von der Gewerkschaft vertretenen Interessengruppen führen. 
Das Anwachsen des tertiären Sektors, die Entwicklung kleinerer Betriebe, die wachsende Be- 
deutung lokaler Kommunen, bewirken eine Aufspaltung der traditionellen sozialen Basis der 
Gewerkschaften und die Verhinderung übergreifender Mobilisierungsprozesse. In den un- 
terschiedlichen Versionen dieses Interpretationsmusters wird die Vereinbarung vom 22. Ja- 
nuar 83 als eine Anomalie gesehen, als ein Rückfall hinter gegenwärtige Entwicklungen oder 
einfach als ein taktisches Verhandlungsergebnis. 

2. In einem zweiten Erklärungsansatz — der auf ursprünglich von Goldthorpe (1983) ent- 
wickelte Hypothesen zurückgeht — wird das Ende der Konvergenz entwickelter kapitalisti- 
scher Länder hin zu einem allgemeinen pluralistischen Modell behauptet. Der pluralistische 
Wettbewerb mächtiger Interessengruppen habe zwar für alle entwickelten kapitalistischen 
Länder übereinstimmend zur Gefährdung der Regierbarkeit des Staates bzw. der Steuerbar- 
keit des Wirtschaftssystems geführt. Die Systemlösungen fielen jedoch unterschiedlich aus: 
einmal in der Schaffung einer neokorporativistischen Ordnung, die auf dem Einschluß der 
großen Interessengruppen in die Strategien der Wirtschaftspolitik beruhe. Zum andern in ei- 
ner dualistischen Lösung: in einer Fxpansion jener Sektoren, in denen ein relativ freies Spiel 
der Marktkräfte herrsche, durch die in gewisser Weise die rigiden Zwänge in den anderen 
Sektoren kompensiert würden. 

Für die Zukunft kann man voraussehen, daß sich diese Spaltung akzentuieren wird und daß 
die europäischen Länder in zwei sehr unterschiedliche Richtungen driften werden. Einerseits 
gibt es Länder wie Schweden, in denen sich unter dem Impuls einer starken Gewerkschaft, 
die den Verteilungskonflikt in die politische Arenagetragen hat (Korpi 1983), sehr stabile Me- 
chanismen politischer und sozialer Aushandelung behaupten. In einem solchen sozialen Um- 
feld wird die Gewerkschaft versuchen, die langfristigen Interessen der Arbeiterklasse in ihrer 
ganzen Breite voranzutreiben, statt die kurzfristigen und unmittelbaren Interessen einzelner 
Gruppen zu vertreten. Dort jedoch, wo die dualistischen Tendenzen vorherrschen, sind 
nicht nur Programme zur radikalen Transformation des ökonomischen Systems äußerst un- 
realistisch, sondern dort werden die Gewerkschaften auch gezwungen, sich im Kampf um die 
zentralen Interessen der traditionell von ihnen vertretenen Beschäftigten allmählich aus den 
Bereichen marktschwacher Randgruppen zurückzuziehen. 

Den Fall Italien kann man hier nur äußerst schwer einordnen. Auf der einen Seite nähert sich 
Italien sicher nicht an jene Länder an, in denen die Praktiken und Verfahren politischer und 
sozialer Aushandelungsprozesse so konsolidiert sind, daß sie es der Gewerkschaftsbewegung 
erlauben, die politischen Inhalte in einem radikalen Sinne zu transformieren. Der Vertrag des 
Jahres 1983 — mag er auch als eine Einschränkung der gewerkschaftlichen Interessenvertre- 
tung charakterisiert werden — beweist trotzdem noch immer die Fähigkeit der Gewerkschaf- 
ten, Interessen auf einen Nenner zu bringen und sie zum Gegenstand zentraler politischer 
Verhandlungen zu machen. 
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3. Zuletzt möchte ich kurz ein Szenario skizzieren, das etwas von den allgemeinen Tenden- 
zen in Europa abweicht. 

Die jüngsten italienischen Erfahrungen können nicht nur als Anomalie oder als ein Zurück- 
bleiben hinter der gesamteuropäischen Situation gedeutet, sondern auch als eine für andere 
Länder in der Zukunft erwartbare Entwicklungsrichtung interpretiert werden. Grundlage 
für diese Annahme ist die Tatsache, daß sich in Italien die — weiter vorn beschriebene — 
dualistische Lösung bereits in den 70er Jahren durchgesetzt hat — weit früher und mit grö- 
ßerem Erfolg als anderswo (Berger-Piore 1982). Aber dieser Dualismus hat nicht verhindern 
können, daß sich gleichzeitig das Verfahren zentralisierter politischer Verhandlungen be 
hauptete, auch wenn die Ergebnisse in höchstem Maße instabil waren. Trotz der sich ver- 
‚schärfenden Rezession und der Schwächung der Gewerkschaften hat der italienische Dualis- 
mus genau nicht zu einer Zerschlagung und Aufsplitterung der industriellen Beziehungen 
oder zu einer Japanisierung geführt, wie sie Streeck (1983) für die Bundesrepublik Deutsch- 
land vorauszusehen scheint. Auch hat sich dieser Dualismus nicht zu einem neoliberalen 
Generalangriff auf die Gewerkschaftsmacht entwickelt, wie es in Großbritannien der Fall 
ist. Der zentral abgeschlossene politische Sozialvertrag kennzeichnet in Italien nur einen 
Aspekt der gesamten industriellen Beziehungen, während sich daneben auf sektoraler, loka- 
ler und betrieblicher Ebene differenzierte Formen gewerkschaftlicher Interessenvertretung 
weiter entwickeln. 

Die oben angesprochene Schwächung der Gewerkschaften durch Rezession, technologische 
Umstrukturierungen, geschrumpfte Mitgliederbasis usw., führt offensichtlich nicht auto- 
matisch zu einer Beendigung zentralisierter politischer Verhandlungen und vielleicht nicht 
einmal zu einer Reduzierung ihrer Wichtigkeit. Aber diese Schwächung wird die Gewerk- 
schaften zwingen, eine Verschlechterung der Rahmenbedingungen der Verhandlungen auf 
zentraler politischer Ebene zu akzeptieren. In der italienischen Übereinkunft des Jahre 1983 
hat diese Verschlechterung sowohl bereits die Form der Einschränkung des Vertretungsbe- 
reichs angenommen als auch darüber hinaus zu einem Verzicht auf die Verfolgung langfristi- 
ger Ziele geführt. Unter anderen Umständen kann es allerdings zu unterschiedlichen Lösun- 
gen kommen. Aber auch wenn die Gewerkschaften ihre Fähigkeit beibehalten, Interessen 
zu vereinheitlichen und die Wirtschaftspolitik zu beeinflussen, wird es sicherlich doch zur 
Neudefinition der Rahmenbedingungen politischer Aushandelung kommen, die in keinem 
Land — solange die Ursachen für die aktuelle Krise der Gewerkschaften nicht beseitigt wer- 
den können — zu ihrem Vorteil ausschlagen dürften. 

Die zweite Überlegung betrifft die Tatsache der zunehmenden Differenzierung gewerk- 
schaftlicher Vertretungsbereiche auf sektoraler, lokaler und betrieblicher Ebene. Gerade die 
Tatsache, daß sich diese Entwicklung in Italien bisher auf eine etwas unkontrollierte Weise 
vollzogen hat, könnte dazu führen, daß die Ebene zentralisierter Interessenvertretung beibe- 
halten wird. Die sozialen und politischen Arenen für zentralisierte Sozialverträge bzw. dezen- 
trale Verhandlungen oder ad hoc- Vereinbarungen müssen im einzelnen festgelegt werden. 
Inwieweit die Existenzbedingungen der Gesamtheit der Beschäftigten und der Grad ihrer 
Kontrolle über die Ökonomie zum Gegenstand politischer Aushandelung gemacht werden 
muß, und wieviel dagegen dem »freien Spiel der Kräfte auf dem Markt« überlassen bleiben 
soll, wird dagegen künftig Gegenstand von Regelungsabsprachen sein. Es ist unwahrschein- 
lich, daß diese Doppelstrategie — einerseits die Beibehaltung allgemeiner Zielsetzungen und 
Interessen der Arbeiter und andererseits das Inkaufnehmen eines notwendigen Grades nicht 
möglicher Festlegungen als adäquate Verarbeitungsform der heterogenen Machtbeziehun- 
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gen in der jetzigen Situation — schließlich dazu führen wird, daß sich auch jene Gewerkschaf- 
ten beginnen umzustellen, die zentralistisch organisiert sind, wie beispielsweise die österrei- 
chischen oder die schwedischen. 


Anmerkungen 


1 Dieser Vortrag wurde auf der deutsch-italienischen Veranstaltung » Wirtschaftskrise, technologi- 
scher Wandel und Gewerkschaften« in Turin gehalten. Diese vom 10. bis 11. November 1983 
durchgeführte Konferenz wurde mit Unterstützung der Stiftung Volkswagenwerk vom Frankfur- 
ter Institut für Sozialforschung und dem Goethe-Institut in Turin durchgeführt. 

2 Eshandelt sich um die Übereinkunft, den Automatismus der gleitenden Lohnskala (»scala mobile«) 
einzuschränken, d.h. die unmittelbare Bindung der Löhne und Gehälter an die Lebenshaltungsko- 
sten zu durchbrechen — im Tausch gegen Zugeständnisse auf anderen Gebieten. 


Die Übersetzung aus dem Italienischen besorgte freundlicherweise Lothar Lappe 
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Guy Groux, Catherine Levy 
Gewerkschaftskrise und Unternehmeroffensive in Frankreich 
— das empirische Beispiel einer Industriebranche.* 


Paradoxerweise hat sich das Problem der Gewerkschaftskrise verstärkt seit dem Zeitpunkt 
gestellt, als die Linke im Mai 1981 an die Regierung kam. Dabei verdeckt der Begriff, wie wir 
sehen werden, verschiedene Bedeutungen und er wird von einer Reihe sich oft ergänzender, 
manchmal aber auch gegensätzlicher Erklärungen begleitet. 

Doch die Gewerkschaftskrise datiert nicht erst seit dem Jahr 1981. Sie betrifft an erster Stelle 
die beiden wichtigsten französischen Organisationen, ! dieCGT (Confederation Generale du 
Travail) und die CFDT (Confed£ration Frangaise et Democratique du Travail), die beide ein 
antikapitalistisches Gesellschaftsprojekt vertreten. Es handelt sich also um eine Krise, die vor 
allem die kämpferischsten Gewerkschaftsorganisationen betrifft — und das nicht ohne 
Grund. Im Konkreten zeigt sich die Gewerkschaftskrise in Frankreich durch den Rückgang 
der kollektiven Mobilisierung. Nun waren gerade die CGT und die CFDT im wesentlichen 
die Organisationen, deren Wirksamkeit sich auf die Fähigkeit zur kollektiven Mobilisierung 
in den Betrieben und bei sozialen Konflikten gründete. 

Die Krise äußert sich für diese beiden Organisationen auch in einem Verlust an Mitgliedern 
und an gewerkschaftlichern Einfluß. Zur gleichen Zeit jedoch gewinnen die »reformistisch« 
genannten Gewerkschaften FO (Force Ouvriere), die CGC (Confederation des Cadres) und 
die CFTC (Confederation Frangaise des Travailleurs Chrötiens) zumindest auf der Ebene der 
Betriebswahlen. Das bedeutet, daß die Gewerkschaftskrise eine Neuzusammensetzung in- 
nerhalb des gewerkschaftlichen Einflußfeldes nach sich zieht: das Gewicht und die Bedeu- 
tung der reformistischen Organisationen wurde spürbar verstärkt. Die Ergebnisse der jüng- 
sten Wahlen zu den Arbeitsschiedsgerichten? sind diesbezüglich eindeutig. 1979 erhielten die 
CGC, FO und die CFTC zusammen 29,4 % der abgegebenen Stimmen, die CGT und die 
CFDT erhielten ihrerseits 65,5 %, die restlichen Prozente verblieben den national nicht-re- 
präsentativen Organisationen. 1982 vereinten die »reformistischen« Gewerkschaften 35,7 % 
der Stimmen, während die CGT und die CFDT um insgesamt 5,2 % zurückgingen — ein 
Rückgang, der insbesondere der CGT angelastet werden muß (vgl. Anhang 1). 
Selbstverständlich stellt sich die Krise für die beiden ersten französischen Gewerkschaftsorga- 
nisationen unterschiedlich dar. Das gilt offensichtlich für die Wahlen. Bestärkt durch die Be- 
wegung vom Mai 1968 und die sich anschließenden Konflikte, in denen sie eine aktive Rolle 
übernahm, erlebte die CFDT einen beträchtlichen Aufschwung bei den Wahlen im Verlaufe 
der 70er Jahre. Auf der anderen Seite war der Rückgang der CGT während dieser Periode ge- 
nauso offensichtlich: von 1966/67 bis 1976/77 verlor die CGT mehr als 10 % und von 
1966/67 bis 1982 16,6 % (Anhang 2). Doch seit Ende der 70er Jahre stagniert der Einfluß der 
CFDT under entwickelt sich heute sogar eindeutig rückläufig. Das zeigen die Wahlen zur So- 
zialversicherung vom Oktober 1983. Bei diesen Wahlen liegt FO um 7 Prozentpunkte vor 
der CFDT: 25 % gegen 18,5 %, und die CGC schließt dicht auf mit 16 %. Bei allen Schwierig- 
keiten eines Vergleichs unterschiedlicher Wahlen bleibt die Tendenz jedoch eindeutig: der 
Niedergang des wahlmäßigen Einflusses der CFDT und der andauernde Rückgang der CGT. 
Letztere erhält bei den Wahlen zur Sozialversicherung 1983 nur noch 28 %, während der »re- 
formistische Gewerkschaftsblock« mehr als 53 % erhält. Und das ist das erste Mal in Frank- 
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reich, daß bei einem nationalen Wahlgang die Mehrheit der Stimmen an die »reformisti- 
schen« Organisationen geht — ein nicht zu unterschätzendes Ereignis. 

Während auf der Ebene der Wahlen die CGT und die CFDT zumindest zeitlich unterschied- 
lich von der Gewerkschaftskrise betroffen sind, gilt dies nicht für die Mitgliederzahlen und die 
betriebliche Verankerung. In beiden Fällen können wir feststellen, daß der Einfluß der CGT 
als auch der CFDT zurückgeht. Nach Angaben der Gewerkschaften sinken die Mitglieder- 
zahlen; die der CGT seit 1976 und die der CFDT seit 1978. So nimmt die Zahl der CGT-Mit- 
glieder von 1975 bis 1980 im freien Fall um über 20 % ab und die der CFDT entwickelt sich 
von 1978 bis 1980 um fast 10% rückläufig(Anhang 3). FO, dieCGC und die CFTC berichten 
ihrerseits von zunehmenden oder — für die CFTC — stagnierenden Mitgliederzahlen. 

Auf der Ebene der betrieblichen Verankerung durch Gewerkschaftssektionen müssen wir einen 
Rückgang der CGT und der CFDT zumindest in relativen Zahlen feststellen. Von 1970 bis 
1979 sinkt der Anteil der CGT-Sektionen um fast 6 % und der der CFDT um beinahe 
1,5 %. Der prozentuale Anteil von FO, CGC und der CFTC hingegen steigt respektive um 
3,3 %, 1,4 % und 2,3 % (Anhang 4). 

Zusammengefaßt zeigen diese Zahlen sehr deutlich, daß die französische Gewerkschaftskrise 
zunächst die kämpferischsten Gewerkschaftsorganisationen betrifft, die dem kapitalisti- 
schen Gesellschaftssystem am stärksten entgegenstehen. Und sie zeigen auch, daß diese Krise 
mit voller Gewalt und an erster Stelle die CGT betrifft. Aber heute hat diese Krise ebenfalls, 
und in weitreichendem Maße, die CFDT erreicht. 

Doch das ist zunächst nur die Oberfläche der Zahlen. Die Entwicklung der Gewerkschafts- 
krise zu periodisieren, impliziert auf der Analyseebene die Hervorhebung zweier Faktoren: 
die ökonomische Krise selbst und dann der politische Wechsel von 1981. 


Zunächst 1974. Auf ökonomischer Ebene markierte dieses Jahr den Bruch mit der Wachs- 
tumsperiode. Genauer gesagt, die ökonomische Krise zeigte ihre ersten Auswirkungen auf 
dem Arbeitsmarkt: die Arbeitslosigkeit nahm seit der Zeit beständig zu. Die Arbeitsmarkt- 
segmentierung verstärktesich progressiv in den kommenden Jahren und es wurdeeine deutli- 
che Trennung zwischen stabilen und ungesicherten Beschäftigungsverhältnissen eingeführt. 
Angesichts der zunehmenden Verunsicherung von Beschäftigungsverhältnissen (durch Leih- 
arbeit, Zeitverträge, Heimarbeit u.a.m.) erwies sich die Strategie der französischen Gewerk- 
schaften als wenig angemessen. Dies erklärt sich aus zwei Gründen: erstens sind sie insbeson- 
dere bei den Arbeitern verankert, deren Beschäftigungsverhältnisse zwar unterschiedlich 
aber gesichert erscheinen (der Öffentliche Dienst und der nationalisierte Wirtschaftssektor 
bilden eine zentrale Grundlage des französischen Gewerkschaftswesens.). Im privatwirt- 
schaftlichen Bereich sind die Gewerkschaften vor allem in den Großunternehmen und dort 
insbesondere bei den Facharbeitern und den Technikern verankert, welche zugleich häufig 
ihr »militantes Gerüst« darstellen. Und deshalb war die Gewerkschaftspolitik der beiden gro- 
ßen Organisationen nicht zuletzt erheblich auf eine Verteidigung erlangter Errungenschaf- 
ten ausgerichtet, die zwar einen wichtigen Teil der Arbeiterklasse betraf — aber es war eben 
nur ein Teil und zudem einer, der abnimmt. 

Und zweitens stand zur damaligen Zeit in den Reden und Praktiken der beiden wichtigsten 
Gewerkschaftsorganisationen die Unterstützung des gemeinsamen Programms (Programme 
Commun) der linken Parteien an oberster Stelle. Für die CGT war es stets eine Unterstüt- 
zung ohne Vorbehalt, während die CFDT zuerst gewisse Reserven gegenüber dem gemeinsa- 
men Programm anmeldete, bevor sie sich dann voll an der Seite der linken Parteien engagier- 
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te. Und beide Gewerkschaften erwarteten damals von einem Regierungsantritt der Linken ei- 
ne eindeutig positive Wende zum Besseren auf dem Arbeitsmarkt. 

Doch die Auswirkungen der ökonomischen Krise verstärkten sich weiterhin und der Auf- 
schwung der Linken in der öffentlichen Meinung reichte nicht aus, um den SiegvonF. Mitte- 
rand bei den Präsidentschaftswahlen von 1974 zu sichern. Von dieser Zeit ab erreichten die 
Krisen ein Ausmaß, das ganze Branchen zerstört: Stahl-, Eisen-, Kohle- und Textilindustrie 
wurden besonders betroffen. Betriebsstillegungen und Massenentlassungen waren die Folge. 
Auf diese Entwicklungen hatten die Gewerkschaften bestenfalls punktuelle Antworten. Seit 
dieser Zeit gab es zwar zahlreiche Arbeitskämpfe gegen die Massenentlassungen und einige 
endete auch erfolgreich, so die Auseinandersetzung bei Rateau in La Courneuve bei Paris. 
Andere hatten neue Praktiken des Arbeitskampfes entwickelt, so bei Lip Besangon, wo die 
Produktion 1973 unter Arbeiterkontrolle wiederaufgenommen wurde unter dem Motto: 
»Wir arbeiten, wir verkaufen und wir bezahlen uns selbst.« In der gleichen Periode werden ei- 
ne Anzahl von Arbeiterproduktionskooperativen gegründet, Manufrance S.A. ist dafür das 
jüngste Beispiel. Doch diese punktuellen und wesentlich ökonomischen Antworten auf die 
Krise wurden nicht auf eine allgemeine Stufe angehoben. Lokale Arbeitskämpfe gab es zwar 
immer wieder, aber wenige gemeinsame Kämpfe — nicht einmalauf der Ebene der hauptsäch- 
lich von der Krise betroffenen Branchen. Diese gewerkschaftliche Schwäche hatte eine genau 
bestimmbare Wirkung: der Widerstand der Arbeiter gegenüber den industriellen Umstruk- 
turierungen, die die Unternehmer die meiste Zeit mit der aktiven Unterstützung des Staats- 
apparates unter Giscard d’Estaing vornahmen, wurde geschwächt. Die sozialen Kosten — 
und für die Arbeiter waren das die Entlassungen — stiegen noch weiter an. Schließlich wurde 
so die Glaubwürdigkeit der französischen Gewerkschaftsorganisationen — und gerade die 
der kämpferischsten — unterminiert. Jener Verlust an Glaubwürdigkeit der Gewerkschaften 
angesichts der Beschäftigungsproblematik erklärt zum großen Teil den gegenwärtigen Zu- 
stand der Gewerkschaftskrise. 

Es folgt 1981. Der von den Gewerkschaften so erhoffte politische Wechsel tritt ein. In einem 
ersten Schritt zeigt die neue Regierung der Linken ihren Willen, gemeinsam mit der Gesamt- 
heit der Gewerkschaften eine Politik des ökonomischen Aufschwungs durch höheren Mas- 
senkonsum und dadurch erhöhte Produktion zu definieren. Doch diese Politik wird ein 
knappes Jahr später wieder über den Haufen geworfen, denn die Inflationsrate blieb hoch 
und das Außenhandelsdefizit stieg weiterhin in ungeahntem Ausmaß an. Im Juni 1982 wurde 
eine sechsmonatige Politik des Preis- und Lohnstopps eingeführt. Doch die neue Sparpolitik, 
die zunächst auf Grundlage eines umfassenden nationalen und gewerkschaftlichen Konsenses 
eingeführt wurde, brachte nicht die erwarteten Ergebnisse. 1983 übertraf die Inflation immer 
noch die Marke von 9 %, die Zahl der Arbeitslosen von über 2 Millionen wird— nachdem sie 
einige Zeit konstant gehalten werden konnte — in beunruhigendem Maße ansteigen, denn et- 
liche Pläne für Massenentlassungen im Automobilsektor, in der Stahlindustrie und im Kohle- 
bergbau sind bereits ausgearbeitet. Nicht zuletzt wird die Kaufkraft der Arbeitnehmer im öf- 
fentlichen wie im privaten Sektor ernsthaft bedroht. Daraus folgt für die Arbeitnehmer, daß 
sie hochgradig enttäuscht sind von der ökonomischen Politik der Linken. Auf politischer 
Ebene äußerte sich diese Enttäuschung durch einen hohen Grad an Wahlenthaltung der tra- 
ditionell linken Wähler bei den letzten Wahlen (Nachwahlen auf kommunaler und nationa- 
ler Ebene) und das führte zu einem deutlichen Rückgang der Linken gegenüber den Stimmen 
für die Rechten. Auf gewerkschaftlicher Ebene führte diese Enttäuschung zu einer noch grö- 
ßeren Entfremdung von den Organisationen, die aufgrund ihrer Ideologie, ihrer politischen 
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Projekte und ihrer Praktiken im Verhältnis zur Regierung der Linken mitbeteiligt waren an 
der durchgeführten neuen Politik. So kam es zu dem paradoxen Ergebnis, daß der Regie- 
rungsantritt der Linken die Gewerkschaftskrise und insbesondere dieKrise der CGTundder 
CFDT noch verstärkt hat. 

Über diese allgemeinen Faktoren hinausgehend, wollen wir uns im folgenden mit den The- 
sen beschäftigen, die von detaillierten Punkten aus versuchen, die heutige Gewerkschaftskri- 
se in Frankreich zu erklären. 


Aktuelle Thesen zur Gewerkschaftskrise 


Für die CGT selber erklärt sich der Niedergang ihrer Mitgliedszahlen aus zwei Faktoren. Zu- 
nächst als eine Folge der Beschäftigungskrise. Nach Aussage der CGT haben die Massenent- 
lassungen in den von der Krise am meisten betroffenen Sektoren, dort, wo sie am besten ver- 
ankert war, zu einem tiefen Sturz ihrer Mitgliedszahlen geführt. So habe die CGT-Metall 
nach inoffiziellen Quellen fast 30 % ihrer Mitglieder verloren. Aber die CGT erklärt ihren 
Machtverlust auch anhand einer gewissen Selbstkritik ihres gemeinsamen Auftretens mit der 
CFDT von 1966 bis 1979. Die Aktionseinheit mit der CFDT habe sie dazu geführt, eine 
Rhethorik zu verwenden, die keineswegs immer ihrer eigenen Ideologie entsprach. Anfang 
der 80er Jahre sprachen zahlreiche, von der CGT veröffentlichten Texte von einem organisa- 
torischen Identitätsverlust, der zwei Konsequenzen hatte. 

Die erste Konsequenz bestand darin, daß innerhalb des französischen Gewerkschaftswesens 
die Rolle einer »klassenbewußten Massengewerkschaft« geschwächt wurde, deren Existenz 
jedoch eine der wichtigsten Voraussetzungen für eine dauerhafte und kollektive Mobilisie- 
rung sei. Die zweite Konsequenz sei ein Verlust an Einfluß der CGT bei ihren Anhängern 
oder Wählern. Den führenden Leuten der CGT ginges folglich dann darum, alles zutun, um 
die eigene Identität der CGT wiederzugewinnen, indem sie »wieder ihre eigene Sprache 
spricht«. Allerdings sind diese Bemühungen bis jetzt weder hinsichtlich der eigenen Mit- 
gliedszahlen, noch bezüglich der Wahlergebnisse der CGT von Erfolg gekrönt worden — 
eher im Gegenteil. 

Jaques Kergoat (1982) analysiert diesen Mißerfolg ausgehend von einem politischen Ansatz. 
Für ihn liegen die Gründe für den rapiden Mitgliederverlust der CGT 1978 in dem Auseinan- 
derbrechen des»Gemeinsamen Programms« der Linksunion in diesem Jahr und in der Tatsa- 
che, daß die CGT umgehend und rückhaltlos die PCF unterstützte, deren Gegensatz zur PS 
immer stärker wurde. Er stellt fest: »Ganz offensichtlich hat die CGT in dengroßen Arbeiter- 
regionen, dort, wo es noch ein kollektives Arbeiterbewußtsein gibt, am teuersten die latente 
Unterstützung bezahlt, die sie der politischen und gewerkschaftlichen Spaltung gewährte«. 
Die gleiche These vertritt der amerikanische Politologe G. Ross (1984) in einem Sammelband 
über die französische Arbeiterbewegung in der Zeit von 1968-1982. 

Eine andere Erklärung für die Gewerkschaftskrise stützt sich auf ein »kulturelles Modell«. 
Die Vertreter dieses Ansatzes? verbinden die Gewerkschaftskrise mit einer kulturellen Krise, 
die tief in die Arbeiterklasse eingedrungen sei. Genauer gesagt, richte sich die gewerkschaftli- 
che Rede und Praxis vorrangig an eine genau umrissene Figur der Arbeiterbewegung: den 
männlichen, französischen Facharbeiter. (»The french white man and blue collar«). Diese Re- 
deweise ist umso eher an ihn gerichtet, als sie zumeist auch von ihm »produziert« wird: der 
Facharbeiter bleibt gleichzeitig Vorbild und Hauptstütze der kämpferischen Gewerkschafts- 
bewegung in Frankreich. 
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Die industriellen Veränderungen der 60er Jahre haben jedoch zum Auftauchen neuer gesell- 
schaftlicher Akteure geführt: die ausländischen Arbeiter, die fast nur auf angelernten Arbeits- 
plätzen arbeiten und auch die Frauen, die eine dauerhafte Vollzeitbeschäftigung fordern und 
nicht nur eine von den jeweiligen Umständen abhängige Hilfsarbeit. Dieökonomische Krise 
seit Mitte der 70er Jahre habe zusammen mit der industriellen Umstrukturierung zu einer 
weitreichenden Segmentation der Arbeiterklasse geführt, wenn nicht sogar zu ihrem »Aus- 
einanderbrechen« und das impliziere eine tiefgehende Differenzierung und auch Antagonis- 
men zwischen den verschiedenen existierenden kulturellen Modellen: Facharbeiter / ange- 
lernter Arbeiter; Franzose / Ausländer; Männer / Frauen; stabile Beschäftigungsverhältnisse 
/ ungesicherte Beschäftigungsverhältnisse. Die Ausländer, die Frauen und die Arbeiter in un- 
gesicherten Beschäftigungsverhältnissen bilden jedoch einen sehr großen Anteil an der Arbei- 
terklasse und sie konnten sich in dem vorherrschenden Modell und den Redeweisen des fran- 
zösischen Gewerkschaftswesens nicht wiederfinden. 

Die Gewerkschaftskrise läßt sich auch durch eher institutionelle Aspekte erklären. In Frank- 
reich hat das Gesetz von 1950 über die Tarifverträge zur Folge, daß die Verhandlungen auf na- 
tionaler Ebene gestärkt werden. Aber sobald man sich auf die nationale Ebene bezieht, ist das 
Risiko groß, eine ganze Reihe von Fragen ausgespart zu sehen, die bereits vorher sozial wenig 
geschützt waren: Zulieferarbeit, Heimarbeit, Leiharbeit, Arbeiter ohne festen Status — und 
ihre Zahl nimmt mit der ökonomischen Krise zu. Darüber hinaus haben die Branchenver- 
handlungen zwischen den Tarifparteien zur gewohnheitsmäßigen Praxis geführt, daß man 
sich vor allem mit Fragen der Eingruppierung, der Löhne und der Definition verschiedener 
sozialer Status kümmert, d.h. um eine Gesamtheit von Themen, die in erster Linie die Arbei- 
ter interessieren, die bereits im Besitz relativ starker sozialer Garantien sind. Es ist insofern 
nicht erstaunlich, daß eine Gewerkschaftspolitik, die sich auf stabile, juristisch kodifizierte 
und relativ qualifizierte Beschäftigungsverhältnisse bezieht, in der aktuellen Konjunktur in- 
nerhalb der Betriebe zutiefst in Frage gestellt wird. Selbstverständlich gibt es im Rahmen der 
vom Parlament seit 1981 neu verabschiedeten Gesetze Maßnahmen, die geeignet sein kön- 
nen, diesen Zustand zu modifizieren. Das gilt z.B. für Maßnahmen bezüglich befristeter Zeit- 
verträge oder auch jene, die eine Stärkung der betrieblichen Verhandlungsebene vorsehen, 
wo doch die Betriebe bisher eher als »Konfliktort« denn als»Verhandlungsort« galten. Doch 
diese Gesetze sind noch zu jung und ihre Umsetzung zu wenig verbreitet, als daß sie schon 
heute die Ursachen der Gewerkschaftskrise beheben könnten, die aus der traditionellen und 
institutionellen Natur der Tarifverhandlungen in Frankreich entspringen. 

Wir wir sehen können, gibt es vielfältige und unterschiedliche Ansätze zur Erklärung der 
französischen Gewerkschaftskrise: ob sie sich auf die Auswirkungen der ökonomischen Kri- 
se beziehen oder eher umgekehrt auf mehr direkt politische Erklärungsansätze, ob sie die kul- 
turelle Krise der Arbeiterklasse zum Ausgangspunkt nehmen oder eher die traditionellen 
Handlungs- und Verhaltensweisen innerhalb des Tarifverhandlungssystems — die meisten 
von ihnen verschweigen oder berücksichtigen unzureichend die neuen Praktiken und Strate- 
gien der Unternehmer, die in den Betrieben nach dem Mai 1968 entwickelt wurden — so als 
hätte die Gegenseite der Gewerkschaften keinen Anteil an der Krise der Gewerkschaften. Es 
handelt sich um die »neuen Unternehmerpolitiken« und sie werden wir im folgenden genauer 
analysieren. 

Essind diese Politiken, die unserer Meinung nach — und mit dem Rückenwind derökonomi- 
schen Krise und der drohenden Beschäftigungsrisiken — in weitem Maße dazu beitragen, daß 
die Arbeiter sich im Betrieb, in der Abteilungund im Bereich des konkreten Arbeitsprozesses 
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immer weiter von den Gewerkschaften entfernen. Der Ursprung der neuen Unternehmer- 
politik entwickelte sich aus den Arbeitskonflikten der angelernten Arbeiter, die in der Folge 
des Mai 1968 zunahmen und Forderungen thematisierten, die damals aus dem thematischen 
Umfeld der radikalen Linken stammten: Kampf gegen die Hierarchien, Infragestellung der 
Fließbandarbeit und der Taktzeiten und andere Forderungen, die direkt die Arbeitsorganisa- 
tion betrafen. Im Oktober 1971 veröffentlichte das nationale Zentrum der französischen 
Unternehmer (CNPF) einen Bericht über die Probleme der angelernten Arbeiter und war in 
diesem Problembereich zumindest auf nationaler Ebene den verschiedenen Gewerkschafts- 
organisationen einen Schritt voraus. Erst im Februar 1972 antwortete die Exekutivkommis- 
sion der OGT auf den Bericht des CNPF und im Oktober 1972 war die CFDT-Metall auch 
soweit. * 

Seit dieser Zeit zielt die Unternehmerstrategie immer stärker darauf ab, die Praktiken der Ar- 
beiter auf der Ebene.der Abteilungen und der Werkstätten in den Griff zubekommen und die 
soziale Kontrolle über die Arbeiter wird verstärkt. In der ersten Zeit handelte es sich um eine 
Strategie, die versuchte, auf die Arbeitskonflikte der angelernten Arbeiter zu antworten, in- 
* dem sie im voraus auf die Probleme einging. Später wandelte sie sich in eine Strategie, die di- 
rekt versuchte, dem gewerkschaftlichen Einfluß auf der Abteilungsebene entgegenzutreten 
und sogar — wie wir noch sehen werden — die Gewerkschaften im Verhältnis zur konkreten 
Produktionswelt zu marginalisieren. 


Die Politiken kapitalistischer Personalführung und kollektiver Mobilisierung 
der Arbeitskraft. 


Die meisten der neuen Unternehmerpolitiken in der Nachfolge des Mai 68 sind durch die 
Tatsache gekennzeichnet, daß sie in unterschiedlicher Weise eine Gesamtheit an Verände- 
rungen und/oder von Reformen in Gang setzen, die mehr oder weniger die Arbeitsinhalte 
und das subjektive Verhältnis der Arbeiter zur Arbeit betreffen. Ein zweiter Aspekt, der die 
neuen Unternehmerpolitiken kennzeichnet, ist der Umstand, daß sie ihren Ursprung imall- 


gemeinen im ausschließlichen Willen und Wollen der Unternehmer haben. Es handelt sich ' 


also um unilaterale, unternehmerische Initiativen. 

Beim christlich orientierten Unternehmertum gab es schon lange eine gewisse Aufgeschlos- 
senheit gegenüber innerbetrieblichen Reformen, doch diese Orientierung war lange Zeit in 
der Minderheit innerhalb des französischen Unternehmertums. Das begann sich Anfang der 
70er Jahre zu ändern. Das Gesetz vom Dezember 1968 erlaubte den Aufbau gewerkschaftli- 
cher Betriebssektionen und verstärkte damit die institutionelle Verankerung der Gewerk- 
schaften in den Betrieben. Seit die neuen Formen der Arbeitskämpfe sich konkreter auf den 
Arbeitsprozeß als den entscheidenden Ort des Arbeitsalltages bezogen und die Arbeitsorga- 
nisation, die betriebliche Personalführung und die Produktionsbedingungen ein verstärkter 
Gegenstand von Arbeitskonflikten wurden, entwickelten sich die neuen Unternehmerpoli- 
tiken in der beschriebenen Art und Weise. DieKrisenverschärfung in den letzten zehn Jahren 
tat dieser Entwicklung keinen Abbruch. 

Getreu einer vom sozial-aufgeklärten, reformistischen Unternehmertum, seinen Praktiken 
und Ideologien vererbten Tradition, gründeten sich die neuen Unternehmerpraktiken an- 
fangs wesentlich auf die individuellen Erwartungen und Hoffnungen der Lohnabhängigen. 
So sah man hie und da in den Betrieben »soziale Vorarbeiter« auftauchen, deren Rolle darin 
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bestand, die individuellen Erwartungen der Arbeiter aufzunehmen und ihnen Rechnung zu 
tragen und dabei war es unabhängig, ob diese Erwartungen sich auf das Leben während der 
Arbeit oder außerhalb von ihr bezogen. Erst in der Mitte der 70er Jahre erreichten die neuen 
Unternehmerpolitiken eine neue Dimension, indem sie sich nicht nur auf den Arbeiter alsIn- 
dividuum bezogen, sondern mehr und mehr auf das »Arbeitskollektiv«.° In diesem Zusam- 
menhang erschienen eine ganze Reihe neuer Strukturen, die bis dahin fast unbekannt waren: 
Ad-hoc-Gruppen für gemeinsame Absprachen, die nicht nur an die verschiedenen Stufen be 
trieblicher Hierarchie gerichtet waren, sondern auch und vor allem an die ausführenden 
Lohnarbeiter; Kommissionen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und Gruppen, in 
denen sich die Arbeiter zu Wort melden konnten schon bevor das Gesetz über die Arbeiter- 
rechte vom 4. August 1982 verabschiedet wurde.° 
Diese Berücksichtigung der kollektiven Dimension von Lohnarbeitererwartungen durch das 
Unternehmertum wurdenicht ohne Grund gegen Endeder 70er Jahrenoch ausgeprägter. Wir 
haben gesehen, daß sich die Krise der französischen Gewerkschaften in dieser Periode weiter 
zuspitzte. Die unternehmerische Berücksichtigung der kollektiven Dimension der Arbeiter 
beschränkte sich nicht allein auf den Gesichtspunkt der sozialen Leitung der Arbeitskraft 
während der Arbeit. Sicher, der »neue Kurs« der unternehmerischen Politiken in den Betrie- 
ben bildete im engen Sinne des Wortes keinen Bruch mit den vorhergehenden unternehmeri- 
schen Initiativen, sondern eher ihre strategische Vertiefung. Aber er implizierte in der Tat 
einen Wandel in der Natur der Beziehungen zwischen den Arbeitgebern und den Arbeitskräf- 
ten, zumindest in den Unternehmen, in denen sich die neuen Politiken nicht nur auf den indi- 
viduellen, sondern auch auf den (betrieblichen) »Gesamtarbeiter« bezogen. Heute sehen wir 
unsin der Tat unternehmerischen Politiken gegenüber, dieein Verfahren kollektiver Mobilisie- 
rung der Arbeit und der Arbeitskraft (d.h. unternehmerische personalpolitische Strategien 
der betriebliche Anpassung) in Gang setzen, welches sich nicht mehr ausschließlich im Ver- 
hältnis zu den Arbeitsbedingungen auf der Ebene des individuellen Arbeitsplatzes definiert, 
wie das noch der Fall war bei den Forschungsgruppen zur Humanisierung der Arbeit, den 
ERACT,’ sondern auch im Verhältnis zu den allgemeinen Produktionsbedingungen und zu 
der ökonomischen Produktivität. Aber vor allem beziehen sich diese Verfahren kollektiver 
Mobilisierung auf die politischen und strategischen Bedingungen, die die Produktionssphäre 
und die ökonomische Produktivität leiten. Denn das Ziel der unternehmerischen Politiken 
der Personalführung und der kollektiven, kapitalistischen Mobilisierung der Arbeitskraft 
wird nicht ausschließlich definiert durch Bedingungen, die an dieökonomische Produktivität 
unmittelbar gebunden sind. Das Ziel ist an erster Stelle ein politisch- strategisches, zumindest 
in den gegenwärtigen Umständen, denn die kollektive, kapitalistische Mobilisierung der Ar- 
beitskraft zeigt sich zuerst auf»sozialem Terrain« und nicht auf dem der»ökonomischen Pro- 
duktivität« 1.e.$. Es handelt sich für das Unternehmertum darum, den Arbeitern eine kapita- 
hstische Alternative zu bieten angesichts der immer häufiger spürbaren gewerkschaftlichen 
Demobilisierung und den Rückschlägen der bisher kämpferischsten Arbeiterorganisationen 
‘in den Betrieben. Anders gesagt, die gegenwärtige Unternehmensstrategie berücksichtigt in 
direkter Weise die umfassenden sozialen Beziehungen in der Produktion. Und in diesem Rah- 
men konterkariert sie in den Werkstätten und Abteilungen die gewerkschaftliche Fähigkeit 
der Mobilisierung für Forderungen der Arbeitnehmer. Die kollektive Mobilisierung — eine 
elementare Voraussetzung gewerkschaftlicher Interessenvertretung — wird zum Bestandteil 
unternehmerischer Strategien zur Vernutzung der Arbeitskraft. Und selbst die neue Arbeits- 
gesetzgebung der sozialistischen Regierung, insbesondere die unmittelbaren Rechte der Ar- 
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beiter, sich im Betrieb zu vartikulieren« (die nach dem damaligen Arbeitsminister benannten 
Auroux-Gesetze von 1982), werden in ihrer Zielsetzung von den Unternehmern unterlau- 
fen, wie wir noch sehen werden. 

Davon zeugt heute die Entwicklung einer der neuesten Formen kapitalistischer Mobilisie- 
rung der Arbeitskraft in Frankreich, die Verbreitung der »Qxalitätszirkel« (QZ) (vgl. zu de- 
ren Funktionsweise unten). Ganz wie in vergleichbaren Ländern finden dieQZ eine massive 
Verbreitung in den ökonomisch produktivsten Sektoren. In Frankreich gibt es heute ca. 
3.000 QZ. Dasunternehmerische Ziel besteht darin, in kürzester Zeit auf 10.000 zukommen. 
Die meisten QZ bestehen z.Zt. im Metall- und Metallverarbeitenden Sektor: 33 %; im elek- 
tromechanischen und elektronischen Bereich: 20 %; in der Chemie- und Kunststoffindustrie: 
11 % und im tertiären Sektor: 5 %. 

In den 40er Jahren wurden die ersten QZ in den USA bei Ford eingerichtet und vor einigen 
Jahren besonders in Japan weiterentwickelt. Doch wir können die Erfahrungen des amerika- 
nisch-japanischen Modells der QZ nicht ohne weiteres auf Frankreich übertragen. In Japan 
wie in den USA existiert auf je eigene Weise ein Gewerkschaftssystem, welches stark in die 
Unternehmen integriert ist; das ist in Frankreich nicht der Fall. Darüber hinaus hat Frank- 
reich seit langer Zeit wieder einmal eine sozialistisch dominierte Regierung, die mehr oder 
weniger versucht, einen sozialen Reformismus in Gang zu setzen, der auf eine — vorsichtig 
gesagt — starke Zurückhaltung der Unternehmer trifft, eine Zurückhaltung, die übrigens 
auch von großen Teilen der Unternehmensleitungen geteilt wird, deren Unternehmen kürz- 
lich nationalisiert wurden. Diese nationalisierten Betriebe funktionieren massiventsprechend 
kapitalistischer Managerideologie. Während die QZ in Japan vorrangig (45 %) zur Lösung 
von Problemen der Reduktion von Produktionskosten eingesetzt werden und demzufolge 
vor allem in den unmittelbaren Produktionsabteilungen (30 %) und in der Instandhaltung 
(20 %) existieren (nach Auskunft der Japanese Union of Scientists and Engineers), scheint die 
Verbreitung der QZ in Frankreich im Augenblick eher politischen als unmittelbar ökonomi- 
schen Zielen zu entsprechen .® 

Um diese These der kapitalistischen, kollektiven Mobilisierung der Arbeitskraft und die dar- 
in liegenden Ursachen für die Krise der Gewerkschaften in Frankreich genauer zu ent- 
wickeln, werden wir uns im Folgenden auf eine laufende empirische Untersuchung? über die 
Qualitätszirkel beziehen, die die heute am weitesten entwickelte Form unternehmerischer 
Personalpolitiken darstellen. Die Untersuchung bezieht sich insbesondere auf zwei Großbe- 
triebe der französischen Stahlindustrie. Diese Betriebe zählen zu den wettbewerbsfähigsten 
industriellen Einheiten ihrer Branche, sie umfassen insgesamt mehr als 20.000 Beschäftigte. 
Das Beispiel der Stahlindustrie bietet einen doppelten Vorteil, zum einen hinsichtlich der 
Überlegungen zur ökonomischen Krise und zum zweiten hinsichtlich der Gewerkschaftskri- 
se. Es handelt sich jaum eine von der ökonomische Krise zutiefst betroffene Branche — weite- 
re 12.000 Arbeitsplätze sollen bis 1986 abgebaut werden. Und es war auch die Stahlindustrie, 
bei der man in der Folge der heftigen Arbeitskonflikte von 1979 (z.B. Longwy) eine massive 
Entfremdung der Lohnabhängigen vom Gewerkschaftswesen feststellen mußte. 

Die gegenwärtigen Politiken der Unternehmensleitungen im Stahlbereich sind jedoch genau 
von diesen beiden Faktoren bestimmt: zum einen durch die ökonomischen Imperative der 
Rezession in der Branche und zum anderen durch den Rückgang des Einflusses der Arbeiter- 
organisationen während der ganzen letzten Jahre. 
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Die Krise der Stahlindustrie 


Die französischen Stahlunternehmen sehen sich einer Branchenkrise'in Europa und in den 
USA ausgesetzt. Die Verminderung der globalen Nachfrage zwingt jedes Land und jedes 
Unternehmen, ihre Produktion zu verringern und gleichzeitig die veralteten Anlagen zu 
modernisieren. Der Stahlmarkt hat sich gewandelt, die Nachfrage ist quantitativ geringer 
und qualitativ differenzierter. Fast jede Bestellung erfordert eine andere Zusammensetzung 
des Endproduktes und der Produktionsprozeß muß den jeweiligen Nuancen der Bestellung, 
d.h. den speziellen Forderungen der Stahlverbraucher angepaßt werden. Unter diesen neu- 
en Bedingungen installiert die öffentliche Hand, die an der Finanzierung neuer Stahlpro- 
duktionszentren beteiligt war, eine Politik staatlicher Partizipation einschließlich Entschei- 
dungsbefugnissen, um die Schwächen unternehmerischer Investitionspolitik auszugleichen. 
Damit stellt sich das ökonomische Problem der Stahlkrise in Frankreich auch in schlicht 
arithmetischen Formen: zwei riesige und relativ neue Industriekomplexe, einer 20 Jahre alt 
und im Norden Frankreichs gelegen, der andere 10 Jahre alt und im Süden gelegen, sind ın 
der Lage, dem internationalen Wettbewerb standzuhalten. Ihr neuester technologischer 
Stand und ihre Lage »am Wasser« erlauben eine umfassende teil-automatische Leitung des 
Produktionsprozesses, vom Rohstofflager bis zum Endprodukt, ebenso wie die Diversifizie 
rung der Rohstoffversorgung. Angesichts dessen hat »die alte Dame von Longwy«, die im 
Oktober 1983 ihr 100jähriges Bestehen feierte, kaum noch Überlebenschancen, weder hin- 
sichtlich der veralteten Anlagen, noch bezüglich der vorhandenen Qualifikation der Ar- 
beitskräfte. 1975 wurde die seit dem Ende des 2. Weltkrieges bestehende Lohnskala ersetzt 
durch eine neue Klassifikation, bei der die alten Berufe verschwanden. Die Bewertung nach 
Berufen wurde ersetzt durch eine Gewichtung der Arbeit nach Kriterien der Ausbildungs- 
zeit, des Grades an Autonomie in der Arbeit etc. Die Trennung zwischen den verschiedenen 
Produktionszentren verstärkte sich, denn die neuen Produktionsmittel erforderten eine 
Steuerung der Arbeitsschritte aus der Entfernung und eine Formalisierung der informati- 
sierten und automatisierten Tätigkeiten. 


Der Konflikt von 1979 


Die vorgesehene Schließung der ältesten Stahlbetriebe im Osten und im Norden Frankreichs 
zog Anfang 1979 eine Reihe von Streiks und anderen Arbeitskonflikten nach sich, die sich 
nicht nur auf die bedrohtesten Betriebe beschränkten, sondern sich auf die Gesamtheit der 
Stahlunternehmen ausdehnten. In Denain und in Longwy ging der Kampf um die Arbeits- 
plätze, in Fos und in Dunkerque äußerte sich die Solidarität der Gewerkschaften anhand von 
Lohnfragen und der 5. Schicht. Wechselnde Teilstreiks paralysierten die Produktion in Dun- 
kerque und die Unternehmensleitung antwortete mit einer Aussperrung. In Fos wurde zwei 
Monate lang wegen Lohnproblemen gestreikt. 

Angesichts dieser Konflikte bildeten sich zwei unterschiedliche strategische Linien auf der 
Ebene der nationalen CGT-Metall und der CFDT-Metall heraus, die zu einander entgegen- 
gesetzten öffentlichen Steilungnahmen führten. 

Die CGT widersetzt sich jeder Entlassung und jeder Umstrukturierung des Produktionsap- 
parates. Sie propagiert statt dessen: Wiedereroberung des eigenen, internen Stahlmarktes und 
entsprechender Einfuhrstopp; Betonung der hohen Qualifikation der Stahlarbeiter und der 
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Qualität des produzierten Stahls; Anerkennung der Rentabilität der alten Anlagen mit Hilfe 
eines Minimums an finanzieller Investition. Diese Forderungen, die von den politischen Par- 
teien der Linken aufgegriffen wurden, berücksichtigten in Wirklichkeit weder die Vergan- 
genheit der französischen Unternehmen, noch die Zwänge und Pressionen, die auf interna- 
tionaler Ebene abliefen. Vier Jahre später erwiesen sich noch die negativsten Hypothesen der 
CGT und der politischen Linken (Judet-Bericht) als bei weitem zu optimistisch, wenn man 
die augenblickliche, reale Produktion betrachtet. 

Die Strategie der CFDT gibt sich nuancierter und basiert auf einer ausdrücklichen Anerken- 
nung von Verhandlungen zwischen Staat, Unternehmern und Gewerkschaften. Mit einem 
bewußt geäußerten »Realismus« schlägt die CFDT vor, die Probleme der Beschäftigung, der 
Entlassungen und der Modernisierurigdes produktiven Apparateszu verhandeln. Aber genau 
im letzteren, in der Modernisierung des Produktionsapparates liegt der Stein des Anstoßes, 
der zu den Konflikten im Laufe der letzten Jahre führte. Denn die bisher betriebene Investi- 
tionspolitik wurde unter dem ausschließlichen Einfluß der Nachfrage seitens der Stahlkonsu- 
menten betrieben, und das häufig nur fallweise und allein betriebsbezogen. Während dieser 
erzwungenen Modernisierung wurden die Forderungen der L.ohnabhängigen nicht berück- 
sichtigt. Von da ab gab es nur einen wirklich verhandelbaren Aspekt, das war die Frage der 
Arbeitsplatzsicherheit allein unter quantitativen Gesichtspunkten und nur noch nach erfolg- 
ter technologischer Modernisierung. 

Der Gegensatz zwischen den strategischen Linien der nationalen Metallgewerkschaftsver- 
bände wurde jedoch noch durch einen weiteren Gegensatz zwischen den lokalen Gewerk- 
schaftssektionen und ihren eigenen nationalen Organisationen verdoppelt. Zwei verschiede- 
ne Logiken schienen sich zu widersprechen oder zumindest einander äußerlich zu bleiben. 
Auf der Ebene der nationalen CGT-Metall und CFDT-Metall entwickelte sich eine neue 
Strategie: »die Strategie der industriellen Gegenvorschläge«, die auf eine globale und geplante 
»industrielle Logik« verweist. Für Frankreich war dies ein bedeutender gewerkschaftlicher 
Strategiewechsel. Anstatt sich in eine, die bestehenden Verhältnisse nur bestreitende und da- 
gegen protestierende Forderungshaltung einzuschließen, wie es der traditionellen Form des 
französischen Gewerkschaftswesens entsprach, versuchten die nationalen Metall-Gewerk- 
schaftsverbände der CGT und der CFDT eine Gesamtheit an industriellen Vorschlägen zu 
entwickeln, die es erlaubten, »Gegen-Pläne« zu entwerfen, um einen Ausweg aus der ökono- 
mischen Krise der Branche zu finden. Diese Strategie industrieller Gegen-Vorschläge ver- 
weist folglich auf eine »globale Branchenlogik«, derzufolge die Arbeiter nicht mehr nur noch 
ausgehend von den Problemen mobilisiert werden können, die sie unmittelbar wahrnehmen 
oder die im engen Sinne tarifpolitisch sind, sondern ausgehend von Themen, die direkt aus 
dem Bereich der Industriepolitik stammen. In den Betrieben hingegen existieren »lokale Lo- 
giken«, die sich darüber hinaus in einigen Fällen auf »betriebliche Partikularismen« gründen, 
welche die Realität der (lokalen) Arbeitskämpfe, ihre Besonderheiten, ihre gewachsenen 
Bündnisse und Fronten und ihre je eigene Geschichte bestimmen. Wir sehen angesichts des- 
sen eine Unfähigkeit der Gewerkschaftsverbände, einen gemeinsamen Kampf zu organisie- 
ren, der es erlaubt, die verschiedenen Arbeitskämpfe in den einzelnen Betrieben untereinan- 
- der besser abzustimmen. Diese einzelnen Kämpfe drohen in ihrer ganzen Heterogenität zu 
versanden, selbst wenn es manchmal gelingt, die gewerkschaftlichen Divergenzen vor Ort 
zugunsten einer unmittelbaren Solidarität zu unterdrücken. Aus dem Unterschied zwischen 
»industriellen Logiken« und »lokalen Logiken« ergeben sich eine Reihe unterschiedlicher 
Folgen. 
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Auf lokaler Ebene war die gewerkschaftlicheMobilisierung auf Grundlage der von den natio- 
nalen Gewerkschaftsverbänden präsentierten »industriellen Gegen-Plänen« mehr als lücken- 
haft, in Longwy sogar inexistent.!? Außerdem brachen die Konflikte zwischen den nationa- 
len Gewerkschaftsverbänden und den lokalen Sektionen manchmal mit voller Gewalt auf 
und führten dazu, daß erstere höchst autoritäre Maßnahmen trafen: ohne die betroffenen ak- 
tiven Gewerkschaftsmitglieder zu fragen und ohne selbst die eigenen Verantwortlichen der 
Metallbranche zu konsultieren, löste die Leitung der CGT das Radio »Lorraine-Stahlherz« 
auf, ein unabhängiges Radio der Arbeiterkämpfe, welches sie zuvor selbst gegründet hatte. 
Gleiches gilt für die Auflösung der CFDT-Sektion bei Usinor in Dunkerque: weil sie an dem 
nur durch dieCGT organisierten Marsch der Stahlarbeiter auf Paris im März 1979 teilgenom- 
men hatten, wurden mehr als 1000 CFDT-Mitglieder faktisch ausgeschlossen. 

Die Arbeitskämpfe von 1979 endeten überall, ob es um Arbeitsplätze, um Lohnfragen oder 
um Arbeitsbedingungen ging, mit einer Niederlage. Die erste Auswirkung der Niederlage 
war eine noch stärkere Trennung zwischen der CGT und der CFDT.!! Der Niedergang des 
Einflusses von CGT und CFDT im Metallbereich während der letzten vier Jahre erklärt sich 
aus dieser angewachsenen Gewerkschaftsspaltung und zusätzlich aus den nicht gehaltenen 
politischen Versprechungen, aus den drohenden Arbeitsplatzvernichtungen, die erneut auf 
den betroffenen Arbeitern schwer lasten, aus der Unfähigkeit der aktuellen Regierung, die 
Probleme der Stahlindustrie mit eigenständigen Konzepten im Vergleich zur vorherigen Re- 
gierung anzugehen und aus der Tatsache, daß trotz der Nationalisierung des Stahlsektorsund 
der verabschiedeten neuen Arbeiterrechte sich die Art und Weise der Leitung und der Macht- 
ausübung auf der Ebene der Betriebe wenig verändert hat im Vergleich zu früher (vgl. An- 
hang 5). 

Die Arbeitskämpfe und die gewerkschaftlichen Vorschläge zielten darauf ab, der Gesamtheit 
der Branche eine gewisse Homogenität und relative Kohärenz zu verleihen und zwar im Be- 
reich der Planung und der Leitung der Produktion, des Beschäftigungsvolumens und der 
Qualifikationsentwicklung. Die Niederlage der Arbeitskämpfe hat nun dazu geführt, daß ei- 
ne verstärkte Atomisierung der Arbeitskräfte zwischen den verschiedenen Unternehmens- 
gruppen, zwischen den Betrieben derselben Gruppe und sogar innerhalb eines Betriebes zwi- 
schen den verschiedenen Abteilungen spezifischer Berufsaktivitäten eingetreten ist. 

Für die Leitungen der Stahlunternehmen entsprach die Niederlage der gewerkschaftlichen 
Kämpfe und die anschließende Untätigkeit der politischen Linken der Entdeckung eigener 
Handlungsmöglichkeiten: um einerseits das Wiederaufflackern neuer Arbeitskonflikte zu 
verhindern und andererseits die Wirkungen der Stahlkrise besser auffangen zu können, ging 
es für sie im folgenden darum, die technologischen Transformationen und ihre Konsequen- 
zen akzeptabel zu machen, indem sie eine Art von »Konsens« auf der Ebene jedes einzelnen 
Betriebes aufzubauen versuchten. Angesichts der besonderen Bedeutung von Qualitätsfragen 
bei den diversifizierten Stahlprodukten ginges für sieauch darum, diese Qualitätsfragen zu ei- 
nem Problem der Beschäftigten zu machen und die verschiedenen Arbeitskollektive »intra 
muros« im gleichen Betrieb untereinander konkurrieren zu lassen. Daher die Einrichtung 
neuer Strukturen der Konzertierung, die Qualitätszirkel. Da es keine gewerkschaftliche Al- 
ternative zu dieser unternehmerischen Initiative gab, blieben die Lohnabhängigen geteilter 
Meinung über die Haltung, die sie gegenüber diesen auf Freiwilligkeit beruhenden Struktu- 
ren einnehmen sollten. Das zeigen die im folgenden entwickelten Fälle der beiden wichtig- 
sten Betriebe der französischen Stahlindustrie in Fos und in Dunkerque. 
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Einrichtung und Entwicklung von Qualitätszirkeln als aktuelle Form 
kollektiver Mobilisierung der Arbeitskraft durch die Unternehmer 


Das Beispiel des Unternehmens 5. 


Nach dem Arbeitskampf von 1979 optiert die Geschäftsleitung von $. ganz eindeutig für eine 
neue Sozialstrategie: ohne die Rentabilitätsprobleme im geringsten zu verbergen, gingesihr 
darum, die Beschäftigten massıv und auf enge Weise an das Weh und Wohl des Betriebes zu 
binden. A priori war das keine einfache Sache. Eine Untersuchung bei den Beschäftigten hatte 
nämlich der Geschäftsleitung gezeigt, daß »die Lohnabhängigen sich an nichts betriebliches 
gebunden fühlten, denn die Stahlkrise entwertete alles«!?. Dieses Gefühl war um so verbreite 
ter, als die Geschäftsleitung von S. keine Kontrollmacht über das Budget, den Verkaufspreis, 
die Beschäftigung, die Auswahl der Lieferanten und der Investitionen besaß und daher recht 
hilflos erschien, um die Krise meistern zu können. 

Die Einrichtung von Qualitätszirkeln (QZ) jedoch erfolgte eingebettet in ein ganzes Maß- 
nahmenbündel der betrieblichen Sozialpolitik. 1979 wurde eine»Abteilung für soziale Ange 
legenheiten« gegründet, deren Aufgabe es ist, um die Erwartungen und Hoffnungen der Ar- 
beiter zu wissen und auf siezu antworten. Mit der Einrichtung von QZ wurde eineReihe von 
Instrumenten und Verfahren geschaffen, die sich zwar in ihrer Form unterschieden, aber alle 
dem gleichen Ziel dienten: der höheren betrieblichen Integration der Lohnabhängigen. 

So wurde eine Informationsabteilung aufgebaut, deren technische Hilfsmittel eserlaubten, in 
wenigen Stunden kurze (einseitige) Texte zu drucken, einen Überblick über alle Neuigkeiten 
der Fabrik zu geben (technische Probleme, Personalprobleme, Sitzungen der Betriebsaus- 
schüsse, usw.). Diese Initiative hatte eine doppelte Wirkung: die betrieblichen Vorgesetzten 
aller Ebenen waren zufrieden, weil sie über den Weg der Hierarchie im voraus informiert 
wurden und die gewerkschaftlichen Informationen wurden unterlaufen, weil sie langsamer 
kamen und in der formalen Darstellung benachteiligt waren.” 

Gleichzeitig wurde eine Politik in Gang gesetzt — wir nennen sie eine »Familienpolitik« —, 
die abgestimmt war auf die »produktive Kapazität« des Haushaltsvorstandes. Sie besteht dar- 
in, daß die häusliche Familie über das allgemeine Verhalten des Familienmitgliedes urteilen 
kann, das in der Fabrik beschäftigt ist. Denn in der Tat, ob es sich um Fragen der Sicherheit 
bei der Arbeit, um Fehlzeiten, um Krankheiten und auch um die Teilnahme an den QZ han- 
delt, der Beschäftigte sammelt für alles Punkte. Diese Punkte geben das Recht auf Vergünsti- 
gungen in Naturalform, d.h. auf Gegenstände, deren Wert in Punkten und nicht in Geld be 
rechnet wird.* Diese Gegenstände sind in einem Katalog aufgeführt, der jedem Beschäftigten 
nach Hause geschickt wird. Die Auswahl dieser Produkte findet also im allgemeinen auf der 
Ebene des Familienkollektivs statt. Sie konkretisiert sich dann in einem Geschäft, das zur Fa- 
brik gehört und das während des Wochenendes geöffnet bleibt. 

Außerdem versucht man die Existenz und Funktionsweise der QZ durch verschiedene Hilfs- 
mittel bei den Familien zu popularisieren, seien es zahlreiche Aufkleber, bunte Comic-Bü- 
cher und andere Gadgets, die großzügigst an die Familien verteilt werden. 

Diese Vereinnahmung der Lohnabhängigen, die den Betrieb in der Form von Belohnungen 
und Freizeitgestaltung außerhalb der Fabrikmauer wiederfinden, verdoppelt sich noch 
durch den Einbezug der Familien in das Unternehmen selbst: den Familien werden Orte der 
Entspannung und Spaziergänge innerhalb des Fabrikgeländes angeboten. Da die dafür not- 
wendigen Bauarbeiten dann jedoch nicht stattfanden, entwickelte die Geschäftsleitung des 


Gewerkschaftskrise und Unternehmeroffensive in Frankreich 117 


Betriebes $. das Projekt, einen Teil des Geländes nahe bei den Etangs de Camargue umzuge- 
stalten, um es als eine Freizeitanlage (Picknick-Entspannung-Promenade) mit Pferden und 
Flamingoaufzucht für den Familiensonntag anzubieten. Diese ganze Politik sozialer Kon- 
trolle basiert auf der Schaffung der Qualitätszirkel und ihres Erfolges in der Fabrik. 

Wie sieht die Entwicklung der QZ nun im einzelnen aus? Im ersten Jahr, von März 1981 bis 
März 1982 wurden 358 Gruppen aufgebaut, sie versammelten 1540 Personen, d.h. im Durch- 
schnitt 5 Personen pro Gruppe. Im zweiten Jahr, 3/82-3/83, kommen 242 neue QZ mit 1042 
Beschäftigten hinzu. Die Zusammensetzung der Teilnehmer an den Aktivitäten der QZ in 
beiden Jahren sah so aus: 54,6 % der 907 Meister, 54,9 % der 1295 Techniker, 27,4% der 1127 
Facharbeiter, 13,6 % der 732 angelernten Arbeiter, 29,4 % der 842 Angestellten und außer- 
dem 18 Ingenieure. 

Die meisten QZ sind in den unmittelbaren Produktionsabteilungen (35 %), dann im mecha- 
nisch-hydraulischen Bereich (25 %), im elektrisch-elektronischen Bereich (17 %), in den Ab- 
teilungen Arbeitsmethoden-Kontrolle-Ausbildung-Sicherheit (12 %), in den administrati- 
ven Abteilungen (6 %) und beim Informationsdienst (5 %). 

Die hauptsächlich behandelten Probleme drehen sich um Fragen des Verfahrens (177), des 
Ausrüstungsmaterials (155), der Arbeitsplätze (90) und in geringer Weise (jeweils ein gutes 
Dutzend mal) um Fragen des zu bearbeitenden Stoffes, der Produktivität, der Produktquali- 
tät und der inneren und äußeren Arbeitsumgebung. Die genaue Analyse dieser Zahlen er- 
laubt mehrere-Beobachtungen. Zwar sind die QZ vor allem in den direkt produktiven Berei- 
chen eingerichtet worden, aber wir können dennoch feststellen, 

— daß die Mobilisierung der Beschäftigten für die Produktion in absoluten und in relativen 
Zahlen erheblich mehr die Meister und die Techniker betrifft als die Angelernten und die 
Facharbeiter; 

— daß Fragen der Produktivität und der Produktqualität keineswegs zu den am häufigsten 
behandelten Themen zählen. 

Damit ist auch die allgemeine Funktionsweise der QZ bestimmt: die Gruppe ist um einen 
Gruppenleiter herum organisiert, der eine Ausbildung in Problemlösungsmethoden erhalten 
hat. Es sind vor allem Vorgesetzte, die die Funktion des Gruppenanleiters einnehmen. Aber 
nichts spricht für die Geschäftsleitung dagegen, daß die Werkmeister mittelfristig ihre Funk- 
tion als Gruppenanleiter einem anderen Gruppenmitglied übertragen, welches seinerseits 
dann eine entsprechende Ausbildung erhält. Jeder QZ kann sich polyvalente Problemstel- 
lungen geben und damit unterschiedliche Probleme zu lösen versuchen. Diese Möglichkeit 
wird von der Geschäftsleitung als ein Weg betrachtet, »gegen die Langeweile bei der Arbeit zu 
kämpfen«. Aber dennoch gibt es eine Grenze der für die jeweiligen Probleme aufgewandten 
Arbeitszeit. Zwar verteidigt sich die Geschäftsleitung, diesbezüglich keine fixen Regeln zu 
haben, aber sie schlägt in der Tat vor, an einem gegebenen Problem nicht länger als drei Mo- 
nate eine Stunde pro Woche an Arbeitszeit zu verwenden. Das sind immerhin maximal 13 
Arbeitsstunden, die im Vierteljahr den Sitzungen der QZ dienen. Jedes Jahr klassifizieren 
und belohnen zwei Jurys die verdienstvollsten QZ. Nach der Vorstellung der Geschäftslei- 
tung sollen zwei Imperative das Handeln der QZ leiten: zum einen die Innovation, die die 
ganze Organisation der QZ zusammenhält, und zum anderen die Regel, die lautet: da die 
Stahlindustrie in der Krise steckt, müssen die Gruppenleiter lernen, keine Reformen zum Ge- 
genstand zu machen, die sich letztlich als teuer erweisen würden. Für die Geschäftsleitung ist 
der Begriff eines gemeinsamen Vertrages zentral für die Aktivitäten der QZ. Erimpliziert den 
Zusammenschluß und das Prinzip der Freiwilligkeit derer, die ihm beitreten. Für die Ge- 
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schäftsleitungen existiert bereits ein Modell der QZ, das als Anregung und Ziel zugleich dient: 
die Fabrik von Imphy des Konzerns Creusot-Loire, »ein hochmodernes Stahlwerk, in dem 
ein Organisationssystem aufgebaut wurde, das soweit geht, die Kosten- und Finanzpläne bis 
auf die Ebene der Meister (nach 6 oder 7 Jahren des Experimentierens) zu denzentralisieren. 
Auch werden qualifiziertere, jüngere Arbeitnehmer rekrutiert, die die Probleme der Produk- 
tion und der Metall-Chemie besser verstehen und darauf reagieren konnten, als dieälteren«'°. 
Zusammengefaßt sind wir gezwungen zu erkennen, daß der Geschäftsleitung von $. dieMo- 
bilisierung der produktiven Fähigkeiten relativ gut gelungen war, und dies nicht so sehr-in 
dem realen Ziel des Produktivitätswachstums, als in dem Willen, die Beschäftigten fest in den 
Betrieb zu integrieren und zwar so, daß (dank der Möglichkeiten horizontaler und vertikaler 
Partizipation) sowohl die relative Autonomie der Lohnabhängigen als auch die klare Rolle 
der Hierarchie respektiert wurden. 

Angesichts dieser neuen Strukturen haben die Gewerkschaften keine kohärente Strategie 
entwickeln können. Ihre Antwort bleibt bescheiden und bruchstückhaft. Zuerst haben sie zu 
einem »Boykott« der QZ aufgerufen, aus ideologischen Gründen, aber auch aufgrund der 
Tatsache, daß sie faktisch aus diesen Gruppen ausgeschlossen waren, denn deren Initiative 
und Einrichtung waren ausschließlich eine unternehmerische Angelegenheit. Später haben 
sie sich entschieden, an ihnen teilzunehmen, um sich in die neuen Arbeitsbeziehungen in der 
Fabrik und in das potentielle Feld neuer sozialer Verhältnisse zu integrieren, aber sie besaßen 
keine Macht, irgendeine andere Alternative vorzuschlagen. Auch heute gibt es keine Anzei- 
chen dafür, daß die neuen Auroux-Gesetze über das »Artikulationsrecht der Arbeitnehmer 
in den Betrieben« es den Gewerkschaften erlauben würden, die Initiative auf dem Gebiet der 
kollektiven Mobilisierung in der Arbeit wieder an sich zunehmen. Denn für die Geschäftslei- 
tung haben die entsprechend dem Gesetz eingerichteten Gruppen den Zweck, Probleme ar- 
zusprechen, aber nicht sie zu lösen: Und daraus folgt, daß die Qualitätszirkel ein privilegierter 
Ort gemeinsamer Gesprächskreise der Arbeitnehmer bleiben werden und zwar gerade in 
dem Maße, wie ihre Funktion darin besteht, Probleme nicht zu lösen. 


Das Beispiel des Unternehmens D. 


Während die neue Politik bei 5. dazu beitrug, dem Betrieb ein verbessertes Image zu verlei- 
hen, um somit den Mangel an externer, ökonomischer Autonomie durch eine Verstärkung 
der organisatorischen und internen Autonomie zu kompensieren, ging es beim Betrieb D. 
darum, das negative Image der Fabrik in der Öffentlichkeit zu korrigieren. Hinsichtlich der 
existierenden Arbeitsbedingungen besaß D. aus gutem Grund ein notorisch schlechtes Ima- 
ge, welches die Geschäftsleitung zum Handeln zwang. Die Arbeitsrisiken in der Fabrik wa- 
ren ausgesprochen hoch, davon zeugt nicht zuletzt die hohe Rate tödlicher Arbeitsunfälle: 
über 100 tödliche Unfälle im Verlaufe der letzten 20 Jahre, die Zulieferarbeiter nicht einmal 
einbezogen. Daher versucht die Geschäftsleitung seit vielen Jahren, die Probleme der Ar- 
beitssicherheit zu betonen durch erhöhte Aufklärung, bessere Absprachen der Arbeiter un- 
tereinander und verstärkte Prävention. Heute sind diese Zielsetzungen direkt in die Aktivitä- 
ten der QZ eingeschlossen. 

Die QZ im engeren Sinne wurden, nach einer Untersuchung des Betriebes durch externe In- 
stanzen, im Juni 1982 eingerichtet. Ein Jahr später gab es 180 QZ mit mehr als 1200 Beschäf- 
tigten (gut 10 % der Belegschaft). Bis zum Jahresende 1983 will die Geschäftsleitung 300 QZ 
errichtet haben. Sie gibt dazu eine Zeitschrift heraus, dieüber die Aktivitäten der QZ berich- 
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tet. Auch in diesem Fall funktioniert ein QZ recht einfach. Drei bis maximal zehn nur frei- 
willig teilnehmende Arbeitnehmer bilden einen QZ. Er trifft sich während der Arbeitszeit 
etwa alle zwei bis drei Wochen je eine Stunde und steht im allgemeinen unter der Autorität 
eines-Vorgesetzten der ersten Linie (z.B. eines Meisters). Wenn sich eine Lösung für das be- 
handelte Problem abzeichnet, schlagen die Mitglieder des QZ sie der zuständigen betriebli- 
chen Führungsstelle vor. Diese engagiert sich, die Lösung umzusetzen oder gegebenenfalls 
die Ablehnungsgründe zu rechtfertigen. Sogenannte »Hilfesteller«, das sind im allgemeinen 
Ingenieure, sind beauftragt, die Aktivitäten der bestehenden QZ zu koordinieren und neue 
QZ zu initiieren. Sie haben auch die Aufgabe, die verschiedenen Stufen des betrieblichen 
Managements für die Aktivitäten der Zirkel zu sensibilisieren und dazu beizutragen, daß 
letztere sich auf die Unterstützung der betrieblichen Hierarchie verlassen können. 

In den Abteilungen der direkten Stahlproduktion finden sich die meisten QZ (46,6 % der 
aktiven QZ) mit den meisten Arbeitnehmern (508). Es folgen die Gießerei (24 % der QZ 
und 298 beteiligte AN), die Metallverarbeitung (11,6 % der QZ und 167 AN), die allgemei- 
nen Dienstleistungsabteilungen (5,5 % der QZ und 75 AN). In noch geringerer Anzahl 
funktionieren QZ ın den zentralen Diensten der Arbeitsvorbereitung, beim Personaldienst 
und in der Versorgungsabteilung. Auffällig ist die geringe Aktivität von QZ ım Walzwerk, 
einem direkt produktiven Bereich (5 % der QZ und 64 AN). 

Die am Anfang in den QZ zur Diskussion gestellten Probleme sollen nach Meinung der Ge- 
schäftsleitung einfach sein, damit die Erfolgschancen höher sein können. In Wirklichkeit 
haben nur 33 QZ (18,3 %) bis heute zur Lösung eines Problems beigetragen. Bei 770 Treffen 
der QZ kamen insgesamt nur 39 Lösungsvorschläge zur Anwendung. Die Tatsache, daß die 
große Mehrheit der QZ bisher keinen Beweis ökonomischer Effektivität erbringen konnte, 
scheint in den Augen der Geschäftsleitung letztlich keine große Bedeutung zu haben, wenn 
sie feststellt: »Wir verlangen von den Mitgliedern der Zirkel nicht, koste es was es wolle, zu 
Resultaten zu kommen. Das, was in der gegenwärtigen Periode zählt, ist, daß die Leute ler- 
nen, sich regelmäßig zu versammeln und sich vollständig für die Probleme ihrer Arbeit in- 
teressieren zu können. Uns geht es vor allem darum, eine neue Geisteshaltung zu schaffen.« 
Zwei Prinzipien prägen die Funktionsweise der QZ bei D.: die Freiwilligkeit der Teilnahme 
und die Ausblendung materieller Interessen. Zwar werden die verdienstvollen QZ belobigt, 
ihre Mitglieder erhalten jedoch keinen einzigen materiellen Vorteil aus ihrer Teilnahme. 
Und dennoch und trotz ihrer relativ geringen Anzahl und ihrer kurzen Existenz, haben die 
Lösungsvorschläge der QZ nach Aussagen der Geschäftsleitung schon eine Einsparung von 
über 700.000 Francs pro Jahr ermöglicht. 

In diesem Betrieb existiert übrigens die bisher einzige kohärente gewerkschaftliche Antwort 
gegenüber der Organisation von Qualitätszirkeln im Stahlbereich!‘. Die CGT und die zu 
ihr gehörende Gewerkschaft der Ingenieure, Techniker und leitenden Angestellten 
(UGICT) schlagen vor, die durch die QZ erzielten Produktivitätsgewinne zu berechnen, 
um sie beispielsweise zur gegebenen Zeit und kollektiv zur Schaffung neuer Arbeitsplätze zu - 
reinvestieren. 


Die Entwicklung und Mobilisierung kollektiver Arbeiterqualifikationen 


Wenn wir von den jeweiligen Besonderheiten der kurz dargestellten Fallbeispiele absehen, 
was läßt sich dann aus der Entwicklung dieser neuen Formen unternehmerischer Mobilisie- 
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rungvon Arbeitskollektivenan Tendenzen ablesen? Wiewir gesehen haben, handeltessich in 
erster Linie darum, bei den betroffenen Arbeitnehmern eine »neue Geisteshaltung« zu schaf- 
fen, neue Beziehungen zur Arbeit und zum Betrieb bei den Arbeitern zu formen, neue soziale 
Kooperationsweisen zwischen der Hierarchie und den Ausführenden einzuführen, um somit 
eine»neue Fabrikordnung« im Keim entstehen zu lassen. Denn die direkt ökonomischeFunk- 
tion der Qualitätszirkel hinsichtlich der Produktion und der Produktivität erscheint zumin- 
dest in der gegenwärtigen Phase zwar nicht nebensächlich, aber doch sekundär. 

Ist dies nicht ein Paradox in einem Krisensektor, wie der Stahlindustrie, wo die Produktivi- 
tätssteigerung von den Geschäftsleitungen doch als oberstes Ziel betrachtet werden müßte? 
Das Paradox ist nur scheinbar und das politische oder gar ideologische Primat bei der aktuel- 
len Einrichtung von QZ darf einige der wichtigsten Auswirkungen dieser Politik nicht ver- 
schleiern, welche sich auf die soziale Leitung der Arbeitskräfte beziehen, ihre Qualifikatio- 
nen, und auf den Charakter der gegenwärtigen und zukünftigen Arbeitsplätze. 

Denn über die integrativen Aspekte der QZ und ihre Funktion, die subjektive Zugehörigkeit 
zum Betrieb bei den Beschäftigten zu erfassen, hinaus, haben die jetzigen Unternehmerpoliti- 
ken implizit oder explizit zum Ziel, die Anpassungsfähigkeit der Arbeitnehmer an dieMo- . 
dernisierung des Arbeitsprozesses sowohl zu objektivieren alsauch zu messen und ihre realen 
Fähigkeiten zur Innovation und damit zur Beherrschung des neuen Produktionsapparates 
und seiner technologischen Veränderungen zu evaluieren. 

Die permanente Modernisierung der Produktionsanlagen im Stahlsektor macht das Entste- 
hen einer kollektiven Qualifikation der Arbeiter — auf der Ebene der Produktion und nicht 
auf der von Tarifverhandlungen — unübersehbar, die von nunab nach den Vorstellungen der 
Betriebsleitungen strukturiert wird mit Hilfe der Einrichtung, Entwicklung und der Aktivi- 
täten von Qualitätszirkeln. Damit unterläuft die Mobilisierung der Arbeitskräfte durch die 
QZ direkt die gewerkschaftlichen Forderungen im Rahmen der Eingruppierungsstrukturen 
des Verbandes der Metall- und Eisenerzindustrie(UIMM) und der Tarifvereinbarungen. Die- 
se werden schon im vorhinein hinfällig, weil durch dieQZ einekonkretere Qualifikation defi- 
niert wird, die sich bei den betroffenen Arbeitnehmern selbst legitimiert. Denn sie entspringt 
dem real erlebten Arbeitsinhalt, d.h. den Besonderheiten der Arbeitsformen jedes Betriebes, 
jeder Werkstatt oder sogar von noch kleineren Arbeitseinheiten. Und genau damit stellt die 
Einrichtung von QZ den traditionellen Bezug der Gewerkschaften wie der Arbeiter zu den 
auf Branchenebene definierten »Besitzständen« infrage.'7 

Die so betriebene Politik verweist also auf eine Form der kollektiven Planung und Leitung 
von Arbeiterqualifikationen und von Arbeitsinhalten, auf eine Definition »neuen Arbeiter- 
wissens«, das durch jede Modernisierung von Produktionsprozessen erforderlich wird. Wir 
können die Hypothese wagen, daß diese Politik mittelfristig ebenfalls die Beschäftigungspoli- 
tiken und, genauer gesagt, das Beschäftigungsvolumen eines jeden einzelnen Betriebes beein- 
flussen wird. 


Die Mobilisierung der Hierarchie 


Die Mobilisierung von Arbeitern in den QZ kann nur auf Grund einer Voraussetzung ge- 
schehen: ihr muß eine massive Mobilisierung der betrieblichen Leitungskader vorhergehen, 
denn die betrieblichen Vorgesetzten aller Ebenen sollen die Arbeitermobilisierung determi- 
nieren, ihr einen Inhalt und Ziele geben sowie ihre Form bestimmen. 

Wir sehen also bei der Errichtung von QZ eine doppelte Mobilisierung: die der Arbeiter und 
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die der Hierarchie. Letztere jedoch ist chronologisch, institutionell und funktionell von der 
ersteren getrennt und hat ihre eigenen Besonderheiten. Damit verweisen die Mechanismen 
kollektiver Mobilisierung durch die QZ direkt auf die Struktur der gesellschaftlichen Ar- 
beitsteilung im Betrieb. Bei der Gründung von QZ ist die Rolle und die Mobilisierung der 
Hierarchie vorrangig, seien es die»Hilfesteller« (Ingenieure) im Betrieb D. oder die Werkmei- 
ster, die die Basis der QZ anleiten. Im Betrieb $. definiert die Geschäftsleitung die Rolle des 
mittleren Managements als die einer Patenschaft: »Die Rolle des mittleren Managements ist 
die eines Paten. Als Begriff klingt esetwas lächerlich, aber man muß ihn als einen Ratgeber be- 
trachten, einen, der sich engagiert, denn es finden ja Verhandlungen statt. Es liegt an ihm, der 
Gruppe, die ihr Projekt nicht gut präsentiert hat, Ratschläge zugeben und Verbesserungen zu 
erzielen. Er muß dafür sorgen, daß die Ratschläge angenommen werden (...). Für das mittlere 
Management geht es um sein Prestige. Obwohl er nicht direkt Mitglied der QZ ist, hat der Pa- 
te das Projekt zu verantworten, selbst im Falle eines negativen Ausgangs.« 

Die Gründe, die die Mobilisierung der Hierarchie motivieren, sind a priori nicht ausschließ. 
lich an die Leitungsfunktionen bei der Arbeitermobilisierung gebunden. Einige betreffen die 
betrieblich unterschiedlichen Bedingungen der Hierarchie selbst. Bei $. begrenzte die fehlen- 
de finanzielle und ökonomische Autonomie des Betriebes auch die Autonomie der Hierar- 
chie. Indem sie in die Einrichtung und Funktionsweise der QZ eingebunden wurde, übertrug 
ihr die Geschäftsleitung eine vergrößerte organisatorische Autonomie und damit auch 
Macht, die die charakteristische geringe Finanzautonomie überdecken sollte. 

Im Betrieb D., wie in vielen Stahlunternehmen, hat der Kontext der ökonomischen Krise 
und Unsicherheiten zu einem Desengagement von Teilen des mittleren Managements beige 
tragen, so daß sie implizit öder auch explizit Haltungen des inneren Rückzugs einnahmen. 
Allgemeiner gesagt, der Bedeutungsverlust ihrer Funktion hat zum Desengagement des mitt- 
leren Managements führen können, wie es Henri Vacquin erklärt: »In einer unaufhaltsamen 
Art und Weise hat das Wachstum der industriellen Einheiten (Betriebe, Unternehmen, Kon- 
zerne; d.Ü.) im Rahmen der Managerfunktionen an der Spitze eine Vielzahl von Entschei- 
dungen zusammengefaßt und damit zugleich die anderen Stufen des Managements entwertet: 

die progressive Verarmung ihrer Funktionen hat zuerst Stück für Stück die Meister und dann 
das mittlere Management in reine Ausführende verwandelt und den oberen Angestellten den 
Status von aufgeklärten Ausführenden zugewiesen (...). Und so kam es, daß in dem Augen- 
blick, wo die Unternehmer die mittleren und oberen Angestellten am meisten benötigten, 
diese sich am stärksten desengagiert haben.« (Vaquin 1980) 

Das Desengagement in den in den Fallbeispielen beschriebenen Stahlwerken war während 
der Streikbewegung 1979 deutlich spürbar. Während der Streiks haben die Vorgesetzten der 
ersten Linie unablässig eine schwankende Haltung eingenommen, ohne sich jemals eindeutig 
in dem Konflikt zu engagieren. Dabei hatte die Geschäftsleitung von S. bereits seit 1975 eine 
Politik der Konzertation der betrieblichen Führung eingeleitet, die die Probleme des mittle- 
ren Managements aufgreifen sollte. Heute scheint die erste Zielsetzung bei der Mobilisierung 
der Hierarchie in der Praxis der QZ darin zu liegen, die Rückzugshaltungen beim mittleren 
Management abzubauen und dies um so stärker, als sie sich auf Grundlage der sektoriellen 
Krise weiterentwickelten. Praktisch handelt es sich darum, das Management zu einer effi- 
zienteren Steuerung des Informationsflusses, der aus den Abteilungen kommt, zu bringen. 
Angesichts der Formalisierung — so durch Sitzungsprotokolle— der QZ geht es auch um ei- 
ne systematischere Weitergabe der Informationen auf die Ebene der Betriebsleitung. Damit 
beschränkt sich die Politik der QZ nicht nur auf die Steuerung der Arbeiterqualifikationen 
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und der Beschäftigung, sondern verweist auch auf eine umfassendere Leitung der Kommuni- 
kationsprozesse im Betrieb durch das Management. 

Die aktuelle Form der Mobilisierung der Hierarchie soll noch weitere Schwachpunkte der 
bisherigen betrieblichen Anpassung der Arbeitskräfte an den gestiegenen Rhythmus der Pro- 
duktionsmodernisierung überwinden. Während der ersten Phase der unternehmerischen 
Politik der Kontrolle (bzw. der Produktion) individueller Lohnarbeitererwartungen, fordert 
man vom mittleren und unteren Management in der Produktion zusätzlich zu ihren techni- 
schen Aufgaben noch Funktionen betrieblicher Personalführung und sozialer Führung zu 
übernehmen. Darauf waren nur wenige von ihnen vorbereitet. Viele lehnten das neue soziale 
Moment ab, das einige Betriebsleitungen ihrer Funktion zuordnen wollten. Das zeigt eine 
kürzliche Untersuchung bei Ingenieuren und mittleren Angestellten, wo einer von ihnen 
feschält: »Die soziale Politik der Betriebsleitung zwingt uns dazu, die Rolle eines Psycholo- 
gen, eines Auskunftgebers, eines Bildungsberaters und sogar eines Sozialhelfers einzuneh- 
men. Diese Aufgaben werden unserer technischen Arbeit ohne jeden Gewinn für uns hinzu- 
gefügt, denn es ist unsere technische Arbeit, nach der wir ausschließlich bewertet werden« 
(Groux 1982). Mit den QZ erhält die Mobilisierung des mittleren, technischen Managements 
eine neue Dimension. Man läßt sie eine Rolle spielen, die direkt mit der Leitung der Arbeits- 
kräfte und der Produktion zu tun hat und sie können dabei ohne Umwege ihre technischen 
Funktionen, die sie auf Werkstattebene ausführen, in die Arbeit der QZ einbringen. 

Auf der Ebene der Meister schließlich führt die Mobilisierung der betrieblichen Hierarchie 
im Rahmen der QZ dazu, daß sie gezwungen werden, sich noch offener auf Seiten der Unter- 
nehmer und der hierarchischen Linie im Betrieb zu engagieren. Damit soll der Einfluß zu- 
rückgedrängt werden, den die Arbeiterorganisationen bei Teilen des unteren Produktions- 
managements gewonnen hatte. Wie erfolgreich das Unterfangen war, zeigt das Beispiel des 
Betriebes D.: beiden Wahlen zu den Betriebsausschüssen im nichtgewerblichen Bereich (d.h. 
bei den Meistern und dem mittleren und unterem Management) überrundete 1978 die CGT 
und die CFDT zusammen mit 38 % der Stimmen noch die CGC (30 %). Heute hat sich das 
Kräfteverhältnis zugunsten der reformistischen CGC und FO umgekehrt (vgl. Anhang 5). 


Unternehmeroffensive und gewerkschaftliche Krise 


Wir erleben heute mit den Qualitätszirkeln ein neues, abertypisches Phänomen vom Gesicht- 
spunkt der Unternehmerstrategien aus gesehen. Denn es handelt sich nicht nur um eine neue 
Form sozialer Personalführung. Die hier gebrauchte Terminologie und die Bezeichnungen 
für den Inhalt der heute bestehenden Unternehmerstrategien soll von keiner großen Bedeu- 
tung sein. Ob sie sich in der Form von QZ ausdrücken oder in Gruppen der Arbeiterzusam- 
menarbeit oder in »Ad-hoc«-Komissionen usw., es dreht sich immer um unternehmerische 
Praktiken, die trotz ihrer Verschiedenartigkeit auf eine neue und allgemeine kapıalıstische 
Strategie in Frankreich verweisen: die kollektive Mobilisierung der Arbeitskraft unter der di- 
rekten Anleitung der Betriebsleitungen, die vorrangig auf sozialem Terrain stattfindet. 

In welcher Weise, so müssen wir uns fragen, können die von der sozialistischen Regierung un- 
ternommenen Reformen im Bereich des Arbeitsrechts die Auswirkungen der aktuellen Ar- 
beitgeberstrategie bremsen? Die Frage so zu stellen, heißt jedoch die Lehren der Sozialge- 
schichte in Frankreich zu ignorieren und dabei vor allem die unternehmerischen Praktiken 
der Vereinnahmung gesetzlicher Reformen in ihrem Sinne zu verdrängen. Die Unternehmer 
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errichten eine künstliche Unterscheidung zwischen dem Bereich öffentlicher Regelungen 
und dem unilateraler Initiativen der Unternehmer in den betrieblichen Sozialpolitiken. In 
der Nachkriegszeit entwickelte die Regierung de Gaulle, in der auch kommunistische Mini- 
ster saßen, einen Gesetzentwurf über die Betriebsausschüsse. Zu der Zeit erwartete die CGT, 
daß die neuen Ausschüsse die Funktion der Arbeiterkontrolle über die Organisation des Be- 
triebes, über die Zusammensetzung der Produktionskosten und der Produktpreise haben 
sollten. Die Unternehmer lehnten diese Sichtweise ab. Der endgültige Gesetzestext gab den 
Betriebsausschüssen nur eine einfach beratende Rolle im ökonomischen Bereich. So bestan- 
den die wesentlichen Aufgaben der Betriebsausschüsse bis bexte in der ausschließlichen Lei- 
tung sozialer und kultureller Angelegenheiten der Betriebe. Mit dem neuen »Artikulations- 
recht der Arbeitnehmer« (Auroux-Gesetze) stellt sich heute die Frage einer umfassenderen 
Intervention der Arbeiter hinsichtlich der Probleme ihrer Arbeitsbedingungen und der Or- 
ganisation der Produktion. Von Anfang an jedoch lehnte der Unternehmerverband CNPF 
ab, daß das Artikulationsrecht eine reale Autonomie der Arbeiter gegenüber der betriebli- 
chen Hierarchie beanspruchen könne: für den CNPF war das neue Recht unter der direkten 
Schirmherrschaft der Hierarchie angesiedelt. Kein Wunder, daß sich schnell ein Bündnis zwi- 
schen CNPF und Angestelltengewerkschaft CGC bildete. Für den Unternehmerverband 
rief Yvon Chotard schon im Februar 1982 »die Angestellten mit Vorgesetztenfunktion dazu 
auf, gegen die Auroux-Gesetze zu kämpfen« (Liaison Sociales). Nach Meinung der CGC ris- 
kierten die Auroux-Gesetze, und das Artikulationsrecht der Arbeiter insbesondere, zu einer 
»Sowjetisierung der Betriebe«'? zu führen. 
Auf Verhandlungsebene konnte diese Mobilisierung bereits ihre Wirkung ausweisen, gerade 
weil .die Arbeitgeber nicht gesetzlich gezwungen waren, mit den Gewerkschaften zu einer 
Übereinkunft zu kommen. Kam die Übereinkunft nicht zustande, dann waren die Unterneh- 
men nur dazu verpflichtet, einseitig(d.h. im wesentlichen entsprechend ihren Vorstellungen) 
Gruppen der Arbeitnehmerartikulation einzurichten. Heute, d.h. 18 Monate nach In-Kraft- 
Treten des Gesetzes haben erst 1/3 der vom Gesetz betroffenen Unternehmen die Überein- 
kommen hinsichtlich des Artikulationsrechtes betrieblich abgeschlossen. Die allerneueste 
Zählung der abgeschlossenen Verhandlungen über dieses Recht zeigt, daß die Betriebsleitun- 
gen in 63% derabgeschlossenen Verträge die betriebliche Hierarchie mit der Anleitungderge- 
setzlichen Artikulationskollektive beauftragt hat. In 17% der Fälle ist ihre Präsenz innerhalb 
dieser Gruppen explizit erwähnt. Zusätzlich enthalten 10% der Verträge entsprechende Klau- 
seln bezüglich bereits bestehender Qualitätszirkel. Da verwundert es dann nicht, daß es die 
Angestelltengewerkschaft CGC ist, die bei weitem die meisten Abkommen unterzeichnet 
hat: 90% der Abkommen unterzeichnete sie in Betrieben, wo sie vertreten war. Wenn man 
dies betrachtet, dann wirdes offensichtlich, daß die Unternehmer sehr wohl die betrieblichen 
Reformen auf gesetzlicher Ebene in ihre Strategie der kollektiven Mobilisierung der Arbeits- 
kraft einschließen können. Derart und unabhängig vom politischen Wechsel in Frankreich 
seit 1981, entwickelt sich die jüngste unternehmerische Strategie kraftvollund markiert einen 
tiefgehenden Wandel gegenüber den ehemaligen Praktiken des französischen Unternehmer- 
tums. Und dieser Wandel geschieht genau zu der Zeit, in der wir ebenfalls weitgehende Verän- 
derungen in den gewerkschaftlichen Strategien feststellen können. 
Ausbildung im Betrieb und die entsprechende Mobilisierung der Arbeitskraft zu Gunsten 
der Wirtschaft gehörten traditionellerweise in die Domäne der Arbeitgeber — die kollektive 
Mobilisierung im Bereich sozialer und anderer Arbeitnehmerforderungen war hingegen Auf- 
"gabe der Gewerkschaften. Nun haben wir gesehen, daß die Gewerkschaften im Verlaufe der 
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70er Jahre einen bedeutenden strategischen Wechsel vollzogen haben, denn die Strategie in- 
dustrieller Gegenvorschläge hatte in der Tat zum Ziel, die Lohnabhängigen nicht nur in den 
sozialen und anderen Bereichen von Arbeitnehmerforderungen zu mobilisieren, sondern 
vor allem auf dem Bereich der »Ökonomie« und der Industriepolitiken. Und umgekehrt ha- 
ben die gegenwärtigen Unternehmerstrategien sehr wohl die Zielsetzung, zu einer kollekti- 
ven Mobilisierungder Arbeitskraft zu gelangen, die sich nicht mehr nur noch aufden Bereich 
der Ökonomie und Produktivität reduzieren läßt, sondern auf den sozialen Bereich über- 
greift. Wir sehen somit den Entstehungsprozeß eines»kollektiven und sozialen Arbeiter-Da- 
seins«, welches durch unternehmerische Instanzen hervorgebracht, geformt und zusammen- 
gehalten wird. Denn wir wissen, daß die Unternehmerstrategien nicht nur auf der Ebene der 
Sprache und der ökonomischen Rationalität als allgemeine und abstrakte Ideologie formu- 
liert werden. Sie materialisieren sich im Gegenteil nun auf konkretester betrieblicher Ebene, 
in den Werkstätten, auf der Ebene genau umrissener Segmente des Arbeitsprozesses und im 
Verhältnis zu einer Gesamtheit genau definierter und begrenzter Aufgaben und Arbeiterakti- 
vitäten, Die neuen Gewerkschaftsstrategien industrieller Gegenvorschläge hingegen konkre- 
tisieren sich nicht einmal auf der Ebene der Werkstatt. 

Dieses Auseinanderklaffen zwischen der Wirksamkeit unternehmerischer Praktiken der ka- 
pitalistischen Mobilisierung der Arbeitskraft und den gewerkschaftlichen Schwierigkeiten, 
ihrer eigenen Basis ihre gegenwärtigen strategischen Orientierungen verständlich zu ma- 
chen, erklären unserer Meinung nach die tieferliegenden, grundlegenden Ursachen der Ge- 
werkschaftskrise. Grundlegend, denn es handelt sich hier nicht mehr nur um eine Krise der 
gewerkschaftlichen Rhethorik oder um eine Krise der traditionellen Arbeiterkultur. Es 
dreht sich auch nicht um einen Einflußverlust bei den Wahlen auf Seiten der kämpferisch- 
sten Organisationen, den man immer mehr oder weniger konjunkturellen Umständen an- 
lasten kann. Sondern um eine Krise, die die Gewerkschaftsbewegung und die gewerkschaft- 
liche Initiative auf konkretester Ebene der Produktion, des Arbeitsprozesses und auf der 
Ebene sozialer und technischer Beziehungen, die in der Werkstatt die Verhältnisse zwischen 
den Arbeitnehmern als kollektiver Arbeitskraft regeln, betreffen. Und das bedeutet, daß die 
gegenwärtigen Unternehmerstrategien mit den Arbeiterorganisationen auf ihrem Gebiet 
kollektiver und sozialer Mobilisierung konkurrieren. Keine Frage, daß die Gewerkschaften 
angesichts dessen ihre eigene Strategie vor allem am Arbeitsplatz und in den Werkstätten 
neu definieren werden müssen. Wenn dies nicht gelingt, dann wird ihre betriebliche Veran- 
kerung und ihr Einfluß noch stärker in Frage gestellt werden, denn alles spricht dafür, daß 
die gegenwärtigen Unternehmerstrategien sich weiterentwickeln, verstärken und ausbrei- 
ten werden. In diesem Fall würde die Gewerkschaftskrise sich weiter verstärken und die Fä- 
higkeiten zur kollektiven Mobilisierung der Arbeiterklasse für ihre eigenen Ziele weiter 
beschneiden. Anders gesagt: Grundlagen und »Wesen« der Gewerkschaften und der Arbei- 
terbewegung wären weitgehend gefährdet. j 


* Dieser Artikel ist ein Zwischenergebnis eines empirischen Forschungsprojekts der Autoren am Con- 
B } 

servatoire National des Arts et Metiers in Paris. 

Übersetzung: Christof Watkinson 
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Anmerkungen 


1 Esgibt in Frankreich auf nationaler Ebene fünf repräsentative Gewerkschaftsorganisationen: die 
Confederation Generale du Travail (CGT), die der Kommunistischen Partei (PCF) nahesteht; die 
Confederation Frangaise et Democratique du Travail (CFDT), die ein sozialistisches Gesellschafts- 
projekt der Selbstverwaltung vertritt; trotz der neuen gewerkschaftspolitischen Linie der CFDT 
seit 1979 (die »Resyndikalisierung« der CFDT impliziert schematisch gesagt eine größere Berück- 
sichtigung von Tarif- und Betriebsverhandlungen in ihrer eigenen gewerkschaftlichen Praxis), 
bleibt die CFDT mit der CGT häufig in den betrieblichen Konflikten aktiv. Dagegen lehnen Force 
Ouvriere (FO), die Confederation Generale des Cadres(CGC) und die Confederation Frangaise des 
Travailleurs Chretiens (CFTC) jedes Gesellschaftsprojekt ab, welches das kapitalistische System in 
Frage stellt und vertreten stattdessen eine Praxis vertraglicher Beziehungen mit dem Unternehmer- 
tum und der staatlichen Macht. Für FO, die CGC und die CFTC bildet der Streik nur ein allerletz- 
tes Hilfsmittel. Für die CGT und die CFDT ist der Streik nicht nur eine Form, die Unzufriedenheit 
der Beschäftigten auszudrücken, sondern zugleich ein Druckmittel bei Kollektivverhandlungen 
(Tarifverhandlungen). Insgesamt gesehen ist der gewerkschaftliche Organisationsgrad in Frank- 
reich seit eh und je schwach: die Gesamtheit gewerkschaftlicher Organisationen umfaßt kaum 
mehr als 20 % der Lohnabhängigen. 

2 Die Wahlen zu den Arbeitsschiedsgerichten betreffen auf nationaler Ebene die Gesamtheit der 
Lohnabhängigen im privaten Sektor und in einigen nationalisierten industriellen Großunterneh- 
men. Die Beamten nehmen an ihr nicht teil. Bei dieser Wahl wählen die Arbeitnehmer ihre Vertre- 
ter in den Arbeitsschiedsgerichten. Letztere sind paritätische Instanzen des Arbeitsrechts, welche 
über Streitfälle zwischen Arbeitgebern und Lohnabhängigen entscheiden sollen. 

Vgl. Jacques Kergoat, »Lachute des effectifssyndiqu&sä la C.G.T.«, in: LeMonde, 8. Juni 1982 siehe 
George Ross, »The C.G.T.«, in: Mark Kesselman/Guy Groux (Hrsg.), The French Workers Move- 
ment, 1968-1982, erscheint bei Allen-Unwin, London-New-York, 1984 

3 Diese These wird vor allem von den führenden Leuten der CFDT vertreten, aber auch von einigen 
Persönlichkeiten in der Nähe der CGT, wie z.B. J.L. Moynot. 

4 Für die C.G.T. siehe: Für menschlichere Arbeitsbedingungen, die unserer Zeit entsprechen — von 
der Exekutivkommission der CGT im Februar 1972 angenommene Vorschläge und Positionen. 
Für die CFDT: Probleme, die anläßlich verschiedener Arbeitskonflikte erschienen sind, Federa- 
tion Generale de la M£tallurgie CFDT, Oktober 1972. 

5 Zum Problem der Angestellten mit Vorgesetztenfunktion angesichts der Unternehmerpolitiken, 
vgl.: Guy Groux, Les ingenieurs et cadres dans le mouvement ouvrier, Forschungsbericht, CNAM, 
Paris 1982. 

6 Das Gesetz vom 4. August 1982 enthält ein neues Recht: das Artikulationsrecht der Arbeitnehmer. 
Dieses Recht sieht vor, inden Unternehmen mit mehr als 200 Beschäftigten eine direkte und kollek- 
tive Ausdrucksmöglichkeit der Arbeitnehmer in Gruppen von durchschnittlich 10 bis20 Personen 
zu schaffen. Diese Gruppen sollen sich während der Arbeitszeit und am Arbeitsplatz treffen. Das 
Artikulationsrecht ist insofern direkt, als es vollkommen unabhängig von den paritätischen Instan- 
zen des Betriebes funktionieren soll, bei denen Vertreter der Beschäftigten anwesend sind: so in den 
Betriebsausschüssen und den Kommissionen für Hygiene und Sicherheit. Das Artikulationsrecht 
bezieht sich hauptsächlich auf Fragen der Arbeitsbedingungen. Augenblicklich finden in einer gro- 
ßen Anzahl der betroffenen Unternehmen betriebliche Verhandlungen zur Umsetzung dieses 
Rechts statt. Zur Gesamtheit der Auroux-Geserze vgl.: Guy Groux, Politischer Wechsel, Rechte 
der Arbeiter und Kollektivverhandlungen in Frankreich, in: Christof Watkinson (Hrsg.), Modell 
Frankreich? — Arbeitspolitische Reformen im Zeichen der Austerität, erscheint 1984. 

7 Das war noch der Fall beiden ERACT: den Forschungsgruppen zur Humanisierung der Arbeit, die 
1975 in einer bestimmten Anzahl von Unternehmen eingerichtet wurden. Diese Forschungsgrup- 
pen hatten als Aufgabe, zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen im engen Sinne beizutragen, d.h. 
zur Verbesserungjener, die in der Beziehung des einzelnen Arbeiters zu seinem Arbeitsplatz oder in 
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seiner Arbeitsumgebung (Gase, Lärm usw.) enthalten waren. 

8 Quelle AFCERQ, Association Frangaise des Cercles de Qualite. 

9 Die Untersuchung wird von den Autoren dieses Artikels im Rahmen ihrer Forschungstätigkeit am 
CNAM in Paris durchgeführt. 

10 Diese Position wird von G. Noiriel in: Vivre et lutter & Longwy, Paris, 1980, verteidigt. 

11 Zwischen dem 40. und dem 41. Gewerkschaftskongress stellt die Leitung der CGT die Strategie in- 
dustrieller Gegenvorschläge in Frage, die von der CGT-Metall beschlossen war. Nach dem Mai 
1981 nimmt die CGT von neuem diese strategische Orientierung ein. Zur Analyse dieser Periode 
vgl.: G. Ross, 2.2.0. 

12 Interviewauszüge aus der laufenden Untersuchung. 

13 In einigen anderen Stahlbetrieben, in denen eine vergleichbare Politik betrieben wurde, reagierten 
die Gewerkschaften mit dem Aufsteigen von Ballons in den Werkstätten und Abteilungen, auf de- 
nen die Schlüsselworte aufgemalt waren und sie ließen Tonbandaufzeichnungen mit den neuesten 

‚ Betriebsnachrichten von einer Abteilung zur anderen herumgehen. 

14 Eine Führungskraft des Betriebes $. erklärt das Belohnungssystem folgendermaßen: »Am Anfang 
gab es keine Belohnung. Heute wird mit Punkten entlohnt. Das ist praktischer als mit Geld. Da 
kann man die Steuern umgehen. Mit Geld, da zahlt man den Kollegen eine Lage und dann bleibt 
nichts mehr. Die Qualitätszirkel erhalten eine Punktesumme und verteilen sie innerhalb des Zir- 
kels, so wie sie wollen — aber es ist vor allem die Familie, die davon profitiert.« 

15 Interviewauszug 

16 Ineinem von dieser Untersuchung nicht erfaßten Stahlbetrieb haben die Gewerkschaften eine akti- 
vere und forderndere Haltung gegenüber den Gruppen kollektiver Mobilisierung der Arbeitskraft 
eingenommen, die sie der Betriebsleitung gegenüber selber durchgesetzt haben: diese Arbeitneh- 
mergruppen haben die Probleme der Modernisierung des produktiven Apparates mit Vorschlägen 
zur Beschäftigung und zur Qualifikationsentwicklung verbunden. Aber diese, von der CGT ausge- 
hende gewerkschaftliche Initiative ist zeitlich und örtlich begrenzt. 

17 Zu Fragen der Eingruppierung in der Metallindustrie vgl.: Frangois Eyraud: La fin des classifica- 
tions Parodi, in: Sociologie du Travail, Nr. 3, 1978, S. 259-279. 

18 Zuall diesen Punkten vgl.: Guy Groux, Les cadres, Paris 1983, $. 76-84. 

19 Die Zählung wurde im Herbst vom Ministerium für Soziale Angelegenheiten und Nationale Soli- 
darität durchgeführt; vgl.: Liaisons sociales, Nr. 145-83, 5. Dezember 1983 j 
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Anhang 1 


Wahlen zu den Arbeitsschiedsgerichten 


Abteilung Lohnabhängige: Gesamtheit der Sektionen (Frankreich ohne Überseegebiete) 


1982 1979 Difference 

VORX % VORX % + = 
Inscrits 13.547.411 12.236.239 i 
Votants 7.939.334 58,6 7.739.543 63,2 4,6 
Exprime&s 7.642.557 56,4 7.470.897 61 4,6 
Abstentions 5.608.077 41,3 4.496.696 36,7 4,6 
CGT 2.813.458 36.8 3.172.115 42,4 5,6 
CFDT 1.796.641 j 23,5 1.725.792 23,1 0,4 
ro 1.359.126 17,7 1.305.736 17,4 0,3 
CFTC 647.169 8,4 519.843 6,9 1,5 
CGC 737.064 9,6 387.325 5,1 4,5 


(Die restlichen Prozentpunkte entfallen auf national nicht repräsentative Gewerkschaftsorganisatio- 


nen) 


Anhang 2 


Wahlen zu den Betriebsausschüssen 


(Gesamtheit der Lohnabhängigen, nur repräsentative Gewerkschaftsorganisationen) 


1966-1967 1977-1978 1982 
CGT 48,9 % 38,1% 32,3 % 
CFDT 18,6 % 20,3 % 22,8% 
FO 79% 9,6% 11,7% 
GC 4,1% 6,1% 7,0% 
CFTC 2,3 % 2,9% 2,9% 
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Anhang 3 


Entwicklung der Mitgliederzahlen der C.G.T. und der C.F.D.T.: 


(nach offiziellen Angaben der betroffenen Organisationen) 


GT. 

Beitragszahler Mitglieder! Mitglieder! 
1965 524.000 681.100 1.939.318 
1967 547.000 711.600 1.942.523 
1969 660.000 865.600 2.060.202 
1970 678.502 882.052 2.061.419 
1971 706.119 917.955 2.030.808 
1972 743.741 966.863 2.027.553 
1973 776.988 1.010.084 2.043.173 
1974 781.078 1.015.401 2.046.336 
1975 820.490 1.066.637 2.074.072 
1976 829.024 1.077.731 2.043.404 
1977 828.516 1.077.071 2.016.841 
1978 806.146 1.047.990 1.890.649 
1979 775.835 1.008.590 1.737.989 
1980 740.940 963.220 1.634.375 


1. Rentner nicht eingeschlossen 


Anhang 4 


Betriebliche Gewerkschaftssektionen: Bilanz 1970 und 1979: 


1970 1979 

Entreprisesassujetties .....2csseeoneeenensnnennnne 29.546 36.191 
% d’entreprises ayant une ou plusieurs sections ....... 27,5 % 60,08 % 
Nombredesections .......2e2neseneesseneneenesnnn 11.775 37.145 
Nombrededelegues.............222eeneneenennene 13.199 42.377 
Re£partition des sections: 

EG ae ern Bringen 44,5 % 38,8 % 
= CRD ae 25,5 % 24,1% 
FO. ee ee Da rende nee 10,2 % 13,5,% 
=ECEIC HH ea ae a 4,2% 5,6% 
LEGE Re nen nee 10,0% 12,3 % 
=GRT-GSE nen ae Nena nen 1,6% 0,8% 
= EGSI. ehe nee er 1,1 % 0,4 % 
— Autressyndicats.....2e2ceseenereseneeneneereene 2,9% 4,4% 
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Anhang 5 


Vergleich der Wahlen zu den Betriebsausschüssen 1978 und 1982 
in den Betrieben D. und S. 


1. Betrieb D.: 

(Gewerbliche Arbeitnehmer, in Prozenten der Wahlberechtigten) 
1978 1982 

CFDT 23% 12% 

CGT 35% 25% 

FO I% 14% 

Exprimös 67% 51% 

Abstentions et nuls 33% 49% 


Betrieb D.: 
(Angestellte, in Prozenten der Wahlberechtigten) 


1978 1982 
GC 30% 38% (CGC + FO) 
CFDT 28% 4% 
CGT 10% 9% 
Exprimes 68 % 51% 
Abstentions et nuls 32% 49% 


2. Betrieb S.: 
(Gewerbliche AN und Angestellte zusammen, in Prozenten der Wahlberechtigten) 
1978 1982 

CFDT 43% 39,8% 

CGT 35,4% 28,4 % 

FO 12,1% 14,9% 

GC 9,5% 12,9 % 

CFTC absente 4,0% 
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Claus Leggewie 

Der französische Reformblock aus Sozialistischer Partei, 
Linksgewerkschaften und neuen sozialen Bewegungen — 
Chancen für einen ‘Neo-Korporativismus’ in Frankreich?* 


1. Einleitung 


Seit 1981 ist in Frankreich eine aus Sozialisten, Kommunisten und Linksliberalen gebildete 
Regierung an der Macht. Bereits seit langem wird die französische Gewerkschaftsbewegung 
von zwei Gewerkschaftsbünden (C.G.T. und C.F.D.T.) dominiert, die ein explizit linkes, re- 
volutionäres Selbstverständnis haben und in ihren Aktionsinhalten und -formen entspre- 
chend ausgerichtet sind. In den 70er Jahren artikulierte sich überdies im Gefolge des Mai ‘68 
ein ganzes Spektrum neuer sozialer Bewegungen (Ökologisten, Feministinnen, Regionalisten); 
diese agierten überwiegend auf außerparlamentarischer Ebene, teilweise auch parteiförmig- 
parlamentarisch. 

Ein ideales Terrain also, sollte man meinen, für ein breites Fortschrittsbündnis mit soziali- 
stisch-reformerischer Programmatik und Politik, das von seiner sozialen Basis und Ideologie 
her geradezu »gramscianische« Ausmaße hat und in den verschiedenen sozialen und politischen 
Arenen (Parlament, Staatsverwaltung, industrielle Beziehungen, Wirtschaft, Selbstorganisa- 
tion der ‘societe civile’) antikapitalistische Transformationsprozesse auf den Weg bringen 
könnte. Anzunehmen wäre ein dichtes Geflecht von Kommunikations- und Verflechtungs- 
beziehungen in diesem Reformblock. 

Doch diese Erwartung täuscht in vieler Hinsicht. Denn sowohl historisch-strukturell wie 
auch in der aktuellen politischen Konjunktur seit 1981 bestehen relativ geringe und lockere 
Verflechtungsbeziehungen zwischen den genannten politischen und sozialen Akteuren. Der 
Begriff der Verflechtung wird hier zunächst intuitiv und ohne große theoretische Vorausset- 
zung verwendet. Er umfaßt sowohl interpersonelle und interorganisatorische Einflußnah- 
me, Kooperation und Subordination als auch ideologisch-programmatischeKonvergenz und 
Zirkulation, Personalunion und Fusionierung bestimmter Eliten innerhalb der eingangs auf- 
geführten Akteursgruppen. Zugespitzt enthält er institutionelle und prozessuale Momente 
kooperativer und koordinierter Politikformulierung in strategisch wichtigen Politikberei- 
chen. Damit nähert sich der Verflechtungsbegriff den seit einiger Zeit unter dem Oberbegriff 
des »Neo-Korporativismus« zusammengefaßten Erscheinungsformen regulativer und ko- 
operativer Politik in westlichen Industriegesellschaften an, ohne jedoch darauf begrenzt zu 
sein und damit ineinszufallen. 

Bezogen auf Frankreich gilt es also, Ausmaß und Ausrichtung der seit 1981 etablierten Ver- 
flechtungsbeziehungen zwischen Staatsapparat, Linksparteien, Gewerkschaftsbewegung 
und neuen sozialen Bewegungen genauer zu untersuchen. Monografische und komparative 
Studien haben das Beispiel Frankreich notorisch vernachlässigt, wenn es um die Untersu- 
chung »neokorporativistischer« Verflechtungsbeziehungen allgemein oder in besonderen 
Politikbereichen ging. Das mag einerseits angesichts einer unfruchtbaren Inflationierung die- 
ses Begriffs erfreulich sein und auch der Diagnose relativ geringer Verflechtungsbeziehungen 
dieses Typs entspringen; andererseits ist diese Vernachlässigung von der Sache her nicht ver- 
tretbar und spart die empirische Evidenz einer wichtigen westlichen Industriegesellschaft 
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aus. Das Thema des folgenden Artikels lautet also: historische Barrieren gegen eine französische 
Variante der Sozialdemokratie und aktuelle Problemeder Sozialdemokratisierung.des politischen 
und sozialen Systems Frankreichs. Sozialgeschichtlich nimmt Frankreich im Verhältnis zu an- 
“deren Ländern mit starker sozialdemokratischer Ausprägung der Arbeiterbewegung eine Art 
»Sonderrolle« ein. Und aktuell stößt der Reformblock in Frankreich auf erhebliche Schwie- 
rigkeiten, ein stringentes Konzept der Wirtschafts- und Sozialpolitik zu entwickeln und 
durchzusetzen, dassichan den Maßstäben eines»Linkskorporativismus« messen ließe und da- 
mit eine linke Alternative zu gängigen Formen der Krisenbekämpfung darstellen würde. 


2. Sozialdemokratie in Frankreich — eine historische Unmöglichkeit? 


Eine so enge Verflechtung von politischer und gewerkschaftlicher Arbeiterbewegung wie in 
Deutschland, Großbritannien, Skandinavien und Österreich hat es in Frankreich nie gege- 
ben, weder im Sinne eines Primats der Arbeiterpartei vor den Gewerkschaften noch umge- 
kehrt. Vielmehr hat sich unter der ideologischen Ägide des revolutionären Syndikalismus, 
basierend auf den Besonderheiten des französischen Industrialisierungsprozesses und der Zu- 
sammensetzung der französischen Arbeiterklasse, ein hoher Grad an Autonomie der primär 
gewerkschaftlich organisierten Arbeiterklasse gegenüber der politischen Sphäre allgemein 
und damit auch gegenüber den politischen Organisierungs- und Interventionsansätzen der 
Arbeiterparteien erhalten. Als Beleg dafür kann hier das Verhältnis von C.G.T. und S.F.].O. 
vor dem 1. Weltkrieg und die »Charta von Amiens« herangezogen werden. Folge dieses ex- 
plizit politischen, »totalen« Repräsentationsanspruchs des Syndikalismus war der Selbstaus- 
schluß der Arbeiterbewegung aus dem politischen System, auch im Sinne einer zunächst nur 
»negativen Integration« wie bei der deutschen Sozialdemokratie. »Organische« Wechselbe- 
ziehungen zwischen Arbeiterparteifen) und Gewerkschaft(en) konnten sich so nur spärlich 
und schwierig entwickeln. Die Syndikalisten, auch die mit gemäßigt-reformerischem An- 
satz, blieben der politischen Arbeiterbewegung gegenüber mißtrauisch — was diese nur noch 
weiter in einen exklusiven »Politizismus« treiben mußte. 

Aus diesem historischen Umstand folgt als besonderes Strukturmerkmal des französischen 
Sozialismus, daß er keine breite Massenbasis in der Arbeiterklasse und in den Gewerkschaf- 
ten hatte und sich im wesentlichen auf die republikanisch-»radikale« Erbschaft des französi- 
schen Bürgertums konzentrierte. Die $.F.L.O. ist verknüpft mit dem Minister- und Nota- 
belnsozialismus der IN. und IV. Republik; abgesehen von einigen Departements im Norden 
war sie keine Arbeiterpartei. Sie konnte auch nicht, wie dies etwa bestimmte Vorstellungen 
von Jean Jaures nahelegten, ein Projekt der klassenübergreifenden Hegemonie der Arbeiter- 
klasse in der bürgerlich-demokratischen Gesellschaft realisieren, sondern blieb eine 
kleinbürgerlich-radikaldemokratische Partei mit »populärem« Anstrich. 

ImErsten Weltkrieg gabesauch in Frankreich einige Ansätze, dasSystem der industriellen Be- 
ziehungen durch ein autoritär geprägtes, aber mit sozialen und partizipativen Komponenten 
angereichertes Arrangement zwischen Staatsapparat, organisierter Arbeiterbewegung und 
Unternehmen neu zu organisieren; aber diese Keime eines sozialstaatlichen Politikmusters, 
die dem politischen Reformismus historisch.eine größere Chance in Frankreich gegeben hät- 
ten, gingen nicht so auf wie in anderen Industriegesellschaften der Zwischenkriegszeit. Statt- 
dessen ergab sich aus der Situation des 1. Weltkriegs und der anschließenden Niederlage und 
Zurückdrängung der Arbeiterbewegung deren Spaltung. Als deren Resultat entstand, wieder 
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anders als in den zitierten Vergleichsländern, ein kommunistischer Mehrheitsflügel, der die 
Tradition des revolutionären Syndikalismus aufsaugte, sich in Richtung auf eine entschiede- 
ne Systemopposition hin profilierte und die Sozialisten noch weiter in die bürgerlich-politi- 
sche Sphäre abdrängte und dem etatistischen bzw. kommunalen Reformismus überließ. Mit 
ihrer »Bolschewisierung«s entwickelte sich die kommunistische Partei Frankreichs zur wirk- 
lichen französischen Arbeiterpartei. Da sie sich über weite Phasen ihrer Geschichte hinweg 
weniger reformistische als »tribunizische« Funktionen (der Sammlung der »Unzufriedenen« 
und »Ausgeschlossenen« des Systems) aneignete und es ihr vorrangig um eine Art negativer 
Integration als »Gegengesellschaft« ging, bildete sie & la longue im Hinblick auf ein sozialde- 
mokratisches System der reformerischen Politikverflechtung einen gewichtigen externen 
Blockadefaktor. Entscheidend kommt hinzu, daß in dieser Branche der Arbeiterbewegung 
nun die leninistische Fusion und (teilweise exzessive) Komplementarität von politischer und 
gewerkschaftlicher Organisation zwischen P.C.F. und C.G.T.(U.) gelang, was zur Entste- 
hung eines stabilen gewerkschaftlichen Pluralismus in Frankreich führen sollte (Spaltung 
C.G.T. und C.G.T.U.). Trotz der streckenweise sektiererischen Politik der in die Komin- 
tern-Strategie eingebundenen kommunistischen Linken gelang es den Sozialisten nicht, die 
reformistisch-sozialistischen Gewerkschaftsfraktionen zurückzuerobern und politisch zu 
integrieren. Der Gewerkschaftspluralismus zwischen KP-nahen und-unabhängigen Bünden 
konnte sich seither konservieren. Die Gewerkschaftspolitik in Frankreich war damit immer 
sehr stark politisch determiniert, d.h. die Dynamik von Spaltung und (transitorischer) Wie- 
dervereinigung speiste sich in der Regel aus politischen, oft auch außenpolitischen Konstella- 
tionen (antifaschistisches Volksfrontbündnis, Marginalisierung der KP durch den Hitler- 
Stalin-Pakt, Gemeinsamkeiten im Kampf gegen die deutsche Okkupation, Übertragung der 
Frontstellung des cold war). Die Distanz zu einer wie auch immer gearteten »reformisti- 
schen« Praxis, die für dig Alltagsarbeit aller Gewerkschaften durchaus konstruktiv ist, blieb 
dadurch immer ein Markenzeichen für ein linkes Verständnis des Syndikalismus. 

Damit ist bereits angedeutet, daß es in Frankreich sehr wohl eine reformistische Politiktra- 
dition gibt. Das gilt nicht nur für den gewerkschaftlichen Bereich einschließlich der C.G.T., 
also für tarifpolitische Alltagsgeschäfte und die betriebliche Interessenvertretung, besonders 
in den Groß- und Staatsbetrieben; zu erwähnen ist ferner die Akzeptierung der Rolle als So- 
zialpartner bei der »Bewältigung« des Mai 1968 im sog. »Grenelle-Abkommen«. Es gilt auch 
für die Verwaltungspraxis in den sozialdemokratisch oder kommunistisch geführten Ge- 
meinden, besonders des »roten Gürtels« um die Hauptstadt, im Norden und im Süden; be- 
sonders nach 1977 gab es eine große Zahl »roter Rathäuser«. Bestimmte historische Kon- 
junkturen, in denen ein hoher innerlinker oder auch nationaler Konsens herrschte, waren 
besonders »anfällig« für die Durchsetzung reformistischer Politik: die Volksfrontperiode 
und die unmittelbare Nachkriegszeit, als sich Sozialisten, Kommunisten und linksbürgerli- 
che Kräfte in Kooperation mit den (jeweils unierten) Gewerkschaften daran machten, wich- 
tige sozial-, wirtschafts-und tarifpolitische Bündel zu schnüren. In der Nachkriegszeit hat 
sich darauf bauend ein bestimmtes Niveau an »Sozialpartnerschaft« einerseits, »Tripartis- 
mus« andererseits eingebürgert, das inhaltliche Analogien zu neo-korporativistischen’ Regu- 
lierungsformen in den Vergleichsländern aufweist. Dies gilt insbesondere für die tarif- und 
sozialpolitischen Vereinbarungen oberhalb der Betriebs- und Branchenebene. 

Dennoch: das Niveau der Institutionalisierung z.B. der Tarifbeziehungen ist verhältnismäßig 
niedrig geblieben. Sie sind überdies gekennzeichnet von einer atypischen Arbeitsteilung zwi- 
schen verhandlungsbereiten Gewerkschaften (in der Regel C.G.T-F.O., die antikommuni- 
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stische Minderheitsfraktion von 1947 ff., die vor allem im staatlichen Sektor vertreten ist; 
CF.T.C., die 1964 übriggebliebene Minorität der christlichen Gewerkschaft, die nicht zur 
Laizisierung bereit war; C.G.C., die Gewerkschaft der(überwiegend) leitenden Angestellten; 
einige unabhängige, auf nationaler Ebene nicht repräsentative Gewerkschaften) und solchen, 
die — wie C.G.T. und C.F.D.T. aus einem »revolutionären« Selbstverständnis heraus meist 
weniger zu Vertragsabschlüssen auf den verschiedenen Ebenen bereit waren. Der Gewerk- 
schaftspluralismus hat hier aber nicht nur bremsende Funktion, denn die Arbeitsteilung 
funktioniert im Idealfall so, daß die Kontraktgewerkschaften ihre bargaining-power durch 
die höhere Mobilisierung der Nicht-Kontraktgewerkschaften erhöhen können, und sich so 
hinter dem Rücken durchaus ein funktionales Zusammenwirken ergeben kann. 

Dieser zumindest teilweise Selbstausschluß auseinem wichtigen Aktionsfeld der industriellen 
Beziehungen hat sein Pendant in der extrem distanzierten Haltung der französischen Arbeit- 
geber gegenüber den Gewerkschaften, die lange Zeit nur unter großem Druck und widerwil- 
ligdazu bereit waren, diese überhaupt als Verhandlungspartner zu akzeptieren. Die fehlende 
Mediation industrieller Konflikte hat dann zu stark interventionistischem Staatsverhalten 
und auch zu konkurrierenden, »reformistisch-partizipatorischen« Regelungsmustern ge 
führt, z.B. in der bürgerlich-liberalen oder christlich-sozialen Mitte(»fortgeschrittene liberale 
Gesellschaft« in der Ara des Giscardismus, linksgaullistische Kooperations- und Beteiligungs- 
vorstellungen); diese beinhalten übrigens die Gefahr einer Marginalisierung der zahlen- und 
organisationsmäßig ohnehin schwachen Gewerkschaften durch eine direkte Kooperation 
zwischen Belegschaften und Management an den Gewerkschaften vorbei. 

Im Verhältnis zu diesen überwiegend zentralistisch und etatistisch inspirierten Mustern re- 
formerischer Politikverflechtung ist die »Selbsttätigkeit« und Mobilisierungskraft der sozia- 
len Bewegungen, der »soziale Reformismus« von unten also, immer sehr schwach geblieben. So- 
fern es massenhafte soziale Bewegungen gab, wie die kommunistischen oder poujadistischen 
Protestbewegungen (die formal, bisweilen auch inhaltlich deutliche Parallelen aufweisen), 
waren sie diesem Politikmuster jeweils fremd. Einen Aufschwung der sozialen Bewegungen 
hin zu und ausgehend von der Explosion des Mai 1968 gab es mit der sozialökonomischen 
Modernisierung des Landes; es gab breite ökologische, regionalistische, feministische und 
sonstige Strömungen, die teilweise auch wieder politisch und parteimäßig organisiert waren. 
Man vergißt heute, angesichts der vergleichsweise schwachen Ergebnisse bei Wahlen und Ak- 
tionen, daß die französischen Ökologieparteien lange vor den westdeutschen erfolgreich wa- 
ren (besonders zwischen 1974 und 1977). War ihr politisch-moralischer Impetus und ihr Pro- 
testpotential auch genauso hoch oder höher als in den Vergleichsländern, so blieben sie doch 
langfristig im Bezug auf ihre politische Institutionalisierung weit hinter den Möglichkeiten 
anderer liberaler Demokratien zurück und konnten, trotz eines verbliebenen Netzes von 
Bürgerinitiativen, Assoziationen usw. und trotz eines bestimmten Niveaus ökologischer 
Sensibilisierung, im System der V. Republik politisch marginalisiert werden. ; 
Ideologisch-programmatisch schließlich ist das Thema »Reformismuss, »Sozialdemokratie« 
usw. in Frankreich bis in die achtziger Jahre hinein tabuisiert geblieben. Dies ist, obwohl das 
gesellschaftliche Leben in Frankreich hochgradig verstaatlicht ist, (vielleicht auch gerade des- 
wegen) einem starken antietatistischen Affekt geschuldet, der auch die traditionell »jakobini- 
sche« und staatsfixierte französische Linke ergriffen hat. Eine alte, dogmatische Reformis- 
mus-Kritik entstammt der KP, die hier meisterhaft die »antireformistische« Orthodoxie der 
IL. und II. Internationale bemüht; eine andere Variante kommt aus der sozialistischen Partei 
selbst, für deren Ende der sechziger Jahre eingeleiteten Erneuerungsprozeß die strikte Abset- 
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zung vom allseits kompromittierten SFIO-Reformismus der Ära Mollet konstitutiv war. 
Auch die neuen sozialen Bewegungen nähren sich aus der antistaatlichen und antireformisti- 
schen Tradition der Mai-Revolte (gegen de Gaulle und die C.G.T.) und sind damit »apoli 
tisch« eingestellt; der Widerwille gegen die jakobinisch-zentralistische Tradition der alten 
Linken hat einen politikfeindlichen Gegendogmatismus erzeugt, dessen Transformations- 
ideologie (autogestion = Arbeiterselbstverwaltung) bestimmte Verweigerungshaltungen des 
revolutionären Syndikalismus kultiviert. Die Selbsteinstufung dieser Bewegungen und gro- 
ßer Teile der Neuen Linken lautet »liberal-libertär«, worin sich alte und neue Entstaatli- 
chungsambitionen mischen. 


3. Das Profil der potentiellen Akteure reformistischer Politikverflechtung 


Seit der Krise und dem Ende des originären Gaullismus zu Ende der sechziger Jahre haben 
sich Linksparteien, Linksgewerkschaften und neue soziale Bewegungen gemeinsam voranent- 
wickelt, teilweise aus extremen Tiefpunkten heraus wie die Kommunisten 1958, die SFIO 
1969. Anders als es Kräfteverhältnisse und Sitzverteilungen in den politischen Spitzeninstitu- 
tionen vermuten ließen, waren sie Mitte der siebziger Jahre gesellschaftlich in Frankreich 
tonangebend: Frankreich wählte rechts (bis 1974), war aber links. Erstmals hatten jetzt auch 
die Akteure der nichtkommaunistischen Linken genug Gewicht und Profil entwickelt, um zu ei- 
nem potentiellen Reformblock zusammenzuwachsen, der entweder im Bündnis mit den 
Kommunisten oder auch autonom von ihnen in die Sphären politischer NERUNGEELGE und 
Entscheidung aufrücken konnte. 

Die Sozialisten (seit 1971 P.S.) waren (und sind) aus verschiedenen, mehr oder weniger großen 
Komponenten der sozialistischen, sozialdemokratischen, republikanischen und liberalen 
Linken zusammengesetzt und in erstaunlich schneller Zeit zur größten Partei des Landes auf- 
gestiegen. An Wählern verfügten sie über einen hohen Arbeiteranteil, besonders aus den 
Fraktionen der sog. »neuen Arbeiterklasse«. Damit war sozusagen ein Bann gebrochen. Die 
Rivalitäten in der heterogen komponierten Partei machten sich im Endeffekt als friedlich- 
fruchtbare Koexistenz bemerkbar, insofern die »linken« Parteiflügel, die »Jungtürken« aus 
der CERES-Gruppe und einige Ex-Kommunisten, als Scharnier in der 1972 mit den Kom- 
munisten gebildeten »Union de la Gauche« wirkten und die »rechten« Parteiflügel entweder 
die Kontinuität aus den alten sozialistischen Bastionen der SFIO in Nord- und Südfrankreich 
garantierten oder modernistische Fraktionen des Bürgertums und der antiautoritären Pro- 
testbewegung (für beides stand Michel Rocard) in die Partei führten. Das um Francois Mitte 
rand gruppierte Parteizentrum bildete darunter ein solides Fundament aus republikanisch- 
»radikalen«, jakobinischen und laizistischen Strömungen des kleinbürgerlichen Sozialismus 
in Frankreich. In dieser bis 1981 anhaltenden Aufschwungphase absorbierte der P.S. einen 
großen Teil der Themen und Truppen der neuen sozialen Bewegungen, politisierte die mit 
ihm sympathisierenden Teile der»zweiten Linken«(vor allem in der C.F.D.T.) und profitier- 
te von den Wirkungen der antikommunistischen, libertären Grundhaltung der Mai-Revolte. 
Die CED.T. hatte nach 1968 die größeren Mobilisierungserfolge als die C.G.T., die sich 
ebenfalls vergrößerte, und mit der sie in einer sehr lockeren Aktionseinheit stand. Aus der 
ständigen Rivalität der beiden Linksgewerkschaften, die in den Nachwehen des Mai ‘68 er- 
hebliche Verbesserungen im Lebensstandard der Arbeiter und in der gewerkschaftlichen In- 
teressenvertretung durchsetzen konnten, ging die C.F.D.T. stärker hervor, d.h. das alte 
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Quasi-Monopol der C.G.T. war zumindest infragegestellt (und Ende der 70er Jahre tatsäch- 
lich gebrochen). Dies lag zum einen daran, daß sie sich besser um von der C.G.T. weniger 
oder kaum vertretene Lohnarbeiterschichten bemühte (vor allem die Belegschaften von klei- 
nen und mittleren Betrieben, Arbeitsemigranten, Frauen, aber auch höherqualifizierte Ar- 
beitnehmer, Techniker, Ingenieure usw.), zum anderen daran, daß sie neue, »qualitative« 
Themen wie Arbeitsorganisation, Betriebshierarchie, »Reproduktionssektor« usw. an- 
schnitt, die bei der C.G.T. mit ihrem vorrangig auf Kaufkraftverbesserung und Betriebsver- 
tretung und -mitbestimmung ausgerichteten Forderungskatalog meist unter den Tisch fielen. 
Eine Zeit lang konnte sich die C.F.D.T. als die Repräsentantin der nicht-kommunistischen 
Linken und alseine Art »organischer Intellektueller« der erneuerten Arbeiterbewegung pro- 
filieren. 

Der Nachhall der Mai-Revolte und des darin zum Ausdruck kommenden »Wertwandels« 
war wie gesagt beträchtlich; davon profitierten nicht nur die Sozialisten, sondern auch die 
KP, die in dieser Phase ebenfalls massenhaft neue Mitglieder und Aktivisten gerade aus der 
»Mai-Generation« rekrutierte. Eindeutiger als Erbwalter waren jedoch zunächst die sozialen 
Bewegungen anzusehen, die Mitte der siebziger Jahre einen erheblichen Legitimationsdruck 
entwickelten und die französische Gesellschaft als »blockiert«, extrem partizipationsfeind- 
lich, dirigistisch und wachstumsversessen erscheinen ließen. Mitte der siebziger Jahre schos- 
sen Bürgerinitiativen, Umweltschutz- und Konsumentenvereinigungen und Selbsthilfe- und 
Alternativgruppen aus dem Boden; auch elektoral vereinigte der Alternativ-Block erhebliche 
Stimmenanteile auf sich, die freilich aufgrund des französischen Mehrheitswahlrechts nicht 
in die entsprechende parlamentarische Repräsentation mündeten. Eben das Fehlen politischer 
Artikulations- und Interventionsmöglichkeiten, auch im rechtlichen Bereich, führte zu einer 
Krise der neuen sozialen Bewegungen; verstärkt wurde dies durch den Schock gewaltsamer 
Konfrontationen besonders der Anti-AKW-Bewegung (Malville 1977) mit der Staatsgewalt, 
so daß die Bewegungen zerfaserten und versandeten. Hinzu kam der starke Sogeffekt von sei- 
ten der traditionellen Linken, die damals auf dem Zenith ihrer oppositionellen Kräfte stand 
und mit der Waffe des gemeinsamen Regierungsprogramms ein effektives Mittel für Verände- 
rungen in der Hand zu.halten schien, die auch die sozialen Bewegungen für sich wollten. 
Trotz ausgeprägter Differenzen gerade mit C.G.T., KPF und CERES-Leuten gingen deswe- 
gen viele Energien auf die parlamentarisch-politische Ebene und damit überwiegend zu den 
Sozialisten. Ein nennenswerter Unterbau in Gestalt von BP’s und alternativen Netzwerken 
fehlte jedoch; zur elektoralen kam die »Basis«schwäche. 

Vergleichbar war die Entwicklung bei deri Gewerkschaften. Denn beide Zentralen gerieten 
ab Mitte der siebziger Jahre in eine Zegitimations- und Organisationskrise, indem ihnen Mit- 
glieder, Aktivisten und Wähler zunächst in geringem Umfang, dann aber in alarmierender 
Zahl fernblieben. Diese störte die »Überpolitisierung«, die die enge Bindung der Linksge- 
werkschaften an das politische Linksbündnis für sie darstellte und den kleinen, »reformisti- 
schen« Gewerkschaften in ihrem Insistieren auf »unpolitischer«, reiner Interessenvertretung 
den Rücken stärkte — dies umso mehr, als sich seit 1975 die Auswirkungen der Wirtschafts-: 
krise verstärkt in der Bedrohung von Arbeitsplätzen und Reallöhnen bemerkbar machten. 
Das nahmen die Linksgewerkschaften nach dem Scheitern der Linksparteien 1978, als sie auf- 
grund ihrer Spaltung den bereits sicher geglaubten Sieg in den Parlamentswahlen verfehlten, 
zum Anlaß, ihre starke Identifikation mit dem politischen Lager der Linken zu überdenken. 
Sie propagierten nun, mehr oder weniger deutlich, eine Strategie der »Resyndikalisierung«, 
die bei der C.F.D\T. eine starke Distanz zu Inhalt und Form der Linksunion, eine kritische 
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Haltung zu den Sozialisten und die Verstärkung reformistischer Alltagsarbeit bedeutete, und 
auch bei der C.G.T. zu zaghaften Distanzierungen von der KPF führte. 

Die C.F.D.T. darf deswegen, trotz gewisser ideologischer Übereinstimmungen und perso- 
neller Verflechtungen (ein Doppelmandat ist im übrigen nicht gestattet), nicht als die Ge- 
werkschaft der Sozialisten angesehen werden; wohingegen die C.G.T. in ihrem Eimanzipa- 
tionsprozeß von der Partei sehr verhalten und inkonsequent blieb und trotz einer starken 
nicht-kommunistischen Mitgliederbasis als KP-gesteuert gelten muß. Beider Distanz zum PS 
— die eine aus Sorge vor Inkorporation und Identitätsverlust, die andere aus politisch- 
taktischer Verpflichtung gegenüber dem Parteirivalen — muß damit als prinzipielles Hinder- 
nis einer engen Politikverflechtung betrachtet werden. 

Der Aufstieg der drei hier zur Debatte stehenden Komponenten eines potentiellen Reform- 
blocks verlief also nur scheinbar synchron. In Wirklichkeit war die Dynamik des PS erheb- 
lich stärker und langandauernder als die der sozialen Bewegungen und Gewerkschaften, die 
im Gegenteil in der Mitte des Jahrzehnts bereits in Überlebens- oder Erhaltungsprobleme 
gerieten. Auch die Kommunisten hatten solche Probleme, nachdem sie ihre bis 1976 durch- 
gehaltene »eurokommunistische« Phase abrupt beendet hatten, in neo-stalinistische Prakti- 
ken zurückgefallen und mit ihrem partiellen Ausstieg aus der Linksunion zu einem völlig 
unberechenbaren Faktor in diesem »sozialdemokratischen Projekt zu zweit« (Portelli) ge- 
worden waren. Zwischen 1977 und 1981 dezimierten sie ihre Wählerbasis um ein Viertel, 
ihr Mitgliederzuwachs stagnierte und ihr gesamtgesellschaftlicher Einfluß verfiel zuneh- 
mend. i 

So ist der scheinbar lineare Aufwärtstrend des Reformblocks in den siebziger Jahren vielmehr 
so zu interpretieren, daß er nur noch (und dabei wahlentscheidend) im bürgerlich-zentristi- 
schen Lager anhielt, ansonsten aber in eine tiefe Depressions- und Krisenphase der traditionellen 
Arbeiterbewegung hineinfiel. i 


4. Allianzen und Konflikte im Reformblock seit der Regierungsübernahme der Linken 
1981 


So erschien es fast schon verwunderlich und historisch verspätet, daß die (nicht mehr ganz so) 
»vereinigte Linke« 1981 einen triumphalen Wahlsieg errang und die »Kommandoposten« 
von Regierung, Verwaltung und auch Teilen der Wirtschaft einnahm. Damit hatten sich die 
institutionellen Rahmenbedingungen für den Reformblock erheblich verbessert. Der außer auf 
Gemeindeebene bestehende totale Machtausschluß war beendet, den in der Wirtschaftskrise 
zunehmenden Marginalisierungsversuchen der Gewerkschaften durch Staatsapparat und Ar- 
beitgeberverbände war die Basis entzogen, und auch die sozialen Bewegungen hofften nun 
zumindest, daß Sozialisten und C.F.D.T. »in ihrem Sinne« aktiv würden. 

Die innere Heterogenität dieses Blocks, bedingt durch den Dualismus von gewerkschafts- und 
parteiförmigen Organisationsprinzipien einerseits, durch dieKonkurrenz zweier »Lager« an- 
dererseits, nahm indessen nicht ab sondern zu; bisher eher virtuelle, auf der Programm- und 
Forderungsebene angesiedelte Konflikte und Divergenzen bestimmten nun die Formulie- 
rung der praktischen Politik. Die vor 1981 angelegten Krisentendenzen innerhalb der einzel- 
nen Komponenten wirkten weiter: von einem Wiederaufblühen der Sozialbewegungen kann 
keine Rede sein, ein im Bezug auf die Volksfrontperiode nostalgisch herbeigeträumter Refor- 
mismus »von unten« mit der entsprechenden populären Begeisterung war undenkbar, die 
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Probleme der Linksgewerkschaften und ihr Terrainverlust gegenüber den»moderaten«, nun 
plötzlich radikal oppositionellen Konkurrenzzentralen wuchsen noch, und selbst die sozialı- 
stische Partei geriet, bedingt durch ihre Verwandlung in ein Rekrutierungsreservoir für staat- 
liche Verwaltungsbeamte, Planer und Manager und als Folge ihres Bedeutungsverlustes als 
Diskussionsform, Aktionszentrum und »Zukunftswerkstatt« in eine Art Erfolgskrise. 

Die Beziehungen der Partner im Reformblock blieben konfliktgeladen, und massive Rich- 
tungsdivergenzen undKommunikationsprobleme, auch konkurrenzbedingte Profilierungs- 
zwänge erschwerten die »Politikverflechtung«. Schon vom Herbst 1981 an, also noch mitten 
im sog. »etat de gräce«, lastete eine unverkennbare und seltsame Depressionsstimmung und 
Malaise auf dem Reformblock. 


a) Das Verhältnis von Parteien und Gewerkschaften 


Essentiell für die Gestaltung der Sozialpolitik und die Durchsetzung linker Krisenlösungs- 
strategien ist vor allem das Verhältnis von Regierungspartei und C.G.T., da beide, entweder im 
erneuerten Management oder im gewerkschaftlichen Vertretungssystem, ihre wichtigste 
Verankerung in den (meist nationalisierten) Großkonzernen haben, die für die weitere Ent- 
wicklung der französischen Ökonomie zentral sind bzw. sein sollen. Gesamtgesellschaftlich 
bildet die C.G.T. überdies die historisch investierte Potenz eines»Ministers der Massen«, des- 
sen Drohpotential über die Mobilisierung der C.G.T. — (und damit auch eines Kerns der 
kommunistischen) Kader immer in Rechnung zu stellen ist. Die indirekte KP-Bindung der 
(knapp) immer noch größten Gewerkschaft Frankreichs stellt für eine sozialistisch geführte 
Regierung solange keine Gefahr dar, wie die kommunistischen Minister die Regierungspoli- 
tik loyal mittragen. Das war bis zum Winter 1983/4 gerade in sozial- und wirtschaftspoliti- 
schen Dingen immer der Fall, wenn auch immer gewisse Reserven und Minderheitsvoten gel- 
tend gemacht wurden. In diesem Fall fungiert die C.G.T. umgekehrt sogar als ideales Mittel 
der Legitimationsbeschaffung für die eingeleiteten austerity-Maßnahmen in der Arbeiterklas- 
se. Der Stellenwert von PS-Kadern, -Mitgliedern und -Wählern in der C.G.T. ist im übrigen 
auch nicht zu unterschätzen. 

Im wirtschaftspolitischen Bereich gibt es deswegen auch gewichtige Übereinstimmungen zwi- 
schen C.G.T. und solchen Teilen der politischen Führung, die einer produktivistischen 
Wachstumsoption (im Sinne des alten »Gemeinsamen Regierungsprogramms«), dem Außen- 
handelsprotektionismus und einem zentralistischen Politikmodell verpflichtet sind. In die- 
sem Geist erarbeitete Krisenlösungsvorschläge, wie die des bis Frühjahr 1983 amtierenden 
»Superministers« Chevenement, finden den entsprechenden Beifall der C.G.T., ebenso die 
Ansätze zur Erweiterung der betrieblichen Mitbestimmung (Auroux-Gesetze, Demokrati 
sierung des öffentlichen Sektors), die der C.G.T. faktisch eine Institutionalisierung ihres bis- 
herigen faktischen Primats bringen. 

Die Divergenzen liegen deswegen überwiegend im ideologisch-programmatischen Bereich, 
und dabei hauptsächlich in der Bürger- und Menschenrechtsfrage und in der Außen- und 
Friedenspolitik, wo die C.G.T. wieder voll im Schlepptau der KPF schwimmt und zur sowje- 
tischen Macht- und Interventionspolitik eine zumindest ambivalente Haltung einnimmt. Sie 
werden im wirtschafts- und sozialpolitischen Bereich zunehmen, wenn in absehbarer Zeit 
auch für die französischen Arbeiter Kaufkraftverluste nicht mehr zu vermeiden sind und ge- 
gen Branchenkrisen und Massenentlassungen weiterhin kein Mittel gefunden wird; dann 
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wird die C.G-T. verstärkt gegen die »politique de rigueur« (Austeritätspolitik) Front machen 
müssen, will sie nicht weiter unter ihrer Klientel an Glaubwürdigkeit verlieren. 

Die CF.DIT. ist also keineswegs der »privilegierte Partner« der Sozialisten, obwohl einige 
Gewerkschafter in Regierungspositionen aufgerückt sind und es einige direkte Drähte in den 
Elysee-Palast und zu anderen Regierungsinstanzen gibt, einschließlich der gelegentlichen 
»Arbeitsfrühstücke«, und obwohl die C.F.D.T. in der Koalitionsoperation »Assises du Socia- 
lisme« (1974/5) wie eine politische Partei aufgetreten ist, die Sozialisten ideologisch-politisch 
unterstützte und sich bis 1978 als Bestandteil der Linksunion ansehen lassen darf. Bisher 
nımmt die C.F.D.T. zu den meisten Reform- und Krisenlösungskonzepten der Regierung er- 
ne positiv-kritische Haltung des »Ja, aber« ein, z.B. zur Arbeitszeitverkürzung, zu den Auroux- 
Gesetzen, zum Lohn- und Preisstopp, zu den Sanierungsmaßnahmen im Sozialversiche- 
rungsbereich usw. Aber all diese Maßnahmen gehen der C.F.D.T.-Zentrale unter Edmond 
Maire in der Regel nicht weit genug oder in die falsche Richtung, d.h. sie wird zum ersten 
prinzipiellen Kritiker der Linksregierung im Reformblock selbst. Der C.F.D!TT. ist die Auste- 
ritätspolitik nicht radikal genug, d.h. sie unterscheidet sich zu wenig von den vorherigen Re- 
gierungen und hat wenig von dem erwünschten, wenn auch nebulösen »neuen Politik-Mo- 
dell«, das nicht auf Expansion, sondern auf umverteilendes Sparen, nicht auf »mehr Staat«, 
sondern auf»mehr Demokratie, Bürgerinitiative und Freiheiten aus ist. Kritisiert wird dabei 
vor allem der PS-Flügel, der der C.G.T. am nächsten steht, während die Sympathien mehr 
den Repräsentanten der »zweiten Linken« in der Partei (Michel Rocard u.a.) gilt, als deren 
Zentrum sich die C.F.D.T. selbst versteht. Zur C.G.T. bestehen derzeit kaum formelle und 
informelle Beziehungen (dies gilt für die hochpolitische Ebene, weniger für die oft spontane 
Aktionseinheit in Alltagsgeschäften und -konflikten); erhebliche Polemik entzündet sich an 
scheinbar entlegenen Gegenständen wie der Polen-Frage, die natürlich stellvertretend für das 
Verhältnis von Partei und Gewerkschaft im Sozialismus behandelt wird. Bei zuletzt massiv 
abnehmendem Zuspruch der Wähler (z.B. beiden Wahlen der Arbeitsgerichtsbeiräte und der 
Sozialversicherungsräte) befinden sich beide Linksgewerkschaften überdies in scharfer Aus- 
einandersetzung um ein verwandtes Wählerpotential. 


b) Das Verhältnis von Reformblock und neuen sozialen Bewegungen 


Die größten programmatischen Übereinstimmungen bestehen hier noch zwischen C.F.D.T. 
und Ökologie-, Frauen- und Regionalbewegung. Freilich haben sich ursprünglich einmal 
sehr weitgehende Erwartungen an die Radikalität des gewerkschaftlichen Standpunkts, z.B. 
in der Frage des »Moratoriums« bei der Kernenergieproblematik, zerschlagen und sind einer 
herben Enttäuschung über die insgesamt sehr verhaltene Kritik an der Regierungspolitik in 
ökologischen Fragen gewichen. Die Ökologisten fühlen sich hier in einer Art Stellvertreter- 
rolle für die sehr schweigsam gewordene und resignierte »Zweite Linkes; ihr politisches Ge- 
wicht ist dabei minimal, solange sie in dem unveränderten Verfassungs- und Wahlsystem der 
V. Republik nicht wie hierzulande größere und mehrheitsentscheidende bzw. -beschaffende 
Bedeutung einnehmen bzw. »Unregierbarkeit« provozieren können. Die regierenden Partei- 
en scheinen das Bewegungspotential deshalb bislang nicht sehr ernst zu nehmen, nachdem sie 
für ihren Aufstieg zur Macht recht gern aus dem ideologischen und politischen Fundus der 
Protestgruppen geschöpft haben. Am gespanntesten ist weiterhin das Verhältnis zur C.G.T. 
bzw. KPF, die die privilegierte Zielscheibe ihrer Wachstumskritik und ihrer Attacken auf 
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manipulative Politik sind. Die Konzepte des »Postsozialismus« unterscheiden sich in der Tat 
radikal von denen der Kommunisten (und bedeutender Teile des PS), die an der Zentralität 
der Arbeiterklasse als »reformistischem Subjekt« festhalten. 

In Bezug auf die Umwelt- und Energiepolitik der Linksregierung ist von den Sozialbewegun- 
gen häufig die Vokabel » Verrat« benutzt worden. In der Tat gehört dieser Bereich zu den am 
flagrantesten verletzten Wahlversprechen Mitterrands, dessen letzte Versicherung, er wolle 
das Kernenergieprogramm seines Vorgängers stoppen, wenige Wochen vor dem Regierungs- 
antritt und damit nicht lange vor der kaum reduzierten Fortsetzung dieses Programms abge- 
geben wurde. Freilich muß man hier von einer Konvergenz der Integrationsbestrebungen 
bei den Sozialisten und der Bereitschaft der Sozialbewegungen ausgehen, sich »frerwillig« zu 
etatisieren — was deren originärer, anti-etatistischer Programmatik vollständig zuwiderläuft. 
Innerhalb der Linksregierung führen nun Vertreter dieser Bewegungen (so die Umwelt- 
staatssekretärin Bouchardeau, PSU) eine wenigkommode Existenz zwischen pragmatischen 
Minierfolgen und Alibirolle. Die autonomen Sozialbewegungen (Amis de la Terre, Parti des 
Verts, verschiedene Umwelt- und Bürgerrechtsgruppen, Verbrauchervereine, Assoziationen 
usw.) bemühen sich derzeit um eine politische Formierung jenseits des Links-Rechts-Schemas;, 
ihr Leitmotiv ist dabei in der Regel ein bescheidener gewordener Selbstverwaltungsgedanke 
und ein »liberal-libertäres« Selbstverständnis neuer Politik. 

Als »externer«, über die Regierungsbeteiligung aber »internalisierter« Faktor versuchen die 
Kommunisten ihre engen Beziehungen zur C.G.T. zu konservieren und diese gegebenenfalls 
auch zur Quelle ihrer eigenen Rekonstruktion zu machen, nachdem sie bei den Parlaments- 
wahlen von 1981 und verschiedenen Teilwahlen seither in einen neuen, mit 1958 vergleichba- 
ren Tiefpunkt hineingeraten sind. Eine Veto- oder Erpressungsrolle kann dieKPF kaum ein- 
nehmen, solange ihr einziges Prestige eben die Erfüllung ihrer Aufgabe als »staatstragende« 
Regierungspartei ist bzw. diese Aufgabe immer noch risikoloser und einträglicher erscheinen 
muß als der ungewisse Ausgang eines »linksradikalen« Abenteuers in einer Oppositionsrolle. 
In verschiedenen innen-, wirtschafts- und vor allem außenpolitischen Fragen (Nachrüstung) 
macht die KPF seit 1982 ihre abweichende Haltung publizistisch und propagandistisch deut- 
lich, ohne daraus jedoch eine Koalitionsfrage zu machen. Die Partei neigt zu plötzlichen und 
die eigene Basis überraschenden Zick-Zack-Kursen, aber ein Austritt aus dem Linksbündnis 
dürfte erst unter gewissen elektoralen Kalkulationen um 1986 (Parlamentswahlen) wahr- 
scheinlich bzw. denkbar sein. 


5. Die Haushaltspolitik der Linken seit 1981 


Die aufgezeigten Verflechtungspotentiale und Konfliktstrukturen im Reformblock können 
nun anhand eines konkreten und zentralen Politikbereiches veranschaulicht und gedeutet 
werden. Zwischen 1981 und 1983 vollzog sich sehr rasch ein Wandel von einem expansiven 
zu einem Sparkurs in der Budgetpolitik — wenn man so will: eine » Wende« a la frangaise oder 
ein »Bad Godesberg« per Haushaltssanierung, ohne daß über diese politische Operation der Re- 
Jormblock auseinandergebrochen wäre. Doch hat sich seine innere Heterogenität noch erhöht, 
so daß Spielräume »ur für eine kurzfristige Sanierung von Jahr zu Jahr bestanden und die 
strukturellen Probleme der Staatsverschuldung und darüberhinaus der Krisenbewältigung 
nicht in Angriff genommen werden konnten. 

Das in der gaullistischen Tradition ausgeglichener Haushalte und auch unter der Regierung 
Giscard/Barre eingehaltene relativ niedrige Verschuldungsniveau war in den achtziger Jah- 
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ren nicht mehr zu halten. Das Defizit stieg von 38 Mrd. FF (= 1,8%) 1978 aufca. 120 Mrd. FF 
(= 3% desBSP) 1983 an, und zwar als Folge der weiteren Verschlechterung der weltwirtschaft- 
lichen und Binnenmarktbedingungen und einer zunächst noch sehr expansiven »alternativen 
Wirtschafts und Sozialpolitik« der Linksregierung 1981/2. Der indirekte (staatliche) Lohn für 
sozial schwache Bevölkerungsgruppen stieg stark an, ein umfangreiches Verstaatlichungs- 
programm wurde durchgeführt und hohe Subventionen ausgeschüttet. Eine Verringerung 
des Defizits durch Budgetumschichtungen war von vornherein nicht möglich, da einzelne 
Posten (Verteidigung, Kultur, Wirtschaftsförderung) aufgrund des erklärten politischen Wil- 
lens der neuen Regierung nicht nur unantastbar waren, sondern bis heute ausgeweitet werden. 
Die Wirtschafts- und Sozialpolitik des Kabinetts Mitterrand/Mauroy folgte in der ersten Zeit 
einem Mischkonzept »linkskeynsianischer« Nachfragesteigerung und »angebotsorientierter« 
Förderung der Produktivität und Wettbewerbskraft der französischen (Groß)Unternehmen 
auf dem Exportmarkt. Diese Politik war zunächst von einem breiten nationalen Konsens ge- 
tragen und reichte bis in die Mittelschichten und in das zentristische Wählerpotential hinein. 
Ihr Resultat war indessen katastrophal, da sich die Konkurrenzsituation der französischen 
(besonders: Staats-)Unternehmen radikal verschlechterte und der Kaufkraftzuwachs nicht 
der Wiedereroberung des Binnenmarktes durch französische Produzenten diente, sondern 
vor allem dem Import zugutekam und dadurch ein sich rasant vergrößerndes Außenhandels- 
defizit schuf. Im EG-6-Durchschnitt entstand so eine überproportionale Teuerung; die 
Franc-Schwäche war auch durch zwei Abwertungen nicht zu beheben. Die Politik derLLinks- 
regierung bis Juni 1982 war, so kann man aus einigen seriösen »Enthüllungen« folgern, von 
der großen Illusion eines weltwirtschaftlichen, besonders aus den USA kommenden Auf- 
schwungs geprägt. Als dieser ausblieb, und sich überdies bei den Kantonalwahlen im Früh- 
jahr 1982 erste Einbrüche in der Wählermehrheit bemerkbar machten, war die Zeit für eine 
wirtschafts- und haushaltspolitische »Wende« reif. Die »ceinture rose« (rosa Spargürtel) wur- 
de angeschnallt, die »politigue de riguer« (linke Sparpolitik, verbal abgesetzt von der »politi- 
que d’austerite«) in zwei Etappen eingeleitet (Juni 1982 und März 1983). 

Die Ursachen der Defizite im Staatshaushalt und im Sozialbudget sind wie in anderen Indu- 
strieländern auch in der sich öffnenden Schere von Mindereinnahmen und Mehrausgaben zu 
suchen. Zwar gab es in Frankreich auch zu Beginn der achtziger Jahre noch Wachstumsraten 
»über Nulk, aber die Steuer- und Sozialversicherungseinnahmen reichten nie aus, um die er- 
höhten konjunkturellen und strukturellen Leistungsanforderungen an den Staatsapparat zu 
decken. Als Besonderheit ist hier zu verzeichnen, daß nicht Lohn- und Einkommenssteuern, 
sondern indirekte Steuern, voran die Mehrwertsteuer mit weit über EG-Niveau liegenden 
Quoten die Haupteinnahmequelle bilden, während Vermögens-, Gewinn- und Erbschafts- 
steuern weit unter den Normalsätzen liegen. Höhere und auch mittlere Einkommen sind al- 
lerdings in letzter Zeit mit größeren Spitzensätzen und starken Anstieg der Progression bela- 
stet worden. Für das Sozialbudget gilt als Besonderheit der relativ hohe Arbeitgeber- und der 
niedrige Staatsanteil. Ansonsten beruhen die vor allem bei den Altersrenten und für die Ar- 
beitslosenunterstützung aufgerissenen Löcher auf den üblichen Strukturproblemen westli- 
cher Industriegesellschaften, also der demographischen Verschiebung, dem kontinuierlichen 
Anstieg der Arbeitslosigkeit, hohen Zinsbelastungen usw. Freilich sind auch durch die Poli- 
tik der Linksregierung, vor allem die Verkürzung der Lebensarbeitszeit auf 60 Jahre, eine 
starke Anhebung der Familienausgaben und ein überdurchschnittliches Ansteigen der Ge- 
sundheitskosten, weitere und beträchtliche Mehrbelastungen entstanden. 
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6. Der Streit um die richtige Sanierungspolitik 


Die bisherige Sanierungspolitik steht ganz in der Tradition der Haushaltspolitik der 
Vorgänger-Regierungen. Freilich ist das Bemühen herauszustreichen, sich von einer interna- 
tional in der Regel »nach unten« wirkenden Austeritätspolitik im Sinne der reagonomics, des 
thatcherism oder auch der christlich-liberalen Koalition in Bonn durch sozial ausgleichende 
Akzentnierungen abzusetzen. Bis 1983 ist dies, zusammen mit der Entwicklung der Tarifbezie- 
hungen, weitgehend gelungen, d.h. bis dahin waren noch keine einschneidenden Reallohn- 
verluste zu verzeichnen. Dies gilt besonders für die unteren Einkommensgruppen. 

Doch konnten mit den bisherigen Maßnahmen Haushalts- und Sozialbudgetlücken immer 
nur kurzfristig geschlossen werden, so daß — ceteris paribus — für das Jahr 1984 auch in 
Frankreich mit einer Verletzung dieses bisher hochgehaltenen Prinzips gerechnet werden 
muß. Man kann im Bezug auf die Budgetpolitik grob drei Tendenzen unterscheiden: 


a) Die »Deloristen«. 


Nach »Superminister« Jacques Delors benannt, vertreten sie den Zwang zu einer phasenwei- 

sen Sanierung durch gezielte und breitangelegte Sparmaßnahmen bei einer weder degressiv 

noch progressiv gestaffelten, allgemeinen Abschöpfung von Kaufkraft. Ein Beispiel für diese 

Politik war der Delors-Vorschlag vom Sommer 1983, die 1982 eingeführte Ergänzungsabga- 

be in Höhe von 1% zu verdoppeln und auf alle Steuerpflichtigen auszudehnen. In eineähnli- 

cheRichtung gehen Vorschläge von Sozialminister Beregovoy, die Mehrwertsteuer weiter zu 

erhöhen, um damit die Sozialbudgetdefizite auszugleichen — eine Maßnahme, die wegen ih- 

rer preistreibenden Wirkung gegen das antiinflationäre Programm der Regierung gerichtet 

war und deshalb keine Chance hatte. Die von Delors und Beregovoy 1982 ff. durchgeführten 

Sanierungsmaßnahmen unterschieden sich nicht erheblich von denen, die z.B. in der Bundes- 

republik getroffen wurden: 

— Erhöhung von indirekten Steuern, vor allem Alkohol- und Zigarettensteuern, auch 
T.V.A. = Mehrwertsteuer 

— Zwangsanleihen und Ergänzungsabgaben, unter Ausschluß von unteren Einkommens- 
gruppen 

— Gebührenerhöhungen bei öffentlichen Unternehmen (z.B. Anhebung der Strompreise, 
Bahntarife etc.) 

— Beschneidung von Krediten und Subventionen 

— Anhebung der Beitragssätze der Sozialversicherungen 

— begrenzte Leistungsminderungen für Arbeitslose und Rentner 

— Erhebung von »Solidaritätsbeiträgen« bei Staatsbediensteten ohne Arbeitsmarktrisiko. 


b) Mitterrandisten, »Albanier« und Gewerkschaften 


Bei diesen, gruppiert um den Haushaltsexperten Christian Goux, den PS-Fraktionsführer 
Pierre Joxe, dann um die CERES-Gruppe im PS um den früheren, mit Verschärfungder Aus- 
teritätspolitik demissionierten Industrieminister Chevenement und Vertreter der C.G.T., 
besteht die Forderung nach einer gründlichen Steuerreform. Je offensichtlicher wird, daß die 
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bisherige Finanzpolitik nur an den Symptomen eines immer größer werdenden Defizits 
»herumdoktortes, desto lauter erhob sich bei dieser Gruppe die Forderung nach höherer Be- 
steuerung und nach einem massiven Solidaritätsbeitrag der »Reichen«. Damit ist nicht nur die 
schmale Schicht von Milliarden und Millionären gemeint, sondern generell die Bezieher hö- 
herer Einkommen, die nun ihren Anteil an einer fiskalischen Umverteilunglleisten sollen. Ei- 
ne Steuerreform ist aber nur ein Bestandteil in einem umfassenderen » Anti-Delors-Plan«, der 
auch die weitere Staatsverschuldung zur Ankurbelung des Wachstums, den Austritt aus dem 
Europäischen Währungssystem, erhebliche protektionistische Abschottung Frankreichs und 
staatliche Beschäftigungsprogramme enthält. »Die Reichen sollen zahlen« — ist auch die 
Grundidee von C.G.T. und P.C.F.; alle gehen von erheblichen Reserven bei Unternehmer- 
gewinnen, Erbschaften und Großvermögen aus. Die Maßnahmen zielen also nicht auf die 
kurzfristige Bereinigung von Defiziten ab, sondern auf eine alternative Wachstumsstrategie, 
die dem Staatshaushalt (als abhängige Größe) indirekt neue Ressourcen zuführt. Zwischen- 
zeitlich soll in diesem Rahmen eine weitere Staatsverschuldung durchaus toleriert werden. 
Die Durchführung einer »wirklichen« Steuerreform, die bereits seit Jahrzehnten gefordert 
und niemals durchgeführt worden ist, hat angesichts der Ungerechtigkeiten im französischen 
Steuersystem jede Berechtigung, ist aber nur auf den ersten Blick ein Patentrezept zur Lösung 
der Haushaltsprobleme. Denn wie die Erfahrung mit der nach 1981 eingeführten Steuer auf 
Großvermögen (1.G.F.) zeigt und auch eine Hochrechnung mit auch massiven Abschöp- 
fungsquoten bei Großverdienern und Superreichen ergibt, zeitigt dies erstaunlich geringe re- 
ale Umverteilungs- und Kompensationseffekte. Bei vorgeschlagenen Spitzensätzen um 75 % 
würden aber bei Privatunternehmern, leitenden Angestellten und Freiberuflern ganz erheb- 
liche Demotivierungs- und Frustrationserscheinungen auftreten; bei weiteren Gewinnent- 
aahmen würden die unbestreitbar hohen Unternehmensbelastungen noch weiter in die Hö- 
ne getrieben. Beides ist nicht im Sinne einer sozialistischen Wirtschaftspolitik im Stile 
Delors’, der auf die Förderung der privaten Initiative ebenso setzt wie auf die Pilotfunktion 
der Staatskonzerne und der bei den bis 1981/2 eher PS-freundlichen Eliten nicht jegliche Un- 
terstützung und Innovation abschneiden will. Wenn dies nicht berücksichtigt wird, haben 
die Vorschläge der »Albanier« auch demagogische Züge: die Kuh wird geschlachtet, die sie 
gerne melken wollen. 


c) »Rocardianer«, »Zweite Linke« und »Post- Sozialisten« 


Gleichermaßen gegen Delors’ Politik des»Löcherstopfens« wie auch gegen die »albanischen« 
Sanierungsvorschläge richten sich Konzepte der C.F.D.T. und mancher »Rocardianer« im 
P.S. Sie haben Abschied genommen von Vorstellungen linearen, quantitativen Wirtschafts- 
wachstums und orientieren ihre budget-politischen Alternativen auf eine echte »linke Spar- 
politik«. Die auch hier geforderte Steuergerechtigkeit soll streng zweckgebunden in die 
Schaffung von Arbeitsplätzen und unternehmerische Investitionen dieser Art übergeleitet 
werden. Die Expansion des Arbeitsmarktes und die Anhebung der Kaufkraft (außer bei den 
sozial Schwachen) ist nicht mehr absolut vorrangig. Vielmehr hat sich Edmond Maire inso- 
fern als einer der profiliertesten Kritiker der Linksregierung herausgestellt, als er die»korpo- 
ratistische« Sicherung von (Arbeitsplatz)Privilegien durch die Linksregierung kritisiert, 
»Konsumüberschüsse« in der französischen Gesellschaft konzediert und auch eine Arbeitszeit- 
verkürzung ohne vollen Lohnausgleich in Betracht zieht, wenn auf diese Weise eine Egalisie- 
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rungder Arbeitsmarktchancen erfolgt. Im Bezug auf die Sozialausgaben suchen die Vertreter 
dieser Linie weniger nach Möglichkeiten, über Umverteilung oder Fiskalisierung neue Res- 
sourcen zur Finanzierung zu erschließen, sondern verlangen eine radikale Reform des gesam- 
ten sozialen Sicherungssystems. Für sie ıst das aktuelle Defizit keine konjunkturelle Erschei- 
nung (leicht zu belegen an dem strukturellen Anstieg der Gesundheitskosten) und weniger 
ein Phänomen sozialer Ungerechtigkeit oder mangelnden Wachstums als vielmehr Aus- 
druck einer hochgradig desintegrierten und »kranken« Gesellschaft. Fine lineare Steigerung 
der Sozialausgaben ist für sie nicht nur undenkbar, sondern auch gar nicht erwünscht, da al- 
lein eine radikale Veränderung der Lebens- und Arbeitsbedingungen eine Senkung der Ge- 
sundheitskosten ermögliche. 

Dies ist freilich ein Jahrhundertprojekt mit »post-sozialistischer« Ausrichtung, das Konzepte 
der Selbstverwaltung und Entstaatlichung propagiert und damit paradigmatisch in ganz an- 
dere Bahnen kommt als der aktuelle Entwurf der Linksregierung. Zwischen diesem Zu- 
kunftsentwurf und dem aktuellen Sanierungszwang klaffen Welten, d.h. es besteht eine riesi- 
ge Operationslücke, die den Vorstellungen der »Post-Sozialisten (hierzulande bekannt vor 
allem Gorz, Touraine, Rosanvallon) eine oftmals brilliante Wirkungslosigkeit verleiht. 
Die hier nur ganz kurz skizzierten Lösungsvorschläge innerhalb des Reformblocks lassen 
sich nicht zu einer optimistischen Konklusion bringen. Vielmehr soll abschließend der Stoß- 
seufzer eines engagierten publizistischen Beobachters zitiert werden: 

»Alles deutet darauf hin, daß sich die überkommene Konstellation der Linken wieder eta- 
bliert: auf der einen Seite der Protosozialismus von Chevenement, um den herum sich alles 
sammeln könnte, was die sozialistische Erfahrung an Frustrationen und Starrsinn hervorge- 
bracht hat — mit einem Wort: die permanente Versuchung des Putsches gegen die Realität. 
Auf der anderen Seite der Metasozialismus der ‘zweiten Linken’, mit seiner Dialektik von 
Scheitern und Durchblick, von konkreter Vorstellungskraft und agnostischem Realismus.« 
(Jacques Juillard, Nouvel Observateur, 13. Mai 1983) 


7. Ausblick: vorerst kein »heißer Herbst« in Frankreich? 
Chancen des Neokorporativismus 


Der organisatorisch-institutionelle Kern des Linksbündnisses hat bisher alle Konflikte und 
Versuchungen überstanden. Basis der weiteren Zusammenarbeit ist dabei der kleinste ge- 
meinsame Nenner, d.h. der Machterhalt und die Verhinderung einer vorgezogenen Rück- 
kehr der Rechten an die Macht. Die elektorale Basis des Reformblocks schmilzt unterdessen 
dahin, in der sozialen Basis der Allianz regt sich Unwille und Frustration. Vor allem unter 
den Mittelschichten hat der P.S. seine beeindruckende Mehrheitsposition sowie beachtlich 
an Kredit verloren. In der Arbeiterklasse gibt es einen eindeutigen Trend auf Kosten der 
Linksgewerkschaften C.G.T. und C.F.D.T. zugunsten vonF.O. und C.F.T.D.C., die derzeit 
als wirksamere Vertreterinnen von Arbeitnehmerinteressen gesehen werden. Ende 1983 
machten sich die ersten Kaufkraftverluste bemerkbar, trotz großer Anstrengungen kann die 
Arbeitslosigkeit nur kosmetisch verringert werden — und die große Entlassungswelle in der 
Stahl-, Auto- und Werftindustrie scheint sogar noch bevorzustehen. Die Steuererhöhungen 
1984 werden zu einer weiteren Verschlechterung des Lebensstandards führen. 

Bei den verschiedenen Gelegenheiten im Herbst 1983 (Sozialversicherungswahlen, Reform 
der Arbeitslosenkassen, Tarifverhandlungen) hat sich Unmut gezeigt; eine soziale Explosion 
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ist indessen bisher ausgeblieben. Entschlossen Front gegen die Austeritätspolitik macht ei- 
gentlich nur F.O.; die C.G.T. hat eine »Strategie der Spannung« annonciert und auch in der 
CE.DIT. regt sich Widerstand gegen die als zu stark empfundene gouvernementale Solidari- 
tät der Zentrale. Doch resümiert man die Haltung der (linken) Gewerkschaften am besten 
mit folgender Formel, die sich im editorial der C.G.T.-Zeitung »La Vie ouyriere« findet: 
»(Die C.G.T.) ist nicht die Gewerkschaft der Regierung. Sie ist auch nicht ihr Gegner. Der 
Gegner ist der C.N.P.F. (der Arbeitgeberverband, C.L.) und die Reaktion.« (zitiert nach Le 
Monde, 31.7.83) 
Diese Position des »geringeren Übels« wurde bisher nicht durch »wilde Streiks« oder andere, 
organisationsgefährdende Maßnahmen infragegestellt. Die Gewerkschaften halten sich 
höchstens bereit, in solchem Falle zum Anwalt einer möglichen Opposition gegen überzoge- 
ne Sparmaßnahmen zu werden — und sehen mittlerweile ihrer anhaltenden organisatori- 
schen und legitimatorischen Schwächung zu. 
Ob sich in Frankreich ein »neo-korporativistischer« Trend ablesen läßt, ist nicht aus dieser 
auf haushaltspolitische Fragestellungen zugespitzten Studie allein zu schließen. Wissen- 
schaftstheoretisch interessant ist, daß der Begriff »corporatisme« in Frankreich zunehmend 
diskutiert wird, aber ganz andere und eher »archaische« Konnotationen hat. Traditionelle 
korporatistische Strukturen, d.h. die Segmentarisierung der französischen Gesellschaft in 
schmale, berufsbezogene »Privilegiaturen« nach Klientele, sind der Gegenstand der französi- 
schen »Korporatismus«-Debatte, die vor allem mit dem Bestseller von Frangois de Closets 
(1983) angeregt wurde. Er macht der Linksregierung den Vorwurf, sie habe vor allem die Ar- 
beitenden im geschützten staatlichen und öffentlichen Sektor privilegiert, die Freiberufler 
durch ein laxes Steuersystem geschont, effektiv organisierte Berufsstände gefördert, aber auf 
“der anderen Seite innovatorische Leitungskader und Unternehmer gestraft, ohne die Arbei- 
ter, mit Ausnahme der Niedriglohngruppen, sonderlich aufzuwerten. Die Teilung der Ge- 
sellschaft sei dadurch verstärkt worden. 
In der Tat ist es der Linksregierung bisher nicht gelungen, diese Teilung durch sozialintegra- 
tive, »solidarische« Reformmaßnahmen zu überwinden. Doch ist die moderate Budget- und 
Sozialpolitik der Linksgewerkschaften als eine Art »neokorporatistisches« Tauschangebot an 
Staat und Unternehmen zu verstehen, in anderen Bereichen, vor allem in der Arbeitsmarkt- 
politik und in der betrieblichen Mitbestimmung, Zugeständnisse zu machen. Auch das Still- 
halten gegenüber den staatlich festgelegten Lohnleitlinien geht in diese Richtung. Z weifellos 
besteht bei der Linksregierung eine Neigung, dieses Angebot durch die Einbindung der orga- 
nisierten Großinteressen in bilaterale und tripartistische Regulierungsformen aufzugreifen und 
für die formulierten Politikziele zu nutzen. Ein großes Fragezeichen steht jedoch hinter der 
Bereitschaft der französischen Unternehmerverbände dazu. 
Die »Politikverflechtung« ın Frankreich ist gewachsen; sie ist vorsichtig zu interpretieren im 
Sinne einer »Sozialdemokratisierung« der politischen Kultur. Aber das entscheidende Fer- 
ment scheint im Augenblick weniger ein gemeinsames Entwicklungs- und Reformprojekt als 
Machterhaltung und Überwintern zu sein, bis bessere Zeiten kommen... 


* Der Aufsatz erscheint im Frühjahr 1984 in dem von Michael Th. Greven u.a. herausgegebenen Sarn- 
melband »Politische Willensbildung und Interessenvermittlung«, Westdeutscher Verlag. 
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Anmerkungen 


Die Grundargumentationen des Aufsatzes wurden bei einer Sektionstagung der DVPW im Oktober 
1983 in Mannheim vorgetragen. Die hier nur skizzen- und thesenhaft ausgeführten Gedankengänge 
sind ausführlicher begründet in meinem Habilitationsprojekt. Auf Literaturangaben wird hier des- 
halb verzichtet; sie sind zu finden in einigen Studien aus diesem Projekt: 

Neokorporativismus in Frankreich? Projektbericht im Rahmen des Forschungsprojektes»Neokorpo- 
ratistische Politikentwicklung in Westeuropa«, Konstanz Ms. 1982 

Zur Entwicklung der französischen Gewerkschaften seit dem Beginn der 70er Jahre; in: Das Argument, 
Sonderband 85, Westeuropäische Gewerkschaften, Berlin 1982, S. 31-54 

Sozialistische und kommunistische Partei Frankreichs. Geschichte, Ideologie, Soziologie, in: PVS- 
Literatur 1 und 2/1983 

Eine immer unbestimmtere Idee von Eiankreich, Politische Kultur in Frankreich, in: Peter Reichel 
(Hg.), Politische Kultur in Westeuropa, erscheint 1984 
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